


Editorial
Dieses	E-Book	erschien	erstmals	im	November	2016.	Mehrmals	haben	wir	die	Auswahl	der	Artikel	überarbeitet,	denn	die
Ereignisse	in	der	Türkei	überschlugen	sich	geradezu.	Ein	halbes	Jahr	später	hat	sich	die	Lage	kaum	beruhigt.	Die	Türkei	ist	in
Aufruhr,	die	politischen	Akteure	gönnen	sich	und	dem	Land	keine	Ruhe.	In	den	vergangenen	zwei	Jahren	ist	mehr	passiert,
als	ein	Land	und	seine	Menschen	verkraften	können.

Da	war	zunächst	ein	harter	Wahlkampf,	unfair	und	hart	geführt,	der	im	Juni	2015	mit	einer	Abstrafung	der	regierenden	Partei
AKP	(»Partei	für	Gerechtigkeit	und	Aufschwung«)	von	Staatspräsident	Recep	Tayyip	Erdoğan	endete.	Die	Partei,	die	seit
ihrem	Bestehen	immer	die	absolute	Mehrheit	erreichte,	musste	erstmals	Macht	abgeben	–	sie	brauchte	einen
Koalitionspartner.

Etwa	zur	selben	Zeit	begann	eine	Serie	von	Anschlägen.	In	den	meisten	Fällen	zeichneten	sich	entweder	Anhänger	des	IS
oder	der	verbotenen	»Kurdischen	Arbeiterpartei«	PKK	verantwortlich.	Im	Kurdenkonflikt	such	die	Regierung	nicht	mehr
nach	einer	politischen,	sondern	setzt	wieder	auf	eine	militärische	»Lösung«.	Dutzende	Menschen	starben,	hunderte	wurden
verletzt.

Die	Kämpfe	dauern	bis	heute	an,	und	keine	der	beiden	Seiten	scheint	viel	Rücksicht	auf	die	Zivilbevölkerung	zu	nehmen.	Die
Verunsicherung	durch	weitere	Anschläge,	das	Versprechen	von	Stabilität,	eine	harte	politische	Rhetorik,	die	mediale
Überrepräsentanz	der	AKP	und	vor	allem	die	gezielte	Schwächung	und	Dämonisierung	der	Opposition	trugen	dazu	bei,	dass
Erdoğans	Partei	bei	den	Neuwahlen	im	November	die	absolute	Mehrheit	wiedererlangte.

Gleichzeitig	setzt	der	Bürgerkrieg	im	benachbarten	Syrien	das	Land	unter	Druck.	Die	Türkei	ist	das	Haupttransitland	für	die
Flüchtenden	Richtung	Europa,	und	damit	ein	wichtiger	Partner	für	die	EU	bei	der	Handhabung	der	Flüchtlingskrise.	Doch
trotz	ihrer	so	wichtigen	geografischen	Lage	war	die	Türkei	zeitweise	außenpolitisch	nahezu	isoliert.

Nur	eines	dieser	vielen	Probleme	könnte	reichen,	um	ein	Land	an	den	Rand	des	Zusammenbruchs	zu	bringen.	Dann	kam	der
15.	Juli	2016.	Zum	vierten	Mal	in	der	Geschichte	der	Türkei	putschte	das	türkische	Militär	gegen	eine	gewählte	Regierung.
Und	zum	ersten	Mal	scheiterte	es,	denn	»das	Volk«	ging	auf	die	Straße	und	stellte	sich	gegen	die	Panzer	–	so	lautet	zumindest
die	staatliche	Heldenerzählung	von	der	Geburt	einer	neuen	Türkei.

Seitdem	werden	nicht	nur	mutmaßliche	Putschisten	verfolgt.	Präsident	Erdoğan	nutzt	die	Ereignisse	des	15.	Juli,	um	rigoros
gegen	seine	politischen	Feinde	vorzugehen.	Tausende	Beamten	wurden	entlassen,	Oppositionelle,	Journalisten,
Wissenschaftler,	Kritiker	werden	verhaftet	oder	Repressalien	ausgesetzt	–	angeblich	handelt	es	sich	um	Terroristen	und
Putschisten	oder	zumindest	Sympathisanten.	Die	Pressefreiheit	ist	so	gut	wie	ausgehebelt.	Außenpolitisch	tat	sich	der
Präsident	wiederholt	durch	aggressive	Vorwürfe	und	Beleidigungen	gegen	andere	Staaten	hervor,	die	es	wagten,	Kritik	an
seinen	Maßnahmen	zu	üben.

Gleichzeitig	arbeitete	Erdoğan	daran,	seine	eigene	Macht	auszubauen	und	sich	unangreifbar	zu	machen.	Am	16.	April	setzte
er	per	Referendum	sein	seit	langem	angestrebtes	Präsidialsystem	durch,	das	ihm	eine	bisher	in	der	Türkei	nie	dagewesene
Machtfülle	verleiht,	nun	auch	demokratisch	verbrieft.	Doch	viele	bezweifeln	die	Legitimität	dieses	Referendums.	Die
Mehrheit	war	knapp,	der	vorangegangene	Wahlkampf	unfair.	Statt	das	gespaltene	Land	zu	befrieden,	polarisiert	der	Präsident
Erdoğan	die	Gesellschaft	weiter,	es	ist	sein	politisches	Geschäftsmodell,	sowohl	innen-	als	auch	außenpolitisch.	Das
Verhältnis	zur	EU	ist	zerrüttet,	zu	Deutschland	angespannt	wie	selten	zuvor,	zu	Russland	einigermaßen	gekittet,	zu	den	USA



von	beiderseitigen	Enttäuschungen	geprägt.

Steuert	die	Türkei	nun	auf	eine	Diktatur	hin,	wie	so	viele	Beobachter	und	Leidtragende	der	AKP-Regierung	schon	lange
behaupten	–	oder	hat	die	Demokratie	»gewonnen«,	wie	die	Regierung	gern	selbst	die	Lage	darstellt	und	dargestellt	haben
möchte?

In	diesem	E-Book	haben	wir	Ihnen	die	besten	Beispiele	unserer	Berichterstattung	zu	den	größten	Spannungsfeldern	der
türkischen	Politik	zusammengestellt.	Entstanden	ist	das	–	naturgemäß	nicht	vollständige	–	Porträt	eines	zerrissenen	Landes,
das	mit	sich	selber	ringt	und	dessen	Zukunft	so	unsicher	wie	selten	zuvor	erscheint.

Özlem	Topçu

Özlem	Topçu	ist	seit	2009	Redakteurin	im	Ressort	Politik	der	ZEIT.	Ihre	Schwerpunkte	sind	die	Türkei,	deutsch-türkische
Beziehungen,	Identitätsfragen	und	Integration.
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Am	Ende	gibt	der	große	Meister	noch	einmal	alles.	Es	sind	keine	24	Stunden	mehr	bis	zum	Referendum,	aber	der	türkische
Staatspräsident	Tayyip	Erdoğan	absolviert	noch	vier	Auftritte	in	Istanbul.	Sein	Premierminister	Yıldırım,	dessen	Job	durch
die	Reformen	wegfallen	soll,	schafft	gar	fünf.	Er	holt	noch	mal	alle	Klassiker	heraus,	alle	bekommen	ihre	Abreibung,	der
Westen,	die	Feinde	im	Inneren	und	überall	in	der	Welt.	Das	Volk	habe	jene	satt,	so	Erdoğan,	die	ihm	Fesseln	anlegten.	Da
baue	man	eine	Straße	–	und	habe	alle	gegen	sich:	»Schreit	so	laut,	dass	euch	der	Westen	hört,	da	auf	der	anderen	Seite	des
Bosporus:	Sagt	ihr	Ja	dazu,	ein	Volk	zu	sein?«

Die	Menge	antwortet	dem	Meister.	Dünne	weibliche	Stimmen	rufen	rhythmisch	nach	der	Todesstrafe.	Bei	der	Live-
Übertragung	des	Auftritts	im	Stadtteil	Ümraniye	auf	Facebook	kommentiert	jemand:	»Du	bist	ganz	schön	müde	geworden,
Reis.«	Reis,	das	ist	der	Anführer.	Und	wirklich,	er	sieht	müde	aus.	Denn	dies	hier	durfte	auf	keinen	Fall	schiefgehen.	Darum
hat	er	sich	so	verausgabt.

Aber	es	ist	in	Wahrheit	doch	schiefgegangen.	51,2	Prozent	der	türkischen	Wähler	stimmten	für	die	Verfassungsänderung,	die
dem	Präsidenten	in	Zukunft	nahezu	uneingeschränkte	Machtbefugnisse	zugesteht	und	faktisch	die	Gewaltenteilung	aufhebt.

Eine	denkbar	knappe	Mehrheit	–	trotz	all	der	Macht	der	Regierung	Erdoğan,	trotz	ihrer	gewaltigen	finanziellen	und	medialen
Überlegenheit,	trotz	der	Repression	der	Kritiker,	trotz	der	Verdrängung	und	Behinderung	der	Nein-Kampagne	und	trotz	des
Bündnisses	mit	den	Ultranationalisten	(deren	Partei	sich	darüber	zerstritt	und	vielleicht	sogar	in	die	Brüche	gehen	oder
womöglich	von	der	Erdoğan-Partei	AKP	absorbiert	wird),	trotz	all	der	riesigen	Evet-Plakate	an	so	vielen	Brücken,
Häuserwänden	und	historischen	Stadtmauern.	Es	reichte	am	Ende	nur	gerade	so.

Beinahe	die	Hälfte	des	Landes	hat	bekundet,	dass	sie	nicht	einverstanden	ist.	Vielleicht	sogar	noch	mehr	als	die	Hälfte,	sollten
die	Vorwürfe	der	Wahlmanipulation	bestätigt	werden.	Das	Referendum	ist	nicht	der	geplante	glanzvolle	Triumph	geworden,
kein	Knock-out	der	als	Landesverräter	hingestellten	Gegner,	allenfalls	ein	Punktsieg.	Dementsprechend	lang	waren	die
Gesichter	auf	der	Siegerseite	nach	der	Verkündung	des	Ergebnisses.

Ein	schaler	Geschmack	blieb,	aber	es	war	dennoch	ein	Sieg.	Wie	wird	es	jetzt	weitergehen?	Und	was	bedeutet	mehr	Macht
für	den	Präsidenten	–	und	was	bedeutet	das	für	seine	Gegner?

Tief	im	Westen	und	weit	im	Osten	der	Türkei	war	das	Nein	gleich	deutlich

Mithat	Sancar	hätte	wohl	allen	Grund,	das	Gesicht	in	tiefe	Sorgenfalten	zu	legen.	Viele	führende	Köpfe	seiner	Partei,	der
prokurdischen	HDP,	aber	auch	Dutzende	Bürgermeister	und	Anhänger	sitzen	seit	Monaten	im	Gefängnis.	Aber	der
Abgeordnete	empfängt	in	seinem	Büro	im	türkischen	Parlament	in	Ankara,	hinter	ihm	ein	Gemälde	von	Staatsgründer
Atatürk,	das	gleiche	wie	in	jedem	Abgeordnetenbüro	hier,	und	denkt	lieber	über	Optionen	nach,	als	zu	verzagen.	»Das	Nein
hat	nicht	verloren,	und	Erdoğan	hat	nicht	gesiegt«,	fasst	er	das	paradoxe	Ergebnis	des	Referendums	zusammen.	»Das	Land	ist
tief	gespalten,	wohl	wahr.	Aber	bei	dieser	Abstimmung	haben	wir	gesehen,	dass	es	zugleich	auch	eine	Brücke	von	Edirne	bis



nach	Diyarbakır	gibt.«

Was	er	meint:	Tief	im	Westen	und	ganz	weit	im	Osten	haben	zwei	Regionen	der	Türkei,	deren	Menschen	nicht	oft	in
Berührung	miteinander	kommen,	dieselbe	Entscheidung	getroffen.	In	Edirne	an	der	Grenze	zu	Europa	und	auf	der	anderen
Seite	in	der	Kurdenmetropole	Diyarbakır	hat	das	Nein	deutlich	gewonnen.	Sancar	ist	eigentlich	Professor	für
Verfassungsrecht,	nebenbei	übersetzt	er	Jürgen	Habermas	ins	Türkische.	Er	weist	darauf	hin,	wie	bunt	das	Nein-Lager	ist:
Ultranationalisten,	säkulare	Kurden,	Republikaner,	Liberale,	sehr	fromme	und	nicht	so	fromme	Muslime,	Feministinnen	–
lauter	Menschen,	die	sich	vielleicht	sonst	als	Gegner	sehen	und	vollkommen	unterschiedliche	Ideen	davon	haben,	in	was	für
einer	Türkei	sie	in	Zukunft	leben	wollen.	Sie	haben	einen	gemeinsamen	Nenner	gefunden.

Ob	daraus	etwas	entstehen	kann,	was	politisch	auch	über	das	Nein	zum	Referendum	hinaus	brauchbar	ist,	ist	eine	andere
Frage.	Es	hat	sich	aber	immerhin	gezeigt,	dass	es	in	allen	Lagern	einen	Oppositionsgeist	gibt.	Die	Regierung	ist	damit
gescheitert,	den	einen	Feind	auszumachen.	Diese	Opposition	hatte	kaum	eine	Chance,	aber	sie	hat	sie	genutzt:	»Das	neue
System	wird	auf	einem	sehr	dünnen	Fundament	stehen,	und	das	ist	ein	großes	Risiko	für	den,	der	es	in	Kraft	setzt«,	warnt
Sancar.

Ist	es	Zweckoptimismus,	die	vielen	Nein-Stimmen	als	Kern	einer	neuen	Opposition	zu	sehen?	Vielleicht.	Aber	eine
Alternative	gibt	es	für	Sancar	nicht.	»Politik	bedeutet,	immer	einen	Weg	zu	suchen,	sogar	im	Moment	von	Krieg	und	Gewalt.
Ich	kann	ja	schlecht	den	Laden	hier	dichtmachen	und	sagen:	Ich	gehe.«

Die	meisten	Änderungen,	die	nun	mit	halbem	Volkswillen	beschlossen	sind,	werden	erst	nach	der	Präsidenten-	und
Parlamentswahl	im	Herbst	2019	in	Kraft	treten.	Nur	einige	wenige	werden	sofort	umgesetzt.	Dazu	zählt	etwa,	dass	der
Präsident,	bislang	zu	politischer	Neutralität	verpflichtet,	wieder	offiziell	Mitglied	einer	Partei	sein	kann	und	sogar	deren
Vorsitzender.

Er	wird	somit	auch	die	Kandidaten	seiner	Partei	für	die	Parlamentswahl	bestimmen.	Allerdings	war	Erdoğan	nie	ein
überparteilicher	Präsident,	wie	es	die	Verfassung	bisher	forderte.	Die	Gewaltenteilung	wird	auch	nicht	erst	durch	die	neue
Präsidialverfassung	kassiert:	Die	Unabhängigkeit	der	Justiz	hat	Erdoğan	in	den	letzten	Jahren	immer	wieder	durch	öffentliche
Vorverurteilungen	von	Journalisten	und	Intellektuellen	missachtet.	Bereits	vor	zwei	Jahren	hat	der	Präsident	selbst	gesagt,
dass	die	Türkei	»de	facto«	zu	einem	Präsidialsystem	übergegangen	sei.

Doch	wenn	er	nun	im	neuen	System	ganz	offiziell	seine	neue	Machtfülle	genießen	kann,	bedeutet	das	auch:	Er	muss	liefern.
Er	kann	dann	nicht	mehr	behaupten,	er	sei	gefesselt	oder	das	alte	System	stünde	ihm	im	Wege.	Da	müsste	es	der	Türkei	dann
bald	richtig	gut	gehen,	die	derzeit	eher	darbende	Wirtschaft	sollte	wieder	florieren,	die	Arbeitslosigkeit	und	die
Überschuldung	der	privaten	Haushalte	sollten	zurückgehen,	die	Touristen	wieder	die	Strände	der	Südküste	bevölkern	und
überhaupt:	Es	müssten	endlich	die	versprochene	Stabilität	und	Ruhe	einkehren.	Spätestens	bis	2019,	bis	zur	nächsten	Wahl.

Die	Welt	hat	noch	nicht	begriffen,	was	für	ein	System	auf	die	Türkei	zukommt

Aber	vielleicht	wird	es	gar	nicht	so	lange	dauern.	Denkbar	ist,	dass	die	Wahlen	früher	angesetzt	werden,	damit	die	Fesseln
früher	abgelegt	werden	können.	Nicht,	dass	das	Nein-Lager	in	zwei	Jahren	noch	wächst	oder	sich	eine	neue	Mitte-rechts-
Partei	gründet,	wie	sie	manche	schon	herbeireden.	Eine	Partei	für	Wähler,	die	sowohl	von	der	AKP	als	auch	von	den
Ultranationalisten	enttäuscht	sind	und	nun	ohne	politische	Heimat	dastehen.

Über	solche	Überlegungen	kann	Abdüllatif	Şener,	randlose	Brille,	gestutzter	Schnauzer,	dunkles	Jackett,	am	Tag	zwei	nach
dem	Referendum	nur	bitter	lächeln:	»Irgendwelche	Leute	wollen	irgendwelche	Parteien	gründen	–	das	nehme	ich	nicht	ernst.«
Şener	hat	einst	eng	mit	Erdoğan	zusammengearbeitet,	schrieb	mit	am	ersten	reformerischen	Parteiprogramm,	das	auch	in



Europa	Lob	bekam.	Er	hat	die	AKP	mitbegründet	und	war	stellvertretender	Ministerpräsident	in	der	Regierung	von	Abdullah
Gül.	2007	verließ	er	die	Politik,	weil	bereits	damals	die	politischen	Vorstellungen	auseinandergingen.	Es	war	die	gute	Zeit	der
AKP,	mit	vielen	Reformen	und	einem	demokratischen	Versprechen.

In	den	vergangenen	Wochen	hat	der	Wirtschaftsprofessor	eine	Ein-Mann-Kampagne	gegen	seine	alte	Partei	gemacht.	Anders
als	Sancar	sieht	der	ehemalige	AKP-Mann	Şener	nicht	viel	Raum	für	eine	andere	Politik:	»In	Zukunft	wird	es	bei	uns	eine
Staatspartei	geben,	ähnlich	der	Baath-Partei	im	Irak.	Die	anderen	Parteien,	sofern	sie	nicht	verboten	sind,	werden	schwach,
unwichtig	und	unglaubwürdig	für	den	Bürger	sein.«

Şener	sagt	das	mit	einer	kühlen	Nüchternheit,	er	seziert	das	Referendum	illusionslos:	»Ich	glaube,	die	Welt	hat	noch	gar	nicht
begriffen,	was	da	für	ein	System	auf	uns	zukommt.	Ganz	offenbar	haben	es	die	Türken	noch	nicht	verstanden.	Wir	werden	es
wohl	erst	in	einigen	Jahren	sehen.«	Er	fürchte,	dass	in	Zukunft	»Minister	nicht	einmal	mehr	ihre	Sekretärinnen	ohne
Einverständnis	des	Präsidenten	werden	einstellen	können«.	Klingt	etwas	übertrieben,	oder?	Niemand	kann	doch	alles
kontrollieren!	»Dieser	Präsident	hat	einen	besonderen	Führungsstil:	Er	verbreitet	Angst	und	Hoffnung	gleichzeitig.	Und	die
Menschen	tun	dann	vieles,	um	ihm	zu	gefallen.«

Niemand	glaubt	heute	ernsthaft,	dass	der	Protest	der	Opposition	gegen	die	mutmaßliche	Wahlmanipulation	etwas	bringen
wird.	Die	Debatte	darum	wird	dennoch	einige	Tage	dauern.

Sein	»liebes	Volk«	hat	den	Wunsch	des	Präsidenten	nach	einem	Präsidialsystem	erfüllt.	Wird	damit	nun	ein	Sättigungsgefühl
eintreten?

Abdüllatif	Şener	fällt	dazu	ein	Hadith	ein,	eine	Überlieferung	des	Propheten	Mohammed,	in	der	es	heißt:	»Hätte	der	Mensch
zwei	Täler	voller	Reichtümer,	er	würde	ein	drittes	Tal	wollen.	Nur	die	ganze	Erde	wird	den	Menschen	sättigen.«



Innenpolitik

Türkische	Abrissarbeiten
Prügelnde	Politiker,	ein	verängstigtes	Volk	und	ein	Präsident,	der	zum	Alleinherrscher	wird:	Warum	demontieren	die
Türken	ihre	Demokratie	so	gnadenlos?
VON	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	19.01.2017	Nr.	4

Es	gibt	Türken,	die	einen	sehr	feinen	Sinn	für	Humor	haben,	egal	wie	schlimm	die	Lage	ist.	In	Zeiten,	in	denen	das	türkische
Parlament	dabei	ist,	seiner	eigenen	Abschaffung	zuzustimmen,	twittert	der	bekannte	Jurist	Kerem	Altıparmak	von	der
Universität	Ankara:	»Wenn	die	Verfassungsänderungen	beschlossen	werden,	dann	werden	auch	die	Prüfungen	über	das
Verfassungsrecht	in	Zukunft	ganz	einfach.	Die	Antwort	auf	alle	Fragen	wird	dann	nämlich	immer	›Der	Präsident‹	sein.«

Die	Türkei	ist	auf	dem	Weg,	ihr	gesamtes	politisches	System	zu	ändern:	Nach	etwa	65	Jahren	parlamentarischer	Demokratie
–	einer	Demokratie,	die	zwar	»schielt	und	humpelt,	aber	die	unsere	ist«,	wie	der	Autor	Aydın	Engin	sagt	–	soll	das	Land	nun
nach	dem	Willen	der	herrschenden	AKP	von	Präsident	Tayyip	Erdoğan	ein	Präsidialsystem	einführen,	mit	weiteren
tiefgreifenden	Machtbefugnissen	für:	Erdoğan,	den	jetzt	schon	mächtigsten	Mann.	Denn	das	ist	die	Vision	seiner	»Neuen
Türkei«:	Wenn	die	Republik	2023	ihr	100-jähriges	Bestehen	feiert,	will	er	der	starke,	unangefochtene	Präsident	sein.	Diese
neue	Türkei	soll	noch	stabiler,	wohlhabender,	demokratischer,	friedlicher,	pluralistischer,	gerechter	sein	als	je	zuvor,	so
zumindest	lautet	das	Versprechen.	Dafür	brauche	es,	so	Erdoğans	Anhänger,	einen	starken	Mann	an	der	Spitze,	der	endlich
effizient	durchregieren	könne,	ohne	Widerstand	alter	Eliten	in	Bürokratie	und	Politik.

Tatsächlich	herrscht	in	nahezu	allen	politischen	Milieus	Einigkeit	darüber,	dass	die	Türkei	eine	Verfassungsreform	dringend
braucht.	Die	aktuelle	Verfassung	stammt	von	der	Militärjunta	und	wurde	nach	dem	Putsch	1980	aufgesetzt.	Darin	steht	der
Staat	an	erster	Stelle,	und	der	Bürger	ist	dafür	da,	dass	es	ihm	gut	geht	–	nicht	umgekehrt.	Deshalb	drehte	sich	noch	vor
einigen	Jahren	die	Debatte	auch	darum,	ob	bei	einer	Reform	nach	europäischem	Vorbild	die	Würde	des	Menschen	Platz	in
den	ersten	Artikeln	haben	könnte	(damals	übrigens	ein	Vorschlag	der	AKP).	Jetzt	aber	geht	es	ausschließlich	darum,	die
Macht	des	Präsidenten	zu	sichern.	Die	Opposition	sieht	in	den	Änderungen	schlicht	die	Manifestation	einer	Diktatur.

Eine	kleine	Auswahl	der	wichtigsten	Änderungen	macht	klar,	was	die	Gegner	meinen	–	denn	die	Gewaltenteilung	wird
faktisch	abgeschafft,	Checks	and	Balances	durch	das	Parlament	bestehen	im	Grunde	nicht:	Der	Präsident	muss	nicht	mehr	wie
bisher	aus	seiner	Partei	austreten,	wenn	er	sein	Amt	antritt.	Er	wird	also	ein	parteilicher	Präsident	und	nicht	einmal	mehr
formal	das	Oberhaupt	aller	Menschen	in	der	Türkei;	er	kann	zudem	Vorsitzender	seiner	Partei	bleiben	und	damit	bestimmen,
wer	Abgeordneter	wird;	das	Amt	des	Premierministers	wird	abgeschafft,	dafür	steht	der	Präsident	der	Exekutive	vor.	Das
Staatsoberhaupt	kann	somit	Dekrete	mit	Gesetzeskraft	erlassen,	Vetos	gegen	Gesetzesentwürfe	des	Parlaments	einlegen,	das
Parlament	auflösen	und	Neuwahlen	ausrufen;	er	legt	den	Haushalt	fest	und	ernennt	die	Minister	und	die	hohen	Beamten;	der
Präsident	wird	auch	tief	in	die	Justiz	eingreifen	können:	Er	bestimmt	die	Hälfte	der	Mitglieder	des	»Hohen	Rates	der	Richter
und	Staatsanwälte«.	Das	ist	das	Gremium,	das	Richter	und	Staatsanwälte	beruft,	befördert	und	gegebenenfalls
Untersuchungen	einleitet.	Der	Präsident	bestimmt,	ähnlich	wie	in	der	alten	Verfassung,	auch	12	der	15	Mitglieder	des
Verfassungsgerichts.	Schließlich	soll	er	fortan	Oberbefehlshaber	der	Armee	sein	und	kann	jederzeit	den	Ausnahmezustand
ausrufen.

Das	Parlament	hingegen	wird	seine	wichtigen	Kontrollinstrumente	wie	das	Misstrauensvotum	und	die	parlamentarische



Anfrage	verlieren	–	ein	starkes	Instrument,	das	zumindest	theoretisch	zur	Absetzung	von	Ministern	führen	konnte.	Die
»Große	Nationalversammlung«	wird	nur	noch	eine	»symbolische«	Rolle	spielen,	wie	die	Juristin	Ece	Güner	Toprak	es	nennt.

Kurzum:	Der	Präsident	wird	übermächtiger	Herrscher	in	einem	strikt	zentralistischen	Land.

Und	er	hat	es	anscheinend	eilig.

Die	Änderungen	werden	derzeit	in	einem	atemberaubenden	Tempo	zur	Abstimmung	gebracht.	Eine	freie	und	gründliche
Debatte	darüber	findet	nicht	statt.

Aber	wie	bringt	man	so	eine	Reform	durch?	Verfassungsänderungen	in	der	Türkei	benötigen	eine	Zweidrittelmehrheit	im
Parlament,	doch	die	hat	Erdoğans	AKP	nicht.	Deshalb	fuhr	die	Regierung	die	Strategie,	mit	der	Unterstützung	eines	großen
Teils	der	Abgeordneten	der	Nationalistischen	Volkspartei	(MHP)	das	Quorum	für	ein	Referendum	zu	erreichen.	Die
abschließende	Abstimmung	im	Parlament	ist	für	die	kommenden	Tage	angesetzt	–	und	der	Plan	wird	mit	hoher
Wahrscheinlichkeit	aufgehen.	Aller	Voraussicht	nach	Ende	März	oder	Anfang	April	sollen	schließlich	die	Bürger	über	die
Verfassungsänderung	abstimmen	können.	Der	Ausgang	ist	offen.	Den	Umfrageinstituten	ist	in	der	polarisierten	Atmosphäre
der	heutigen	Türkei	kaum	zu	trauen,	auch	sie	sind	politisiert.	In	der	aufgeheizten	Stimmung	ist	es	fraglich,	ob	die	Bürger	sich
trauen,	überhaupt	ihre	wahre	Ansicht	mitzuteilen.	Doch	bislang	hat	Erdoğan	jede	Wahl	für	sich	entschieden.

Damit	wird	die	Türkei	wohl	das	erste	Land	überhaupt	sein,	das	während	eines	Ausnahmezustands	–	in	dem	es	sich	ja	seit	den
Tagen	nach	dem	vereitelten	Putsch	am	15.	Juli	vergangenen	Jahres	befindet	–	den	Weg	für	einen	Systemwechsel	ebnet,	und
auch	das	erste	Land,	das	direkt	nach	Ende	eines	Ausnahmezustands	(er	soll	Mitte	März	aufgehoben	werden)	eine	solch
schicksalhafte	Frage	entscheiden	muss.

Unfassbare	Szenen	spielten	sich	in	den	vergangenen	Tagen	im	türkischen	Parlament	ab.	Gegenseitiges	Anbrüllen	war	noch
die	zivilisierteste	Form	der	Kommunikation.	Es	gab	Massenrangeleien,	gebrochene	Nasen,	ein	Abgeordneter	soll	einen
anderen	sogar	ins	Bein	gebissen	haben	(der	Vorfall	wird	noch	untersucht);	Wasserflaschen	und	Blumentöpfe	flogen	durch	die
Luft.	Bei	der	ersten	Abstimmung,	die	laut	geltendem	Recht	geheim	sein	muss,	hielten	einige	besonders	untertänige	AKP-
Abgeordnete,	unter	ihnen	auch	der	Gesundheitsminister,	lächelnd	ihre	Abstimmungsplättchen	in	die	Kameras.	Szenen	der
Selbstabschaffung	einer	Demokratie.

Die	aggressiven	Bilder	aus	dem	Parlament	spiegeln	die	Situation	wider,	in	der	sich	das	ganze	Land	befindet.	Die	Türkei	steht
unter	Dauerstress,	die	Menschen	dürften	nach	allem,	was	sie	in	den	letzten	Jahren	erlebt	haben,	auch	emotional	im
Ausnahmezustand	sein.	Kämpfe	im	Südosten,	Terroranschläge,	Tote,	hohe	Arbeitslosigkeit.	Eine	autoritäre	Regierung,	die
Opposition	und	Meinungsfreiheit	unterdrückt.	Hunderttausende	Entlassungen	und	Festnahmen	im	Zusammenhang	mit	dem
Putsch	–	und	eine	Aufarbeitung	des	Putsches,	die	man	schwerlich	so	nennen	kann.	Die	Öffentlichkeit	hat	kaum	eine	Chance,
zwischen	Schuldigen	und	Unschuldigen	zu	unterscheiden,	weil	sie	gar	nicht	zum	Durchatmen	kommt.	Und	weil	ein	jetzt
schon	allmächtiges	und	dauerpräsentes	Staatsoberhaupt	mit	einer	nationalistisch-religiös-kämpferischen	Rhetorik	die
Menschen	gegeneinander	aufstachelt,	anstatt	die	Bevölkerung	zu	einen.	Schnell	kann	man	in	öffentlichen	Diskussionen	zum
Terroristen	oder	Vaterlandsverräter	abgestempelt	werden,	wenn	man	die	offizielle	Linie	auch	nur	infrage	stellt.

In	der	Außenpolitik	wird	der	angehende	Systemwechsel	womöglich	eine	Entwicklung	beschleunigen,	die	sich	bereits
abzeichnet:	eine	sukzessive	Abwendung	vom	Westen.	Schon	länger	unterhält	die	Regierung	eine	sehr	geschmeidige
Beziehung	zu	Russland.	Noch	vor	eineinhalb	Jahren	standen	die	beiden	Länder	am	Rande	eines	Krieges,	nachdem	die	Türken
einen	russischen	Kampfjet	abgeschossen	hatten.	Jetzt	camoufliert	Ankara	das	Scheitern	seiner	eigenen	Syrienpolitik,	indem
es	sich	Moskau	unterordnet.	Lange	lautete	die	türkische	Syrienpolitik:	Assad	muss	weg.	Nun	hat	man	sich	auf	die	Seite	des



Schutzpatrons	des	syrischen	Präsidenten,	Wladimir	Putin,	geschwungen.	Aber	eine	Presse,	die	der	Regierung	den	Spiegel
vorhält,	gibt	es	kaum	noch.	Die	Beziehungen	zum	Westen	dagegen,	zu	den	USA	und	zur	EU,	sind	zerrüttet.

Seit	kurz	vor	dem	Ende	des	Osmanischen	Reiches	war	der	Blick	der	Türkei	stets	nach	Westen	gerichtet,	unter
Republikgründer	Atatürk	wurde	dies	eine	Art	Staatsräson.	Das	hieß	nicht	automatisch	Demokratisierung	und	Modernisierung,
sondern	eine	Revolution	von	oben,	verbunden	mit	vielen	Schmerzen.	Aber	es	blieb	die	offizielle	Orientierung.
Gewaltenteilung,	Rechtsstaatlichkeit,	Menschenrechte	–	da	wollte	man	hin.	Und	jetzt?	»Dieses	Gesetzespaket	könnte	aus	der
Türkei	eine	Nahost-Diktatur	machen!«,	rief	der	ehemalige	Vorsitzende	der	alten	Atatürk-Partei	CHP,	Deniz	Baykal,	wütend
im	Parlament,	natürlich	ohne	die	Rolle	seiner	eigenen	Partei	dabei	aufzuarbeiten.	Sprich:	Führerprinzip	statt	Pluralität,
Ansagen	statt	Konsenssuche,	Willkür	statt	Transparenz.

Dabei	war	es	die	AKP-Regierung	von	Erdoğan,	damals	noch	Premierminister,	die	das	Land	ähnlich	schnell	wie	Atatürk	gen
Westen	und	Europa	öffnete.	Unter	Erdoğan	erfüllte	die	Türkei	2005	die	sogenannten	Kopenhagener	Kriterien,	eine
Voraussetzung	für	die	EU-Mitgliedschaft.	Diese	Kriterien	dürfte	die	Türkei	schon	seit	Längerem	kaum	mehr	erfüllen,	mit	den
aktuellen	Verfassungsänderungen	schon	gar	nicht.	»Eine	von	Europa	abgekoppelte	Türkei	würde	nur	noch	als	Dritte-Welt-
Land	wahrgenommen«,	sagte	Finanzminister	Mehmet	Șimșek	noch	vor	Kurzem.	Ein	Bekenntnis	zu	Europa,	das	einen
enormen	Shitstorm	gegen	Șimșek	zur	Folge	hatte	–	von	Anhängern	seiner	Partei.	Aber	auch	viele	dem	Westen	eigentlich
zugewandte	Türken	sehen	in	Europa	spätestens	seit	dem	Umgang	der	EU	mit	den	Flüchtlingen	keinen	Ort	des	Versprechens
mehr.	Sie	finden,	Europa	hat	sich	nicht	humanitär,	sondern	heuchlerisch	verhalten	und	wollte	die	Flüchtlinge	nur	loswerden,
und	zwar	Richtung	Türkei.

Mit	Blick	auf	europäische	Länder	wie	Ungarn	und	Polen,	mit	ihren	aufweichenden	Institutionen	und	der	langsamen
Auflösung	demokratischer	Prinzipien,	oder	auch	auf	die	USA	und	Donald	Trump	wird	klar,	dass	es	gerade	ein	schlechter
Zeitpunkt	ist,	der	türkischen	Gesellschaft	und	Politik	Nachhilfe	in	Demokratie	zu	geben.

Tayyip	Erdoğan	reiht	sich	in	diesen	Trend	der	autoritären	Führer	ein.	Er	kann	die	Wende	nur	schneller	durchziehen	als	die
anderen.



Innenpolitik

Im	Land	der	Jasager
In	Anatolien	wohnen	die	treuesten	Anhänger	des	Präsidenten	Erdoğan.	Warum	stehen	sie	so	entschlossen	hinter	ihm?
VON	ONUR	BURÇAK	BELLI
DIE	ZEIT,	13.04.2017	Nr.	16

In	einer	Wohnung	mitten	in	der	Stadt	Kayseri	treffen	sich	Frauen	zu	einem	Plausch.	Schon	im	Eingang	begrüßen	prunkvoll
gerahmte	Koranverse	die	Besucherin.	Kayseri	liegt	im	Kernland	der	AKP,	und	die	frommen	Frauen,	die	sich	hier	im
Wohnzimmer	versammelt	haben,	sind	Stammwählerinnen.	Sie	servieren	süßen	Tee	und	Kuchen,	doch	in	den	Geschichten,	die
sie	an	diesem	Nachmittag	erzählen,	liegt	Bitterkeit.

Kayseri,	ein	historisches	Handelszentrum,	ist	eine	Hochburg	des	islamischen	Konservatismus.	Auf	dem	Weg	ins	Zentrum
grüßen	riesige	Plakate	mit	dem	Konterfei	von	Staatspräsident	Erdoğan.	Bei	den	letzten	Präsidentschaftswahlen	sprachen	sich
fast	70	Prozent	der	Einwohner	für	ihn	aus.

Wir	sind	eine	Woche	in	Anatolien	unterwegs,	um	zu	verstehen,	warum	so	viele	hier	treu	zu	ihrem	Präsidenten	stehen	–	und
wie	sie	am	kommenden	Sonntag	beim	Referendum	über	das	Präsidialsystem	abstimmen	werden,	das	er	einführen	will.	In
Kayseri,	wo	Erdoğans	treueste	Anhänger	wohnen;	in	Şanlıurfa	an	der	syrischen	Grenze,	wo	es	gilt,	die	Kurden	zu	gewinnen;
und	in	der	Hauptstadt	Ankara,	wo	vor	beinahe	einem	Jahrhundert	die	laizistische	Türkei	gegründet	wurde,	deren	Verfassung
nun	möglicherweise	vor	einem	Umbruch	steht.

Eine	der	Frauen,	eine	Anwältin,	die	wie	alle	hier	anonym	bleiben	möchte,	erzählt	von	ihren	beruflichen	Anfängen:	»Entweder
du	nimmst	das	Tuch	ab	und	trägst	dein	Haar	offen,	oder	ich	stelle	dir	kein	Referendariatszeugnis	aus«,	habe	der	mächtige
Staatsanwalt	gesagt.	Sie	erinnert	sich	noch	gut	an	diese	Verletzung	ihrer	Rechte,	die	sie	als	junge	Juristin	erleiden	musste.	Sie
ist	noch	immer	gekränkt	und	wütend,	obwohl	inzwischen	17	Jahre	vergangen	sind.	Sie	habe	sich	damals	gefügt	und	das
Kopftuch	abgenommen,	um	ihre	Zulassung	als	Anwältin	zu	bekommen.	»Ich	musste	das	Kopftuch	immer	ablegen,	wenn	ich
einen	Gerichtssaal	betrat.	Stellen	Sie	sich	mein	Haar	vor,	das	stundenlang	unter	einem	Kopftuch	lag.	Stellen	Sie	sich	vor,	wie
Sie	mit	diesem	Haar	den	Saal	betreten,	um	einen	Mandanten	zu	verteidigen.	Und	was	das	mit	Ihrem	Selbstvertrauen	macht!«

Es	war	Erdoğan,	so	stellen	es	die	Frauen	dar,	der	den	frommen	Anatoliern	ihre	Würde	zurückgab.	Er	ist	einer	von	ihnen,	so
sehen	sie	das	hier.	Der	erste	Spitzenpolitiker,	der	ihre	Lebensweise	anerkennt	und	sie	nicht	demütigt	wie	die	alten
säkularistischen	Staatseliten.	Die	Menschen	hier	werden,	folgt	man	den	Frauen,	ein	weiteres	Mal	hinter	Erdoğan	stehen	und
beim	Referendum	mit	Ja	stimmen.

Das	Gespräch	ist	angespannt,	denn	die	Frauen	trauen	der	Presse	nicht,	zumal	wenn	die	vor	ihnen	sitzende	Journalistin	für	eine
deutsche	Zeitung	arbeitet.	Doch	man	spürt	auch	Neugier.	Die	Frauen	wollen	wissen,	wie	die	Türkei	von	Europa	aus	gesehen
wird.	Und	sie	wollen	selbst	eine	Botschaft	senden.	Eine	Mittsechzigerin	macht	den	Anfang:	»Ihr	Europäer	seht	die	Türkei
immer	noch	als	kranken	Mann.	Europäer	denken,	dass	sie	bestimmen	und	wir	gehorchen.	Aber	wir	sind	aufgewacht,	und	das
könnt	ihr	schwer	verdauen.«	Die	Dame	des	Hauses	schaltet	sich	ein:	»Wir	glauben,	dass	wir	alle	Störer	dann	loswerden,	wenn
wir	Ja	sagen.	Dann	können	sie	uns	nicht	mehr	den	Weg	versperren.«	Die	Störer,	das	sind	nicht	nur	die	alten	Eliten	der	Türkei,
sondern	auch	der	Westen	und	Europa,	die	nur	Erdoğan	in	Schach	halten	kann.

Für	diese	Frauen	ist	das	Kopftuchverbot	immer	noch	das	zentrale	Thema.	Alle	haben	deshalb	Ausgrenzung	und	Erniedrigung



erlebt,	ob	in	der	Schule,	an	der	Uni	oder	im	späteren	Arbeitsleben.	Als	fromme	Muslime	konnten	sie	keine	Karrieren	in	den
staatlichen	Institutionen	machen.	Sie	werde	nie	vergessen,	sagt	die	Anwältin,	wie	Studentinnen	aufgefordert	wurden,	einzeln
in	ein	sogenanntes	Überzeugungszimmer	zu	gehen,	wo	ihnen	Druck	gemacht	wurde,	das	Haupt	zu	entblößen.	Wer	sich
weigerte,	dem	wurde	mit	Exmatrikulation	gedroht.	Das	änderte	sich	erst,	als	Erdoğans	AKP	2002	an	die	Macht	kam.	»Ich
kann	heute	überall	Kopftuch	tragen	und	arbeiten,	ohne	gezwungen	zu	sein,	gegen	die	Gebote	meines	Glaubens	zu	verstoßen«,
sagt	die	Anwältin.

Während	ihrer	Studienzeit	erreichten	die	Konflikte	zwischen	den	Kemalisten	–	also	den	Vertretern	des	Laizismus	und	damit
des	Kopftuchverbots	–	und	den	Islamisch-Konservativen	ihren	Höhepunkt.	Es	waren	die	neunziger	Jahre,	und	die
prowestliche	Staatsgewalt	störte	sich	damals	an	den	politischen	Territorialgewinnen	der	islamisch-konservativen	Parteien.	So
drohte	die	Armee	1997	ein	weiteres	Mal	mit	einem	Putsch.	Es	kam	zwar	nicht	dazu,	aber	infolge	dieser	Drohung	wurden	die
Grundrechte	islamisch-konservativer	Bürger	eingeschränkt.	Das	Kopftuchtragen	im	öffentlichen	Raum	wurde	verboten	und
die	von	religiösen	Kreisen	bevorzugten	Predigerschulen	geschlossen.

Diese	Tage	haben	weder	die	Erdoğan-Regierung	noch	die	Menschen	von	Kayseri	vergessen.	Wer	mit	den	Frauen	hier	spricht,
erkennt:	Damals	wurde	das	Fundament	der	heutigen	Macht	Erdoğans	gelegt.

In	der	westlichen	Lesart	teilt	sich	die	zunehmend	polarisierte	Türkei	klar	in	Erdoğans	Anhänger	und	dessen	Gegner	auf	–	und
zu	Letzteren	zählen	vor	allem	die	Kurden.	Aber	ganz	so	einfach	ist	es	nicht,	wie	man	in	der	kurdischen	Metropole	Şanlıurfa,
kurz	Urfa,	beobachten	kann.

Die	Stadt	mit	fast	zwei	Millionen	Einwohnern	liegt	etwa	500	Kilometer	südöstlich	von	Kayseri.	Auch	in	Urfa	steht	der
islamische	Konservatismus	auf	festem	Grund.	Von	jeher	werden	hier	zumeist	die	konservativen	Parteien	gewählt.	Rund	70
Prozent	der	Einwohner	sind	Kurden.	In	Urfa	haben	feudale	Strukturen	und	lokale	Religionsführer	einen	großen	Einfluss	auf
die	Gesellschaft.

Im	Herzen	der	Stadt,	auf	dem	Rabia-Platz,	steht	ein	»Ja-Zelt«,	in	dem	Befürworter	des	Präsidialsystems,	über	das	am	16.
April	abgestimmt	wird,	für	die	Änderung	werben.	Das	»Nein«	ist	im	Stadtbild	nicht	präsent,	kein	einziger	Wimpel	der
Oppositionsparteien	ist	zu	sehen.

Und	doch	gibt	es	Zweifel,	sogar	hier	im	Ja-Zelt,	wie	sich	im	Gespräch	mit	drei	jungen	Leuten	zeigt.	Sie	kennen	sich	aus
Schulzeiten,	zwei	von	ihnen	dürfen	das	erste	Mal	wählen.	Alle	drei	sind	Kurden	und	stammen	aus	religiös-konservativen
Familien.

Ahmet	Kılıç,	20	Jahre	alt,	hat	bereits	bei	den	Parlamentswahlen	im	November	2015	die	AKP	gewählt.	Beim	Referendum
wolle	er	nun	auch	»definitiv«	mit	Ja	stimmen.	Seine	Freunde	Zeliha	Güven,	18,	und	Yasin	Bozkurt,	19,	sind	nicht	so
entschieden	wie	er.	Beide	trauen	der	Politik	des	Präsidenten	nicht.	Dass	Kritiker	das	Präsidialsystem	als	»Ein-Mann-Regime«
bezeichnen,	hat	Eindruck	bei	ihnen	hinterlassen.	Zeliha	sagt,	sie	liebe	Erdoğan,	aber	sie	finde,	es	sei	keine	gute	Idee	»so	viel
Macht	in	die	Hände	einer	einzigen	Person	zu	legen«.

Am	meisten	regt	die	jungen	Leute	die	Bildungspolitik	auf.	Die	Jugendarbeitslosigkeit	liegt	bei	20	Prozent.	Sie	fürchten,	bald
zu	den	Massen	von	arbeitslosen	Akademikern	zu	gehören,	selbst	wenn	sie	einen	guten	Abschluss	an	der	Uni	machen.

Die	politische	Instabilität	im	Land	trifft	Urfa	wirtschaftlich	ins	Mark.	Taxifahrer	klagen,	dass	wegen	der	Kämpfe	zwischen
PKK	und	Militär	keine	Touristen	mehr	kommen,	Markthändler	beklagen	die	gesunkene	Kaufkraft	der	Bevölkerung.

Eine	weitere	Besucherin	betritt	das	Ja-Zelt.	Zübeyde	Emektar,	42	Jahre	alt,	Hausfrau,	erzählt,	sie	sei	seit	Gründung	der	Partei



AKP-Anhängerin.	Ihre	Geschichte	zeigt,	warum	in	Urfa	so	viele	Frauen	beharrliche	AKP-Fans	sind.	Als	ihr	Mann	starb,
stand	sie	mit	ihren	vier	Kindern	plötzlich	allein	da.	»Bis	zu	seinem	Tod	hatte	ich	nicht	eine	Lira	in	der	Tasche«,	sagt	sie.	Nach
seinem	Tod	sprang	der	Staat	ein	und	zahlte	eine	Witwenrente,	das	gab	es	früher	nicht:	»Früher	mussten	Frauen	in	meiner
Situation	sich	wieder	verheiraten.«	Zwar	hält	sie	nichts	davon,	wenn	Erdoğan	die	Frauen	in	öffentlichen	Reden	dazu	drängt,
drei	Kinder	zu	gebären.	Aber	Witwenrente,	Schulgeld	für	die	Kinder,	Mikrokredite	für	arbeitende	Frauen	–	das	sind
Maßnahmen	einer	Politik,	die	für	viele	Anatolierinnen	emanzipatorische	Wirkung	hatte,	allen	patriarchalen	Parolen	zum
Trotz.

Nach	15	Jahren	AKP-Regierung	steht	das	Land	vor	einer	Weggabelung.	Erdoğan	hatte	das	Land	zunächst	modernisiert,	es
dann	aber	polarisiert;	erst	hatte	er	einen	Friedensprozess	mit	den	Kurden	begonnen	und	dann	wieder	Krieg	gegen	sie	geführt.
Dann	kamen	der	Putschversuch	und	die	darauffolgende	Repressionswelle.	All	diese	Entwicklungen	haben	tiefe	Risse	erzeugt
zwischen	den	islamischen	Konservativen,	den	Rechtsliberalen	und	Nationalisten	gesorgt,	die	sich	einst	unter	dem	Dach	der
AKP	zusammengefunden	hatten.

Am	deutlichsten	zeigt	sich	das	in	Ankara.	Seit	der	Republikgründung,	als	die	zentralanatolische	Kleinstadt	zur	Hauptstadt	der
säkularistischen	Republik	wurde,	zeigten	sich	die	Widersprüche	hier	wie	in	einem	Brennglas.	Auch	hier	sind	die	Religiös-
Konservativen	und	Nationalisten	in	der	Mehrzahl.	Und	einfach	jeder	ist	politisiert.	So	kann	sich	ein	Taxistand	jederzeit	zum
Diskussionsforum	wandeln.

Wir	sind	in	Altındağ,	tiefstes	AKP-Gebiet.	Die	Fahrer	haben	einen	Gast	aus	Europa.	Yaşar,	der	als	Gastarbeiter	nach
Österreich	ging,	hält	die	Kritik	an	der	Wiener	Regierung	für	reine	Propaganda	der	AKP.	Wien	hatte	sich	klar	gegen
Wahlkampf-Auftritte	türkischer	Minister	in	Österreich	ausgesprochen,	und	Außenminister	Kurz	hatte	Erdoğan-Anhängern
sogar	die	Ausreise	nahegelegt.	Da	tritt	Ahmet	Yıldız	seinem	Kollegen	Yaşar	entgegen	und	ruft	in	Erinnerung	an	das,	was	in
den	Niederlanden	passierte:	»Was	ist	das	für	eine	Demokratie	in	Europa?	Sie	haben	protestierende	Türken	auf	den	Straßen
mit	Hunden	angegriffen.	Das	haben	wir	mit	eigenen	Augen	gesehen!«

Yıldız	fährt	Taxi,	um	seine	schmale	Rente	aufzubessern.	Er	habe	schon	immer	AKP	gewählt,	sagt	er.	Doch	auch	er	beschwert
sich	wie	viele	in	Altındağ	über	die	AKP-Regierung:	die	Wirtschaftskrise;	die	hohe	Arbeitslosigkeit;	das	überzogene	Vorgehen
gegen	Putschisten,	dem	auch	Unbeteiligte	zum	Opfer	fallen;	die	blutigen	Gefechte	mit	den	Kurden;	die	vielen	syrischen
Flüchtlinge;	die	Anschläge	des	IS	–	all	dies	hat	die	Männer	von	der	AKP	entfremdet.	Dennoch,	Yıldız	sieht	keine	Alternative
zu	Erdoğan:	»Wenn	Amerika	einen	Präsidenten	hat,	sollten	wir	auch	einen	haben.«

Fünf	weitere	Taxifahrer,	die	sich	an	der	Diskussion	beteiligen,	sagen,	dass	sie	bis	zu	der	jüngsten	Krise	mit	Europa	eher	mit
Nein	gestimmt	hätten.	Erşan	zum	Beispiel,	er	ist	34.	»Schau	mal,	Schwester«,	spricht	er	die	Reporterin	an:	»Ich	wollte
eigentlich	mit	Nein	stimmen.	Aber	als	ich	sah,	wie	Europa	uns	behandelt,	hat	sich	meine	Meinung	geändert.«

Während	die	Konfrontation	mit	Europa	diese	Männer	Erdoğan	nähergebracht	hat,	hat	sie	Fatma	Bostan	Ünsal	von	ihm
entfremdet.	Ünsal	war	2001	eine	der	64	Mitbegründerinnen	der	AKP.	Die	Politikwissenschaftlerin	und
Menschenrechtsaktivistin	empfängt	uns	in	ihrem	Apartment	weit	ab	vom	Zentrum	Ankaras	in	einem	geschlossenen
muslimischen	Wohnkomplex	mit	eigener	Moschee.	Diese	Siedlung	wurde	einst	für	die	fromme	Anhängerschaft	der	Partei
gebaut.	Doch	Ünsal	ist	zur	Dissidentin	geworden.	In	islamisch-konservativen	Kreisen	ist	sie	eine	Legende	wegen	ihres
Kampfs	gegen	das	Kopftuchverbot.

Ünsal	ist	zu	einer	schonungslosen	Beobachterin	der	»eigenen«	Leute	geworden:	»Die	muslimische	Basis	hat	damals	zwar	das
Kopftuchverbot	nicht	gut	gefunden,	aber	geschwiegen.	Jetzt	sagen	manche:	Okay,	es	sind	auch	Unschuldige	unter	den
Verhafteten,	aber	weil	es	einen	Putsch	gab,	muss	die	Regierung	nun	mal	hart	durchgreifen.«	Kurz	vor	dem	Putsch	wurde



Ünsal	bereits	aus	der	Partei	geworfen,	weil	sie	eine	Petition	für	die	Beendigung	der	Kämpfe	zwischen	PKK	und	Militär
unterzeichnet	hatte.	Nach	dem	Putsch	verlor	sie	dann	auch	ihre	Stellung	an	der	Universität.

Ünsal	glaubt,	dass	das	Referendum	ein	Kopf-an-Kopf-Rennen	werden	wird.	»Ich	finde,	dass	gravierenden	Änderungen,	wie
sie	das	Referendum	durchsetzen	soll,	in	dieser	Lage	nicht	legitim	wären.	Denn	selbst	bei	einem	Sieg	bleibt	eine	große
Ablehnung.«	Es	sei	nicht	angemessen,	unter	Bedingungen	des	Ausnahmezustandes	Verfassungsänderungen	vorzunehmen:
»Vom	Inhalt	redet	keiner	mehr.	Wir	diskutieren	nur	über	Personen.	Wer	Erdoğan	mag,	stimmt	mit	Ja,	wer	ihn	nicht	mag,
stimmt	mit	Nein.«

Laut	Ünsal	kann	nur	ein	Widerstand	der	Basis,	der	einfachen	Wähler	und	Anhänger,	die	Situation	in	der	Partei	ändern.	Also
käme	es	auf	Menschen	wie	die	Taxifahrer,	die	Frauen	von	Kayseri	oder	die	Jugendlichen	in	Urfa	an.	Doch	bei	vielen
dominiert	die	Furcht,	Errungenschaften	zu	verlieren,	die	ihnen	Erdoğan	gebracht	hat.	Außerdem	hätten	viele	Angst,	offen	zu
sprechen.	Fatma	Bostan	Ünsal	hat	am	eigenen	Leib	erlebt,	wie	Menschen	ihrer	Existenz	beraubt	werden,	wenn	sie	nicht
mitmachen.	Sie	habe	sich	immer	für	die	Rechte	der	Muslime	in	aller	Welt	eingesetzt,	sagt	sie,	etwa	für	die	der	Palästinenser:
»Wir	sagen	doch	immer,	dass	Gaza	ein	großes	Freiluftgefängnis	sei.	Die	Türkei	ist	nun	ein	noch	größeres	Freiluftgefängnis.«

Aus	dem	Türkischen	von	Oliver	Kontny.
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Es	geht	nicht	nur	um	das	Ausspähen	missliebiger	Bürger	oder	um	verhinderte	Auftritte	türkischer	Minister;	auch	nicht	um	das
Gerede	von	»Nazi-Methoden«.	Es	geht	um	viel	mehr.

Was	sich	derzeit	zwischen	Deutschland	und	der	Türkei,	zwischen	Deutschen	und	Türken	und	zwischen	Türkischstämmigen
untereinander	abspielt,	zerstört	Freundschaften,	spaltet	Familien,	erzeugt	Angst	und	Wut.	Türken	bedrohen	Türken,	Deutsche
teilen	Türken	nur	noch	in	Anhänger	oder	Gegner	von	Staatspräsident	Tayyip	Erdoğan	ein,	und	beim	Anblick	von	Türken,	die
in	Deutschland	leben,	aber	die	Todesstrafe	in	der	Türkei	fordern,	fragen	sich	manche	Leute:	Warum	hauen	die	nicht	ab	nach
drüben?

Die	Stimmung	ist	aufgeladen	wie	nie	zuvor.	Dafür	steht	symbolisch	ein	Datum:	der	16.	April,	der	Tag	des	türkischen
Referendums.	Und	ein	Mann:	Tayyip	Erdoğan.	Verliert	Deutschland	gerade	seine	Türken	an	ihn?

Um	zu	verstehen,	wie	es	zu	dieser	Situation	kommen	konnte,	muss	man	schauen,	wo	die	Konfliktlinien	verlaufen.

Da	wäre	beispielsweise	die	zwischen	Berlin	und	Ankara.	Als	Flüchtlinge	sich	in	großer	Zahl	durch	die	Türkei	nach	Europa
durchkämpften,	änderte	sich	auch	die	Beziehung	zwischen	Angela	Merkel	und	Tayyip	Erdoğan.	Ursprünglich	wollte	sie	sich
der	Türkei	nicht	annähern,	nun	aber	musste	sie.	Verglichen	mit	heute	herrschte	zu	jenem	Zeitpunkt	eine	geradezu
harmonische	Stimmung,	trotz	Kritik	am	autoritären	Kurs	der	Türkei.	Doch	mit	der	Annahme	der	Armenienresolution	des
Bundestages	im	vergangenen	Jahr	und	dem	Putschversuch	in	der	Türkei	war	es	damit	vorbei.

Die	Resolution,	die	den	Völkermord	der	Osmanen	an	den	Armeniern	als	solchen	anerkannte,	empfanden	viele	Türken	als
Demütigung.	Und	nach	dem	Putsch	fehlte	es	nach	Lesart	Ankaras	an	Solidarität.	Seitdem	schallt	es	aus	der	türkischen
Hauptstadt:	Ihr	seid	für	die	Putschisten!	Ihr	lasst	der	PKK	und	der	Gülen-Bewegung	freie	Hand!	Und	Berlin?	Versucht,	ruhig
zu	bleiben.	Aber	dann	äußert	sich	der	Chef	des	BND	so	politisch,	wie	es	ein	Geheimdienstchef	vielleicht	nicht	tun	sollte,	und
schließt	den	von	den	Türken	ausgemachten	Hauptverdächtigen	des	Putsches	öffentlich	als	Drahtzieher	aus:	Islam-Prediger
Fethullah	Gülen.

Zwischen	deutscher	und	türkischer	Bevölkerung	lief	es	dagegen	zuletzt	besser.	Plötzlich	waren	die	Flüchtlinge	die
Sorgenkinder	der	Integration.	Mit	den	Türken	hingegen	klappte	es	besser.	Doch	mittlerweile	hat	sich	der	deutsche	Blick	auf
die	Türken	wieder	verändert.	Es	gibt	die,	denen	man	sich	näher	fühlt,	die	Säkularen,	die	Erdoğan-Gegner.	Und	es	gibt	die
Konservativen,	die	Erdoğan-Anhänger.	Die	immer	so	dumpfe	Sachen	im	Fernsehen	sagen.	Auf	die	lässt	sich	leicht
herabschauen.	Ihr	Verhalten	dient	als	Beleg	dafür,	was	einige	seit	je	gewusst	haben	wollen:	Integration	gescheitert.	Guckt	sie
euch	an,	diese	Barbaren.

Und	dieser	Blick	der	Deutschen	dient	wiederum	manchem	Türken	als	Beweis	dafür,	was	sie	doch	schon	immer	geahnt	haben:
Alles	Nazis!	Ihr	wolltet	die	NSU-Morde	nie	aufklären,	ihr	seht	in	uns	nur	Gemüsehändler	und	Kopftuchmädchen,	deren	Gene
euch	angeblich	dümmer	machen.	Sarrazin	lässt	grüßen,	es	ist	alles	wieder	da.



Die	Türkischstämmigen	werden	allerdings	nicht	nur	von	außen	angepöbelt,	sie	schreien	sich	derzeit	auch	untereinander
nieder.	Ankara	heizt	die	Stimmung	zusätzlich	an.	Das	führt	dazu,	dass	türkischstämmige	Politikerinnen	wie	Aydan	Özoğuz,
Staatsministerin	für	Integration,	sich	nicht	mehr	trauen,	privat	in	die	Türkei	zu	reisen.	»Wir	werden	Jahre	brauchen,	die
Trümmer	zu	beseitigen«,	sagt	sie.	Es	führt	dazu,	dass	die	CDU-Abgeordnete	Cemile	Giousouf	Morddrohungen	auf	Facebook
erhält,	von	»Landsleuten«,	die	sich	nicht	einmal	bemühen,	ihre	Identität	zu	verstecken.	Schlimm,	aber	immerhin	sind	das
Politiker,	die	sich	wehren	können,	weil	sie	in	der	Öffentlichkeit	stehen.	Doch	dann	gibt	es	noch	die	Menschen,	meist	Gülen-
Anhänger,	die	nun	(im	besten	Fall)	schief	angeguckt	werden	–	von	Leuten,	deren	Lebensentwürfe	sich	kaum	von	ihren
unterscheiden.	Einst	waren	nämlich	auch	sie	Anhänger	Erdoğans.	In	der	Türkei	war	es	die	Gülen-Bewegung,	die	der	AKP-
Regierung	half,	die	Macht	zu	konsolidieren.	Darüber	sprechen	Gülen-Funktionäre	heute	nicht	mehr	so	gern.	Und	die
einfachen	Gläubigen,	die	Gülen	anhängen,	stehen	pauschal	unter	Verdacht.

Und	es	wird	noch	interessanter:	Säkulare	Kurden	sind	meist	keine	Freunde	der	Regierung	in	Ankara,	konservative	Kurden
schon.	Laizistische	Atatürk-Sympathisanten	betonen	ihren	Glauben	zwar	nicht	so	sehr,	und	beim	Referendum	werden	die
meisten	wohl	mit	Nein	stimmen	–	aber	sie	sind	nicht	selten	glühende	Nationalisten.	Und	die	türkischen	Christen	fühlen	sich
in	der	Türkei	von	einigen	Kurden	unterdrückt	–	die	derzeit	in	Deutschland	eher	(und	zu	Recht)	als	Opfer	gesehen	werden.
Versöhnliche	Stimmen	gehen	da	unter.	Genau	wie	die	Hoffnung	vieler,	sich	nicht	mehr	mit	dem	Freund,	dem	Nachbarn,	der
eigenen	Frau	zu	streiten.

Aber	vielleicht	führt	die	aktuelle	Konfrontation	auch	zu	mehr	Klarheit.	Türkischstämmige	(wie	so	viele	andere	Europäer
zurzeit)	erkennen	womöglich	erstmals,	welch	ein	Geschenk	es	ist,	in	einer	Demokratie	aufgewachsen	zu	sein.	Viele
Herkunftsdeutsche	merken	instinktiv,	dass	alles	noch	ausdifferenzierter	ist,	als	sie	dachten	–	und	dass	es	»die«	türkische
Community	nicht	gibt.

Es	wird	gerade	viel	Vertrauen	zerstört,	zwischen	Staaten,	zwischen	Menschen.	Vertrauen	ist	keine	unbegrenzte	Ressource.
Manch	einer	vergisst,	dass	es	ein	Leben	nach	dem	16.	April,	dem	Tag	des	Referendums,	geben	wird.



Innenpolitik

Sie	streiten	sich	wie	zu	Hause
Die	türkische	Gemeinde	in	Deutschland	ist	ähnlich	zerrissen	wie	ihr	Heimatland.	Der	importierte	Konflikt	belastet
auch	die	Außenpolitik	der	Bundesregierung.
VON	MORITZ	AISSLINGER,	MICHAEL	THUMANN,	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	15.12.2016	Nr.	52

An	einem	wolkenverhangenen	Samstag	im	November	wehen	türkische	Fahnen	vor	dem	Brandenburger	Tor.	Anatolische
Volksmusik	beschallt	rund	tausend	Menschen	auf	dem	Pariser	Platz,	fast	alle	sind	Männer.	Türken,	Deutschtürken,	Anhänger
des	türkischen	Präsidenten	Recep	Tayyip	Erdoğan.	Sie	jubeln,	klatschen,	singen	mit.	Ein	paar	Hundert	Meter	weiter,
abgeschirmt	von	der	Polizei,	ziehen	Berliner	Kurden	und	Linke	auf	zur	Gegendemonstration.	Man	hört	sie	kaum.

Zu	dieser	Anti-Terror-Demo	am	Brandenburger	Tor	hat	die	Union	Europäisch-Türkischer	Demokraten	(UETD)	aufgerufen,
eine	Art	Lobbyorganisation	der	türkischen	Regierungspartei	AKP.	An	einem	Devotionalienstand	werden	rote	Armbinden	mit
»Türkiye«-Aufschrift	verkauft.	Ein	Redner	ruft:	»Wir	gehören	zu	Deutschland.	Wir	sind	Deutschländer.«	Das	Publikum
schwenkt	die	Fahnen,	einige	Männer	holen	nun	auch	schwarz-rot-goldene	hervor.	Die	deutsche	Regierung,	sagt	der	Redner,
spreche	jedoch	nicht	mit	den	Türken,	»die	seit	einem	halben	Jahrhundert	auf	deutschem	Boden	leben«.	Dafür	werde	Can
Dündar,	Ex-Chefredakteur	der	Cumhuriyet	(und	Kolumnist	der	ZEIT)	vom	Bundespräsidenten	eingeladen.	»Aber«,	ruft	der
Mann,	»wir	wollen	keine	Staatsterroristen	in	Deutschland	haben.«	Die	Leute	grölen	vor	Begeisterung.	Die	aggressive
Stimmung	lässt	ahnen,	was	passieren	würde,	wenn	Angela	Merkel	mit	Erdoğan	brechen	würde:	mehr	Unruhe,	mehr	Streit,
mehr	Spaltung.	Der	Redner	brüllt:	»Wir	stehen	hinter	unserem	Präsidenten	Recep	Tayyip	Erdoğan!«	Die	Masse	skandiert:
»Erdoğan!	Erdoğan!«

Zwischen	Türken	und	Deutschen	ist	der	Ton	rau	geworden.	Bald	jede	Woche	übt	die	deutsche	Seite	harsche	Kritik	am
»Abrutschen	der	Türkei	in	den	autoritären	Staat«.	Die	türkische	Regierung	keilt	zurück	und	wirft	Berlin	»Doppelstandards«
und	»Heuchelei«	vor.	Nach	den	Terroranschlägen	in	Istanbul	am	vergangenen	Wochenende	hat	die	türkische	Justiz	wieder
massenhaft	Oppositionelle	verhaftet.	Das	torpediert	die	EU-Beitrittsverhandlungen,	die	Europa	und	die	Türkei	einander
eigentlich	näher	bringen	sollten.	Das	EU-Parlament	fordert	nun,	die	Verhandlungen	einzufrieren.	Und	die	CDU	hat	sich	auf
ihrem	Parteitag	mehrheitlich	dafür	ausgesprochen,	die	doppelte	Staatsbürgerschaft	abzuschaffen.	Schluss	mit	dem
Doppelpass,	Schluss	mit	der	EU-Perspektive,	Schluss	mit	der	Türkei!

Erdoğan	nährt	die	Sehnsucht	nach	dem	Schlussstrich	auf	seine	Weise.	Er	spricht	davon,	die	Beitrittsverhandlungen	gänzlich
abzubrechen.	Und	er	droht	damit,	wieder	Flüchtlinge	nach	Europa	ziehen	zu	lassen.	Doch	die	Annahme	vieler	Kritiker,	dass
Angela	Merkel	wegen	des	EU-Flüchtlingsabkommens	vor	Erdoğan	kusche,	zielt	am	Kern	des	Problems	vorbei:	In	erster	Linie
machen	nicht	die	Flüchtlinge	Deutschland	und	die	Türkei	zu	Zwangsverbündeten,	sondern	vielmehr	die	Migranten	aus	der
Türkei.

Immer	ungenierter	üben	die	Türken	in	Deutschland	Einfluss	aus

Sie	leben	in	Deutschland	und	im	Echoraum	der	Türkei.	Die	Türkeistämmigen	sorgen	dafür,	dass	jeder	zwischenstaatliche	Zoff
schnell	persönlich	wird.	Sie	verlagern	türkische	Konflikte	und	Widersprüche	nach	Deutschland.	Immer	ungenierter	üben	die
Türken	in	Deutschland	Einfluss	aus.	Umgekehrt	wirkt	die	Bundesregierung	immer	stärker	auf	die	Türkei	ein.	Eine	Trennung
ist	kaum	machbar.



Doch	wie	stark	stehen	die	Türkeistämmigen	in	Deutschland	unter	Ankaras	Einfluss?	Wo	verlaufen	die	Konfliktlinien?	Und
droht	angesichts	der	politischen	Spannungen	zwischen	den	Regierungen	auch	hierzulande	eine	Eskalation?

Präsident	Erdoğan	jedenfalls	bemüht	sich	nicht	um	Zurückhaltung,	im	Gegenteil.	Sein	Politikstil	ist	die	Einmischung,	ob	es
um	das	Privatleben	seiner	Bürger	oder	um	die	Integration	der	Türken	in	Deutschland	geht.	Nicht	im	Diplomatensprech,
sondern	meist	im	Straßenslang,	und	der	kommt	bei	den	Anhängern	gut	an.	Der	Mann	ist	sich	seiner	Wirkung	wohl	bewusst.
Im	Spätsommer	wollte	er	zu	Anhängern	auf	einer	Open-Air-Veranstaltung	in	Köln	sprechen.	Aus	Angst	vor	Ausschreitungen
verboten	die	Gerichte	den	Videoauftritt	des	türkischen	Präsidenten.	Viele	Türken	in	Deutschland	waren	erbost,	weil	sie	hinter
der	Politik	der	türkischen	Regierung	stehen.	Das	hat	Gründe,	die	man	nicht	gut	finden	muss,	aber	kennen	sollte.

Für	jemanden	wie	Yaşar	Oktay	zum	Beispiel	spielen	die	Massenverhaftungen,	Säuberungen	und	der	Krieg	im	Südosten	der
Türkei	eine	nachrangige	Rolle.	Der	41-jährige	Hamburger,	ein	Mann	mit	feinen	Gesichtszügen	und	sanfter	Stimme,	wanderte
1995	nach	Deutschland	ein	und	betreibt	ein	Restaurant	in	Hamburg.	Er	ist	AKP-Mitglied.	Oktay	findet,	dass	der	Westen	in
der	Nacht	des	Putschversuchs	»sitzen	geblieben«	ist.	Europa	habe	diesen	nicht	klar	genug	verurteilt	–	so	sieht	es	Erdoğan	in
Ankara,	so	sieht	es	auch	Oktay	in	Hamburg.	Er	gibt	die	staatlich	verordnete	Erzählung	wieder:	In	der	Putschnacht	sei	eine
neue	Türkei	geboren	worden,	demokratisch,	heldenhaft,	allein	in	der	Trauer	über	die	Märtyrer,	die	sich	den	Panzern	in	den
Weg	gestellt	haben.	Statt	die	türkische	Regierung	zu	unterstützen,	mische	sich	Deutschland	zu	sehr	in	die	Innenpolitik	der
Türkei	ein,	ob	bei	der	Armenien-Resolution	des	Bundestags	oder	in	der	Affäre	um	Jan	Böhmermanns	Beleidung	von
Erdoğan.	Gegen	die	Resolution	ging	Oktay	auf	die	Straße,	die	Verhandlung	gegen	den	ZDF-Satiriker	hat	er	sich	in	Hamburg
vor	Gericht	angeschaut.

Es	gibt	viele	Deutschtürken	wie	Oktay.	Sehr	viele.	Ihr	Denken	ist	geprägt	durch	türkisches	Fernsehen,	Erdoğans	Reden,	die
sozialen	Netze	in	der	Türkei.	»Wozu	braucht	die	Türkei	dieses	Europa	noch?«,	denken	sie,	der	staatlichen	Propaganda
folgend.	Die	besagt,	dass	der	Westen	gegen	die	Türkei	sei,	dass	Deutschland	sich	weigere,	die	NSU-Morde	richtig
aufzuklären,	dass	die	USA	weltweit	Putsche	förderten,	auch	in	der	Türkei.	Diese	Verschwörungstheorien	entfachen	Ängste,
doch	nicht	nur	die	Anhänger	Erdoğans	sind	davon	getrieben.

Jene	Kurden	und	Aleviten,	die	unweit	der	Erdoğan-Fans	am	Brandenburger	Tor	demonstrierten,	haben	auch	Angst.	Und	sie
sind	wütend,	über	die	Verfolgung,	die	Verhaftungen,	den	Krieg	im	Südosten	der	Türkei.	Sie	sorgen	sich	um	ihre	Verwandten
in	der	alten	Heimat	und	fürchten	den	langen	Arm	Erdoğans	in	Deutschland.	Das	ist	eine	andere,	realere	Angst.

Wie	bedroht	sich	diese	Türken	hierzulande	von	den	Erdoğan-Anhängern	fühlen,	zeigt	sich	bei	einem	Treffen	mit	Levent
Bayram.	Kurz	vor	dem	verabredeten	Gespräch	in	einem	türkischen	Café	in	Kreuzberg	ändert	er	noch	einmal	den	Treffpunkt.
Es	seien	dort,	sagt	er	am	Telefon,	zu	viele	»aus	dem	anderen	Lager,	die	mithören	könnten«.	Deshalb	müsse	man	das	Treffen
an	einen	anderen	Ort	verlegen.	Bayram,	42,	kennt	die	Menschen	hier,	und	sie	kennen	ihn.	Jahrelang	führte	er	eine	türkische
Buchhandlung	auf	dem	Kottbusser	Damm,	zuletzt	arbeitete	er	als	Social-Media-Manager	für	das	Nachrichtenportal	Deutsch-
türkisches	Journal,	das	der	Gülen-Bewegung	nahestehen	soll.	Die	türkische	Regierung	wirft	der	Bewegung	des	Predigers
Fethullah	Gülen	vor,	den	Putsch	angezettelt	zu	haben,	und	verfolgt	ihre	Anhänger.	Aus	Bayrams	Sicht	war	es	umgekehrt:
»Der	Putsch	war	fingiert«,	sagt	er,	»aber	von	der	türkischen	Regierung.«

In	Gelsenkirchen	attackierten	Erdoğan-Anhänger	im	Spätsommer	einen	Jugendtreff,	den	sie	der	Gülen-Bewegung
zurechneten.	In	Stuttgart	musste	eine	Schule	unter	Polizeischutz	gestellt	werden.	In	Würzburg,	Reutlingen	und	Augsburg
wurden	Gülen-nahe	Einrichtungen	angegriffen.	So	verlängert	sich	der	innertürkische	Streit	nach	Deutschland.	Seit	dem
Putschversuch	im	Juli,	sagt	Bayram,	sei	er	auf	Facebook	mehrfach	bedroht	worden.	»In	der	Moschee	hat	mich	ein	früherer
Nachbar,	mit	dem	ich	mich	immer	gut	verstanden	hatte,	als	Terrorist	beschimpft.«	Doch	werde	gegen	solche	Angriffe	nichts



getan:	»Der	deutsche	Staat	schaut	nicht	hin,	wenn	Gülen-Anhänger	denunziert	werden.«	Das	Gift	des	Hasses	verbreitet	sich
unter	Berlins	Türken.

Die	Deutschen	suchen	nach	Entspannung	in	der	Türkei,	um	zu	Hause	Ruhe	zu	haben

Die	türkische	Regierung	verlangt	von	Berlin,	Kurden	mit	PKK-Verbindung	und	Gülen-Leute,	die	mit	dem	Putsch	zu	tun
haben,	an	Ankara	auszuliefern.	Die	Gülen-Anhänger	fordern	umgekehrt	mehr	Schutz	von	deutschen	Behörden.	Diese
Widersprüche	treiben	die	deutsche	Regierung	an,	sich	stärker	um	die	Türkei	zu	kümmern.	Im	November	reiste	Außenminister
Frank-Walter	Steinmeier	in	die	Türkei.	Erdoğan	saß	in	einem	20	mal	30	Meter	großen	Saal	seines	Tausend-Zimmer-Palasts
auf	einem	goldfarbenen	Sessel	und	las	von	Karteikarten	seine	Sorgen	und	Drohungen	ab:	Terroristen,	Fethullah	Gülen,
Sprechverbot	in	Köln,	Abbruch	der	Beitrittsverhandlungen,	Ende	des	Flüchtlingsdeals,	Wiedereinführung	der	Todesstrafe.
Steinmeiers	Anliegen:	die	Lage	der	türkischen	Opposition,	die	Massenentlassungen,	die	Verhaftungen,	der	Krieg	im	Osten,
die	Kurden,	Syrien.	Vor	allem	aber	warnte	er	Erdoğan	davor,	Spannungen	unter	den	Deutschtürken	durch	innertürkische
Konflikte	weiter	zu	steigern.	Integration	in	Deutschland	könne	nur	dann	gelingen,	wenn	sich	die	Lage	in	der	Türkei	beruhige.
So	verschränkt	sich	türkische	mit	deutscher	Innenpolitik.

Die	Deutschen	suchen	nach	Entspannung	in	der	Türkei,	um	zu	Hause	Ruhe	zu	haben.	Entsprechend	wichtig	ist	es	aus
deutscher	Sicht,	dass	die	ohnehin	schon	fragile	politische	Freiheit	in	der	Türkei	nicht	vollends	zerstört	wird.	Schon	jetzt
beantragen	immer	mehr	Türken	Asyl	in	Deutschland.	Diese	Themen	bearbeitet	nicht	nur	das	Auswärtige	Amt.	Jeder	Minister,
der	in	die	Türkei	reist,	hat	damit	zu	tun.	Die	deutschen	Stiftungen	in	der	Türkei	arbeiten	mit	Kulturvereinen,	Gewerkschaften,
Frauen-NGOs,	kurdischen	zivilen	Verbänden.	Deutsche	Parlamentarier	treffen	in	Ankara	zum	Ärger	der	AKP-Politiker	auch
die	Opposition.	Das	ist	die	deutsche	Einmischung.	Sie	fällt	vorsichtig,	tastend	aus,	sie	appelliert	mehr,	als	dass	sie	schikaniert.
Denn	das	ist	der	Unterschied:	Merkel	hat	keine	»Türkdeutschen«,	keine	verstärkende	Basis	in	der	Türkei.

Erdoğan	aber	hat	so	eine	Basis	und	setzt	sie	gnadenlos	ein.	Die	UETD,	die	Organisatorin	der	Demo	am	Brandenburger	Tor,
spannt	ihr	Netz	über	deutsche	Großstädte	und	veranstaltet	Versammlungen	für	Erdoğan	und	die	AKP.	Sie	organisiert
»politische	Reisen«	in	die	Türkei,	um	Deutsche	mit	türkischen	Gesprächspartnern	zusammenzubringen,	meist	aus	dem	AKP-
Lager.	In	Ankara	kümmert	sich	eine	ganze	Präsidialbehörde	für	Auslandstürken	um	die	Türkeistämmigen	in	Deutschland,	so
wie	sich	früher	in	Bonn	ein	Ministerium	für	gesamtdeutsche	Fragen	um	die	Deutschen	östlich	der	Demarkationslinie
einsetzte.	Ein	»Menschenrechtsbeauftragter«	des	Parlaments	bejammert	die	Lage	der	Türken,	das	Presse-	und
Informationsministerium	analysiert	die	»bedrohte	Pressefreiheit«	in	Deutschland.	Die	von	der	türkischen	Religionsbehörde
gesteuerte	Islamverband	Ditib	überwacht	die	hier	lebenden	Türken	(siehe	Seite	6).

Ali	Yıldız,	Sprecher	des	Christlich-Alevitischen	Freundeskreises	der	CDU,	warnt	eindringlich	vor	all	der	Einmischung.	Er
findet	deshalb	den	CDU-Beschluss	zum	Doppelpass	gut.	»Die	doppelte	Staatsbürgerschaft	ist	eine	Komponente	im
Machtkampf«,	sagt	er,	»so	kann	Erdoğan	behaupten,	er	sei	Schutzpatron	von	Millionen	von	türkischen	Staatsbürgern	in
Deutschland.«	Vor	die	Wahl	gestellt,	würden	viele	wohl	den	deutschen	Pass	nehmen.	»Man	soll	sich	für	ein	Land	entscheiden,
und	dann	ist	gut.«	Yıldız,	hellblaues	Hemd,	dunkle	Hose,	Turnschuhe,	sitzt	in	einer	Pizzeria	unweit	seines	Büros	in	Berlin-
Mitte.	Er	trat	2006	in	die	CDU	ein,	dort	fand	er	eine	Werteordnung	wieder,	für	die	er	selbst	einsteht.	Aber	mittlerweile	ist	er
vor	allem	enttäuscht,	von	Teilen	seiner	Partei,	von	Angela	Merkel.

Einfach	Schluss	machen	mit	der	Türkei,	das	wird	nicht	klappen

Die	Kanzlerin	habe	Fehler	gemacht,	meint	Yıldız.	Sie	habe	Erdoğan	im	Wahlkampf	2015	den	Rücken	gestärkt,	und	nun
schaffe	sie	es	nicht,	ihm	Einhalt	zu	gebieten.	»Wir	machen	uns	kleiner,	als	wir	sind«,	sagt	er.	Sein	»Wir«	ist	ein	europäisches.
»Die	EU	und	Deutschland	agieren	aus	einer	Position	der	Schwäche	heraus,	obwohl	sie	viel	stärker	sind	als	die	Türkei.«



Deshalb	fordert	er,	dass	Deutschland	seine	Grenzen	im	Fall	von	massenhaften	Flüchtlingsbewegungen	selbst	schützt,	um
dann	gemeinsam	mit	der	EU	die	Türkei	in	die	Schranken	weisen	zu	können.	Das	könne	gelingen,	indem	man	die	EU-
Beihilfen	einfriert,	die	wirtschaftliche	Zusammenarbeit	einschränkt,	die	Zollunion	aufhebt	und	den	EU-Beitrittsprozess
stoppt.

Hört	man	anderen	Politikern	in	Berlin	beim	lauten	Nachdenken	zu,	erfährt	man	noch	von	weiteren	Ideen.	Es	ließen	sich	zum
Beispiel	Reisewarnungen	für	die	Türkei	so	formulieren,	dass	die	Reiseveranstalter	die	Türkei	aus	dem	Programm	nehmen.
Die	Deutschen	wären	nicht	wehrlos	in	diesem	Wettbewerb	der	gegenseitigen	Einmischung.	Man	möchte	Erdoğan	allerdings
nicht	in	die	Knie	zwingen,	sondern	lediglich	zum	Einlenken	bewegen.	Die	Deutschen	scheuen	die	Schärfe,	die	Wut,	die
Eskalation,	die	aus	ihrer	Sicht	beiden	Ländern	schaden	würde.

Wem	also	soll	die	Bundesregierung	es	recht	machen?	Ist	sie	zu	vorsichtig,	wirft	Ali	Yıldız	ihr	Schwäche	vor.	Zeigt	sie	die
Instrumente,	würden	Türken	wie	Yaşar	Oktay	wütend	auf	die	Straße	gehen	und	Deutschland	zumindest	innerlich	den	Rücken
kehren.	Was	würde	das	für	die	Integration	bedeuten?	Schützt	die	Bundesregierung	Kurden	oder	Gülen-Anhänger	wie	Levent
Bayram,	heult	Erdoğan	auf.	Liefert	sie	Verdächtigte	an	die	Türkei	aus,	wären	Kurden	und	Menschenrechtler	auf	den
Barrikaden.	Einfach	Schluss	machen	mit	der	Türkei,	das	wird	nicht	klappen.	Weder	unsere	Bindung	an	die	Türkei	noch	die
Widersprüche	daraus	lassen	sich	lösen.	Die	Türkei	ist	Deutschlands	komplizierteste	Beziehungskiste,	und	zwar	keine	mit
einem	fernen,	fremden	Land.	Sie	ist	Familiensache.



Innenpolitik

Perfekte	Sicht	auf	ein	Idol
Sebastian	Kempkens	hat	die	Nacht	des	Referendums	mit	der	Studentin	Mualla	Yilmaz	vor	dem	Fernseher	verbracht
und	sich	gefragt:	Wo	leben	die	in	Deutschland	lebenden	Türken	wirklich?
VON	SEBASTIAN	KEMPKENS
DIE	ZEIT,	20.04.2017	Nr.	17

Während	die	ARD	einen	Brennpunkt	über	das	Referendum	in	der	Türkei	sendet	und	Kommentatoren	das	drohende	Ende	der
türkischen	Demokratie	verkünden,	sitzt	Mualla	Yilmaz	auf	dem	Sofa	ihrer	Eltern,	isst	Schokoladenkuchen,	schaut	türkisches
Fernsehen	und	freut	sich.	Es	ist	noch	früh	am	Abend,	aber	schon	jetzt	ist	klar:	Das	türkische	Volk	hat	entschieden,	sein
politisches	System	zu	einem	Präsidialsystem	umzugestalten,	zu	einem	Modell,	das	hierzulande	viele	für	autokratisch	halten.
Yilmaz	lächelt,	für	sie	ist	es	ein	guter	Abend.	»Endlich	mehr	Ruhe	für	die	Türkei«,	sagt	sie.

Tornesch,	eine	Stadt	nordwestlich	von	Hamburg,	gleich	hinter	Pinneberg,	eine	schlichte	Siedlung	aus	mehrstöckigen
Mehrfamilienhäusern:	Hier	wohnt	Mualla	Yilmaz	mit	ihren	Eltern.	Ihr	Bruder	ist	aus	Hamburg	gekommen,	gemeinsam	hockt
die	Familie	auf	einem	Sofa,	das	fast	das	halbe	Wohnzimmer	ausfüllt.

Familie	Yilmaz	unterstützt	die	AKP,	Erdoğans	Partei.	Alle	haben	beim	Referendum	mit	Ja	gestimmt.	Die	größte	Bewunderin
des	türkischen	Präsidenten	ist	die	Jüngste:	Mualla,	22	Jahre	alt.	Gemeinsam	mit	ihrem	Bruder	hat	sie	im	türkischen	Konsulat
bei	der	Organisation	der	Abstimmung	geholfen,	als	Freiwillige	der	AKP.	Und	auf	Facebook	hat	sie	Seiten	wie	diese
abonniert:

»Wir	lieben	Erdoğan«

»Wir	haben	Erdoğan«

Liderlerin	Lideri	Erdoğan	–	übersetzt	heißt	das:	»Erdoğan,	Führer	aller	Führer«.

Mualla	Yilmaz	lebt	in	Deutschland,	seit	sie	vier	Monate	alt	ist,	in	die	Türkei	fährt	sie	nur	im	Urlaub.	Dennoch	interessiert	sie
sich	mehr	für	türkische	als	für	deutsche	Politik.	Sie	verehrt	einen	Staatsmann,	den	die	meisten	deutschen	Experten	für	einen
rücksichtslosen	Unterdrücker	halten.

Yilmaz	ist	mit	ihrer	Einstellung	nicht	allein:	Viele	junge	Deutschtürken	beschäftigen	sich	mehr	mit	türkischer	als	mit
deutscher	Politik,	obwohl	sie	teils	nur	gebrochen	Türkisch	sprechen.	In	Hamburg	zeigte	sich	das	zuletzt,	als	der	türkische
Islamverband	Ditib	in	die	Kritik	geriet.	Jugendliche	Ditib-Mitglieder	hetzten	auf	Facebook	gegen	Christen,	sie	feierten
türkische	Soldaten	und	lästerten	über	deutsche	Demokraten.

Man	muss	auf	Facebook	nicht	lange	suchen,	um	mit	jungen	Hamburger	Männern	in	Kontakt	zu	kommen,	die	hiesige	Werte
verachten,	Erdoğan	aber	für	seinen	»Mut«	und	seine	»Aufrichtigkeit«	verehren,	dafür,	dass	er	»mit	den	Bürgern	befreundet«
sei.	Einer	dieser	Männer	postet:	»Oh	Erdoğan,	gib	uns	den	Befehl,	und	wir	zerschlagen	Deutschland.«	Ein	anderer:	»Erdoğan,
unser	Führer,	wir	folgen	dir.«

Mualla	Yilmaz	würde	so	etwas	nie	schreiben,	sie	ist	zu	klug	für	kritiklose	Begeisterung,	kann	nur	darüber	lachen,	dass
Erdoğan	Merkel	als	Nazi-Führerin	bezeichnete.	Aber	auch	sie	schreibt	auf	Facebook	in	Türkisch:	»Führer	der	Welt:	1.	Recep



Tayyip	Erdoğan	2.	Meine	Mutter«,	dahinter	ein	rotes	Herz.

Woher	kommt	die	Verehrung	für	Erdoğan?	Und	was	bedeutet	sie	für	das	Verhältnis	junger	Deutschtürken	zu	dem	Land,	in
dem	sie	wohnen?	Wer	einige	Zeit	im	Wohnzimmer	der	Familie	Yilmaz	verbringt,	kann	viel	lernen	über	die
Widersprüchlichkeit	von	Integration.

Ein	Nachmittag	wenige	Tage	vor	dem	Referendum,	ein	erstes	Gespräch.	»Willkommen	im	Osmanischen	Reich«,	sagt	Mualla
Yilmaz	zur	Begrüßung	und	lacht.	Neben	ihr	stehen	ihre	Schwester	und	ihre	Mutter,	später	wird	ihr	Bruder	dazukommen.
Mualla	habe	sich,	erzählt	die	Schwester,	den	ganzen	Tag	Sorgen	darüber	gemacht,	ob	der	Reporter	ihr	die	Hand	reichen	werde
und	wie	sie	den	Handschlag	dann	möglichst	höflich	abweisen	könne.	Ihre	Familie	ist	tief	religiös.	Alle	Frauen	tragen
Kopftuch,	über	dem	Fernseher	steht	eine	Miniatur	der	Kaaba	aus	Mekka.	An	der	Wand	hängt	ein	Schriftzug	in	arabischer	und
osmanischer	Schrift:	Bismillah,	»im	Namen	Allahs«.

Die	Mutter	macht	Tee,	dazu	gibt	es	Couscous-Salat	und	Kartoffeln,	Mualla	und	ihre	Schwester	erzählen	von	ihrem
zwiespältigen	Verhältnis	zu	Deutschland.	Der	Vater	der	Familie	kam	mit	18	Jahren	hierher,	seitdem	arbeitet	er	auf	dem	Bau.
Irgendwann	zog	die	Mutter	mit	den	Kindern	nach:	vier	Töchter,	ein	Sohn.	Alle	Mädchen	studieren	inzwischen,	Mualla
Chemie	und	ihre	Schwester	Meltem	Architektur	in	Hamburg.	Die	beiden	anderen	Schwestern	Soziologie	und	Psychologie	in
der	Türkei,	der	Bruder	macht	Abitur.

Mualla	Yilmaz’	Bildungsweg	würde	sich	gut	machen	in	den	Integrationsbroschüren	deutscher	Behörden.	Er	zeigt	aber	auch,
wie	schwierig	und	schmerzvoll	dieser	Weg	sein	kann.	Nur	als	sie	klein	war,	sagt	Yilmaz,	habe	sie	das	Gefühl	gehabt
dazuzugehören.	Als	es	dann	drauf	ankam,	nicht	mehr.

Mualla	ist	in	der	achten	Klasse,	als	die	Praktikumsphase	beginnt.	Während	ihre	Klassenkameraden	schnell	einen	Platz	finden,
bewirbt	sie	sich	ein	Dreivierteljahr	vergeblich	auf	Dutzende	Stellen.	Ist	ihr	Name	schuld?	Das	Kopftuch?	Offen	sagt	es
niemand.	Am	Ende	gibt	ihr	eine	türkische	Anwältin	einen	Platz	in	ihrer	Kanzlei.	Sie	habe	geweint	vor	Glück,	sagt	Mualla
Yilmaz.

Nach	dem	Abitur	möchte	sie	ein	wenig	Geld	verdienen,	sie	sucht	nach	einem	Minijob	in	der	Nähe,	wieder	wird	sie	Dutzende
Male	abgelehnt.	Als	sie	einen	Job	in	einer	Bäckerei	findet,	kommt	am	dritten	Tag	ein	Stammkunde	und	sagt:	»Von	dir	lasse
ich	mich	nicht	bedienen,	sprichst	du	überhaupt	Deutsch?«	Arbeite	doch	erst	mal	in	der	Küche	weiter,	rät	ihr	die	Chefin.
Yilmaz	packte	ihre	Sachen	und	ging.

Dies	sind	gewöhnliche	Anekdoten	aus	dem	Leben	einer	Frau	mit	Kopftuch	in	Deutschland.	Yilmaz	bleibt	ruhig,	wenn	sie
erzählt.	Sie	hat	sich,	so	wirkt	es,	daran	gewöhnt.	Alle	ihre	Schwestern	haben	Ähnliches	erlebt.

Die	Verletzungen	sind	äußerlich	nicht	zu	sehen,	verheilt	sind	sie	aber	nicht,	im	Gegenteil.	Mit	jedem	Erlebnis,	sagt	Yilmaz,
habe	sie	sich	mehr	gefragt:	Gehöre	ich	doch	nicht	dazu?	Eine	Zeit	lang	spricht	sie	in	der	Bahn	fremde	Menschen	an:	Finden
Sie,	ich	bin	Teil	der	deutschen	Gesellschaft?	Vor	allem	Ältere	hätten	schief	geguckt,	sagt	Yilmaz.	Irgendwann	entscheidet	sie
sich,	den	deutschen	Pass	nicht	zu	beantragen	und	lieber	Türkin	zu	bleiben.	Hinter	das	Glas	der	Tür	zu	ihrem	Zimmer	hat	sie
eine	Türkeiflagge	geklebt:	weißer	Halbmond	mit	Stern	auf	rotem	Grund,	blickdicht.

Der	Abend	des	Referendums.	Zum	Schokoladenkuchen	gibt	es	Tee,	hin	und	wieder	steht	der	Vater	auf,	um	auf	dem	Balkon
eine	Zigarette	zu	rauchen.	Sie	sprechen	nicht	viel,	die	Partybilder	aus	Ankara	flimmern	über	den	Bildschirm.	Familie	Yilmaz
ist	entspannt.	Etwas	anderes	als	einen	Sieg	hat	sie	nicht	erwartet.	Dass	er	knapper	ausfiel	als	gedacht?	Sei	ein	Zeichen	für	die
funktionierende	türkische	Demokratie,	übersetzt	Mualla	Yilmaz	den	Journalisten	einer	Talk-Runde.	Als	traurige	Anhänger	der
Oppositionspartei	CHP	ins	Bild	kommen,	sagt	sie:	»An	deren	Stelle	wäre	ich	glücklich,	49	Prozent,	was	wollen	die	mehr?«



Es	ist	nicht	einmal	20	Uhr,	da	zeigen	die	Kameras	bereits	ein	Meer	aus	türkischen	Flaggen	zu	türkischer	Popmusik,	da	hat
Erdoğan	schon	den	Sieg	verkündet.	Irgendwann,	der	Vater	ist	wieder	auf	dem	Balkon,	und	Mualla	betet,	will	die	Mutter	auf
einen	deutschen	Kanal	umschalten,	dem	Reporter	und	dem	Fotografen	zuliebe.	Sie	klickt	sich	durch	viele	türkische	Sender.
»Haben	wir	deutsches	Fernsehen?«,	fragt	sie	ihren	Sohn.

Die	Familie	lebt	in	einer	kleinen	türkischen	Welt.	Die	Eltern	sprechen	gebrochen	Deutsch,	im	Fernseher	laufen	türkische
Sender.

Kommt	daher	der	Erdoğan-Kult?	Befriedigt	er	die	Sehnsucht	nach	einer	Heimat?

Fragt	man	Mualla	Yilmaz,	wann	das	Interesse	begonnen	habe,	lacht	ihre	Mutter	und	sagt:	»One	minute.«	Die	Tochter	holt	ihr
Handy	hervor	und	ruft	ein	Video	auf	YouTube	auf.	Schwarzer	Bildschirm,	dramatische	Musik:	»Die	Wahrheit	braucht	immer
einen	Mutigen,	der	sie	ausspricht«,	steht	da.	»Türkei	setzt	sich	für	Palästina	ein.	Wo	bleibt	der	Rest	der	Welt?«

Recep	Tayyip	Erdoğan	sitzt	auf	der	Hauptbühne	des	Weltwirtschaftsforums	in	Davos,	neben	ihm	der	damalige	israelische
Staatspräsident	Schimon	Peres.	Der	türkische	Präsident	greift	nach	der	Hand	des	Moderators,	um	sich	Gehör	zu	verschaffen.
»One	Minute,	one	minute«,	sagt	er,	nimmt	die	Kopfhörer	für	die	Übersetzung	ab	und	spricht	Peres	an:	»Ich	weiß	genau,	wie
ihr	die	Kinder	an	den	Stränden	getötet	oder	bombardiert	habt«,	sagt	Erdoğan	laut	Untertitel.	Er	steigert	sich	in	eine	Tirade
gegen	Israels	Palästina-Politik.	Am	Ende	brüllt	der	türkische	Präsident	fast	ins	Mikrofon.	Er	werde	nie	wieder	nach	Davos
kommen,	sagt	er,	nimmt	er	seine	Unterlagen	und	geht	vom	Podium.	Das	Video	hat	fast	eine	Million	Klicks.

Mualla	Yilmaz	sagt,	damals,	2009,	sei	ihr	Erdoğan	zum	ersten	Mal	aufgefallen.	Als	einer,	der	sich	für	Muslime	einsetzt.
Yilmaz	betet	fünfmal	am	Tag,	sie	unterrichtet	Kinder	in	ihrer	Moschee,	liest	täglich	im	Koran.	Der	Islam,	sagt	sie,	sei	für	sie
der	wichtigste	Lebensinhalt.	Und	Erdoğan	viel	mehr	als	ein	Politiker.

»Er	ist	ein	Vorbild	für	mich.«

»Er	motiviert	mich,	indem	er	in	seinen	Reden	zu	mir	spricht.	Er	sagt,	wir	sollen	Goethe	lesen,	also	habe	ich	Werther	gelesen,
erst	auf	Deutsch,	dann	auf	Türkisch,	damit	ich	es	mir	besser	einprägen	kann.«

»Erdoğan	ist	emotional.	Er	weint	für	ein	Kind,	und	die	Welt	weint	mit.	Ich	finde	es	gut,	dass	er	so	emotional	ist.«

»So	jemanden	wie	ihn	gibt	es	sonst	nirgendwo	auf	der	Welt,	ein	Politiker,	der	so	offen	freitags	beten	geht,	der	die	Pflichten
eines	Muslims	so	gewissenhaft	erfüllt.«

»Ich	habe	das	Gefühl,	er	steht	hinter	mir.«

Ihre	Schwester,	sagt	Yilmaz,	habe	einmal	eine	Mail	an	Erdoğan	geschrieben,	über	ein	Kontaktformular.	Sie	habe	ihr	Leid
geklagt,	weil	auch	sie	wegen	ihres	Kopftuchs	Probleme	hatte,	Arbeit	zu	finden.	Einen	Tag	später	habe	Erdoğans	Sekretärin
angerufen:	In	Deutschland	könne	man	leider	nichts	ausrichten,	in	der	Türkei	helfe	man	ihr	aber	gern,	dort	sei	ein	Kopftuch
kein	Problem.	»Dass	sie	darauf	reagieren	und	anrufen,	finde	ich	mega	heftig«,	sagt	Mualla	Yilmaz.

Sie	habe	dem	Bürgermeister	von	Tornesch	eine	ähnliche	Mail	geschrieben,	sich	über	Diskriminierung	beschwert.	Er	sei	aber
im	Urlaub	gewesen.	Seine	Sekretärin	habe	nur	ausgerichtet:	Das	tue	ihm	leid,	aber	er	könne	da	leider	nichts	machen.

Einmal,	erzählt	Yilmaz,	sei	Angela	Merkel	nach	Tornesch	gekommen.	»Da	waren	nur	alte	Menschen	und	wir	Türken«,	sagt
sie.	»Merkels	Rede	war	ziemlich	kurz	und	überhaupt	nicht	temperamentvoll,	eher	langweilig.«	Auch	nach	längerem
Nachdenken	kommt	sie	auf	keinen	deutschen	Politiker,	von	dem	sie	sich	vertreten	oder	verstanden	fühlt	oder	der	sie	gar



beeindruckt	hätte.

Es	ist	schon	spät	am	Abend,	da	beginnt	ihr	Vater,	von	der	Türkei	zu	erzählen,	die	er	als	Jugendlicher	erlebt	hat.	Von	den
kaputten	Straßen,	den	verdreckten	Krankenhäusern.	Die	Familie	hat	noch	immer	eine	Wohnung	in	Kırşehir	südöstlich	von
Ankara,	die	Urlaube	in	der	alten	Heimat	sind	nun	Urlaube	in	einem	modernen	Land:	Von	Istanbul	nach	Ankara	brauchte	man
früher	acht	Stunden,	heute	sind	es	drei.	Wem	die	Türkei	das	zu	verdanken	hat?	Erdoğan,	sagt	Herr	Yilmaz.

Ob	er	dann	mit	dem	Ergebnis	des	Referendums	zufrieden	sei,	mit	einem	gestärkten	Erdoğan?	Herr	Yilmaz	stutzt,	vielleicht
sucht	er	nach	Worten.	Dann	sagt	er:	Ihn	interessiere	das	eigentlich	gar	nicht,	er	lebe	ja	in	Deutschland.	Neben	ihm	sitzt	seine
Tochter	und	lacht,	als	sie	das	hört,	dann	sagt	sie:	»Dem	ist	das	nicht	so	wichtig	wie	mir.	Er	lebt	ja	aber	auch	schon	länger	in
Deutschland	als	ich.«



Innenpolitik

Operation	gelungen,	Demokratie	tot
Wie	der	türkische	Präsident	den	gescheiterten	Putsch	nutzt,	um	sein	Land	unter	Kontrolle	zu	bringen
VON	ÖZLEM	TOPÇU,	ANANT	AGARWALA
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Der	Siegesrausch	hat	Istanbul	in	Rot	getaucht,	die	Nationalflagge	hängt	aus	den	Fenstern	und	spannt	sich	über	Motorhauben,
an	vielen	Straßenecken	verkaufen	Händler	Fahnen.	Junge	Männer	haben	sie	sich	wie	ein	Cape	umgelegt,	und	es	scheint,	als
verleihe	sie	ihnen	Superkräfte,	so	berauscht	leuchten	ihre	Gesichter	vom	Gefühl,	Teil	von	etwas	Größerem	zu	sein.	»Yalla
bismillah!«,	skandieren	sie	im	Chor,	»Auf	geht’s,	im	Namen	Allahs!«.	Sie	recken	ihre	Fäuste	in	den	Sternenhimmel:	»Allahu
Akbar!«

Auf	dem	zentralen	Taksim-Platz	sieht	man	auch	Flaggen	der	syrischen	Revolutionäre,	und	Jugendliche	skandieren:	»Lang
leben	die	Freien!	Lang	lebe	die	Türkei!	Ein	Gruß	an	die	Freien!	Die	Türkei	ist	frei!«

Die	da	allabendlich	auf	den	Plätzen	feiern,	sehen	sich	als	Teil	eines	größeren	Geschehens.	Viele	recken	vier	Finger	empor,	das
Handzeichen	der	ägyptischen	Muslimbrüder.	Die	Geste	zieht	eine	Linie	vom	Taksim-	zum	Tahrir-Platz.	Andere	machen	den
Gruß	der	türkischen	Nationalisten,	der	an	den	Kopf	eines	Wolfes	erinnert.	Manche	Teilnehmer	zeigen	beide	Grüße
gleichzeitig.

Es	sind	aber	nicht	nur	Nationalisten	und	Islamisten,	die	hier	feiern,	auch	wenn	sie	klar	in	der	Mehrheit	sind.	Frauen	in	Röcken
und	mit	offenem	Haar	sind	ebenfalls	zu	sehen,	auch	junge	Eltern,	mit	Baby	auf	dem	Arm	und	Camcorder	in	der	Hand.

Was	sie	eint:	Sie	fühlen	sich	als	Sieger	einer	historischen	Wende.	Der	Taksim-Platz,	den	zuletzt	die	Linken	und	Liberalen	der
Gezi-Park-Bewegung	für	sich	reklamiert	hatten,	ist	zurückerobert	–	von	ihnen,	die	sich	als	Vertreter	der	wahren	Türkei	sehen.

Die	regierende	AKP	hat	ein	Label	für	diese	allabendlichen	Happenings	ersonnen:	Sie	spricht	von	»Demokratiepartys«.	Aber
es	mischen	sich	auch	bedrohliche	Töne	darunter.	Da	sind	immer	wieder	Autos,	die	hupend	durch	die	Straßen	fahren,	mit
selbst	gebauten	Galgen	auf	der	Motorhaube.	An	ihnen	sollen	die	Putschisten,	die	Verräter,	baumeln.	Und	dann	sind	da	Kinder,
die	auf	den	Plätzen	nach	der	Todesstrafe	rufen.	Tatsächlich:	Kinder.	Sie	tun	es	ihren	Eltern	gleich	und	wedeln	fröhlich	mit	den
Fähnchen.

Seit	dem	Ende	des	Putschversuchs	konkurrieren	in	der	Türkei	zwei	gegensätzliche	Erzählungen	miteinander.	Die	erste	lautet,
dass	die	standhafte	türkische	Demokratie	gerettet	wurde,	vom	Präsidenten	Erdoğan	und	seinem	treuen	Volk.	Sie	wird	laut
verkündet,	von	der	Regierung,	von	den	meisten	Medien,	von	den	Leuten,	die	auf	den	Plätzen	jubeln.

Die	zweite	Version	besagt,	dass	Erdoğan	die	»Gunst	Gottes«	nutzt	(wie	er	den	Putsch	selbst	freimütig	bezeichnete),	um	den
Staat	von	seinen	Gegenspielern	zu	»säubern«	und	eine	autoritäre	Präsidialherrschaft	im	Schnellverfahren	durchzusetzen.	Man
muss	sich	mit	den	Siegern	und	Verlierern	des	15.	Juli	unterhalten,	um	das	türkische	Paradox	zu	verstehen:	Beide	Erzählungen
sind	wahr.	Für	die	einen	beginnt	am	15.	Juli	eine	neue,	freiere	Türkei.	Für	die	anderen	ist	es	der	Tag,	an	dem	alles	nur	noch
schlimmer	wurde.

Ein	AKP-Abgeordneter	vergleicht	die	Ereignisse	mit	dem	Massaker	auf	dem	Platz	des	Himmlischen	Friedens	in	Peking	im
Juni	1989.	Mit	ruhiger	Stimme	erzählt	er	von	Menschen,	die	von	Panzern	überrollt	worden	seien.	Mustafa	Yeneroğlu	befand



sich	in	seiner	Wohnung	in	der	Nähe	des	Parlaments,	als	er	plötzlich	einen	»Höllenlärm«	vernahm	–	tief	fliegende	Militärjets,
die	Ankara	umkreisten.	»Das	kam	mir	komisch	vor,	ich	dachte:	Machen	die	eine	Übung?«

Yeneroğlu	erzählt	von	den	ersten	Gerüchten,	die	in	der	WhatsApp-Gruppe	seiner	Fraktion	auftauchten;	wie	er	sich	ins
Parlament	fahren	ließ,	wo	die	Abgeordneten	nachts	demonstrativ	eine	Sondersitzung	abhielten.	Wie	dort	die	Bomben
einschlugen	und	sie	einfach	sitzen	blieben.	Irgendwann	spät	in	der	Nacht	sei	dann	der	Moment	gekommen,	in	dem	er	dachte:
Das	war’s.

»Ich	schrieb	meiner	Frau,	dass	wir	es	vielleicht	nicht	schaffen.	Meinen	Bruder	bat	ich,	er	solle	sich	meiner	Kinder
annehmen.«	Seine	Stimme	versagt.	Frau	und	Kinder	hatte	der	Istanbuler	AKP-Abgeordnete	in	die	Ferien	geschickt,	in	seine
alte	Heimat	Köln.	Yeneroğlu,	41	Jahre	alt,	ist	in	Deutschland	aufgewachsen	und	hat	dort	Jura	studiert,	was	seinen	leichten
Kölschen	Singsang	erklärt.	»Da	war	ein	Gemeinschaftsgefühl,	über	alle	Parteien	hinweg.	Wir	müssen	jetzt	Stärke	zeigen.«

Stärke.	Der	Stärkste,	das	ist	Erdoğan,	der	jetzt	auch	başkomutan	(Oberbefehlshaber)	genannt	wird.	Er	landete	mit	seiner
Maschine	in	Istanbul,	bei	seinem	Volk,	das	ihn	schon	auf	den	Straßen	erwartete.	Der	başkomutan	hatte	es	Stunden	vorher	so
befohlen	–	per	SMS	an	alle	»wertvollen	Kinder	des	türkischen	Volkes«:	»Steht	ein	für	Frieden!	Für	eure	Demokratie!	...euren
Staat	und	eure	Nation!	Recep	Tayyip	Erdoğan«.

Wäre	das	Volk	dem	Aufruf	nicht	gefolgt,	hätten	die	Putschisten	womöglich	gewonnen,	sagt	der	AKP-Mann	Yeneroğlu
schaudernd.

Gehört	zu	dieser	Stärke	nun	auch	die	Wiedereinführung	der	Todesstrafe?	Yeneroğlu	verbittet	sich	Belehrungen	über
Demokratie	aus	dem	Westen.	Wer	habe	denn	hier	gerade	die	Demokratie	vor	den	Putschisten	gerettet?	»Verstehen	Sie	nicht,
was	für	ein	Trauma	die	Menschen	hier	erlitten	haben?	Dass	sie	wütend	sind?«

Wie	in	Europa	und	Deutschland	über	den	Putsch	gesprochen	werde,	sei	empathielos.	»Aber	persönlich	bin	ich	gegen	die
Todesstrafe.«	Was	das	Land	nun	brauche,	sei	eine	andere	Sprache.	Eine	einende,	keine	spaltende.

Erdoğan	jedoch	greift	unmittelbar	nach	dem	Putsch	rhetorisch	an.	Vor	seinem	Haus	in	Istanbul	hält	er	eine	Rede	an	die
Massen.

Haben	die	USA	die	Todesstrafe?	–	Ja!

Hat	Russland	die	Todesstrafe?	–	Ja!

Hat	China	die	Todesstrafe?	–	Ja!

Der	Westen	wolle	nicht	sehen,	welcher	Gefahr	die	Türkei	in	den	vergangenen	Tagen	ausgesetzt	gewesen	sei.	Ein
Staatsstreich,	geplant	von	Anhängern	der	Bewegung	des	Predigers	Fethullah	Gülen!

Viele	Beobachter	in	der	Türkei	halten	die	Bewegung	für	sehr	einflussreich,	nicht	nur	die	Parteigänger	der	AKP	fürchten	um
ihre	Macht.	In	der	ganzen	Welt	lässt	die	Bewegung	Schulen	und	Nachhilfeeinrichtungen	bauen,	Arme	erhalten	Stipendien.	In
Deutschland	hat	sie	einen	guten	Ruf.	Die	CDU-Politikerin	Rita	Süssmuth	etwa	sitzt	im	Beirat	einer	Gülen-Stiftung	in	Berlin.

Für	die	AKP-Regierung	hingegen	ist	die	Gülen-Bewegung	eine	Terrororganisation,	deren	gut	ausgebildete	Anhänger	die
Strukturen	des	türkischen	Staates	unterwandert	haben:	Polizei,	Justiz,	Bürokratie,	Militär.	Überall	würden	nun	die	Verräter
entfernt,	so	sagt	es	die	Regierung.



Einst	waren	Gülen	und	Präsident	Erdoğan	politische	Verbündete	und	Gülen-Anhänger	über	lange	Zeit	traditionelle	AKP-
Wähler.	Dann	brach	ein	heftiger	Machtkampf	aus,	der	am	vergangenen	Freitag,	so	scheint	es,	endgültig	entschieden	wurde.
Innerhalb	der	ersten	vier	Tage	nach	dem	Putschversuch	sind	über	50 000	mutmaßliche	Gülen-Anhänger	aus	dem	Staatsdienst
entfernt	worden.

»Wir	sind	jetzt	die	Verräter«,	sagt	Kemal	Çetin	sarkastisch.	Er	ist	Anhänger	von	Gülen	und	heißt	in	Wirklichkeit	anders.
Angst	habe	er	nicht,	aber	ins	Gefängnis	wolle	er	auch	nicht,	lautet	seine	Begründung.	»Wir	werden	jetzt	alle	verfolgt«,	sagt
er,	während	seine	beiden	Töchter,	die	eine	fünf	Jahre,	die	andere	16	Monate	alt,	fröhlich	durch	das	Wohnzimmer	springen.
Für	den	jungen	Familienvater	sind	die	Ereignisse	der	vergangenen	Tage	»eine	einzige	große	Inszenierung«:	»Unsere
Bewegung	hat	sich	in	den	Dienst	von	Volk	und	Nation	gestellt,	und	ich	glaube	niemals,	dass	die	Putschisten	Anhänger	von
Gülens	Lehre	sind!	Das	ist	verrückt!«	Bekannte	erzählten	ihm,	dass	sich	Freunde	von	ihnen	abwandten.	Seine	eigene	Mutter
fragte	ihn:	Wart	ihr	das?

Çetin	hat	angefangen,	alle	seine	Bücher	von	Gülen	in	Kartons	zu	packen,	er	will	sie	außerhalb	seiner	Wohnung	verstecken.
Auf	seinem	Smartphone	habe	er	alles,	was	ihn	mit	dem	Prediger	und	seinem	Netzwerk	in	Verbindung	bringen	könnte,
gelöscht.	Die	Sicherheitsbehörden	fordern	dazu	auf,	verdächtige	Accounts	in	den	sozialen	Medien	zu	melden.	Seit	der
Putschnacht	meidet	er	den	Kontakt	mit	seinen	Hausnachbarn.

Çetin	sagt,	er	liebe	den	Hoca	Efendi,	wie	Gülen	von	seinen	Anhängern	genannt	wird.	Wenn	er	von	dem	Prediger	spricht,
fangen	seine	Augen	an	zu	leuchten:	»Meine	Seele	nährt	sich	an	seinen	Predigten.	Ohne	sie	würde	ich	verhungern.«	Die
Bewegung	habe	alles	für	ihn	getan,	ohne	jemals	etwas	zurückzufordern.	An	eine	faire	Behandlung	der	Gülenisten	glaubt
Çetin	nicht.	Warum	sollte	er	auch?	Wie	sollte	er	der	AKP-Regierung	und	Präsident	Erdoğan	vertrauen,	die	seit	Jahren	schon
kritische	Journalisten	und	Oppositionelle	einsperren	lassen	und	die	Justiz	nach	ihren	Vorstellungen	umbauen?	Warum	sollte
die	Regierung	nun	gerade	mit	ihrem	erklärten	Feind	rechtsstaatlich	umgehen?	In	diesen	Tagen	kursieren	TV-Bilder	der
Festgenommenen	mit	Verletzungen	im	Gesicht,	über	einige	hieß	es,	sie	hätten	sich	der	Festnahme	widersetzt.

Neben	den	Gülenisten	gibt	es	jetzt	noch	weitere	Verlierer.	Es	sind	die	kurdischen	und	alevitischen	Minderheiten,	die
kritischen	Intellektuellen	und	Journalisten,	die	Liberalen	und	Linken,	die	nun	fürchten,	zwischen	den	Fronten	zerrieben	zu
werden.	Schon	in	der	Nacht	des	Putsches	wurde	es	für	sie	ungemütlich.	Neben	friedlichen	Demonstranten	folgten	auch
gewalttätige	Mobs	dem	Aufruf	Erdoğans,	gegen	die	Feinde	des	Staates	auf	die	Straße	zu	gehen.	Sie	griffen	Büros	der
prokurdischen	Partei	HDP	an	oder	trugen	Straßenkämpfe	in	die	alevitischen	Viertel	von	Istanbul	oder	Malatya.

Auf	Baki	Düzgüns	Handy	zum	Beispiel	mehren	sich	die	Drohanrufe.	Der	47-jährige	Vorsitzende	des	größten	alevitischen
Verbandes	in	der	Türkei,	grünes	Hemd,	schwarzgrauer	Bürstenhaarschnitt,	spielt	sie	herunter.	»Das	Übliche	halt«,	sagt
Düzgün	und	schmunzelt:	»Wir	töten	dich	und	schneiden	dich	in	Stücke.«	Radikale	Sunniten	verachten	die	Aleviten	als
Häretiker.	Düzgün	ist	ihre	Stimme	in	der	Öffentlichkeit.	Und	damit	auch	die	Zielscheibe	des	Hasses.	Er	lenkt	seinen	Wagen
durch	das	alevitische	Istanbuler	Viertel	Gazi,	vor	dem	Tacho	stapeln	sich	die	Zigarettenschachteln,	immer	wieder	erhält	er
Nachrichten,	welche	Straßen	er	lieber	meiden	solle.	Als	es	in	der	Ferne	zweimal	knallt,	winkt	er	ab.	Tränengasgranaten.

»Die	Radikalen	fühlen	sich	von	der	Situation	ermächtigt,	uns	zu	attackieren«,	sagt	Düzgün,	»und	die	Regierung	lässt	es
geschehen.	Wir	dürfen	uns	aber	nicht	provozieren	lassen,	sonst	droht	ein	Bürgerkrieg.	Nach	dem	gescheiterten	Militärputsch
ist	nun	ein	ziviler	Gegenputsch	im	Gange,	unter	dem	vor	allem	die	Minderheiten	leiden.	Die	Aktionen	der	Islamisten	auf	den
Straßen	nützen	der	Regierung:	Jede	Straßenschlacht	ist	ein	Argument	für	ein	autoritär	geführtes	Regime.«

Wie	kann	man	überhaupt	noch	Kritik	üben	an	Erdoğan,	an	Tagen	wie	diesen,	wenn	die	Regierung	beansprucht,	die
Demokratie	gerettet	zu	haben?



Bülent	Küçük	gehört	zu	den	Wissenschaftlern,	die	unter	dem	Namen	Academics	for	Peace	auch	öffentlich	in	Opposition	zu
Erdoğan	gegangen	sind.	Küçük	ist	überzeugt:	»Für	Kritik	an	Erdoğan	gibt	es	jetzt	keinen	politischen	oder	gesellschaftlichen
Raum	mehr.	Die	nationale	Heldenerzählung	lässt	das	nicht	zu.«	Küçük	fühlt	sich	nicht	als	Teil	der	neuen	politischen
Erzählung,	die	dieser	Tage	gesponnen	wird,	im	Gegenteil:	Sie	widert	ihn	an.	»Aber	soll	ich	mich	jetzt	auf	den	Taksim-Platz
stellen	und	sagen,	dass	ich	gegen	Erdoğan	bin?	Dann	werde	ich	gelyncht.«

Unmittelbar	nach	dem	Putschversuch	besprach	sich	Kücük	mit	seinen	Kollegen	von	Academics	for	Peace.	Sie	waren	sich
einig,	den	Staatsstreich	öffentlich	zu	verurteilen.	Ein	Statement	gaben	sie	trotzdem	nicht	ab.	Den	erklärten	Kritikern	der
Regierung,	die	sich	für	die	Rechte	von	Minderheiten	und	das	Ende	der	Kämpfe	in	den	kurdischen	Gebieten	aussprechen,	ist
die	Lage	zu	heikel.	Sie	befürchten,	zu	Staatsfeinden	erklärt	zu	werden.

Aleviten,	Kurden,	Konservative,	Islamisten,	Atheisten,	Christen,	Liberale,	Gülen-Anhänger:	Sie	alle	sind	Teil	der
Gesellschaft.	Aber	nicht	alle	fühlen	sich	sicher.	Die	Andeutungen	von	Präsident	Erdoğan,	dass	die	Regierung	am	Mittwoch
(nach	unserem	Redaktionsschluss)	eine	»wichtige	Entscheidung«	verkünden	wolle,	hat	Spekulationen	Auftrieb	gegeben,	der
Ausnahmezustand	solle	ausgerufen	werden.

Doch	manchmal	sind	jetzt	auch	Äußerungen	zu	hören,	mit	denen	die	Regierung	signalisiert,	dass	sie	das	Land	nicht	weiter
spalten	wolle.	Premierminister	Yıldırım	erinnert	in	einer	Rede	an	ein	Bild	aus	der	Nacht	nach	dem	Putsch,	das	ihm	die	Tränen
in	die	Augen	getrieben	habe.	Da	waren	zwei	Frauen	in	der	Fahrerkabine	eines	Lkw	zu	sehen,	die	Ladefläche	voller	Männer,
die	gegen	den	Putsch	demonstrierten.	Die	eine	Frau	war	schwarz	verhüllt.	Die	andere	war	modern	gekleidet,	ohne	Kopftuch.

Allerdings:	Die	Frau	mit	dem	offenen	Haar	saß	auf	dem	Beifahrersitz.	Am	Steuer	war	die	mit	dem	Kopftuch.



Innenpolitik

Zehn	Thesen	zum	Putschversuch
Die	Türkei	hat	jetzt	kein	simples	Erdoğan-Bashing	verdient,	sondern	genaues	Hinschauen.	Die	Lage	ist	komplizierter,
als	viele	uns	glauben	machen	wollen.
VON	ÖZLEM	TOPÇU
ZEIT	ONLINE,	11.08.2016

Die	Türken	schauen	in	diesen	Tagen	so	intensiv	wie	selten	auf	die	Berichterstattung	des	Auslands	beziehungsweise	auf	das,
was	ihnen	ihre	Medien	davon	präsentieren.	Sie	wollen	wissen,	wie	der	Rest	der	Welt	das	Land	nach	dem	Putschversuch	sieht,
und	wir	sollten	ihnen	–	und	vor	allem	uns	–	den	Gefallen	tun,	nicht	nur	mit	bequemem	Erdoğan-Bashing	zu	reagieren,
sondern	mit	gewissenhaften	Abwägungen	und	echter	Neugier.	Deshalb	im	Folgenden	zehn	Überlegungen	zu	diesem	noch
längst	nicht	aufgeklärten	Putschversuch,	seiner	Vorgeschichte	und	seinen	Folgen.

1.	War	alles	nur	Theater?

Selbst	wer	noch	so	sehr	zu	Verschwörungstheorien	neigt,	sollte	diese	These	getrost	vergessen.	Es	gibt	kaum	einen	ernst	zu
nehmenden	Beobachter	in	der	Türkei,	der	sie	stützt.	Sogar	die	schärfsten	Regierungskritiker	glauben	nicht	daran.	Viele
Intellektuelle	und	Liberale,	die	sowohl	unter	der	AKP-Regierung	als	auch	unter	dem	Gülen-Netzwerk	(als	dieses	noch
politischer	Verbündeter	war)	gelitten	haben,	Jobs	verloren	oder	sogar	ins	Gefängnis	gesteckt	wurden,	sind	derzeit	wütend	und
enttäuscht	über	den	Westen.	Sie	können	es	nicht	begreifen,	dass	die	westliche	Öffentlichkeit	so	zaghaft	darin	war,	den	Putsch
zu	verurteilen	und	sich	solidarisch	zu	zeigen	mit	der	Türkei.	Dass	auch	die	AKP	das	so	sieht,	macht	den	Eindruck	nicht
falsch.	Diese	Leute	sind	nicht	nur	wütend,	sie	haben	auch	Angst.	Angst	davor,	dass	die	Regierung	von	Präsident	Erdoğan	nun
die	Situation	einer	real	da	gewesenen	Gefahr	dafür	ausnutzt,	um	nicht	nur	Verdächtige	zu	verfolgen,	sondern	auch
Regierungskritiker.	Diese	Angst	ist	verständlich.

Wenn	nun	einige	europäische	und	deutsche	Politiker	einen	Stopp	der	EU-Beitrittsverhandlungen	mit	der	Türkei	fordern,
sollten	sie	auch	einen	Augenblick	an	diese	Leute	denken.	Es	sind	doch	eigentlich	ihre	Verbündeten.

2.	Die	Gülen-Bewegung	als	Projektion	des	Westens

Die	Gülen-Gemeinde	ist	die	große	Black	Box	in	dieser	Geschichte.	Viele	investigative	Journalisten	und	Forscher	haben	sie	in
der	Vergangenheit	immer	wieder	als	Sekte	beschrieben,	die	ihre	eigenen	Vorstellungen	von	der	Gesellschaft	durchsetzen	will.
Aber	niemand	hat	richtig	tiefen	Einblick,	und	dass	sich	»Aussteiger«	negativ	über	den	Verein	äußern,	ist	auch	nicht
verwunderlich	und	taugt	deshalb	nur	schlecht	als	Beleg.

Tatsache	aber	ist,	dass	der	Anführer	Fethullah	Gülen	sehr	verehrt,	aber	kaum	hinterfragt	wird.	Seine	Haltung	zu	den
bisherigen	Putschen	in	der	Türkei	ist	bemerkenswert:	Den	letzten	»erfolgreichen«	1980	verurteilte	er	nicht,	sondern	begrüßte
als	Antikommunist,	dass	besonders	Linke	darunter	litten.	Den	»kalten«	Putsch	1997	verurteilte	er	auch	nicht,	obwohl	er
danach	ins	Exil	musste.

In	Deutschland	aber	ist	das	Netzwerk	politisch	gut	gelitten.	Auch	hier	betreibt	es	Schulen,	sie	sind	das	Rückgrat	der
Bewegung.	Viele	deutsche	Politiker	lassen	sich	auf	Veranstaltungen	etwa	der	Gülen-nahen	Zeitung	Zaman	blicken,	sprechen
Grußworte	und	loben	den	Bildungshunger	der	Bewegung.	Rita	Süssmuth,	Gesine	Schwan,	Sabine	Leutheusser-



Schnarrenberger,	Cem	Özdemir,	sie	alle	waren	auf	diesen	Veranstaltungen	zu	sehen.	Ausgewiesene	Kritiker	der	Bewegung
aus	der	Türkei	dagegen	nicht.	Ich	selbst	war	auf	mehreren	dieser	Zaman-Konferenzen,	ich	würde	auch	wieder	hingehen,
wenn	ich	eingeladen	werde.	Doch	ganz	unrecht	hatte	der	türkische	Journalist	und	Gülen-Kritiker	Ruşen	Çakır	nicht,	als	er
kürzlich	formulierte:	Für	den	Westen	muss	das	demonstrierte	Islamverständnis	der	Gülen-Bewegung,	das	auf	Dialog	der
Religionen	ausgelegt	ist,	im	Vergleich	zur	autoritären	Erscheinung	eines	»AKP-Islams«	wie	eine	Verheißung	gewirkt	haben.
Gülen	stillte	eine	Sehnsucht,	auch	in	Deutschland:	Ein	Prediger,	der	sagt:	»Baut	Schulen	statt	Moscheen!«	–	den	lässt	man
gerne	erst	mal	machen.

3.	Die	Heuchelei	der	AKP

Das	Gülen-Netzwerk	war	eine	Art	Kaderschmiede	für	den	öffentlichen	Dienst	in	der	Türkei	und	als	solche	Partner	der
regierenden	AKP.	Denn	die	brauchte	neue	Kader,	als	sie	2003	an	die	Macht	kam.	Die	bisherigen	kemalistischen	Eliten
konnten	Gülen	und	AKP	so	gemeinsam	verdrängen.	Bemerkenswert	ist,	wie	die	Regierung	nun	mit	dem	Umstand	umgeht,
dass	ihr	früherer	Partner	den	Aufstand	geprobt	hat.	Nach	der	Korruptionsaffäre	im	Dezember	2013,	deren	Aufdeckung	von
Gülen-nahen	Staatsanwälten	initiiert	wurde	und	in	die	Mitglieder	der	Regierung	involviert	waren,	sagte	Erdoğan	enttäuscht:
»Was	wollten	sie	und	haben	es	von	uns	nicht	bekommen?«	Es	war	das	erste	sichtbare	Zeichen	eines	längst	begonnen
Machtkampfes	(was	die	Korruptionsvorwürfe	nicht	per	se	unglaubwürdig	macht).	Heute	sagt	Präsident	Erdoğan	in	Bezug	auf
die	Allianz	mit	Gülen:	»Wir	wurden	fehlgeleitet.«

4.	»Das	Volk«	gegen	die	Panzer

Die	Erzählung	der	Regierung	über	die	Nacht	des	15.	Juli	lautet:	Es	war	»das	Volk«	selbst,	das	die	Putschisten	gestoppt	hat.
Vor	allem	die	Regierung	arbeitet	unablässlich	an	der	Verbreitung	dieser	Erzählung,	nur	wenige	Tage	nach	dem	Putschversuch
brachte	die	staatliche	Nachrichtenagentur	Anadolu	eine	Chronik	der	Nacht	heraus,	mit	vielen	beeindruckenden	Bildern	und
Grafiken.	Abgesehen	davon,	dass	man	als	in	Deutschland	sozialisierter	Mensch	ein	Problem	mit	der	Definition	von	»Volk«
haben	kann	(und	dem	gleichzeitigen	Rausdefinieren	von	anderen),	ist	diese	Erzählung	nicht	falsch,	nur	weil	sie	von	der
Regierung	kolportiert	wird.	Viele	waren	draußen	und	haben	sich	gegen	die	Panzer	gestellt.	Interessant	ist	eine	Umfrage	des
Instituts	Metropoll	aus	dem	Jahr	2012,	die	(damals	noch	hypothetisch)	danach	fragte,	ob	die	Menschen	bei	einem	Putsch	auf
die	Straße	gehen	und	protestieren	würden.	Damals	sagten	65,8	Prozent	Ja,	26,7	Prozent	Nein.

5.	Die	böse	Presse

Die	Meinungs-	und	Pressefreiheit	leidet	seit	Längerem	in	der	Türkei,	regierungskritische	Journalisten	werden	unter	Druck
gesetzt	und	eingeschüchtert,	und	teilweise	von	»Kollegen«	der	AKP-nahen	Organe	öffentlich	angegriffen.	Und	bitte,	jeder
weiß,	dass	das	so	ist,	da	braucht	sich	jetzt	auch	kein	AKP-Anhänger	hier	oder	dort	großartig	aufzuregen.

Eigentlich	sollte	die	Regierung	nun	spätestens	mit	dem	Putschversuch	verstanden	haben,	dass	es	dem	überwiegenden	Teil
unserer	türkischen	Kollegen	nicht	darum	ging,	die	Regierung	stürzen	zu	sehen,	sondern	ihre	Politik	zu	kritisieren.	Selbst	die
ärgsten	Kritiker,	ob	Journalisten,	Publizisten,	Intellektuelle,	haben	nach	dem	Putschversuch	klar	gesagt:	Das	hier	ist	zwar
nicht	unsere	Regierung,	aber	so	geht	es	nicht!	In	einem	der	kritischsten	Momente	der	Putschnacht	hat	CNN	Türk	Präsident
Erdoğan	per	Facetime	zugeschaltet,	sodass	er	zur	Bevölkerung	sprechen	konnte.	Ein	Moment,	der	die	Wende	gebracht	haben
könnte.	CNN	Türk	gehört	zur	Doğan-Gruppe,	die	die	Regierung	auch	gern	mit	Prozessen	überzieht.

6.	Auf	Wiedervorlage

Wenn	es	also	so	sein	sollte,	dass	die	Gülen-Bewegung	viele	Posten	im	Staat	besetzt	hat,	also	im	Justiz-	und
Sicherheitsapparat,	so	muss	man	einige	Ereignisse	und	politische	Entscheidungen	der	jüngsten	Vergangenheit	in	der	Türkei



noch	einmal	neu	betrachten.	Das	gilt	für	Schauprozesse	gegen	Militärs	(die	sogenannten	Ergenekon-	und	Balyoz-Prozesse)
ebenso	wie	für	den	gescheiterten	Friedensprozess	mit	der	kurdischen	PKK.	Und	für	die	Frage,	welche	Rolle	die	Gülen-Kader
in	der	Repression	gegen	Kurden	und	andere	Gruppen	spielten	(was	nicht	heißt,	dass	nur	Gülen-Anhänger	unterdrückt	haben
müssen).

7.	»Hexenjagd«

Selbst	wenn	bewiesen	werden	sollte,	dass	eine	verschworene	sektiererisch-nationalistisch-militärische	Gruppe	innerhalb	der
Gülen-Bewegung	den	Putsch	initiiert	hat	–	was	passiert	dann	mit	den	harmlosen	Gülen-Anhängern,	die	diesen	nur	aus
spirituellen	Gründen	verehren?	Wer	schützt	sie?	Man	muss	diese	Art	des	Glaubens	nicht	mögen,	aber	nicht	jeder	einzelne
Gülen-Anhänger	ist	ein	Putschist	oder	Umstürzler.

8.	Erdoğan	der	Superpragmatist

Der	Präsident	der	Türkei	ist	vieles	nicht	(Monster,	Sultan,	überzeugter	Demokrat),	aber	eines	ist	er	sicher:	ein	Pragmatist.	Am
Dienstag	traf	er	in	St.	Petersburg	nach	vielen	eisigen	Monaten	seinen	»Freund«	Wladimir	Putin.	Die	Beziehungen	waren
eingefroren,	nachdem	die	Türken	im	vergangenen	Jahr	einen	russischen	Kampfjet	abgeschossen	hatten.	Seitdem	bemühten
sich	die	Türken	darum,	das	Eis	zum	Schmelzen	zu	bringen	–	zuletzt	war	das	Land	nahezu	isoliert.	So	kam	es,	dass	Putin	der
Erste	war,	der	Erdoğan	nach	dem	Putsch	anrief,	nicht	Bundeskanzlerin	Merkel	oder	US-Präsident	Obama.	Da	ist	er	ganz
Realpolitiker.	Diese	Eigenschaft	sollte	man	bedenken,	bevor	man	sein	Schwadronieren	über	die	Todesstrafe	nun	allzu	ernst
nimmt.

9.	Doppelte	Staatsangehörigkeit

Weil	auch	in	Deutschland	einige	Türkeistämmige	nach	dem	Putsch	sich	die	Todesstrafe	für	ein	Land	wünschten,	in	dem	sie
selbst	nicht	leben,	oder,	weniger	schlimm,	glühende	AKP-	und	Erdoğanfans	sind,	denken	deutsche	Politiker	laut	darüber
nach,	gleich	alle	»Türken«	zu	bestrafen	und	die	doppelte	Staatsbürgerschaft	wieder	abzuschaffen.	Es	gibt	gute	Gründe,	sauer
auf	diese	Leute	zu	sein.	Wichtiger	wäre	aber,	die	integrationspolitische	Errungenschaft	Doppelpass	beizubehalten.

10.	Kann	man	da	noch	hinfahren?

Diese	Frage	wird	mir	oft	gestellt.	Die	jüngsten	Ereignisse	sind	erschreckend,	ja.	Und	im	kurdischen	Südosten	gehen	die
Kämpfe	übrigens	auch	noch	immer	weiter.	Aber	die	Türkei	ist	immer	noch	ein	wundervolles	Land	mit	tollen	Menschen,	die
nicht	alle	immer	über	den	Putsch	sprechen.	Sie	leben	ihre	Leben	weiter,	heiraten,	liegen	am	Strand,	bringen	ihre	Kinder	zur
Schule,	gehen	essen.	Sie	verstecken	sich	nicht	im	Keller	und	warten,	bis	die	schreckliche	Zeit	vorbei	ist	–	denn	die	geht
irgendwie	nicht	vorbei.	Es	gibt	viele	kritische	und	mutige	Geister,	denen	man	zuhören	sollte.	Die	Leute	sind	politische	Gewalt
und	krasse	Umbrüche	gewöhnt,	in	allen	Milieus.	Einige,	wie	die	Aleviten	oder	die	Kurden,	haben	besonders	oft	und	stark
gelitten.	Auch	die	AKP-Anhänger	sollte	man	nicht	dämonisieren	und	Erdoğan	fortwährend	zum	Monster	erklären	(wer	das
nicht	tut,	ist	nicht	gleich	Anhänger).	Wir	sollten	die	Menschen	in	der	Türkei	nicht	im	Stich	lassen.	Wir	sollten	uns	nicht
wegdrehen.



Innenpolitik

»Vielleicht	will	Gott	uns	strafen«

Er	ist	der	meistgesuchte	Mann	der	Türkei	und	Premier	Erdoğans	größter	Feind:	Der	umstrittene	Prediger	Fethullah
Gülen	fordert	Sanktionen	gegen	die	Türkei.
VON	EVELYN	FINGER
DIE	ZEIT,	20.09.2016	Nr.	41

Der	angebliche	Putschist	erhebt	sich	nur	mit	Mühe	aus	seinem	Sessel.	Fethullah	Gülen,	78,	dem	die	türkische	Regierung
vorwirft,	im	Juli	einen	Staatsstreich	organisiert	zu	haben,	ist	ein	alter	Mann	mit	Arthrose.	Der	Prediger	lebt	im
amerikanischen	Exil.	Saylorsburg,	Pennsylvania,	ist	eine	verschlafene	Siedlung	auf	dem	Land	und	ein	bescheidener
Treffpunkt	für	Gülens	Schüler.	Das	Gelände	wirkt	nicht	wie	die	Festung	einer	Gemeinde,	die	der	türkische	Premier	Recep
Tayyip	Erdoğan	zur	Terrorbewegung	erklärt	hat.	Gülen	empfängt	in	einem	schlichten,	hellen	Raum.	In	langen	Regalen	stehen
verschiedene	Koran-Interpretationen.	Er	winkt	die	Besucher	zu	sich	heran,	begrüßt	sie	in	seinem	altertümlichen	Türkisch.	Er
bleibt	ganz	nah	neben	seinem	Sessel	stehen.

DIE	ZEIT:	Herr	Gülen,	Sie	haben	als	einfacher	Imam	angefangen	und	eine	weltweite	Religionsgemeinschaft	mit	weit	über
einer	Million	Anhänger	begründet.	Wie	fühlen	Sie	sich	jetzt	als	Staatsfeind?

Fethullah	Gülen:	Ich	fühle	mich	schikaniert.	In	der	Türkei	war	ich	ein	staatlich	lizenzierter	Prediger.	Aus	meinen	Predigten
entstanden	über	70	Bücher,	in	denen	Sie	nachlesen	können:	Ich	verurteile	jeglichen	Terror.	Ich	habe	die	türkischen
Präsidenten	Süleyman	Demirel	und	Turgut	Özal	unterstützt,	weil	sie	sich	zur	Demokratie	bekannten.	Wer	andere	Menschen
Terroristen	nennt,	obwohl	sie	Frieden	predigen,	ist	selbst	ein	Terrorist.

DIE	ZEIT:	Schon	1999	wurden	Sie	angeklagt,	die	Regierung	stürzen	zu	wollen.

Fethullah	Gülen:	Die	höchsten	richterlichen	Instanzen	der	Türkei	sprachen	mich	frei.

DIE	ZEIT:	Säkulare	Türken	nennen	Sie	einen	Islamisten	und	werfen	Ihnen	vor,	dass	Ihre	Hizmet-Bewegung,	die	im	Westen
meist	Gülen-Bewegung	genannt	wird,	demokratiefeindlich	sei.

Fethullah	Gülen:	Das	stimmt	absolut	nicht.	Ich	habe	den	politischen	Islam	immer	abgelehnt.	Wer	Politik	und	Religion
vermischt,	schadet	beidem	–	aber	der	Religion	besonders.	Unsere	Hizmet-Bewegung	will	Toleranz	und	Verantwortung
stärken.	Es	widerspricht	ihrem	Geist,	anderen	einen	Glauben	aufzuzwingen.

DIE	ZEIT:	Warum	sind	Sie	Prediger	und	nicht	Politiker	geworden?

Fethullah	Gülen:	In	den	siebziger	Jahren	war	ich	Imam	in	einer	Moschee,	wo	Gläubige	aller	politischen	Richtungen	beteten.
Als	der	frühere	Präsident	Erbakan	mir	einen	Sitz	im	Parlament	anbot,	damit	ich	seine	Partei	unterstütze,	habe	ich	gesagt:
Dann	würde	ich	Teile	meiner	Gemeinde	brüskieren.	Lernen	und	Lehren	sind	mein	Lebenszweck.	Eine	aktive	Rolle	in	der
Politik	passt	dazu	nicht.

DIE	ZEIT:	Dennoch	sind	Sie	ein	politischer	Akteur.	Warum	haben	Sie	Recep	Tayyip	Erdoğan	und	seine	Partei	AKP
unterstützt,	die	doch	aus	einer	islamistischen	Bewegung	erwuchs?

Fethullah	Gülen:	Weil	er	versprach,	unserem	Land	den	Weg	in	die	EU	zu	ebnen.	Am	Anfang,	als	ich	für	einen	EU-Beitritt
argumentierte,	verdammten	Erdoğans	Anhänger	mich	noch	als	unislamisch.	Ein	Beitritt	sei	nicht	im	Sinne	des	Islams.	Später



änderte	Erdoğan	seine	Meinung.	Er	hoffte,	dass	Hizmet	für	ihn	als	Führer	aller	Muslime	wirbt.

DIE	ZEIT:	Was	verband	Sie	persönlich	mit	ihm?

Fethullah	Gülen:	Weder	meine	Freunde	noch	ich	selbst	standen	Erdoğan	nahe,	auch	wenn	das	behauptet	wird.	Ich	traf	ihn
nur	wenige	Male,	bevor	er	2003	Ministerpräsident	wurde.	Als	er	die	AKP	gründete,	versprach	er	Demokratie,	wollte	die
Menschenrechte	stärken	und	die	politische	Macht	des	Militärs	einschränken.	Deshalb	hat	Hizmet	ihn	unterstützt.	Aber	nach
dem	dritten	Wahlsieg	der	AKP	im	Jahr	2011	brach	er	seine	Versprechen	und	machte	eine	Kehrtwende:	weg	vom
Verfassungsstaat	hin	zum	Präsidialsystem.

Gülen	trägt	ein	kariertes	Hemd	und	orthopädische	Schuhe.	In	dem	Backsteinhaus,	in	dem	das	Gespräch	stattfindet,	wohnt	er
erst	seit	Juli,	aus	Sicherheitsgründen,	vorher	schlief	er	in	einem	offenen	Gemeinschaftshaus.	Das	»Erholungs-	und
Gebetszentrum«	in	Saylorsburg	ist	nicht	viel	besser	gesichert	als	ein	Zeltplatz.	Eine	Schranke,	dahinter	Büsche	und	Bäume,
ein	offener	Garten.	Sein	Rückzugsort	liegt	in	den	Pocono	Mountains,	einem	grünen	Ausflugsziel,	zwei	Autostunden	von	New
York	entfernt.

DIE	ZEIT:	Die	Regierung	Erdoğan	sagt,	Sie	hätten	im	Juli	den	Putsch	befohlen.

Fethullah	Gülen:	Wenn	sie	das	behaupten,	sollen	sie	es	beweisen.	Wer	immer	in	diesen	Putsch	verwickelt	war,	hat	die
Regierung,	aber	auch	die	Prinzipien	von	Hizmet	verraten.	Ich	habe	den	Putschversuch	verurteilt,	während	er	sich	ereignete.
Danach	habe	ich	gefordert,	dass	eine	internationale	Kommission	mit	Experten	aus	den	USA	und	aus	Deutschland	die
Hintergründe	untersucht.	Darauf	hat	die	Türkei	nie	reagiert.	Sie	wissen:	Als	Erdoğan	in	der	Putschnacht	in	Istanbul	landete,
nannte	er	den	Putsch	»ein	Gottesgeschenk«.

DIE	ZEIT:	Wollen	Sie	andeuten,	dass	der	Präsident	selbst	dahintersteckt?

Fethullah	Gülen:	Bisher	habe	ich	das	nur	als	Möglichkeit	angesehen.	Jetzt	ist	es	für	mich	Gewissheit.	Nach	den	jüngsten
Aussagen	eines	türkischen	Offiziers	trafen	sich	in	der	Putschnacht	Generalstabschef	und	Geheimdienstchef	im	Hauptquartier
der	Armee.	Sie	wussten	schon	alles,	was	später	passieren	würde.	Der	Putsch	verschaffte	Erdoğan	die	Möglichkeit,	nach
Gutdünken	zu	verfahren:	Es	wurden	Tausende	Menschen	entlassen	aus	Ministerien,	Militär,	Polizei	und	Justiz.	Man
verhaftete	Anwälte	und	Geschäftsleute,	Journalisten	und	Ehefrauen	von	Gülen-Mitgliedern.	Das	muss	vorbereitet	gewesen
sein.

DIE	ZEIT:	Sie	leben	schon	seit	1999	in	den	USA.	Wie	genau	kam	es	zum	Bruch	mit	Erdoğan?

Fethullah	Gülen:	Im	Jahr	2006	begann	er,	hohe	Staatsbeamte	nach	seinen	persönlichen	Sympathien	auszuwechseln.
Erdoğans	Autoritarismus	wurde	immer	schlimmer.	Irgendwann	war	mir	klar,	dass	die	AKP	alle	Macht	in	die	Hände	dieses
einen	Mannes	legen	wollte.	Ich	schrieb	ihm	damals	einen	Brief	und	bat	ihn,	zu	demokratischen	Methoden	zurückzukehren.
Seine	Leute	drohten	daraufhin,	unsere	Vorbereitungsschulen	für	die	Universitäten	zu	schließen,	wenn	wir	nicht	das
Präsidialsystem	stützten.	Wir	weigerten	uns.

DIE	ZEIT:	Die	türkische	Regierung	und	auch	säkulare	Kritiker	behaupten,	die	Hizmet-Bewegung	hätte	den	Staat	in	den
vergangenen	zwei	Jahrzehnten	systematisch	unterwandert.	Stimmt	das?

Fethullah	Gülen:	Ich	weise	diese	Unterstellung	kategorisch	zurück.	Niemand	weiß,	wie	viele	Beamte	in	der	Regierung	mit
meinen	Ideen	sympathisieren	–	man	müsste	sie	verhören.	Und	dann?	Meine	Lehren	sind	nicht	verfassungswidrig.	Wenn	ein
Gülen-naher	Beamter	illegal	oder	unethisch	handelt,	bin	ich	der	Erste,	der	das	verurteilt.	Wenn	nicht,	was	heißt	dann



Unterwanderung?	Sie	sind	Türken.	Wenn	sie	in	türkischen	Behörden	aufsteigen,	verstößt	das	gegen	kein	Gesetz.

DIE	ZEIT:	Zwei	türkische	Journalisten,	Ahmet	Şik	und	Necdet	Şener,	hatten	über	die	Durchdringung	des	Staates	durch	Ihre
Anhänger	ein	Buch	geschrieben	und	kamen	2011	ins	Gefängnis.

Fethullah	Gülen:	Ich	kannte	die	beiden	nicht.	Seinerzeit	gab	es	mehr	als	fünfzig	Bücher	von	Autoren,	die	die	Hizmet-
Bewegung	kritisierten,	und	niemand	sonst	kam	ins	Gefängnis.	Warum	Şik	und	Şener?	Sie	waren	Kritiker	Erdoğans.	Er	sorgte
persönlich	dafür,	dass	es	ein	Verfahren	gegen	die	beiden	gab.

DIE	ZEIT:	Aber	waren	es	nicht	Hizmet-Anhänger,	die	Verhaftungen	vornahmen?

Fethullah	Gülen:	Nein,	es	war	Erdoğans	Polizei.	Er	ließ	systematisch	Gegner	verhaften.	Plötzlich	standen	sogar	Offiziere
und	Generale	in	Handschellen	vor	Gericht.	Ich	habe	bei	dem	Anblick	geweint.

DIE	ZEIT:	Warum	haben	Sie	die	demokratische	Bewegung	im	Gezi-Park	nicht	unterstützt?

Fethullah	Gülen:	Wer	behauptet	das?	Während	der	Gezi-Proteste	habe	ich	die	Regierung	harsch	kritisiert	für	die	Brutalität
ihrer	Polizei.	Ich	forderte	von	Erdoğan,	auf	den	Protest	des	Volkes	zu	hören.	Allerdings	habe	ich	auch	den	Vandalismus
einzelner	Demonstranten	verurteilt.

Die	Regierung	wirft	Gülens	Anhängern	vor:	Sie	hätten	Polizei	und	Staatsanwaltschaft	durchsetzt;	hätten	Säkulare	und
Nationalisten	mit	Prozessen	überzogen;	ihre	Zeitungen	hätten	Kampagnen	gegen	die	Armee	geführt.	In	Schauprozessen	sollen
sie	Vorwürfe	erfunden	und	Beweise	gefälscht	haben,	woraufhin	Hunderte	Offiziere,	Anwälte	und	Journalisten	verurteilt
wurden.

DIE	ZEIT:	Was	antworten	Sie	Gegnern,	die	Hizmet	als	Sekte	beschimpfen?	Und	wie	gehen	Sie	mit	Aussteigern	um,	die	von
Gehirnwäsche	in	Ihren	Wohngemeinschaften,	den	»Lichthäusern«,	berichten:	Werden	die	exkommuniziert?

Fethullah	Gülen:	Ich	wollte	nie	eine	Sufi-Sekte.	Ich	respektiere	die	traditionellen	sufistischen	Geheimlogen,	aber	mein	Weg
ist	ein	anderer.	Wir	sind	eine	Bewegung	der	Freiwilligen.	Sie	opfern	Zeit	und	Geld	für	den	Dienst	am	Nächsten.	Jeder	darf
mitmachen	oder	gehen.	Da	es	keine	feste	Mitgliedschaft	gibt,	gibt	es	keine	Rauswürfe.

DIE	ZEIT:	Was	steht	nach	Ihrer	Lehre	vom	Islam	höher:	göttliches	oder	weltliches	Recht?	Scharia	oder	Verfassung?

Fethullah	Gülen:	Ich	habe	Regime	wie	im	Iran	oder	Saudi-Arabien	nie	gutgeheißen,	wo	Religionsführer	die	Politik
bestimmen.	Der	Staat	soll	die	Religion	respektieren,	ihre	Ausübung	erlauben	–	egal,	um	welche	Religion	es	sich	handelt.
Wenn	Glaubensüberzeugungen	in	die	Gesetze	eingehen,	müssen	sie	mit	den	Menschenrechten	im	Einklang	sein.

DIE	ZEIT:	Die	Türkei	fordert	seit	Wochen	Ihre	Auslieferung.	Fürchten	Sie,	dass	die	USA	nachgeben?

Fethullah	Gülen:	Ich	glaube	nicht,	dass	Amerika	sein	Versprechen	der	Rechtsstaatlichkeit	bricht	und	mich	ausliefert,	wenn
es	politisch	opportun	scheint.	Für	den	unwahrscheinlichen	Fall,	dass	sie	mich	ausliefern	wollen,	kaufe	ich	mir	selbst	ein
Ticket	und	fliege	in	die	Türkei.	Ich	bin	78	Jahre	alt	und	habe	keine	Angst	vor	dem	Tod.

DIE	ZEIT:	Würden	Sie	die	USA	heute	als	Ihre	Heimat	bezeichnen?

Fethullah	Gülen:	Ich	lebe	im	selbst	auferlegten	Exil	und	vermisse	die	Türkei	jeden	Tag.	Hier	habe	ich	Frieden	gefunden.
Doch	das	Heimweh	bleibt.



Über	Gülens	Schreibtisch	hängt	die	rot-weiße	türkische	Flagge.	Links	oben	ein	Brett	mit	Schraubgläsern:	türkische	Erde,
Gastgeschenke	von	daheim.	Eingerahmt	die	Grundprinzipien	der	Hizmet-Bewegung:	Herz,	Verstand,	Gewissen ...	Hinter
einem	Raumteiler	steht	das	Bett.	Davor	der	Gebetsteppich,	der	Ölradiator.	Aufgeschlagen,	ein	großer	Koran.

DIE	ZEIT:	Dürfen	Christen,	Juden,	Buddhisten	in	einem	idealen	muslimischen	Staat	ihre	Religion	ausüben?

Fethullah	Gülen:	Was	soll	das	heißen:	ein	idealer	islamischer	Staat?	Der	Islam	ist	eine	Religion	und	keine	Regierungsform.
Er	leitet	seine	Anhänger	natürlich	auch	in	ihren	politischen	Entscheidungen.	Doch	jeder	Muslim	muss	frei	entscheiden
dürfen,	ohne	Zwang.

DIE	ZEIT:	Dürfen	Atheisten	Gott	leugnen?

Fethullah	Gülen:	Ja.	Jeder	Mensch,	auch	der	Atheist,	ist	ein	Geschöpf	Gottes.	Wer	andere	angreift,	weil	sie	nicht	glauben,	ist
sich	seiner	selbst	nicht	sicher.

DIE	ZEIT:	Hat	die	Religionsfreiheit	Grenzen?	Sind	Witze	über	den	Propheten	Mohammed	erlaubt?

Fethullah	Gülen:	Keinem	Muslim	kann	es	egal	sein,	wie	sein	Prophet	dargestellt	wird.	Muslime	haben	ein	Recht	auf
Respekt.	Aber	die	Kritik	an	beleidigenden	Darstellungen	darf	nur	auf	zivilisierte	Weise	geübt	werden.

DIE	ZEIT:	Ist	der	Koran	das	unhinterfragbare	Wort	Gottes?

Fethullah	Gülen:	Den	Koran	infrage	stellen	–	das	ist	eine	schwierige	Sache.	Alle	Muslime	sehen	den	Koran	als	Wort	Gottes,
sie	müssen	die	Offenbarung	als	authentisch	annehmen	und	die	Gebote	befolgen.	Doch	wie	die	Gebote	zu	verstehen	sind,	das
ist	eine	andere	Frage.

DIE	ZEIT:	Darf	eine	Frau	Staatsoberhaupt	in	einem	muslimischen	Land	sein?

Fethullah	Gülen:	Eine	Frau	darf	jedes	Amt	ausüben,	einschließlich	das	der	Präsidentin.

Kritiker	haben	Gülen	vorgeworfen,	dass	es	an	seinen	Schulen	Geschlechtertrennung	gebe.	In	Saylorsburg	bietet	Gülen	der
Interviewerin	den	Platz	neben	sich	an,	im	Chefsessel.	Er	spricht	mit	Predigerstimme,	aber	leise.	Ist	alles	nur	freundliche
Fassade?	Ehemalige	Schüler	berichten,	er	lebe	hier	wie	ein	Gottesmann,	sein	Tag	beginnt	um	vier	Uhr	mit	einem	Gebet.

DIE	ZEIT:	Mitglieder	von	Hizmet	werden	in	der	Türkei	jetzt	massiv	verfolgt.	Können	Sie	helfen?

Fethullah	Gülen:	Nein.	Sie	können	sich	nur	an	ihre	Werte	halten.	Natürlich	empört	es	mich,	wenn	ihr	Eigentum
beschlagnahmt	wird,	ihre	Konten	aufgelöst	werden,	sie	selbst	verhaftet	und	gefoltert	werden.	Trotzdem	liegt	es	mir	fern,	zur
Gegenwehr	oder	gar	zur	Rache	aufzufordern.

DIE	ZEIT:	Hat	Ihre	Bewegung	eine	Zukunft	in	der	Türkei,	oder	muss	sie	ins	Exil?

Fethullah	Gülen:	Ich	glaube	nicht,	dass	die	Lage	in	der	Türkei	so	bleibt.	Erdoğan	ist	zwar	entschlossen,	unsere	Institutionen
für	Bildung	und	Dialog,	unsere	Krankenhäuser	und	Hilfsorganisationen	zu	zerstören.	Aber	wir	haben	ja	über	1000	Schulen	in
170	Ländern.	Hizmet	lebt.

Erdoğans	Anti-Terror-Maßnahmen	zielen	jetzt	besonders	auf	Gülen-Sympathisanten	und	ihre	Einrichtungen:	Schulen	wurden
geschlossen;	Richter	und	Staatsanwälte	suspendiert;	Offiziere	entlassen;	Unternehmer	verhaftet.	Die	Gülen-Zeitung
»Zaman«	erscheint	nicht	mehr,	viele	Redakteure	sitzen	ohne	Anklage	im	Gefängnis.



DIE	ZEIT:	Haben	Sie	wirklich	keine	Rachegefühle	gegenüber	Erdoğan?

Fethullah	Gülen:	Was	meinen	Sympathisanten	in	der	Türkei	geschieht,	macht	mich	zornig	und	traurig,	aber	es	überrascht
mich	nicht.	In	der	Geschichte	der	Menschheit	wurden	Gläubige	immer	verfolgt.	Von	einem	Religionsstifter	wie	Jesus	lernen
wir,	dies	hinzunehmen.

DIE	ZEIT:	Fühlen	Sie	sich	als	Vertreter	eines	konservativen	Islams	mitverantwortlich	für	das	Erstarken	des	militanten
Islamismus	–	letztlich	für	den	Terror?

Fethullah	Gülen:	Der	islamistische	Terror	ist	ein	junges	Phänomen.	Man	findet	in	der	muslimischen	Geschichte	kaum
Beispiele	für	vorsätzliche	Morde	an	Zivilisten.	Radikale	Gruppen	waren	nie	Mainstream.	Der	Prophet	Mohammed	verbot
Angriffe	auf	Frauen,	Kinder	und	Kleriker.	Terrorgruppen	wie	Isis	haben	in	ihm	kein	Vorbild.	Ihre	Barbarei	ist	grenzenlos.
Fromme	Muslime	dürfen	dafür	nicht	verantwortlich	gemacht	werden.	Und	doch	müssen	wir	die	Barbaren	klar	verurteilen	–
schon	um	Rekrutierungen	unter	Gläubigen	zu	verhindern.	Gemeinden	müssen	sich	fragen,	warum	sie	es	Terroristen	so	leicht
machen,	die	Jugend	anzusprechen.

DIE	ZEIT:	Befürworten	Sie	also	nicht	den	Dschihad?

Fethullah	Gülen:	Der	Dschihad	gilt	traditionell	als	ein	Kampf	gegen	alles,	was	Geschöpfe	und	Schöpfer	trennt.	Er	ist
Streben	nach	Selbstvervollkommnung,	ist	Gebet.	Doch	diese	alte	Bedeutung	wurde	verfälscht	und	besudelt.	Wer	heute
Gewalt	ausübt,	um	Andersgläubige	zum	Konvertieren	zu	zwingen,	ist	für	mich	kein	Dschihadist.	Ich	lehne	den	bewaffneten
Dschihad	ab.	Er	ist	barbarisch.

DIE	ZEIT:	Hizmet	gilt	als	streng	hierarchisch.	Welche	Befugnisse	haben	Sie	als	Religionsführer?

Fethullah	Gülen:	Ich	sehe	mich	nicht	als	Führer,	der	über	anderen	steht.	In	unseren	Schulen	und	Projekten	gibt	es	zwar
Führungspositionen,	aber	niemand	soll	sich	über	einen	anderen	erheben.	Eine	strenge	Hierarchie,	wie	Sie	sie	vermuten,	wäre
unislamisch.	Die	Hizmet-Bewegung	kennt	keinen	Personenkult.	Meine	Unterschrift	lautet:	»Nichts«.

Tatsächlich	unterschreibt	Gülen	alle	Dokumente	genau	so.	An	der	Wand	hängt	eine	Kalligrafie	mit	dem	Credo:	»Ich	bin
nichts.«	Auf	einem	Ausdruck	an	der	Tür	ist	zu	lesen:	»Schweig	und	denke	nach.	Bete.	Sprich	nicht	über	Politik.«

DIE	ZEIT:	Das	Misstrauen	gegenüber	Ihrer	Bewegung	fällt	in	eine	Zeit	des	Glaubensterrors.	Wie	sehen	Sie	die	Situation	des
Islams?

Fethullah	Gülen:	Ich	mache	mir	Sorgen.	Vielleicht	haben	wir	Muslime	etwas	falsch	gemacht.	Vielleicht	will	Gott	uns	jetzt
strafen.	Gott	weiß	es,	wir	nicht.	Wir	Muslime	werden	unsere	Probleme	jedenfalls	nicht	allein	lösen,	sondern	brauchen	die
Unterstützung	der	demokratischen	Staaten.

DIE	ZEIT:	Gilt	das	auch	für	die	Türkei?

Fethullah	Gülen:	Die	Türkei	wird	sich	weder	an	europäische	Standards	halten,	noch	die	Bedingungen	der	Nato	erfüllen,
wenn	EU,	Nato	und	die	Vereinigten	Staaten	keinen	Druck	ausüben.	Ich	fordere	den	Westen	auf	zu	helfen:	Ohne	Sanktionen
wird	Erdoğan	das	bereits	verübte	Unrecht	nicht	rückgängig	machen.

DIE	ZEIT:	Was	haben	Sie	in	der	Vergangenheit	gepredigt,	das	Sie	heute	bereuen?

Fethullah	Gülen:	In	meinen	frühen	Predigten	habe	ich	zu	pauschal	den	Westen	verurteilt.	Heute	sehe	ich	das	anders.	Doch



jeder	Mensch	ist	ein	Produkt	seiner	Zeit.	In	meiner	Jugend	wurden	die	Amerikaner,	die	Russen,	der	Vatikan	und	die	Juden	für
das	Leid	der	Muslime	verantwortlich	gemacht.	Ich	habe	mich	damals	von	Schmutzkampagnen	und	Verschwörungstheorien
beeinflussen	lassen.

DIE	ZEIT:	Warum	haben	Sie	Ihre	Meinung	geändert?

Fethullah	Gülen:	Die	persönlichen	Begegnungen	mit	Christen	und	Juden	haben	mich	gelehrt,	mein	Denken	zu	korrigieren.
In	jeder	Religion	gibt	es	Menschen,	die	ein	schlechtes	Beispiel	abgeben,	und	andere,	die	ein	gutes	Beispiel	sind.	Es	kommt
nicht	darauf	an,	ob	einer	Muslim	ist,	sondern	darauf,	wie	er	handelt.

Fethullah	Gülen	wurde	1938	in	der	türkisch-anatolischen	Kleinstadt	Korucuk	geboren.	Der	Sohn	eines	Imams	machte
Karriere	als	staatlich	angestellter	Prediger	in	wechselnden	Städten	des	Landes.	1981	verließ	er	den	Staatsdienst	und	wurde
ein	erfolgreicher	Wanderprediger,	dessen	Gemeinde	schnell	wuchs.	Die	Gülen-Bewegung	nennt	sich	selbst	Hizmet,	was
Dienst	bedeutet.	Gülen	ließ	Schulen	und	Krankenhäuser	gründen	und	verbreitete	seine	Ideen	eines	konservativen,	auf
weltliche	Bildung	gegründeten	Islams.	Gülen	stellte	sich	gut	mit	den	türkischen	Regierungen,	geriet	aber	1999	in	einen
Konflikt	mit	den	vom	Militär	gesteuerten	Sicherheitsbehörden.	Seitdem	lebt	er	in	den	USA.	Von	2003	an	unterstützte	seine
Bewegung	die	konservativ-islamische	AKP	von	Premier	Recep	Tayyip	Erdoğan.	Dieser	ermöglichte	vielen	Gülen-Anhängern
den	Aufstieg	in	die	Institutionen.	Erdoğans	AKP	profitierte	von	den	intellektuellen	und	organisatorischen	Fähigkeiten	der
Bewegung.	2013	kam	es	zum	Bruch,	als	Gülen-nahe	Staatsanwälte	und	Medien	der	Regierung	Korruption	zur	Last	legten.
Die	Regierung	beschuldigt	heute	Gülen	und	seine	Bewegung,	den	Putsch	vom	15.	Juli	angezettelt	zu	haben.	Der	Prediger	und
seine	Bewegung	gelten	seither	als	Terroristen	und	werden	mit	aller	Härte	verfolgt.



Innenpolitik

Cumhuriyet
Die	türkische	Zeitung	»Cumhuriyet«	wurde	im	Herbst	vorigen	Jahres	weltberühmt,	als	Präsident	Erdoğan	ihre
Führungs-	spitze	verhaften	ließ.	Trotz	aller	Repression	erscheint	die	Zeitung	weiterhin,	jeden	Tag.	Wie	arbeiten	die
Journalisten	unter	diesem	Druck?	Unsere	Autorin	war	eine	Woche	lang	zu	Gast	in	der	Redaktion.
VON	VON	ÖZLEM	TOPÇU
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MONTAG:	EINE	REDAKTION	SOLL	SCHWEIGEN.	Weil	alles	so	wahnsinnig	symbolisch	ist	in	diesem	Land,	in	dieser
Stadt,	liegt	die	Redaktion	der	Tageszeitung	Cumhuriyet	nicht	an	irgendeiner	Straße,	sondern	an	der	Ecke	zur	İstiklal	Sokağı,
der	»Straße	der	Unabhängigkeit«	im	Stadtteil	Şişli.	Sie	ist	nicht	mehr	abgesperrt,	wie	noch	wenige	Wochen	zuvor,	als	sie	alle
aus	der	Redaktion	festnahmen,	die	etwas	zu	sagen	hatten.	Der	Wasserwerfer	ist	weg,	aber	auch	die	vielen	Menschen,	die
tagelang	vor	dem	Gebäude	ausharrten,	Reden	hielten,	sangen	und	von	denen	einige	irgendwann	erschöpft	auf	den	Sofas	und
Sesseln	im	Eingangsbereich	einschliefen.	Keine	schwer	bewaffneten	Polizisten	mit	kugelsicheren	Westen	mehr,	die	hier
Taschen	kontrollierten,	manchmal	auch	Ausweise.	Vielleicht	wollten	sie	die	Redaktion	in	diesen	Tagen	schützen,	vielleicht
auch	schikanieren,	womöglich	beides.	Der	Staat	sagte:	Ich	behalte	euch	im	Auge.

Es	ist	ein	Montag	Ende	November,	seit	Stunden	regnet	es.	Die	nächsten	drei	Tage	wird	es	so	bleiben.	Das	Redaktionsgebäude
ist	ein	grauer	und	unscheinbarer	Kasten,	20	Minuten	Fußweg	vom	berühmten	Taksim-Platz	entfernt,	wo	vor	fast	vier	Jahren
Tausende	Menschen	tagelang	gegen	Staatspräsident	Erdoğan	protestierten.	An	der	Fassade	zur	Straße	hängt	ein	großes	Plakat
mit	der	Aufschrift:	»An	dieser	Arbeitsstelle	herrscht	Mut.«

Die	Cumhuriyet	(»Dschumhurijet«	ausgesprochen)	ist	einer	der	letzten	Orte	für	kritischen	Journalismus	in	der	Türkei.	Und
das	klingt	nicht	einmal	annähernd	so	dramatisch,	wie	es	in	Wirklichkeit	ist.	Die	Organisation	Reporter	ohne	Grenzen	führt	die
Türkei	auf	ihrer	Rangliste	der	Pressefreiheit	auf	Platz	151	von	180,	sie	ist	noch	einmal	einige	Plätze	nach	unten	gerutscht	und
liegt	nun	hinter	Tadschikistan	und	vor	der	Demokratischen	Republik	Kongo.	Seit	Längerem,	vor	allem	aber	seit	dem
vereitelten	Putsch	vom	15.	Juli	vergangenen	Jahres	geht	die	Regierung	von	Staatspräsident	Recep	Tayyip	Erdoğan	mit	voller
Wucht	gegen	all	jene	vor,	die	nicht	auf	ihrer	Linie	sind.	Alle,	die	die	autoritäre	Regierung,	das	Absterben	der	immer	schon
zerbrechlichen	Demokratie	und	die	Erosion	der	Gewaltenteilung	kritisieren,	werden	zu	Vaterlandsverrätern	erklärt.	Oder	zu
Schlimmerem.	Sie	sollen	schweigen.	Das	betrifft	vor	allem	Journalisten,	Autoren,	Publizisten.

Eine	Woche	lang	werde	ich	Gast	bei	dieser	außergewöhnlichen	Zeitung	sein.	Ihre	Besonderheit:	dass	sie	immer	noch	jeden
Tag	erscheint.	Vier	Wochen	sind	vergangen,	seitdem	die	gesamte	Führungsmannschaft	der	Cumhuriyet	festgenommen	wurde.
Jetzt	sind	die	Redakteure	auf	sich	allein	gestellt.	Ich	werde	ihnen	bei	der	Arbeit	zuschauen,	sie	dabei	beobachten,	wie	sie
Zeitung	machen,	während	die	Regierung	sie	mit	einem	Verfahren	nach	dem	anderen	überzieht	und	jeder	Angst	haben	muss,
dass	er	als	Nächster	festgenommen	werden	könnte.

Was	sind	das	für	Journalisten,	die	hier	arbeiten	–	trotz	allem?

Zum	Beispiel	ist	da	der	Produktionschef,	der	von	einem	Tag	auf	den	anderen	Verantwortung	für	die	gesamte	Zeitung
übernehmen	musste.	Da	ist	die	Gerichtsreporterin,	die	Tag	für	Tag	Prozesse	erklären	muss,	die	kaum	zu	verstehen	sind.	Der
Zeitungsveteran,	für	den	sich	die	Geschichte	wiederholt.	Da	ist	auch	der	investigative	Journalist,	der	so	viel	weiß,	dass	es	für
zwei	Leben	reicht.	Sie	werden	mir	viel	darüber	erzählen,	warum	sie	weitermachen	–	ohne	viel	Rücksicht	auf	sich	selbst.	Und



einer	von	ihnen	wird	festgenommen	werden,	während	dieser	Text	entsteht.

Bevor	man	die	Redaktion	betritt,	muss	jeder	Besucher	durch	einen	Metalldetektor	gehen,	Taschen	werden	durchleuchtet.	Am
Empfang	sitzt	eine	Frau,	die	aussieht,	als	würde	sie	Einlass	in	ein	besetztes	Haus	geben:	knallrot	gefärbte	Haare,	stark
geschminkte	Augen,	grüner	Schal,	schwarzer	Kapuzenpulli.	An	den	Wänden	hängen	Schilder,	dass	hier	das	Rauchen
verboten	ist.

In	der	Redaktion	angekommen,	schlägt	mir	Zigarettenqualm	entgegen.	Ich	treffe	auf	Bülent	Özdoğan,	den	Interims-
Chefredakteur,	eine	Zigarette	in	der	Hand.	An	seinem	Gesicht	kann	man	ablesen,	wie	es	jemandem	ergeht,	der	von	jetzt	auf
gleich	alle	Verantwortung	für	die	von	der	Regierung	meistgehasste	Zeitung	auf	sich	genommen	hat.	Und	damit	für	250
Mitarbeiter.	Nachdem	Chefredakteur	Murat	Sabuncu	festgenommen	wurde,	übernahm	Özdoğan,	zuvor	Chef	vom	Dienst,
dessen	Arbeit.	Sabuncu	seinerseits	war	auf	Can	Dündar	gefolgt,	der	das	Land	verlassen	musste,	um	einer	möglichen	Haft	zu
entgehen.

Die	Schatten	unter	Özdoğans	Augen	sind	nicht	dunkel,	sie	sind	fast	schwarz.	Im	Türkischen	sagt	man,	»von	seinen	Augen
tropft	Schlaf«,	wenn	jemand	seine	Müdigkeit	nicht	mehr	verbergen	kann.	Özdoğan	scheint	nicht	begeistert	davon	zu	sein,
dass	ich	über	seine	Zeitung	schreiben	möchte.	»Wir	versuchen	einfach	normal	unserer	Arbeit	nachzugehen.	Das	ist	Routine
für	uns.«

Mittlerweile	sitzen	so	viele	gute	und	namhafte	Journalisten	in	türkischen	Gefängnissen,	dass	mit	ihnen	eine	ziemlich	gute
neue	Zeitung	gemacht	oder	ein	Fernsehkanal	gegründet	werden	könnte.	Doch	der	Fall	Cumhuriyet	ist	ein	besonderer.	Sie	ist
die	älteste	Zeitung	des	Landes,	so	alt	wie	die	Türkische	Republik	–	und	sie	heißt	auch	noch	so:	Cumhuriyet,	»Republik«.	Mit
einer	Auflage	von	etwa	50 000	Exemplaren	ist	sie	zwar	eine	kleine	Zeitung,	aber	über	ihre	Schlagzeilen	und	die	Texte	ihrer
Autoren	spricht	man	im	ganzen	Land.	Als	eine	von	wenigen	Zeitungen	gehört	sie	einer	Stiftung	und	nicht	wie	die	meisten
anderen	Medien	einem	der	vielen	mächtigen	Geschäftsmänner	in	der	Türkei,	die	mit	ihren	Unternehmen	von	öffentlichen
Aufträgen	abhängig	sind.

Es	war	vielleicht	nur	eine	Frage	der	Zeit,	bis	die	Behörden	einen	so	massiven	Schlag	gegen	die	Zeitung	vollzogen	und	am	31.
Oktober	nahezu	die	gesamte	Führungsmannschaft	festnahmen.	Nachdem	die	Cumhuriyet	vor	etwa	zwei	Jahren	über
mutmaßliche	Waffenlieferungen	des	türkischen	Geheimdienstes	nach	Syrien	berichtet	hatte,	hat	die	Regierung	es	besonders
auf	sie	abgesehen	–	die	Zeitung	hatte	die	Regierung	vor	der	ganzen	Welt	vorgeführt.	Wenige	Monate	nach	der
Veröffentlichung	wurden	zunächst	der	damalige	Chefredakteur	Can	Dündar	und	der	Ankara-Korrespondent	Erdem	Gül
festgenommen.	Über	Dündar	sagte	Staatspräsident	Erdoğan:	»Er	wird	einen	hohen	Preis	dafür	bezahlen.	Ich	werde	ihn	so
nicht	davonkommen	lassen.«	Er	erstattete	persönlich	Anzeige	gegen	den	Journalisten.	Der	Vorwurf	lautete	damals:	Spionage
und	Verrat	von	Staatsgeheimnissen.	Dündar	und	Gül	saßen	mehrere	Monate	in	Untersuchungshaft	und	wurden	anschließend
zu	mehrjährigen	Haftstrafen	verurteilt.	Während	Erdem	Gül	weiterhin	das	Hauptstadtbüro	leitet	und	auf	die	Revision	seiner
Verhandlung	wartet,	konnte	Dündar	ausreisen.	Er	hat	gerade	in	Berlin	eine	deutsch-türkische	Nachrichtenplattform	gegründet
und	schreibt	auch	eine	wöchentliche	Kolumne	für	die	ZEIT.

Der	Vorwurf	gegen	die	zehn	jetzt	festgenommenen	Mitarbeiter	lautet:	Nähe	zu	zwei	Gruppierungen,	die	in	der	Türkei	als
Terrororganisationen	eingestuft	werden,	zur	»Arbeiterpartei	Kurdistans«,	der	PKK,	und	zur	Bewegung	des	in	den	USA
lebenden	Predigers	Fethullah	Gülen,	die	vor	geraumer	Zeit	auch	das	Label	»Terrororganisation«	bekommen	hat.	Die	türkische
Regierung	ist	davon	überzeugt,	dass	sie	Drahtzieherin	des	Putsches	vom	15.	Juli	ist.	Die	Vorwürfe	gegen	die	Mitarbeiter	der
Zeitung	erscheinen	mindestens	aus	zwei	Gründen	absurd:	Die	beiden	Organisationen,	PKK	und	Gülen,	stehen	einander
ideologisch	unversöhnlich	gegenüber;	und	viele	Autoren	der	Cumhuriyet	sind	seit	Jahren	bekannt	dafür,	dass	sie	kritische
Artikel	und	Bücher	über	die	Gülen-Bewegung	schreiben	und	dafür	sogar	schon	im	Gefängnis	saßen,	zu	einer	Zeit,	als	die



heutige	Regierung	in	ihr	noch	einen	Verbündeten	sah.

Der	Druck	auf	ihre	Mitarbeiter	lässt	nicht	nach.	Er	steigt	mit	jedem	Tag.	Auch	finanziell:	Kaum	eine	Firma	traut	sich	noch,
Anzeigen	zu	schalten.	Die	»Republik«	ist	mittlerweile	das	einzige	Printmedium	von	Belang,	das	kritischen	Journalismus
macht.	Es	heißt,	dass	die	AKP-Regierung	von	Präsident	Erdoğan	mittlerweile	70	Prozent	der	Medien	direkt	kontrolliere.	Seit
nach	dem	Putsch	der	Ausnahmezustand	verhängt	wurde,	sind	etwa	150	Redaktionen	per	Dekret	geschlossen	worden,	unter
ihnen	viele	kurdische	und	linksgerichtete.	Und	eigentlich	soll	auch	die	Cumhuriyet	schweigen.	Keiner	in	der	Redaktion	weiß,
was	der	nächste	Tag	bringen	wird.

DIENSTAG:	DER	CHEF,	DER	KEINER	SEIN	WILL.	Es	ist	10	Uhr,	die	Redaktion	ist	noch	leer,	aber	Özdoğan	ist	schon	da
und	sitzt	in	seinem	Büro,	einem	kleinen	Glaskasten	im	vierten	Stock.	Ein	Stapel	türkischer	Zeitungen	liegt	vor	ihm,	bereits
zerfleddert.	Jetzt	widmet	er	sich	dem	Seitenplan,	zwischendurch	schaut	er	auf	den	Fernseher.	CNN	Türk	ist	eingeschaltet.
Neben	seinem	Schreibtisch	steht	ein	verwaistes	Bücherregal,	keine	Bücher,	keine	persönlichen	Gegenstände.

Özdoğan	ist	ein	stiller	Typ	und	hat	die	leichte	Untersetztheit	von	Männern,	die	vor	lauter	anderen	Sorgen	nicht	genug	Acht
auf	sich	geben.	Über	sich	selbst	will	er	auch	gar	nicht	sprechen.	»Ich	bin	Journalist,	ich	mache	Nachrichten,	ich	will	aber
selbst	keine	Nachricht	sein«,	sagt	er	ruhig,	aber	entschlossen.	Ihm	gehe	es	gut,	er	sitze	ja	nicht	wie	so	viele	seiner	Kollegen
im	Gefängnis	–	ein	Satz,	den	ich	hier	in	nächsten	Tagen	noch	häufig	hören	werde.	»Ja,	ich	komme	kaum	noch	nach	Hause.	Ja,
wir	sind	ein	strategisches	Ziel	für	die	Regierung.	Und	ja,	das	Anzeigengeschäft	ist	eine	Katastrophe.	Aber	das	Wichtigste	im
Moment	ist,	dass	unsere	Freunde	wieder	freigelassen	werden.«

Eine	Redakteurin,	mit	der	ich	zuvor	kurz	gesprochen	hatte,	war	da	klarer.	Sie	erzählte,	dass	viele	Angst	haben.	»Wenn	sie	dir
was	wollen,	dann	machen	sie	es.«	Mit	einigen	anderen	schmiede	sie	manchmal	Pläne,	Exit-Strategien,	falls	sie	bald	nicht
mehr	als	Journalisten	arbeiten	könnten.	Vielleicht	ein	Café	eröffnen?	Sie	kenne	kaum	noch	jemanden,	der	sich	nicht
vollpumpe	mit	Medikamenten.	Magentabletten,	Antidepressiva.	Ein	anderer	Kollege	erzählt,	dass	er	jeden	Morgen	unter	sein
Auto	sehe,	bevor	er	es	starte.	Aber	niemand	sagt:	Ich	habe	überlegt,	mit	dem	Journalismus	aufzuhören.

Es	ist	Zeit	für	die	erste	Konferenz.	Sie	findet	im	ausgebauten	Dachgeschoss	statt.	Im	Konferenzraum	steht	eine	lange
Tischreihe	in	L-Form,	an	der	Wand	hängt	ein	großer	moderner	Monitor,	der	hier	wirkt	wie	ein	Fremdkörper.	Alles	ist
improvisiert	und	ein	wenig	ungepflegt,	ein	paar	zerrupfte	Pflanzen	stehen	herum,	ein	altes	Ledersofa,	ein	überquellender
Aschenbecher.	Der	Chefredakteur	steckt	sich	noch	schnell	eine	Zigarette	an,	er	stellt	sich	an	die	offene	Balkontür	und	pustet
den	Rauch	in	die	kalte	Luft.

Zeit,	ihm	noch	ein	paar	Fragen	zu	stellen.	Sind	sie	bei	der	Cumhuriyet	jetzt	vorsichtiger	geworden?	Gibt	es	Nachrichten,	die
die	Redaktion	weglässt,	um	nicht	noch	mehr	Ärger	zu	riskieren?	»Wir	sind	noch	genauer	und	versuchen,	keine	Angriffsfläche
zu	bieten.	Aber	wir	haben	noch	nie	eine	Nachricht	weggelassen,	wenn	ein	öffentliches	Interesse	an	ihr	bestand.«	Es	klingt
nicht	pathetisch,	Özdoğan	sagt	das	ganz	nüchtern.

Die	Leiter	und	einige	Stellvertreter	aller	Abteilungen	kommen	herein,	auch	die	Grafiker,	es	sitzen	mehr	Frauen	als	Männer
am	Tisch,	jeder	rattert	die	Themen	herunter,	die	seine	Abteilung	für	die	Ausgabe	am	nächsten	Tag	vorgesehen	hat,
konzentriert,	routiniert.	Innenpolitik,	Lokales,	Außenpolitik,	Kultur,	Sport.	Was	macht	die	Opposition?	Wie	ergeht	es	den
türkischen	Truppen	in	Syrien?	Welche	neue	Ausstellung	gibt	es	in	der	Stadt?	Der	Nachrichtenchef	berichtet,	dass	der
inhaftierte	Karikaturist	der	Zeitung	über	die	Anwälte	eine	Zeichnung	aus	dem	Knast	geschickt	hat.	Er	hat	sie	in	seinem
Handy,	hält	sie	hoch.	»Die	bringen	wir	morgen«,	bestimmt	Chefredakteur-wider-Willen	Bülent	Özdoğan.	Doch	zunächst
beherrscht	der	Absturz	eines	brasilianischen	Flugzeugs	das	Gespräch	der	Redakteure,	fast	die	gesamte	Mannschaft	eines
Fußball-Erstligisten	kam	dabei	ums	Leben.	Alle	sind	sichtlich	geschockt	von	dieser	menschlichen	Tragödie.	Özdoğan	notiert



sich	die	interessantesten	Themen,	die	auf	der	ersten	Seite	angekündigt	werden	sollen.	Der	Chef-Layouter,	der	ihm
gegenübersitzt,	beginnt	auf	seinem	Block	die	erste	Seite	zu	entwerfen.	Als	Erstes	zeichnet	er	die	Stelle	oben	auf	der	Seite	ein,
wo	die	Fotos	der	zehn	inhaftierten	Kollegen	platziert	werden.	In	jeder	Ausgabe,	seitdem	sie	verhaftet	wurden.

MITTWOCH:	AUF	DER	SUCHE	NACH	RECHT.	Ich	warte	auf	Canan	Coșkun,	wir	sind	in	einem	Café	gegenüber	dem
Justizpalast	im	Istanbuler	Stadtteil	Bakırköy	verabredet.	Sie	ist	die	Gerichtsreporterin	der	Cumhuriyet,	und	Recht	ist	ein
schwieriges	Berichtsgebiet	in	einem	Land,	in	dem	viele	Prozesse	ganz	offenkundig	politisch	motiviert	sind.	Ich	begleite	die
Reporterin	zu	einem	Prozess,	der	vor	der	2.	Strafkammer	stattfindet.	Ich	bin	etwas	früh	dran.	Ich	schaue	rüber	zum	Gericht,
einem	riesigen	graubraunen	Gebäudekomplex,	an	dessen	Vorderseite,	gleich	über	dem	mächtigen	verglasten	Eingangsbereich,
ein	vergoldetes	Emblem	hängt.	Es	ist	recht	klein	geraten,	aber	ich	erkenne	die	Waage	der	Justitia.

In	dem	Prozess,	über	den	Coșkun	heute	berichten	wird,	geht	es	um	einen	Fall,	der	viel	Aufsehen	erregt	hat:	Eine	Lehrerin	aus
Diyarbakır	rief	vor	ziemlich	genau	einem	Jahr	in	einer	der	meistgesehenen	türkischen	Late-Night-Shows	an	und	überrumpelte
den	Moderator	mit	einer	unerwarteten	Frage:	»Wissen	Sie	eigentlich,	was	hier	im	Südosten	des	Landes	passiert?«	Schon	nach
dem	ersten	Satz	applaudierte	das	Publikum	im	Studio.

Einige	Monate	zuvor	war	der	bewaffnete	Konflikt	zwischen	den	türkischen	Sicherheitskräften	und	der	PKK	in	mehrheitlich
von	Kurden	bewohnten	Städten	wie	Diyarbakır	wieder	aufgeflammt,	nach	Jahren	der	Ruhe.	Aber	die	Mainstream-Medien
berichteten	wenig	oder	nur	auf	Regierungslinie.	Der	Westen	des	Landes	schwieg	zum	Geschehen	im	Osten,	als	würden	ihn
die	Menschen	dort	nichts	angehen,	als	würden	sie	nicht	dazugehören.	Und	jetzt	war	da	plötzlich	diese	Frau	in	der
Livesendung	und	klagte	mit	dünner	Stimme:	»Bitte,	schweigen	Sie	nicht	dazu,	als	Menschen.	Fordern	auch	Sie,	dass	das
aufhört!	Sehen,	hören	Sie	uns	endlich,	reichen	Sie	uns	eine	Hand.	Menschen	sollen	nicht	mehr	sterben,	Kinder	sollen	nicht
mehr	sterben,	Mütter	sollen	nicht	mehr	weinen.«	Der	Moderator	bat	zwar	um	Applaus,	aber	mit	fahlem	Gesicht.	Er	mag
geahnt	haben,	dass	dieser	Friedensaufruf	in	der	Türkei	von	heute	einen	Skandal	nach	sich	ziehen	würde.	Die	Behörden
leiteten	kurze	Zeit	später	Ermittlungen	gegen	die	Lehrerin	wegen	»Propaganda	für	eine	Terrororganisation«	ein.	Der
Moderator	entschuldigte	sich	einige	Tage	darauf	bei	seinem	Publikum	dafür,	dass	dieser	»Vorfall«	in	seiner	Sendung	die
patriotischen	Gefühle	der	Menschen	beleidigt	habe.

Die	Reporterin	Coşkun	tritt	in	das	Café,	eine	hochgewachsene	Frau	mit	vollem	schwarzem	Haar.	Sie	bestellt	sich	erst	einmal
ein	Sandwich	mit	gebratener	Leber	und	dreht	sich	eine	Zigarette.	Seit	fünf	Jahren	berichtet	sie	aus	den	Gerichten	der	Stadt.
Terror,	politische	Morde,	Folter	oder	Korruption	–	das	sind	die	Themen,	mit	denen	sie	sich	jeden	Tag	beschäftigt.	Ihr	erster
Gerichtsprozess	ging	um	eine	große	Korruptionsaffäre,	an	der	auch	Mitglieder	der	Regierung	beteiligt	gewesen	sein	sollen	–
da	war	sie	gerade	25.	All	diese	Themen	könnten	auch	ältere	Kollegen	überfordern,	und	jeder	hätte	Verständnis	dafür.	Aber
Coşkun	wirkt	nicht	überfordert.	Eher	wie	eine	Frau,	die	einfach	ihre	Arbeit	macht,	ohne	sich	von	der	Wucht	und	der	Schwere
der	Themen	beeindrucken	zu	lassen.	So	jedenfalls	lesen	sich	ihre	Texte:	sachlich,	präzise.

Während	Coşkun	ihr	Lebersandwich	isst,	schallt	das	Gelächter	einer	Gruppe	älterer	Leute	zu	uns	herüber.	Sie	sehen	sehr
unterschiedlich	aus,	einige	tragen	Jeans,	ein	anderer	trägt	Tweed-Anzug,	Krawatte	und	Herrentäschchen.	Einen	erkenne	ich
als	Serienschauspieler,	und	da	ist	auch	Oya	Baydar,	eine	in	der	Türkei	bekannte	Autorin	und	Soziologin.	»Alles	Angeklagte
in	diesem	Prozess	gegen	die	Lehrerin«,	klärt	mich	Coşkun	auf.

Nachdem	die	Ermittlungen	gegen	die	Lehrerin	aus	Diyarbakır	bekannt	wurden,	meldete	sich	eine	Reihe	von	Bürgern	bei	den
Behörden,	um	sich	aus	Solidarität	mit	ihr	selbst	anzuzeigen.	Sie	sagten:	Wenn	es	ein	Verbrechen	ist,	zum	Frieden	aufzurufen
und	zu	sagen,	dass	man	den	Tod	von	Menschen	bedauert,	dann	machen	wir	uns	gern	auch	schuldig.	Coşkun	lächelt,	sie
lächelt	überhaupt	viel,	genau	wie	die	Gruppe	Angeklagter	neben	uns.	Auch	gegen	die	Reporterin	laufen	Verfahren.	In	einem
Fall	drohte	ihr	die	Staatsanwaltschaft	mit	bis	zu	23	Jahren	Haft,	weil	sie	einen	Artikel	darüber	verfasst	hat,	dass	Richter	und



Staatsanwälte	Luxusapartments	der	staatlichen	Wohnungsbaubehörde	zu	einem	ermäßigten	Preis	bekommen	haben	sollen.
Die	Behörden	werfen	Coşkun	deshalb	»Erniedrigung	öffentlich	Bediensteter«	vor.	Sie	erzählt	das	milde	lächelnd,	während
ich	erstarre.	Wie	schafft	sie	es,	so	gelassen	zu	bleiben?	»Was	soll	ich	denn	machen?«,	fragt	sie.	»Ich	habe	mich	daran
gewöhnt,	dass	es	ist,	wie	es	ist.«

Eine	Woche	vor	Erscheinen	dieses	Artikels	endet	das	Verfahren	mit	einer	Geldstrafe.	Jetzt	hat	Coşkun	»nur«	noch	zwei
durchzustehen,	insgesamt	geht	es	um	fünf	Jahre	Gefängnis.	In	einem	Fall	wirft	ihr	die	Staatsanwaltschaft	»Veröffentlichung
der	Erklärungen	einer	Terrororganisation«	vor	–	sie	hatte	über	Jugendliche	berichtet,	die	in	einem	Park	kurdische	Lieder
gesungen	hatten	und	daraufhin	von	der	Polizei	festgenommen	wurden.

Wir	gehen	hinüber	zum	Gericht	und	laufen	durch	die	langen	gebohnerten	Flure	des	Gebäudes	bis	zum	Verhandlungssaal.
Darin	sieht	es	aus	wie	in	einem	Theater,	passend	zu	der	Annahme	vieler,	dass	die	Justiz	in	der	Türkei	nur	noch	eine
Inszenierung	sei:	Vorn	auf	dem	Podest,	von	dessen	Kanten	dunkelrote	Stoffbahnen	herabhängen,	sitzen	die	Richter	in	ihren
schwarzen	Roben	mit	mächtigen	roten	Kragen.	Mit	in	der	Reihe	der	Richter	sitzt	der	Staatsanwalt.	Man	muss	zu	ihnen
hochsehen.	Die	Verteidiger	sitzen	unten,	gleich	neben	den	Protokollanten.

Die	Angeklagten	haben	in	einem	durch	ein	Holzgeländer	abgetrennten	Bereich	Platz	genommen.	Als	der	Saal	sich	füllt,	ruft
eine	Frau:	»Braucht	jemand	noch	eine	Angeklagte?«	In	der	momentanen	Lage	hilft	wohl	nur	noch	schwarzer	Humor.	Ich
zähle	20	Angeklagte.	Heute	werden	jene	gehört,	die	bei	den	vorherigen	Verhandlungstagen	noch	nicht	gesprochen	haben.
Plötzlich	wird	es	still.	Der	Richter	ruft	die	Angeklagten	auf.

»Ich	wünschte,	es	würde	keinen	Mut	erfordern,	in	diesem	Land	die	Wahrheit	zu	sagen«,	sagt	die	erste	Angeklagte,	ihre
Stimme	zittert.	»Dieses	Verfahren	ist	eine	Schande	und	soll	jene,	die	Frieden	wollen,	zum	Schweigen	bringen.«

Die	Lehrerin	habe	kein	Verbrechen	begangen,	sagt	als	Nächstes	der	Schauspieler,	der	eben	im	Café	saß.	Er	erzählt,	dass	er
selbst	zu	der	Zeit	ihres	Anrufs	in	Diyarbakır	war	und	die	Geschichte	zweier	junger	Männer	mitbekam,	die	tagelang	tot	im
umkämpften	Gebiet	lagen	und	nicht	geborgen	werden	durften.	Die	Behörden	verboten	es,	offiziell	aus	Sicherheitsgründen.	Er
erwähnt	Sophokles’	Antigone,	wo	es	doch	heiße,	dass	man	die	Toten	nicht	warten	lassen	dürfe,	dass	sie	begraben	werden
müssten,	egal,	wer	sie	seien	oder	was	sie	getan	hätten.	Er	wirkt	aufgeregt.

Ein	dritter	Angeklagter,	ein	Mittsechziger,	weißes	Haar,	weißer	Bart,	Jeans,	Sweatshirt,	das	Kinn	hochgereckt,	steht	auf	und
beschwert	sich	zunächst	darüber,	dass	der	Richter	die	Angeklagten	duze,	er	dürfte	mindestens	20	Jahre	älter	sein	als	der
Richter.	Er	spricht	laut	und	hart,	und	im	Gegensatz	zum	Richter	hört	man	ihn	sehr	deutlich.	Der	Richter	(»Du	oder	Sie,	das
sind	beides	Wörter!«)	schaut	ihn	nicht	einmal	an,	sondern	widmet	sich	seinen	Notizen.	Der	Weißbärtige	lässt	nicht	locker,
auch	die	anderen	rufen	nun	ihren	Ärger	in	den	Saal,	eine	der	Verteidigerinnen	sagt	zum	Richter:	»Mein	Herr,	nach	Ihrer
Argumentation	können	wir	somit	auch	Du	zu	Ihnen	sagen.«	Der	will	den	renitenten	Angeklagten	gleich	abführen	lassen,	die
Polizisten	hat	er	bereits	in	den	Saal	gerufen.	Canan	Coşkun	und	ich	schauen	uns	ungläubig	an.	Die	Hauptverteidiger	schaffen
es	schließlich,	die	Situation	zu	beruhigen.	Der	Angeklagte	spricht:	»Ich	werde	bis	zuletzt	die	Meinungsfreiheit	verteidigen
und	sage	auch	jetzt,	hier,	heute:	Kinder	sollen	nicht	sterben.«	Nach	der	Verhandlung	sagt	Canan	Coşkun,	dass	es	zu	ihrem	Job
gehöre,	auch	eine	Angeklagte	zu	sein.	Die	Cumhuriyet	sei	eine	der	letzten	Möglichkeiten,	um	Stimmen	wie	jenen	heute	vor
Gericht	Gehör	zu	verschaffen.	»Wir	machen	weiter	wie	bisher,	solange	wir	können.«

DONNERSTAG:	REISE	IN	DIE	VERGANGENHEIT.	Aydın	Engin	muss	nicht	lange	überlegen,	wann	er	das	erste	Mal
wegen	seiner	Arbeit	als	Journalist	in	Haft	kam.	»Das	war	1969!	Insgesamt	war	ich	siebenmal	im	Gefängnis,	aber	immer	auf
Raten«,	witzelt	er,	mal	waren	es	einige	Monate,	mal	zwei	Jahre.	Immer	ging	es	um	Artikel,	in	denen	er	die	Regierung
kritisierte.	Er	erzählt	das	ganz	beiläufig.	Für	einen,	der	sein	Land	nie	ohne	politische	Gewalt	erlebt	hat,	sind	Verhaftungen



Normalität.

Aydın	Engin,	75	Jahre	alt,	Hemd,	Pullunder,	graue	Anzughose,	eine	tiefe,	leicht	raue	Stimme,	prägnant	wie	aus	einem
Hörspiel,	sitzt	auf	einem	Stuhl	in	einem	kahlen	Gemeinschaftsbüro	in	der	Cumhuriyet-Redaktion.	Engin	ist	eine
journalistische	Legende	in	der	Türkei.	Er	hat	alle	vier	Militärputsche	erlebt.	Als	er	kurz	vor	dem	Staatsstreich	1980	mit	seiner
Frau	nach	Deutschland	floh	–	sie	ist	die	Soziologin	Oya	Baydar	vom	Gerichtsprozess	gestern	–,	verurteilte	ihn	die
Militärjunta	zu	insgesamt	162	Jahren	Haft.	Später	hob	eine	Generalamnestie	das	Urteil	auf.

Zwölf	Jahre	währte	sein	»Deutschland-Abenteuer«,	wie	er	es	nennt.	Seinen	Sohn,	der	zum	Zeitpunkt	der	Flucht	ein	Säugling
war	und	bei	der	Großmutter	blieb,	habe	eine	Stewardess	außer	Landes	geschmuggelt,	erzählt	Engin.	Er	hatte	sie	über
Bekannte	kennengelernt,	Engins	Schicksal	hat	die	Frau	offenbar	beeindruckt,	sodass	sie	sich	bereit	erklärte,	den	Kleinen	in
einer	Tasche	ins	Flugzeug	zu	schmuggeln,	das	Flugpersonal	wurde	damals	kaum	kontrolliert.	Im	Flugzeug	übergab	sie	das
Baby	an	die	Großmutter,	die	mit	ihm	in	Deutschland	einreisen	konnte.

Die	Familie	ließ	sich	in	Frankfurt	nieder,	aus	dem	politischen	Journalisten	wurde	ein	Taxifahrer.	Er	lernte	Joschka	Fischer
kennen:	»Ein	schlechter	Fahrer!«	Auch	mit	Daniel	Cohn-Bendit	freundete	er	sich	an:	»Wir	waren	beide	Hausmann	und
tauschten	uns	über	Babynahrung	aus.«	Seine	Frau	arbeitete	währenddessen	für	eine	politische	Organisation.

Nun	muss	er,	statt	sich	einem	ruhigen	Leben	zu	widmen,	auf	die	Cumhuriyet	aufpassen	und	alles	zusammenhalten,	als	einer
der	»Abis«	hier,	der	erfahrenen	älteren	Brüder.	Ein	gängiger,	respektvoller	Ausdruck,	den	man	in	der	Türkei	nicht	nur	für
leibliche	Brüder	verwendet.	Es	schmerzt	ihn,	den	täglichen	Kampf	des	Chefredakteurs	Bülent	Özdoğan	zu	beobachten.	»Ich
glaube,	der	Junge	hat	sich	die	Nerven	entfernen	lassen.«

Eigentlich	war	Engin	mit	all	den	anderen	Kollegen	festgenommen	worden.	Man	ließ	ihn	dann	aber	aus	Alters-	und
Gesundheitsgründen	kurze	Zeit	später	wieder	frei.	»Ich	hätte	nicht	gedacht,	dass	mir	das	noch	einmal	passiert«,	sagt	der	ältere
Herr.

Engins	Reporterleben	wäre	ein	ganzes	Buch	wert.	Irak,	Bosnien,	Kosovo,	die	Kurdengebiete	in	der	Türkei,	die	Umtriebe	der
türkischen	Hisbollah	–	kaum	ein	Konflikt	oder	eine	Krise	in	der	Region,	über	die	er	nicht	berichtet	hätte.	Dieses	wechselhafte
Leben	ist	unzertrennlich	mit	der	wechselhaften	Geschichte	seines	Landes	verbunden	–	und	mit	seiner	Zeitung.	Bis	heute.

Der	legendäre	Chefredakteur	Ilhan	Selçuk	habe	ihn	einst	zur	Zeitung	geholt,	erzählt	Engin.	Selçuk	war	ein	strenger	Laizist,
Anhänger	von	Staatsgründer	Atatürk,	er	galt	als	Freund	der	Generale	und	ihrer	harten	Hand,	besonders	gegen	Linke	und
Kurden.	Selçuk	war	also	kein	liberaler	Demokrat.	Und	so	war	die	Zeitung	auch	unter	ihm.	Dennoch	holte	er	den	Marxisten
Aydın	Engin,	ohne	ihm	Vorgaben	zu	machen	oder	ihn	zu	zensieren,	zumindest	beschreibt	es	Engin	so.	Doch	als	Tayyip
Erdoğan	und	seine	AKP	2003	an	die	Macht	kamen,	rief	Selçuk	eine	neue	Blattlinie	aus:	Von	nun	an	sollte	die	Cumhuriyet
offiziell	streng	linksnationalistisch	und	laizistisch	sein	–	im	Subtext:	Anti-AKP.	Dabei	war	die	AKP	damals	eine	frische	Kraft,
ein	Versprechen	auf	Reformen,	auf	mehr	Demokratie	und	mehr	Freiheiten,	auch	für	Minderheiten.	Das	Versprechen	hat	sie
nicht	gehalten,	wie	wir	heute	wissen.	Doch	damals	hat	die	Zeitung	wegen	ihres	Festhaltens	am	starren	Laizismus	Atatürks
und	seiner	Prinzipien	bei	vielen	liberaler	gesinnten	Türken	an	Glaubwürdigkeit	verloren.

Als	diese	Blattlinie	ausgerufen	wurde,	kündigte	Aydın	Engin.	Er	wandte	sich	der	Cumhuriyet	erst	später	wieder	zu,	als	eine
Gruppe	von	Reformern	die	Macht	in	der	Redaktion	und	in	der	Stiftung	übernahm.	Das	war	2013.	Ilhan	Selçuk	war	2010
gestorben.

Die	Neuen	holten	auch	neue	Autoren	in	die	Zeitung,	und	Aydın	Engin	half	ihnen.	Der	Ton	der	Artikel	wurde	leichter,
liberaler,	demokratischer,	sie	machten	Can	Dündar	zum	Chefredakteur	und	trauten	sich	auch	an	Tabuthemen	heran.	Die



Zeitung	begann,	sich	für	die	Belange	der	Minderheiten	einzusetzen,	für	eine	Aussöhnung	mit	den	Kurden.	Zum	100.
Jahrestag	des	Völkermords	an	den	Armeniern	lautete	die	Schlagzeile	»Nie	wieder!«	–	auf	Armenisch.	Armenische
Buchstaben	auf	einer	türkischen	Zeitung	–	eine	Revolution	und	gleichzeitig	ein	Affront	gegen	alle	Nationalisten,	ob	rechts
oder	links.	Auch	innerhalb	der	Cumhuriyet	waren	nicht	alle	einverstanden	mit	der	neuen	Linie.

Eine	Gruppe	von	abgewählten	Stiftungsmitgliedern	beschwerte	sich	bei	der	staatlichen	Stiftungsbehörde:	Bei	der	Wahl	sei	es
nicht	mit	rechten	Dingen	zugegangen.	Die	Behörde	sah	das	anders,	trotzdem	klagten	die	abgewählten	Stiftungsmitglieder
2015.	Bei	der	Haft	der	zehn	Cumhuriyet-Reformer	stützt	sich	die	Staatsanwaltschaft	nun	auch	auf	die	Beschwerde	dieser
Leute.	Die	Cumhuriyet	wird	also	nicht	nur	von	außen	bekämpft.	Es	gibt	auch	diesen	inneren	Kampf.	»Die	›Beweise‹	in	der
Ermittlungsakte	sind	unsere	Artikel,	die	Aussagen	dieser	Leute	und	einige	Tweets«,	sagt	Aydın	Engin.

»Weißt	du,	warum	ich	so	stolz	auf	diese	Zeitung	bin?«,	fragt	er	mich.	Dann	erzählt	er,	wie	sie	die	Zeitung	in	der	Putschnacht
machten.	Alle,	die	bereits	nach	Hause	gegangen	waren,	kehrten	zurück.	»Wir	mussten	das	Blatt	in	den	Druck	schicken,	da
war	noch	nicht	ganz	klar,	ob	der	Putsch	vereitelt	werden	würde.	Wir	kamen	auf	den	Satz	›Die	Lösung	heißt:	Demokratie‹.«
Das	war	ihre	Schlagzeile.	Diese	schielende,	humpelnde	Demokratie,	wie	Engin	sie	liebevoll	nennt.	Niemand	zweifelte	daran,
dass	dieser	Satz	der	einzig	richtige	war.	Egal,	wie	die	Nacht	ausgehen	würde.

FREITAG:	DER	WÜHLER.	Ahmet	Şık	hat	es	eilig.	»Ich	hab	noch	einen	Stapel	Akten	zu	lesen«,	sagt	er	und	hebt	die	Arme,
um	zu	demonstrieren,	wie	hoch	dieser	Stapel	ist.	Der	46-Jährige	hat	seinen	Schreibtisch	in	einem	kleinen	Büro	im	dritten
Stock,	gleich	gegenüber	der	Gerichtsreporterin	Canan	Coşkun.	Sie	nennt	ihn	Ahmet	Abi.	Großer	Bruder	Ahmet.

»Komm,	reden	können	wir	auch	beim	Essen«,	sagt	Şık.	Er	erzählt,	dass	er	gerade	dabei	sei,	eine	Artikelserie	über	den	Putsch
zu	verfassen.	Sie	wird	»Die	Chiffren	des	15.	Juli«	heißen.	Şık	ist	einer	der	bekanntesten	Investigativreporter	der	Türkei.	Sein
Name	ist	unzertrennlich	mit	der	Recherche	über	die	Gülen-Bewegung	verbunden	–	und	mit	kritischen	Artikeln	über	sie.	Er
gehört	zu	jenen,	die	zumindest	einen	Teil	der	Bewegung	als	eine	Sekte	beschreiben,	die	die	staatlichen	Strukturen
unterwandert	hat.	Sicherheitsbehörden,	Justiz,	Armee,	Bildung.	Als	die	Regierungspartei	AKP	von	Präsident	Tayyip	Erdoğan
in	der	Gülen-Bewegung	noch	einen	politischen	Verbündeten	sah	–	es	waren	ihre	angestammten	Wähler	mit	einer	ähnlich
konservativ-islamischen	Weltsicht	–,	steckten	sie	den	Journalisten	ins	Gefängnis.	Das	war	2011.	Sein	geplantes	Buch	»Die
Armee	des	Imam«	durfte	erst	mal	nicht	erscheinen	–	mit	dem	Imam	ist	Gülen	gemeint.

Die	AKP	hatte	die	politische	Macht,	die	Gülen-Bewegung	lieferte	die	gut	ausgebildeten	Kader	für	die	Behörden.	Als	sie
allerdings	zu	stark	wurde,	sich	zu	einer	Art	Staat	im	Staate	entwickelte,	brach	ein	Machtkampf	aus.	Spätestens	seit	dem
vereitelten	Putsch,	für	den	die	Regierung	die	Gülen-Bewegung	verantwortlich	macht	und	ihre	Anhänger	gnadenlos	verfolgt,
ist	der	Machtkampf	entschieden.

Wir	verlassen	die	Redaktion,	mit	schnellen	Schritten	schreitet	Ahmet	Şık	voran,	ich	kann	ihn	kaum	einholen.	Wir	setzen	uns
in	ein	modern	eingerichtetes	Restaurant	mit	türkischer	Küche,	es	ist	voll	und	laut.	Şık	bestellt	Lammkopfsuppe	mit	Reis.

Hat	sich	seit	dem	Putsch	eigentlich	etwas	für	dich	verändert?

»Ich	mache	mir	noch	mehr	Sorgen	als	vorher.	Auch	vor	dem	Putsch	war	die	Atmosphäre	in	der	Gesellschaft	unglaublich
angespannt,	entweder	war	man	für	oder	gegen	die	Regierung.	Jetzt	kann	sie	niemand	aufhalten,	sie	hat	die	absolute	Macht«,
sagt	er.

Ahmet	Şık	wirkt	müde.	Vielleicht	wegen	der	Sorge,	vielleicht	auch	wegen	der	vielen	Nächte,	die	er	sich	über	Akten	und
Bücher	beugt.	»Sie	hassen	mich,	und	sie	wollen	auch	mich	wieder	festnehmen,	das	weiß	ich.	Aber	im	Moment	nütze	ich
ihnen	wohl«,	sagt	er	und	meint	seine	Gülen-kritischen	Recherchen.	Dass	er	der	Regierung	»nützt«,	heißt	aber	nicht,	dass	er	in



Sicherheit	ist.	Şık	weiß,	dass	er	immer	in	Gefahr	ist,	weil	er	die	Regierung	gnadenlos	kritisiert.	Weil	er	wühlt.	Die	AKP
bezeichnete	er	auf	Twitter	und	in	Interviews	schon	mal	als	»Mafia«,	den	Staat	als	»Terroristen«.	In	seinen	Artikeln	findet	man
diese	Kommentare	allerdings	nicht,	die	sind	nüchtern	und	sachlich.

Am	29.	Dezember	wird	Ahmet	Şık	festgenommen.	Er	setzt	um	5.56	Uhr	Ortszeit	einen	letzten	Tweet	ab,	mittlerweile	eine
gängige	Art	in	der	Türkei,	der	Öffentlichkeit	die	eigene	Festnahme	mitzuteilen.	»Ich	werde	festgenommen.	Man	teilt	mir	mit,
dass	es	um	einen	Tweet	gehe«,	schrieb	er.	Die	Staatsanwaltschaft	wirft	ihm	vor,	Propaganda	für	die	PKK	und	für	die
linksextremistische	DHKP-C	gemacht	zu	haben	–	und	für	die	Gülen-Bewegung.

Nach	Şıks	erster	Inhaftierung	hatte	Erdoğan	über	ihn	gesagt:	»Es	gibt	Bücher,	die	sind	gefährlicher	als	Bomben.«	Damals	saß
Şık,	weil	er	gegen	die	Gülen-Bewegung	geschrieben	hatte.

Bei	seiner	erneuten	Verhaftung	jetzt	habe	man	Şık	die	ersten	drei	Tage	kein	Trinkwasser	gegeben,	berichtete	die	Cumhuriyet.
Einmal	in	der	Woche	darf	er	nun	Besuch	von	seiner	Familie	empfangen	–	durch	eine	Glasscheibe	getrennt.	Auch	sein	Anwalt
kann	ihn	nur	einmal	die	Woche	für	eine	Stunde	besuchen.	Şıks	Frau	sagt,	ihr	Mann	dürfe	einmal	am	Tag	mit	seinen	beiden
Zellennachbarn	in	den	winzigen	Hof	des	Gefängnisses.	Bücher	und	Zeitungen	von	außen	würden	ihm	verwehrt.

Bei	unserer	Begegnung	hatte	ich	ihn	noch	gefragt,	ob	er	Angst	habe.	Er	antwortete:	»Es	wäre	verwegen,	zu	behaupten,	ich
hätte	keine.	Ich	schaue	mich	ständig	um.	Aber	ich	habe	nicht	Angst	um	mich,	mich	können	sie	festnehmen	oder	töten,	das	ist
alles.	Ich	habe	Angst	um	die,	die	ich	liebe.«	Er	wisse,	dass	er	seine	Familie	belaste	mit	dem,	was	er	tue.	»Das	ist	nicht
gerecht.«	Aber	seine	Arbeit	mache	ihn	nun	mal	zu	dem,	der	er	sei.	Er	wolle	weitermachen.



Innenpolitik

Kann	ein	Türke	objektiv	sein?
In	Istanbul	wird	ein	deutschtürkischer	Journalist	festgenommen.	Und	eine	große	deutsche	Zeitung	fragt,	ob	er
überhaupt	von	dort	hätte	berichten	sollen.	Geht’s	noch?
VON	VON	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	23.02.2017	Nr.	9

Der	deutsche	Journalist	Deniz	Yücel	wird	in	der	Türkei	festgenommen,	und	eine	große	deutsche	Wochenzeitung	nimmt	diese
Festnahme	zum	Anlass,	einen	Kommentar	zu	veröffentlichen,	dessen	Kernaussage	lautet:	Die	Festnahme	ist	schlimm,	aber
wir	müssen	endlich	darüber	reden,	dass	die	Zeitungen	nicht	mehr	Klaus	und	Tanja,	sondern	Deniz	und	Özlem	zu
Korrespondenten	machen.	Doch	dazu	später	mehr.

Früher,	als	die	Redaktionen	von	Zeitungen,	Radio-	und	Fernsehsendern	noch	vorwiegend	westdeutsch,	weiß	und	männlich
waren,	war	die	Antwort	auf	die	Frage,	welcher	Redakteur	über	welches	Thema	oder	aus	welchem	Land	berichten	solle,
selbstverständlich.	Der	westdeutsche,	weiße	und	männliche	Journalist	bestimmte	den	Blick	auf	das	Land	und	die	Welt.	Auch
den	Blick	auf	»die	anderen«	im	eigenen	Land,	die	man	damals	noch	»Ausländer«	oder	»Gastarbeiter«	nannte.

Vor	einigen	Jahren	allerdings	hat	sich	die	Zusammensetzung	der	Redaktionen	(und	nicht	nur	diese)	geändert.	Mit	dem
Mikrozensus	aus	dem	Jahr	2005,	der	klarmachte,	dass	bereits	20	Prozent	der	in	Deutschland	Lebenden	eine	nicht	nur
deutsche	Biografie	haben,	kamen	einige	kluge	Entscheider	zu	dem	Entschluss:	Die	Realität	bei	uns	drinnen	muss	die	Realität
da	draußen	widerspiegeln.	Die	Kanakenbiografie,	die	einst	ein	Makel	war,	wurde	zum	Merkmal.	Und	weil	gleichzeitig	das
Thema	Integration	immer	drängender	wurde,	stürzten	sich	viele	der	neuen	deutschen	Journalisten	auf	dieses	Thema.

Ich	habe	das	als	eine	gute	Entwicklung	gesehen.	Und	auch	wenn	ich	meine	eigene	Rolle	immer	wieder	reflektiert	habe:	Lasse
ich	mich	hier	zur	Türken-Erklärerin	machen?	Ist	Finanzpolitik	nicht	vielleicht	doch	interessanter?,	fand	ich	dann	meistens:
auf	keinen	Fall.	Identität,	Migration	und	Zusammenhalt	in	der	Gesellschaft	sind	relevante	Themen,	die	jahrelang	Autoren	mit
rein	deutschen	Biografien	beackert	haben.	Sie	schrieben	oft	über	eine	Welt,	die	sie	nicht	gut	kannten.	Zu	der	sie	schwer
Zugänge	bekamen.	Die	sie	oft	genug	paternalistisch	behandelten.	Jetzt	waren	endlich	auch	die	Stimmen	der	»anderen«	zu
hören.	Diese	Entwicklung	war	nicht	deshalb	gut,	weil	Migranten	richtiger	oder	besser	berichteten,	nur	weil	sie	Migranten
waren,	sondern	weil	sie	es	anders	taten.	Mit	anderer	Kenntnis	etwa	der	kulturellen	Codes,	anderer	Temperatur,	anderer
Sprache.	Mal	nachgiebiger,	mal	strenger	als	ihre	herkunftsdeutschen	Kollegen.	Integration	sah	ich	immer	als	ein	deutsches
Thema,	kein	Ghetto-Thema.	Das	hat	den	einen	oder	anderen	Kollegen	aber	nicht	davon	abgehalten,	mich	immer	wieder	zu
fragen	(nicht	ohne	mitleidigen	Blick):	»Musst	du	als	Türkin	eigentlich	über	Türkenthemen	schreiben?«

Vor	Kurzem	begann	wieder	eine	neue	Entwicklung:	Einige	Journalisten	nicht	deutscher	Herkunft	werden
Auslandskorrespondenten	in	den	Heimatländern	ihrer	Eltern.	Das	ist	keine	automatische	Entwicklung,	etliche	haben
schlichtweg	andere	Interessen.	Mittlerweile	sind	Migrantinnen	leitende	Redakteurinnen	in	Unterhaltungsressorts	bei
Boulevard-Blättern	oder	stellvertretende	Ressortleiterinnen	bei	großen	Magazinen,	Lokalreporter,	Tagesthemen-
Sprecherinnen	oder	Wetteransager	im	Fernsehen.	Aber	auf	manche	übt	das	Land,	das	die	Eltern	seinerzeit	verlassen	haben,
große	Anziehungskraft	aus.	Thematisch	und	vielleicht	auch	emotional.

An	dieser	Stelle	kommen	wir	zurück	zu	Deniz	Yücel.	Seit	fast	zwei	Jahren	ist	er	Korrespondent	der	Welt	in	der	Türkei,	einem
Land,	in	dem	regierungskritische	Journalisten	aus	dem	Inland	massiv	unter	Druck	stehen.	Yücel	ist	ein	provokativer	und



leidenschaftlicher	Autor,	fast	schon	obsessiv	in	seiner	Präzision.	Einer,	dem	jeder	30-Zeiler	wichtiger	ist	als	die	Einrichtung
seiner	Wohnung.

Nun	wurde	dieser	Kollege	festgenommen,	wie	so	viele	unserer	türkischen	Kollegen	vor	ihm.	Die	Staatsanwaltschaft	wirft
Yücel	Mitgliedschaft	in	einer	terroristischen	Vereinigung,	Datenmissbrauch	und	Terrorpropaganda	vor.	Er	hatte,	wie	einige
andere	türkische	und	internationale	Journalisten,	über	E-Mails	des	türkischen	Energieministers,	eines	Schwiegersohns	von
Präsident	Erdoğan,	berichtet,	die	das	türkische	Hacker-Kollektiv	RedHack	geleakt	hatte.	In	seinen	Berichten	ging	es	um
politisch	Brisantes,	nicht	um	Privates.	Weil	Yücel	Doppelstaatler	ist,	behandeln	ihn	die	türkischen	Behörden	im	Land	wie
einen	Türken.	Es	ist	neu,	dass	ein	deutscher	Journalist	in	der	Türkei	festgenommen	wurde.

Laut	seinen	Anwälten	geht	es	Yücel	den	Umständen	entsprechend	gut.	Ein	Zahn	macht	ihm	zu	schaffen,	und	wer	ihn	kennt,
der	kann	sich	leicht	vorstellen,	wie	sehr	ihm	das	Rauchverbot	während	der	Inhaftierung	auf	den	Zeiger	gehen	dürfte.

Nun	hat	diese	Festnahme	nicht	nur	Solidarität	ausgelöst,	sondern	auch	einen	Artikel,	der	vor	einigen	Tagen	in	der	Frankfurter
Allgemeinen	Sonntagszeitung(FAS)	erschien	und	auf	wenigen	Zeilen	vieles	von	der	Entwicklung	infrage	stellt,	die	ich	anfangs
beschrieben	habe.	Der	Artikel	nutzt	die	gefährliche	und	schmerzhafte	Situation	von	Yücel	dazu,	eine	Frage	aufzuwerfen,	die
scheinbar	endlich	mal	wieder	gestellt	werden	musste:	die	ewige	Frage	nach	der	Zugehörigkeit,	nach	dem	Status	und	der
Loyalität	von	Menschen	in	Deutschland,	die	nicht	nur	eine	deutsche	Herkunft	haben.	Es	geht	also	um	Menschen	wie	Deniz
Yücel.	Oder	wie	mich,	auch	ich	werde	in	dem	Kommentar	erwähnt.

Der	Autor	Michael	Martens	ist	ein	kenntnisreicher	Auslandskorrespondent,	der	auch	einige	Zeit	in	der	Türkei	gelebt	hat	und
noch	immer	von	dort	berichtet.	Die	Kernaussage	seines	Kommentars	mit	dem	Titel	Für	immer	Türke	lautet:	Es	sei	zwar	eine
Riesensauerei,	dass	Deniz	Yücel	festgenommen	worden	sei	–	»Aber	vielleicht	sollte	man	auch	darauf	hoffen,	dass	deutsche
Verlage	ihre	Entsendungspolitik	überdenken	und	neu	überlegen,	welche	Korrespondenten	sie	in	welches	Land	schicken.	Denn
gerade	im	Fall	der	Türkei	beugen	sich	manche	Häuser	indirekt	dem	Nationalismus	des	türkischen	Präsidenten	Recep	Tayyip
Erdoğan:	einmal	Türke,	immer	Türke.«

Übersetzt	heißt	das:	Der	Deutsche	schickt	den	Kanaken	in	die	alte	Heimat,	der	dann	damit	irgendwie	nicht	klarkommt	und
letzten	Endes	im	Knast	landet.	Arme	Gastarbeiterkinder	wie	Deniz	Yücel	oder	ich,	Türken	also,	werden	von	den	Deutschen
auf	unser	Türkischsein	reduziert	und	dürfen	nur	über	Türkisches	schreiben.	Der	Autor	nimmt	an,	dass	wir	allein	aufgrund
unserer	Herkunft	als	Berichterstatter	für	die	Türkei	ausgewählt	worden	seien,	von	»Herkunftsghettoisierung«	ist	die	Rede	und
von	»Türken	vom	Dienst«,	die	das	Land	»fließend	missverstehen«	könnten,	auch	wenn	sie	die	Sprache	fließend	sprechen.

Martens	glaubt,	dass	er	uns	armen	Türkenkindern	etwas	Gutes	tut,	indem	er	ach	so	missliebige	Fragen	stellt.	Er	merkt	gar
nicht,	wie	er	sich	selbst	immer	tiefer	in	die	Erdoğan-Logik	verstrickt.	Wie	er	sich	»dem	Nationalismus	des	türkischen
Präsidenten	beugt«.

In	Martens	Logik	werden	wir	»geschickt«,	wir	sind	Opfer	unserer	Chefredaktionen,	willenlose	Kreaturen,	die	auf	den
deutschen	Meister	hören:	Gehst	du	Türkei,	Ali!	Schreibst	du	fieses	Zeug	über	den	Türk!	Ja,	Meister.

Objekt	statt	Subjekt,	fehlt	nur	noch,	dass	sie	uns	in	die	Münder	schauen,	so	wie	unseren	Eltern	damals,	und	den	Zustand
unserer	Zähne	begutachten.	Aber	verdammt,	nix	mehr	nur	Fließband	bei	Opel	und	Mercedes!	Die	Anderen	bestimmen	jetzt
mit,	man	hört	ihre	Stimmen,	sie	sind	meinungsbildend,	und	das	auch	noch	über	einen	der	schwierigsten	Partner	Deutschlands.
Kann	das	mit	rechten	Dingen	zugehen?	Kann	ein	deutscher	Türke	»objektiv«	über	die	Türkei	berichten?	Kriegt	der	das	klar
mit	seiner	Biografie?	Nun,	das	ist	ein	legitimes	Thema,	das	Kollege	Martens	anspricht	–	ich	denke	oft	über	meine	Rolle	nach,
wie	auch	nicht.	Die	türkische	Regierung	unterstellt	uns	fortlaufend,	wir	würden	uns	vereinnahmen	lassen.	Deutsche	Kollegen



anscheinend	auch.

In	einem	Moment	also,	in	dem	einem	deutschtürkischen	Journalisten	das	denkbar	Schlimmste	vorgeworfen	wird,	nämlich
Verrat	und	Terrorismus,	stellt	Martens	dessen	Fähigkeit	zur	Differenzierung	infrage,	und	zwar	nicht	aufgrund	womöglich
intellektueller	oder	beruflicher	Mängel,	sondern	einfach	aufgrund	seiner	Herkunft.	Er	hätte	auch	schreiben	können:	Türken
haben	eine	Biografie,	Deutsche	nichts	außer	klarem	Sachverstand	und	einem	normalen	Leben.

Interessanterweise	ist	eine	ähnliche	Argumentation	regelmäßig	aus	der	Welt	der	Anhänger	der	türkischen	Regierung	zu	hören,
es	ist	die	komplementäre	Denkschule.	Im	besten	Falle	ist	da	die	immer	währende	nebulöse	Forderung	nach	mehr	Objektivität,
weil	»wir«	die	türkische	Regierung	für	ihre	autoritäre	Haltung	kritisierten	–	als	ob	es	keine	regierungskritischen	Türken	gäbe
–	oder	in	die	türkischen	Kurdengebiete	fahren,	um	über	die	desolate	Situation	dort	zu	berichten.	»Wir«	deutschtürkischen
Journalisten	machen	demnach	unser	Land	schlecht	(gemeint	ist	die	Türkei;	je	nach	Laune	sind	wir	Deutsche	oder	Türken),
schreiben	im	Auftrag	unserer	türkenfeindlichen	Redaktionen	oder	der	Bundesregierung.	»Wir«	wollen	uns	den	Deutschen	nur
andienen;	»wir«	sind	gar	keine	»echten«	Türken,	sondern	Vaterlandsverräter,	PKK-Sympathisanten.	Oder	doch	Armenier?
»Wir«	haben	eine	versteckte	Agenda.

Dabei	ist	es	eigentlich	nur	so:	»Wir«	können	in	allem	objektiv	sein.	Nur	nicht,	wenn	es	um	Demokratie,	um	Grund-	und
Minderheitenrechten,	um	Presse-	und	Meinungsfreiheit	geht.	Das	ist	dann	keine	Geschmacksfrage	mehr.

Und	dann	ist	da	noch	die	Sache	mit	der	Liebe.	In	einem	Tweet	nach	Yücels	Festnahme	schrieb	ich,	dass	er	die	Türkei	liebe.
Der	Autor	der	FAS	hat	diese	Aussage	zitiert	und	gefragt,	ob	es	gut	sei,	»ein	Land	zu	lieben,	über	das	man	berichtet«.

Merkwürdig.	Niemand	würde	es	problematisieren,	dass	ein	Italiener	über	Italien	oder	ein	deutscher	Journalist,	der	eine
Zuneigung	zu	seinem	Land	verspürt,	über	deutsche	Innenpolitik	berichtet.	Aber	ein	Türke,	der	die	Türkei	mag?	Das	geht
natürlich	nicht.

Ja,	es	stimmt,	die	Türkei	ist	für	Leute	wie	Yücel	oder	mich	kein	Land	wie,	sagen	wir,	Uganda	oder	Malta.	Als	Jugendliche
haben	wir	alles	Türkische	von	uns	weggestoßen,	als	junge	Erwachsene	und	Journalisten	uns	wenig	für	das	lange	stagnierende
Land	interessiert,	in	dem	alle	zehn	Jahre	ein	Militärputsch	stattfand	und	die	Zeit	dazwischen	auch	nicht	sehr	rosig	war.	Doch
plötzlich	tat	sich	da	etwas:	Tayyip	Erdoğan	kam	an	die	Macht.	Er	tauschte	allerdings	schnell	die	Rolle	des	Reformers	gegen
die	des	autoritären	Regenten	und	beschwor	damit	die	Gezi-Proteste	herauf.	Menschen	aus	allen	politischen	Milieus
demonstrierten	für	Demokratie,	Selbstbestimmung,	Freiheit	und	Frieden.	Es	war	das	schönste	Gesicht,	das	die	Türkei	jemals
gezeigt	hat.	Dieses	Gesicht	ist	immer	noch	da,	man	kann	es	sehen,	wenn	man	ganz	genau	hinschaut.	Es	ist	eines,	das	man
lieben	kann,	ja.	Warum	auch	nicht?



Innenpolitik

»Vollgas	gegen	die	Wand«
Der	türkische	Journalist	Can	Dündar	über	die	Verteidigung	der	Freiheit	gegen	Präsident	Erdoğan
VON	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	10.03.2016	Nr.	12

Sechs	Tage	nachdem	Can	Dündar	aus	der	Haft	entlassen	wurde,	treffen	wir	ihn	in	seinem	Istanbuler	Büro.	Dündar	ist
Chefredakteur	der	regierungskritischen	Tageszeitung	»Cumhuriyet«.	Im	November	vergangenen	Jahres	wurden	er	und	der
Ankara-	Korrespondent	der	Zeitung,	Erdem	Gül,	verhaftet.	Die	Staatsanwaltschaft	warf	ihnen	Spionage	und	Verrat	von
Staatsgeheimnissen	vor.	Hintergrund	ist	ein	Bericht	der	»Cumhuriyet«	über	Waffenlieferungen	des	türkischen	Geheimdienstes
nach	Syrien,	in	dessen	Folge	Staatspräsident	Erdoğan	persönlich	Strafanzeige	gestellt	hatte.	Das	Verfassungsgericht	ordnete
die	Freilassung	der	Journalisten	an.	In	der	Entscheidung	heißt	es,	ihre	persönliche	Freiheit	und	Sicherheit	sowie	die
Pressefreiheit	seien	verletzt	worden.

DIE	ZEIT:	Herr	Dündar,	wie	haben	Sie	die	Haft	überstanden?

Can	Dündar:	Mir	geht	es	wirklich	sehr	gut!	Während	unserer	Inhaftierung	haben	uns	von	außen	große	Solidarität	und	Liebe
begleitet.	Und	ich	glaube,	am	Ende	hat	unsere	Haft	etwas	Gutes	hervorgebracht	–	ein	Urteil	des	Verfassungsgerichts	über	die
Meinungsfreiheit	mit	Präzedenzcharakter.

DIE	ZEIT:	Das	türkische	Verfassungsgericht,	das	Sie	und	Ihr	Kollege	angerufen	hatten,	hat	Ihre	einstweilige	Freilassung
erwirkt.	Hatten	Sie	damit	gerechnet?

Can	Dündar:	Ich	habe	fest	daran	geglaubt,	dass	es	auf	unserer	Seite	ist.

DIE	ZEIT:	Ein	Freispruch	ist	das	aber	noch	nicht.	Was	erwarten	Sie	von	dem	Prozess,	der	in	zwei	Wochen	beginnen	wird?

Can	Dündar:	Für	mich	kommt	die	Anordnung	des	Verfassungsgerichts	schon	einem	Freispruch	gleich.	Laut	der	Richter	ist
das,	was	wir	getan	haben,	Journalismus	und	freie	Meinungsäußerung.	Wenn	alles	mit	rechten	Dingen	zugeht,	müsste	auch	der
Prozess	mit	einem	Freispruch	enden.	Wenn	nicht,	werden	wir	unseren	Kampf	eben	in	Gerichtssälen	weiterführen.

DIE	ZEIT:	Präsident	Erdoğan	hat	zu	der	Entscheidung	des	Verfassungsgerichts	gesagt,	er	werde	sie	weder	anerkennen	noch
ihr	folgen.	Was	bedeutet	das?

Can	Dündar:	Für	mich	bedeutet	das:	»Ich	möchte	Diktator	sein	und	erkenne	gar	nichts	mehr	an,	weder	das	Recht	noch	die
Verfassung	noch	die	Institutionen.«	Eine	Entscheidung	des	Verfassungsgerichts	nicht	zu	respektieren,	das	ist	eigentlich
unfassbar	für	einen	Präsidenten.	Aber	wir	haben	uns	daran	gewöhnt.	Erdoğan	rutscht	so	etwas	nicht	einfach	heraus,	er
verfolgt	damit	eine	Absicht.

DIE	ZEIT:	Was	kann	Erdoğan	denn	jetzt	unternehmen?

Can	Dündar:	Er	kann	vieles	tun.	Im	Grunde	hat	er	gesagt:	Das	Gericht,	das	den	Prozess	führt,	soll	nicht	dem
Verfassungsgericht	folgen.

DIE	ZEIT:	Er	signalisiert	dem	Gericht,	was	es	tun	soll?



Can	Dündar:	Ja,	und	auch	an	die	Verfassungsrichter	sendet	er	ein	Signal:	Passt	auf,	welche	Entscheidungen	ihr	trefft.	Was
der	Präsident	aber	übersieht:	Wenn	er	sich	so	verhält,	können	wir	Staatsbürger	es	ihm	gleichtun	und	sagen:	Dann	erkennen
wir	dich	oder	irgendein	Gesetz	auch	nicht	an.	Heute	habe	ich	einen	Anruf	vom	Polizeirevier	bekommen,	ich	dürfe	zurzeit	das
Land	nicht	verlassen	und	solle	meinen	Pass	abgeben.	Ich	habe	denen	geantwortet:	Ich	erkenne	diese	Entscheidung	nicht	an!
In	einem	Land,	in	dem	der	Präsident	die	Beschlüsse	des	Verfassungsgerichts	nicht	anerkennt,	habe	auch	ich	das	Recht,	mich
Anordnungen	zu	widersetzen.	Mal	sehen,	was	passiert,	wenn	ich	ins	Ausland	reisen	will.	Ich	habe	zum	Beispiel	eine
Einladung	nach	Deutschland.

DIE	ZEIT:	Viele	aus	der	Regierungspartei	unterstützen	den	Staatspräsidenten,	es	gibt	aber	auch	Widerspruch.	Der	ehemalige
Vizepremier	etwa	hat	gesagt:	»Jeder	ist	an	die	Entscheidungen	des	Verfassungsgerichts	gebunden.«	Wie	bewerten	Sie	das?

Can	Dündar:	Erdoğan	hat	seinen	Fuß	von	der	Bremse	genommen,	wir	fahren	mit	Vollgas	auf	die	Wand	zu.	Eigentlich	wollen
wir	alle	das	Beste	für	unser	Land:	dass	es	nicht	in	den	Sumpf	des	syrischen	Bürgerkriegs	hineingerät,	dass	die	Wirtschaft
nicht	in	die	Krise	kommt,	dass	wir	uns	nicht	vom	Rest	der	Welt	isolieren.	Doch	all	das	wird	passieren.	Warum	sollen	wir	alle
an	der	Wand	zerschellen,	nur	weil	ein	Mann	den	Fuß	von	der	Bremse	genommen	hat?	Auch	in	Erdoğans	AKP	fühlen	sich
viele	damit	unwohl	und	fangen	nun	an	zu	reden.

DIE	ZEIT:	Bei	der	Parlamentswahl	holte	die	AKP	fast	50	Prozent	der	Stimmen.	Ihren	Ausführungen	zufolge	hieße	das,	das
Land	ist	verrückt	geworden.	Oder	wie	erklären	Sie	sich	diesen	Erfolg?

Can	Dündar:	Die	Bürger	sind	die	Letzten,	denen	ein	Vorwurf	zu	machen	ist.	Für	ihre	Wahl	gibt	es	die	unterschiedlichsten
Gründe,	wirtschaftliche	zum	Beispiel.	Oder	eine	generelle	Vertrauenskrise	in	die	Politik,	Abhängigkeitsgefühle,
Alternativlosigkeit.	Ich	könnte	Ihnen	Hunderte	Gründe	nennen.	Aber	ich	glaube,	dass	wir	jetzt	eine	Chance	haben,	etwas	zu
ändern.	Wollen	wir	ein	rechtloses	Land	–	oder	ein	Land	mit	Recht,	Gerechtigkeit	und	Freiheit?	Wenn	wir	es	schaffen,	dem
Volk	ehrlich	und	aufrichtig	die	Lage	zu	erklären,	bin	ich	sicher,	dass	es	die	richtige	Entscheidung	treffen	wird.	Allerdings:
Geht	es	um	Brot,	fallen	Rechte	hintenüber.

DIE	ZEIT:	Erst	kommt	das	Fressen,	dann	die	Moral?

Can	Dündar:	Viele	Menschen	in	der	Türkei	kämpfen	um	ihre	Existenz,	Dinge	wie	Presse-	und	Meinungsfreiheit	sind	sehr
weit	weg	von	dem,	was	ihren	Alltag	ausmacht.	Wenn	wir	nichts	an	diesen	schwierigen	Lebensumständen	ändern,	können	wir
nicht	erwarten,	dass	sie	bei	den	Freiheitsrechten	sensibel	sind.

DIE	ZEIT:	Am	Tag	vor	den	Parlamentswahlen	lautete	die	Schlagzeile	Ihrer	Zeitung:	»Letzter	Ausweg	vor	der	Diktatur«,	mit
Verweis	auf	eine	mögliche	Mehrheit	der	AKP.	Heißt	das,	für	Sie	ist	die	Türkei	nun	eine	Diktatur?

Can	Dündar:	Ja,	ein	Staatsoberhaupt,	das	Entscheidungen	des	Verfassungsgerichts	nicht	Folge	leistet	–	das	hat	es	in	der
Geschichte	der	Türkei	noch	nicht	gegeben.	In	funktionierenden	Demokratien	wollen	Staatspräsidenten,	dass	ihre	Bürger	sich
an	die	Verfassung	halten.	Unsere	Nation	aber	muss	nun	den	Präsidenten	anflehen,	er	möge	verfassungstreu	sein	–	absurder
geht	es	kaum.

DIE	ZEIT:	Ihr	Land	erlebt	unbestritten	harte	Zeiten:	Kämpfe	zwischen	Armee	und	PKK,	jeden	Tag	sterben	Zivilisten	und
Soldaten,	Terrorgefahr,	der	Krieg	in	Syrien	gleich	nebenan,	offener	Hass	in	der	Gesellschaft	und	ein	beispielloser	Druck	auf
die	Medien.	Werden	diese	Wunden	jemals	wieder	heilen?

Can	Dündar:	Ich	bin	nicht	hoffnungslos,	denn	ich	sehe,	die	Gesellschaft	hat	es	satt.	In	den	vergangenen	Tagen	habe	ich	die



unterschiedlichsten	Besucher	empfangen,	und	alle	haben	das	Gleiche	gesagt:	Wir	müssen	diesen	Zustand	endlich	ändern,
gemeinsam.	Das	wird	schwer,	aber	es	gibt	keinen	anderen	Weg.	Oder	sollen	wir	das	Land	einfach	denen	überlassen?

DIE	ZEIT:	Die	Flüchtlingskrise	hat	zu	einer	neuen	Annäherung	zwischen	der	EU	und	der	Türkei	geführt.	Kann	daraus	etwas
Gutes	entstehen?

Can	Dündar:	Ich	war	immer	für	gute	Beziehungen	mit	der	EU	und	für	eine	Vollmitgliedschaft.	Aber	im	Moment	ist	es	so,
dass	die	EU	und	ihre	Regierenden,	allen	voran	Bundeskanzlerin	Angela	Merkel,	ihre	Interessen	über	die	historischen
Maximen	Europas	stellen.	Sie	schauen	pragmatisch	auf	unsere	Lage,	weil	sie	die	Türkei	brauchen.	Damit	die	Türkei	ihre
Grenzen	schließt,	verschließt	die	EU	ihre	Augen	vor	der	autoritären	Führung,	das	hat	sie	Erdoğan	signalisiert.

DIE	ZEIT:	Das	nennt	man	Realpolitik.

Can	Dündar:	Ja,	das	ist	Realpolitik,	und	ich	finde	das	sehr	schmerzhaft.	Für	Deutschland,	für	Europa,	für	die	westlichen
Standards	und	für	die	Menschlichkeit.	Das	ist	gegen	die	Philosophie,	die	Europa	zu	dem	macht,	was	es	ist.	Ich	verstehe,	dass
man	eine	Lösung	für	die	Flüchtlingskrise	braucht,	auch	mich	macht	das	Leid	dieser	Menschen	traurig.	Und	ich	glaube	auch,
dass	der	Türkei	hierbei	eine	wichtige	Rolle	zukommt.	Aber	der	Preis	für	eine	Lösung	darf	nicht	sein,	dass	Europa	die
Meinungsfreiheit	aufgibt.	Es	würde	seine	Werte	und	sein	Gewicht	verspielen.

DIE	ZEIT:	Und	was	erwarten	Sie	von	der	EU	und	von	Bundeskanzlerin	Merkel?

Can	Dündar:	Das	zu	tun,	was	sie	früher	sehr	oft	getan	hat:	Erdoğan	daran	erinnern,	dass	er	sich	an	bestimmte	Regeln	halten
muss,	wenn	er	Teil	der	europäischen	Familie	sein	will.

DIE	ZEIT:	Zum	Schluss	ein	Blick	in	die	Zukunft.	2023	wird	die	Republik	ihren	100.	Jahrestag	begehen.	Was	für	ein	Ort
wird	die	Türkei	dann	sein?

Can	Dündar:	Sie	wird	ein	wunderschöner	Ort	sein.	Sie	wird	sich	von	Erdoğan	befreit	haben	und	sich	aus	eigener	Kraft
wiederaufbauen.	Haben	Sie	da	gar	keine	Zweifel!	Ich	habe	mich	selbst	im	Gefängnis	keine	Sekunde	der	Hoffnungslosigkeit
hingegeben.	Jetzt	ist	nicht	die	Zeit,	hoffnungslos	zu	sein,	sondern	zu	kämpfen	und	Widerstand	zu	leisten.

Kontrolle	ist	gut,	Zwang	ist	besser

Einen	Tag	nach	unserem	Besuch	bei	Can	Dündar	wurde	die	Zeitung	»Zaman«	unter	staatliche	Zwangsaufsicht	gestellt.
Demonstranten	vor	dem	Redaktionsgebäude	wurden	mit	Tränengas	und	Wasserwerfern	traktiert.	Die	»Zaman«	steht	der
Bewegung	des	Predigers	Fethullah	Gülen	nahe.	Gülen	war	früher	ein	enger	Weggefährte	von	Staatspräsident	Erdoğan	und
lebt	heute	in	den	USA.	Die	türkische	Regierung	führt	seine	Bewegung	als	Terrororganisation	(FETÖ,	das	Kürzel	steht	für
Terrororganisation	der	Anhänger	Fethullahs).	Sie	wirft	der	FETÖ	vor,	den	Justiz-	und	Sicherheitsapparat	unterwandert	und
einen	Staat	im	Staate	gegründet	zu	haben.	Dabei	gilt	für	die	Regierung	die	Zeitung	»Zaman«	als	das	wichtigste
Verlautbarungsorgan	der	Bewegung.	Auch	ernst	zu	nehmende	Regierungskritiker	und	Journalisten	sagen,	nicht	alle	Vorwürfe
der	Regierung	gegen	die	FETÖ	seien	von	der	Hand	zu	weisen.	Doch	selbst	sie	haben	der	»Zaman«,	nachdem	Gülen	mit	der
AKP	gebrochen	hatte,	guten	Journalismus	bescheinigt.

Can	Dündar	konnten	wir	zu	den	Vorgängen	nicht	mehr	befragen,	nach	unserem	Treffen	hat	er	sich	mit	seiner	Familie	in	den
Urlaub	zurückgezogen.	Über	Twitter	schickte	er	allerdings	ein	Zeichen	der	Solidarität	mit	der	»Zaman«-Redaktion:	»Es	ist
besser,	tausendmal	ein	Unterdrückter	zu	sein,	als	einmal	ein	Unterdrücker.«



Innenpolitik

»Islamisten	denken	kindlich	naiv«
Er	ist	der	berühmteste	Schriftsteller	der	Türkei	–	und	einer	der	härtesten	Kritiker	der	Politik	seines	Landes:	Der
Literaturnobelpreisträger	Orhan	Pamuk	gibt	seit	vielen	Jahren	zum	ersten	Mal	wieder	ein	politisches	Interview	und
spricht	offen	über	die	Radikalisierung	der	türkischen	Führung	und	über	seinen	Roman	»Schnee«,	der	plötzlich	wieder
überraschend	aktuell	ist.
VON	SONJA	HARTWIG,	KILIAN	TROTIER
DIE	ZEIT,	19.02.2015	Nr.	08

Das	Erste,	was	Orhan	Pamuk	zeigt,	ist	der	Blick,	den	er	von	seinem	Schreibtisch	aus	hat.	Über	eine	Moschee	schaut	man	auf
den	Bosporus,	der	so	rau	ist,	dass	nicht	ein	Dampfer	zu	sehen	ist.	Es	ist	ein	warmer,	windiger	Wintertag,	der	Himmel	hockt
wie	graue	Watte	über	dem	Wasser.	Pamuk	serviert	Tee	und	Kaffee,	und	während	er	die	Besucher	trinken	lässt,	greift	er	zu
seiner	Digitalkamera	und	knipst:	sich	im	Vordergrund	und	die	Besucher	im	Hintergrund.	Machen	Sie	immer	solche	Fotos,
Herr	Pamuk?	Ja,	sagt	er,	seit	zehn	Jahren,	das	sei	wie	Tagebuchführen.	Im	Grunde	habe	er	das	Selfie	erfunden.

Dann	führt	er	in	einen	Nebenraum,	die	Rollos	sind	heruntergelassen,	so	könne	man	sich	besser	konzentrieren.	Auf	dem	Tisch
liegt	sein	Buch	»Schnee«,	nach	dessen	Veröffentlichung	er	2006	den	Literaturnobelpreis	erhielt.	Es	handelt	vom	Dichter	Ka,
der	nach	zwölf	Jahren	in	Frankfurt	zurück	in	die	Türkei	fährt,	in	eine	anatolische	Kleinstadt,	in	der	sich	ein	großes
Schauspiel	entfaltet:	Alle	politischen	Kräfte	der	Türkei	bekämpfen	sich	und	versuchen	Ka,	den	Fremden	aus	dem	Westen,	auf
ihre	Seite	zu	ziehen.

Es	ist	lange	her,	dass	Orhan	Pamuk	ein	politisches	Interview	gegeben	hat.	In	diesem	Gespräch	soll	der	Roman	»Schnee«	der
Ausgangspunkt	für	eine	Zeitdiagnostik	sein,	denn	in	»Schnee«,	diesem	Panoptikum	des	türkischen	Alltags	und	der	türkischen
Politik,	sagt	er	viel	voraus,	was	heute	nicht	nur	sein	Land,	sondern	die	ganze	Welt	beschäftigt.	Pamuk	wollte	nie	ein
politischer	Schriftsteller	sein,	ist	aber	immer	so	wahrgenommen	worden.	Er	achtet	darauf,	dass	seine	Äußerungen	niemanden
zu	sehr	provozieren,	er	ist	darin	erprobt,	und	doch	strengt	diese	Vorsicht	an.	Am	Ende	des	Gesprächs	werden	es	ihm	zu	viele
politische	Fragen	gewesen	sein,	aber	es	war	an	der	Zeit.	Der	Ärger,	der	sich	angesammelt	hatte,	musste	raus.	Jetzt	fühle	er
sich	relaxed,	Katharsis!

DIE	ZEIT:	Herr	Pamuk,	vor	Kurzem	warfen	Ihnen	regierungsnahe	türkische	Journalisten	vor,	Teil	einer	internationalen
Literaturlobby	zu	sein,	die	einzig	dazu	da	sei,	die	Regierung	zu	attackieren.	Stört	Sie	so	etwas	eigentlich	noch?

Orhan	Pamuk:	Das	raubt	mir	nicht	mehr	den	Schlaf.	Ich	bin	ein	älterer	Mann	und	habe	das	Leben	genossen.	Aber	natürlich
sehe	ich,	dass	solche	Sachen	zu	einer	Atmosphäre	der	Angst	beitragen,	die	sich	in	meinem	Land	ausbreitet.

DIE	ZEIT:	Was	ist	das	für	eine	Angst?

Orhan	Pamuk:	Ich	kenne	viele	Leute,	die	tief	besorgt	sind,	weil	die	Meinungsfreiheit	nicht	mehr	viel	zählt	in	der	Türkei.	Ich
nenne	Ihnen	ein	Beispiel:	Eine	bekannte	Fernsehmoderatorin	schrieb	auf	Twitter,	Fakten	eines	Korruptionsskandals	würden
verschleiert,	in	den	Leute	aus	der	Regierungspartei	verwickelt	seien.	Kurz	darauf	kam	die	Polizei	zu	ihr	und	durchsuchte	ihre
Wohnung.	Wegen	eines	Tweets!

DIE	ZEIT:	Hat	Präsident	Recep	Erdoğan	Angst	vor	kritischen	Journalisten?



Orhan	Pamuk:	Er	hat	keine	Angst,	er	will	nur	mehr	Macht.	Wir	haben	in	der	Türkei	keine	liberale	Demokratie	im
westlichen	Sinne.	Wir	haben	eine	populistische,	intolerante	Demokratie,	die	ich	Wahl-Demokratie	nenne:	Wir	Bürger	dürfen
wählen,	ansonsten	aber	sollen	wir	gefälligst	tun,	was	die	Regierung	für	richtig	hält.	Deshalb	müssen	wir	auch	immer
fünfzigmal	darüber	nachdenken,	wenn	wir	etwas	sagen	(lacht).

DIE	ZEIT:	Ist	das	neu?

Orhan	Pamuk:	Die	Situation	ist	seit	den	Protesten	im	Gezi-Park	vor	eineinhalb	Jahren	schlimmer	geworden.	Man	muss	in
manchen	Fällen	mit	viel	härteren	Reaktionen	rechnen,	wenn	man	die	Regierung	kritisiert.	Aber	natürlich	ist	das	alles	nicht
neu.	Ich	wurde	schon	immer	als	Agent	des	Westens	beschimpft.	In	dem	Roman	Schnee	habe	ich	die	Anschuldigungen	vor
fünfzehn	Jahren	in	meine	Hauptfigur	Ka	projiziert.	Und	heute	bin	ich	wieder	dran	mit	den	Anschuldigungen.

DIE	ZEIT:	Wie	Ka	sich	in	einem	Kampf	zwischen	türkischen	Nationalisten,	kurdischen	Nationalisten,	der	Armee	und
islamischen	Fundamentalisten	verheddert	–	kommt	Ihnen	nicht	auch	diese	Situation	verdammt	aktuell	vor?

Orhan	Pamuk:	Erschreckend	aktuell.	Ich	habe	das	Buch	vor	dem	11.	September	2001	geschrieben.	Die	kleine	Stadt	Kars,	in
der	meine	Handlung	spielt,	sollte	eigentlich	als	Mikrokosmos	der	Türkei	verstanden	werden.	Nach	den	Attentaten	auf	das
World	Trade	Center	begann	ich	zu	verstehen,	dass	die	Probleme	der	Türkei	die	Probleme	der	Welt	wurden.	Und	dass	die
Regierungen	der	Welt	genauso	reagierten	wie	die	alte	türkische	Machtelite:	Die	einzige	Antwort,	die	sie	auf	den	Aufstieg	des
politischen	Islams	hatten,	waren	Bomben.

DIE	ZEIT:	Sind	es	nicht	die	Extremisten,	die	mit	ihren	Attentaten	den	Westen	zu	Reaktionen	zwingen?

Orhan	Pamuk:	Ja,	aber	viele	im	Westen,	gerade	in	den	USA,	verstehen	nicht,	dass	es	sehr	unterschiedliche	islamische	und
islamistische	Gruppen	gibt.	Die	Anschläge	auf	Charlie	Hebdo	waren	doch	der	Höhepunkt	einer	Entwicklung,	die	zeigt:	Der
clash	of	civilizations	zwischen	dem	radikalen	Islamismus	und	der	europäischen	Gesellschaft	ist	wahrscheinlicher	als	meine
Art	der	literarischen	und	humanen	Verständigung.	Das	macht	mich	sehr	traurig.

DIE	ZEIT:	Für	Schnee	lasen	Sie	viele	Magazine	von	islamistischen	Gruppen,	um	ihre	Rhetorik	zu	analysieren,	zu	verstehen,
wie	sie	argumentieren.	Sind	das	heute	noch	die	gleichen	Muster?

Orhan	Pamuk:	Das	sind	universelle	Muster.	Ich	sehe	gar	nicht	so	viele	Unterschiede	zwischen	den	Islamisten	von	damals,
den	Islamisten	von	heute	und	den	Verfassern	linksradikaler	Pamphlete,	die	ich	in	den	Siebzigern	gelesen	habe:	Sie	alle
denken	kindlich	naiv,	ihre	Propaganda	ist	primitiv,	ihre	Träume	sind	utopisch,	ihre	Visionen	apokalyptisch.	Sie	wollen
Menschen	bestrafen	und	drohen	jedem,	der	ihnen	nicht	folgt,	mit	der	gleichen	Rhetorik:	Eines	Tages,	wenn	wir	an	der	Macht
sind,	wirst	du	für	deine	Taten	büßen.

DIE	ZEIT:	Was	hat	Sie	an	diesen	Leuten	fasziniert?

Orhan	Pamuk:	In	den	Neunzigern	war	der	Islamismus	ein	Mysterium.	Selbst	Marxisten	und	Kommunisten	fanden	ihn
interessant.	Zu	dieser	Zeit	hatte	der	politische	Islam	Glamour,	eine	Aura.

DIE	ZEIT:	Und	heute?

Orhan	Pamuk:	Hat	der	politische	Islam	alles	von	seiner	Aura	verloren,	wegen	Korruption.	Die	türkischen	Islamisten	waren
einmal	provinzielle,	wütende,	nachtragende	Menschen	aus	den	unteren	Schichten	der	Gesellschaft.	12,	13	Jahre	später	sind
sie	die	Führungsschicht.	Jetzt	greifen	sie	nach	jeder	Institution,	zentralisieren	die	Macht.	Es	geht	mehr	um	Geld	als	um	den
Islam.	Der	Islam	ist	für	sie	nur	noch	rhetorische	Untermalung.



DIE	ZEIT:	Wieso	sieht	die	Bevölkerung	das	nicht?

Orhan	Pamuk:	Die	meisten	sehen	es,	aber	viele	wollen	nichts	ändern,	weil	es	wirtschaftlich	gut	läuft.	In	den	meisten
Entwicklungsländern	–	und	die	Türkei	ist	ein	Entwicklungsland	–	geht	es	den	Wählern	nicht	um	Demokratie.	Ihnen	ist	leider
das	ökonomische	Wachstum	wichtiger.	Die	Menschen	lesen	jeden	Tag	von	Korruption,	aber	solange	es	ihnen	persönlich
besser	geht	als	vor	zehn	Jahren,	stimmen	sie	für	die	Regierung.

DIE	ZEIT:	Sie	sind	ein	Schriftsteller,	der	weiß,	wie	es	sich	anfühlt,	als	politische	Figur	im	Fokus	der	Öffentlichkeit	zu
stehen.	Ihrem	Kollegen	Michel	Houellebecq	geht	es	gerade	ähnlich.

Orhan	Pamuk:	Leider	habe	ich	sein	Buch	nicht	gelesen.

DIE	ZEIT:	Aber	Sie	wissen,	dass	es	darin	um	ein	Frankreich	mit	islamischem	Regierungschef	geht.

Orhan	Pamuk:	Ich	sehe	es	so,	dass	er	einen	Roman	über	eine	kleine	Minderheit	in	Frankreich	geschrieben	hat	und	das
Verhalten	dieser	Minderheit	aus	der	Perspektive	der	christlichen	Mehrheit	kritisiert.	Mein	Blickwinkel	ist	ein	anderer:	Ich	bin
Türke,	ich	bin	Muslim,	und	ich	kritisiere	den	politischen	Islam	in	einem	Land,	in	dem	99	Prozent	der	Menschen	Muslime
sind.

DIE	ZEIT:	Sind	die	Anschläge	in	Paris	eine	Zäsur	für	Europa?

Orhan	Pamuk:	Ich	würde	mir	wünschen,	dass	sie	es	nicht	wären.	Aber	wenn	ich	darüber	nachdenke,	stehen	die	Attentate	in
einer	Linie	mit	dem	11.	September	und	den	Todesdrohungen	gegen	Salman	Rushdie.	Ich	habe	immer	an	den	Westen
appelliert:	Bitte	macht	einen	Unterschied	zwischen	der	islamischen	Gesellschaft	und	dem	politischen	Islam!	Bitte	macht
einen	Unterschied	zwischen	dem	politischen	Islam	und	radikalen	Fundamentalisten!	Nach	Anschlägen	wie	denen	gegen
Charlie	Hebdo	verwischen	in	den	Emotionen	die	Unterschiede.	Furchtbar!

DIE	ZEIT:	Hat	Ihr	Land,	die	Türkei,	ein	Problem	mit	radikalen	Fundamentalisten?

Orhan	Pamuk:	Es	gibt	einige,	aber	sie	haben	nicht	das	Sagen.	Bei	uns	ist	eine	andere,	vergleichsweise	moderate	Gruppe	an
der	Macht.	In	meinem	Buch	Schnee	repräsentiert	sie	Muhtar.

DIE	ZEIT:	Erklären	Sie	uns	Muhtar.

Orhan	Pamuk:	Muhtar	ist	ein	Studienfreund	von	Ka.	Er	ist	der	Bürgermeisterkandidat	der	Partei	des	demokratischen
Islamismus.	Er	will	ein	schönes	Leben	haben.	Er	ist	ein	bisschen	radikal.	Und	er	ist	vor	allem	sehr	neidisch	auf	alle	liberalen,
reichen,	weltgewandteren	westlichen	Türken.	In	Erdoğans	Partei	gibt	es	viele	Muhtars,	sie	suchen	nach	Anerkennung	im
Westen	und	haben	gleichzeitig	riesige	Ressentiments.

DIE	ZEIT:	Machen	Sie	sich	lustig	über	die	Muhtars?

Orhan	Pamuk:	Nicht	so	sehr	im	Roman,	wo	ich	versucht	habe,	diese	Menschen	zu	verstehen.	Aber	nach	so	vielen	Jahren	an
der	Macht	und	nach	all	dem,	was	im	Gezi-Park	geschehen	ist,	verdienen	sie	Kritik	und	Sarkasmus.

DIE	ZEIT:	Es	gab	mal	eine	Zeit,	in	der	die	Türkei	als	Vorbildnation	galt.	In	der	sogar	ein	Beitritt	zur	Europäischen	Union
möglich	schien.

Orhan	Pamuk:	Die	Zeit	ist	vorbei.	Europa	hat	seine	eigenen	Probleme,	die	Türkei	hat	ihre	Probleme.



DIE	ZEIT:	Viele	in	Europa	wollen	die	heutige	Version	der	Türkei	auch	gar	nicht	in	der	EU	haben.

Orhan	Pamuk:	Diesen	Menschen	möchte	ich	zurufen:	Die	Türkei	ist	nicht	nur	Erdoğan!	Aber	natürlich	verstehe	ich,	wenn
sie	sagen:	Mit	einem	wütenden	und	autoritären	Politiker	wie	ihm	machen	wir	keinen	Deal.

DIE	ZEIT:	Sind	Sie	enttäuscht?

Orhan	Pamuk:	Sehr	sogar.	Zwischen	2002	und	2009	war	ich	optimistisch.	Ich	habe	wirklich	geglaubt:	Wenn	die	Türkei	es
schafft,	in	die	EU	zu	kommen,	wird	es	uns	gehen	wie	Alice	im	Wunderland.	Dann	können	wir	über	aaaaalles	reden.

DIE	ZEIT:	Sie	waren	naiv.

Orhan	Pamuk:	Sehen	Sie,	ich	habe	das	gleiche	Problem	wie	mein	Protagonist	Ka:	Die	Meinungsfreiheit	an	Orten	zu
verteidigen,	wo	es	nicht	einfach	ist,	scheint	manchen	Leuten	naiv	und	dumm.	Aber	die	Leute,	die	einen	naiv	nennen,	sind
Leute,	die	nur	an	Realpolitik	glauben,	an	Geld,	Erfolg	und	Militärrevolten.	Ka	glaubt,	dass	er	westlichen	liberalen	Frieden	in
eine	kleine	Stadt	im	Osten	der	Türkei	bringen	kann,	wo	der	politische	Islam	stärker	wird.	Was	hat	er	für	eine	andere	Wahl,	als
daran	zu	glauben?	Was	habe	ich	für	eine	andere	Wahl?	Ist	der	Weg,	den	General	Sissi	in	Ägypten	geht,	etwa	besser?	Der
bringt	die	Mitglieder	der	konservativen	Muslimbrüder	einfach	um.	Das	ist	doch	keine	Lösung!	Das	Problem	der	Türkei	ist,
dass	das	Land	nicht	im	selben	Maße	demokratischer	wird,	in	dem	es	reicher	wird.	Klassische	soziologische
Entwicklungstheorien	sagen	ja	eigentlich,	dass	Länder	auch	liberaler	werden,	wenn	der	Wohlstand	steigt.

DIE	ZEIT:	Muss	die	Türkei	Vorbild	für	andere	islamische	Staaten	sein?

Orhan	Pamuk:	Ich	glaube	nicht.

DIE	ZEIT:	Hoffen	Sie	das	denn?

Orhan	Pamuk:	Wie	soll	Ka	glauben,	dass	der	Kern	des	Islams	und	der	Kern	der	Demokratie	unvereinbar	sind?	Es	wäre	ihm
alle	Hoffnung	genommen.	Da	fühle	ich	mich	ihm	sehr	nahe.

DIE	ZEIT:	Sie	denken	sehr	oft	an	Ka.

Orhan	Pamuk:	Unglücklicherweise	holt	mich	der	Geist	von	Ka	häufig	ein,	weil	sich	die	Probleme	der	Welt	nicht	geändert
haben,	seit	ich	den	Roman	schrieb.	Ich	habe	es	gehofft,	aber	ich	sehe,	dass	sich	nicht	viel	verbessert	hat.

DIE	ZEIT:	Haben	Sie	noch	Träume?

Orhan	Pamuk:	Ich	habe	den	Traum,	gute	Romane	zu	schreiben.	Und	ich	möchte	in	einem	Land	leben,	in	dem	man	keine
Angst	vor	einer	Hausdurchsuchung	haben	muss,	wenn	man	twittert.	Das	ist	doch	nicht	zu	viel	verlangt.

DIE	ZEIT:	Vor	zehn	Jahren	sprachen	Sie	in	einem	Interview	offen	aus,	dass	eine	Million	Armenier	umgebracht	wurden.
Daraufhin	klagte	man	Sie	an.	Im	April	jährt	sich	zum	hundertsten	Mal	der	Beginn	der	furchtbaren	Verbrechen	an	den
Armeniern.	Werden	Sie	wieder	etwas	sagen?

Orhan	Pamuk:	Das	Einzige,	was	ich	sagen	möchte,	ist,	dass	ich	sehr	enttäuscht	bin	von	der	Opposition	in	der	Türkei,	die
dieses	Thema	nicht	als	Thema	der	Meinungsfreiheit	aufgreift.	Selbst	Erdoğan	hat	mehr	getan	als	sie,	indem	er	den	Armeniern
letztes	Jahr	sein	Beileid	aussprach.

DIE	ZEIT:	Die	Türkei	befindet	sich	zurzeit	in	einer	absurden	Situation:	Kurden,	mit	denen	sich	die	Türkei	jahrelang



bekriegte,	kämpfen	Seite	an	Seite	mit	den	Amerikanern	gegen	den	»Islamischen	Staat«.	In	der	Welt	ist	das	Ansehen	der
Kurden	gestiegen.	Was	bedeutet	das	für	die	Beziehung	zwischen	den	Kurden	und	der	Türkei?

Orhan	Pamuk:	Erdoğan	hat	in	den	Augen	der	Kurden	einen	riesigen	Fehler	begangen:	Er	stand	bei	der	Belagerung	von
Kobane	auf	der	Seite	der	Islamisten.	Damit	hat	er	ihnen	das	Herz	gebrochen.

DIE	ZEIT:	Und	noch	ein	Konflikt	zerreißt	gerade	Ihr	Land:	Seit	Beginn	der	Republik	war	die	Türkei	durch	einen	Streit
geprägt	–	Laizisten	standen	gegen	Religiöse.	Das	hat	sich	in	den	letzten	Jahren	fundamental	gewandelt.	Die	Hauptlinie	des
Streits	verläuft	nun	innerhalb	der	Religiösen:	zwischen	der	Bewegung	von	Fethullah	Gülen,	einem	Prediger	und	alten	Freund
von	Erdoğan,	der	zum	Feind	wurde,	und	Erdoğans	Partei,	der	AKP.

Orhan	Pamuk:	Als	ich	das	zum	ersten	Mal	gehört	habe,	dachte	ich:	Erstmals	bekämpfen	sich	in	meinem	Land	zwei	Parteien,
mit	denen	ich	mich	überhaupt	nicht	identifizieren	kann.

DIE	ZEIT:	Wie	ging	es	Ihnen	damit?

Orhan	Pamuk:	Es	macht	mir	Sorgen:	Wie	geht	es	mit	dem	Land	weiter,	wenn	der	Respekt	vor	Regierung	und	Gerichten
verloren	geht?	Wenn	die	Bevölkerung	sieht,	dass	Institutionen	wie	Gerichte	abhängig	sind	und	nicht	frei	entscheiden?

DIE	ZEIT:	Ist	es	das	eigentlich	wert,	dass	Sie	sich	immer	wieder	zu	politischen	Themen	äußern	und	dadurch	in
Schwierigkeiten	geraten?	Sie	könnten	in	Ruhe	in	dieser	wunderschönen	Wohnung	mit	diesem	wunderschönen	Blick
wunderschöne	Sätze	formulieren.

Orhan	Pamuk:	Das	sagen	mir	meine	Freunde	auch	ständig,	die	mit	ihrem	Leben	zufrieden	sind.	Aber	denken	Sie	nicht,	dass
in	meinem	Leben	nichts	Gutes	aus	der	Politik	kam.	Ich	war	vor	einigen	Jahren	bei	einer	politischen	Veranstaltung,	es	ging	um
Gespräche	zwischen	der	EU	und	der	Türkei.	Dort	traf	ich	eine	wunderschöne	Frau.	Sie	ist	jetzt	meine	Freundin.	Da	hat	sich
der	ganze	Kummer	doch	gelohnt!

DIE	ZEIT:	In	der	Türkei	kam	gerade	ein	neues	Buch	von	Ihnen	heraus,	das	erste	seit	sechs	Jahren.	Was	ist	der	Kerngedanke
von	A	Strangeness	in	My	Mind,	wie	es	auf	Englisch	heißt?

Orhan	Pamuk:	Ich	schreibe	die	Geschichte	eines	Istanbuler	Straßenverkäufers,	eines	einfachen	Mannes	aus	der
Unterschicht.	Der	Roman	ist	eine	Chronik	der	Türkei,	der	letzten	vierzig	Jahre,	es	geht	viel	um	Politik.	Aber	mein	Held	ist
nicht	Hans	Falladas	Petit	Bourgeois,	er	ist	nicht	zynisch.	Er	ist	ein	optimistischer	Mensch,	er	will	einfach	überleben.	Ist	das
nicht	ein	herrlicher	Schlusssatz	für	das	Interview?

DIE	ZEIT:	Aber	Sie	sind	doch	gar	nicht	so	ein	optimistischer	Mensch.

Orhan	Pamuk:	Schluss	jetzt!	Den	Satz	dürfen	wir	nicht	zerstören.



Recep	Tayyip	Erdoğan

Sieht	so	ein	Diktator	aus?
Tayyip	Erdoğan	bekämpft	seine	Gegner	mit	erbitterter	Härte.	Sie	fürchten,	dass	er	die	Macht	nie	mehr	loslassen	will.
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Wenn	Erdem	Gündüz	gegen	die	türkische	Regierung	protestieren	will,	dann	schweigt	er.	So	wie	vor	ziemlich	genau	einem
Jahr,	nachdem	die	Polizei	in	Istanbul	den	Gezi-Park	mit	Gewalt	und	Tränengas	geräumt	hatte.	Damals	stellte	er	sich	einfach
auf	den	Platz	vor	dem	Park,	den	Blick	auf	das	Atatürk-Kultur-Zentrum	gerichtet,	auf	das	riesige	Bild	des	Staatsgründers,	das
dort	hing.	Acht	Stunden	stand	er	dort.

Erdem	Gündüz	wurde	an	diesem	Tag	zum	»duran	adam«,	zum	»stehenden	Mann«.	Viele	Menschen	im	ganzen	Land	ahmten
seinen	Protest	nach.	Wenn	Gündüz	heute	die	Stimmung	im	Land	beschreiben	soll,	erinnert	er	an	eine	seiner	früheren
Performances:	In	einem	Video	rennt	er	fünf	Minuten	lang	immer	wieder	gegen	eine	mit	Schaumstoff	beklebte	Mauer,	prallt
an	ihr	ab	und	rollt	weg.	So	fühlten	sich	jene	Türken,	die	gegen	Premierminister	Tayyip	Erdoğan	und	seine	Regierung	seien,
sagt	Gündüz.	Er	ist	einer	von	ihnen.

Am	kommenden	Sonntag	wird	das	türkische	Volk	erstmals	in	der	Geschichte	der	Republik	seinen	Staatspräsidenten	direkt
wählen.	Aussichtsreichster	Kandidat:	der	seit	zwölf	Jahren	regierende	Premierminister.	Die	Frage	ist	nur	noch,	ob	Erdoğan
dafür	einen	oder	zwei	Wahlgänge	benötigen	wird.

Für	die	eine	Hälfte	der	Türken	ist	Erdoğans	Wahl	ein	logischer	Schritt:	Der	Held,	der	das	Land	vorangebracht	hat	wie	vor	ihm
nur	Staatsgründer	Atatürk,	bekäme	endlich	das	Amt,	das	ihm	gebührt.	Für	die	andere	Hälfte	des	Volkes	ist	die	Kandidatur
Erdoğans	ebenfalls	ein	logischer	Schritt	–	allerdings	in	Richtung	Diktatur.

Man	kann	das	für	alarmistisch	und	übertrieben	halten.	Aber	die	Eine-Million-Lira-Frage	ist	derzeit	tatsächlich,	wie	sich	die
Türkei	unter	einem	Staatspräsidenten	Tayyip	Erdoğan	weiterentwickeln	wird,	innen-	und	außenpolitisch.	Und	was	aus
Erdoğans	Gegnern	wird.

Denn	das	Land	hat	viele	ungelöste	Probleme.	Viele	Türken	klagen,	dass	die	Reichen	immer	reicher,	die	Armen	immer	ärmer
werden	–	nicht	alle	profitieren	von	der	turbokapitalistischen	Wirtschaftspolitik	der	Regierung,	die	den	größten	Segen	in	der
bedingungslosen	Förderung	der	Bauwirtschaft	sieht.	Das	Minenunglück	von	Soma	Mitte	Mai	hat	gezeigt,	wie	gefährlich	und
schlecht	bezahlt	die	Arbeit	vieler	Türken	ist.

Kompromiss	ist	ein	Fremdwort.	Die	Politiker	leben	das	vor

Jeder	zweite	Haushalt	hat	Kreditschulden.	Jeder	Türke	hat	mehrere	Kreditkarten	im	Portemonnaie,	und	es	ist	keine	Seltenheit,
dass	die	Schulden	der	einen	Kreditkarte	mit	der	anderen	Karte	bezahlt	werden.	Die	Regierung	fördert	einen	ungebremsten
Konsum,	neben	der	Bauwirtschaft	einer	der	Antriebskräfte	der	Konjunktur.	Es	gibt	kaum	ein	Produkt,	das	die	Türken	nicht
auf	Raten	zahlen	könnten.

Politisch	ist	das	Land	gespalten,	entweder	ist	man	Anhänger	Erdoğans	oder	gehört	zu	den	»anderen«.	Politische	Gespräche
enden	oft	im	Streit	über	Erdoğan,	man	trifft	kaum	jemanden	in	der	Türkei,	der	differenziert.	»Kompromiss«	ist	ein
Fremdwort.	Die	Politik	lebt	es	vor:	Am	vergangenen	Montag	flogen	im	Parlament	wieder	die	Fäuste.



Erdoğan	selbst	bekämpft	seine	politischen	Gegner	mit	erbitterter	Härte,	sogar	einstige	Weggefährten	wie	die	Anhänger	der
Bewegung	des	Predigers	Fethullah	Gülen.	Es	gibt	praktisch	keine	unabhängige	Presse	mehr,	auch	viele	oppositionelle	Medien
sind	populistisch	und	leben	allein	von	den	Angriffen	auf	Erdoğan.	Laut	Umfragen	vertrauen	die	wenigsten	Türken	zentralen
Institutionen	wie	Gerichten	und	Polizei.

Außenpolitisch	ist	die	Lage	brisant.	Die	Türkei	grenzt	an	zwei	Länder,	in	denen	Bürgerkrieg	herrscht,	Syrien	und	Irak.
Dschihadisten,	schreiben	türkische	Zeitungen,	gingen	in	der	Türkei	ein	und	aus,	es	gibt	Berichte	über	Lastwagen	voller
Waffen,	die	die	Grenze	passieren.	Im	Irak	halten	Kämpfer	von	Isis	seit	Anfang	Juni	49	Mitarbeiter	des	türkischen	Konsulats
in	Mossul	als	Geiseln.	Ihr	Schicksal	ist	ungewiss,	die	Regierung	hat	eine	Nachrichtensperre	verhängt	–	aus
Sicherheitsgründen.	Innerhalb	der	Türkei	gefährden	die	Kriege	den	sozialen	Frieden:	Etwa	eine	Million	syrische	Flüchtlinge
hat	das	Land	aufgenommen	und	wurde	von	europäischen	Regierungen	sehr	dafür	gelobt,	zuletzt	von	Bundespräsident
Joachim	Gauck.	Doch	die	Spannung	zwischen	Einheimischen	und	Flüchtlingen	steigt.	Im	Osten	der	Türkei,	in	Kayseri,
Şanlıurfa	und	anderen	Städten	kam	es	zu	Schlägereien.	In	Istanbul	prägen	bettelnde	syrische	Kinder	mittlerweile	das	Bild	im
Stadtzentrum.

Die	Anhänger	von	Premierminister	Erdoğan	finden,	dass	seine	Regierung	diese	Probleme	gut	meistere.	Und	nicht	nur	das:
Erdoğan	entwickle	auch,	im	Gegensatz	zur	Opposition,	»Projekte«	für	das	Land.	Er	will	einen	zweiten	Bosporus	bauen
lassen,	um	die	verstopfte	Meerenge	zu	entlasten.	Er	plant	eine	dritte	Brücke	über	den	Bosporus.	Und	einen	dritten	Flughafen
für	Istanbul.	Er	verhandelt	mit	den	Kurden	über	Frieden,	er	drückt	den	Armeniern	sein	Beileid	aus,	auch	wenn	er	keine
Schuld	der	Türken	am	Tod	von	mehr	als	einer	Million	Menschen	im	Ersten	Weltkrieg	eingesteht.

Eine	Antwort	auf	die	Frage,	was	passieren	wird,	wenn	Tayyip	Erdoğan	Präsident	wird,	gibt	vielleicht	seine	Wahlkampagne.
Wer	heute	durch	Istanbul	läuft,	ist	umringt	von	Erdoğan,	überall	hängen	riesige	Plakatwände	mit	seinem	Porträt.	Ein
Personenkult,	wie	ihn	sonst	nur	politische	Führer	in	arabischen	Ländern	pflegen.	Dabei	ist	die	visuelle	Allgegenwärtigkeit
Erdoğans	nicht	neu.	Neu	ist,	dass	hier	jemand	alle	Macht	auf	sich	konzentrieren	will,	auf	Lebenszeit.

»Das	Ziel	ist	2023,	das	Ziel	ist	2053,	das	Ziel	ist	2071«	steht	auf	einem	der	Wahlplakate.	2023	wird	die	Republik	100	Jahre
alt,	Erdoğan	könnte	dann	immer	noch	Präsident	sein,	wenn	er	wiedergewählt	würde.	2053	ist	eine	Anspielung	auf	die
Eroberung	Istanbuls	1453,	2071	wird	die	Schlacht	von	Malazgırt	1000	Jahre	her	sein	–	damals	siegten	die	Seldschuken	über
die	Byzantiner,	und	die	türkische	Ansiedlung	in	Anatolien	begann.	Historische	Daten	für	die	Türkische	Republik	und	das
Osmanische	Reich.	Erdoğan	stellt	seine	Präsidentschaft	nicht	umsonst	in	diesen	historischen	Kontext:	Er	will	deutlich
machen,	dass	er	beide	Welten	vereinen	will.

Tayyip	Erdoğan	hat	die	Türkei	zu	einem	anderen	Land	gemacht,	auch	wenn	seine	Gegner	dies	nicht	hören	wollen.	Er	hat
nationale	Tabus	gebrochen	wie	keiner	vor	ihm:	ganz	gleich	ob	es	um	den	Kurdenkonflikt,	die	Rechte	der	Minderheiten	oder
den	Einfluss	des	Militärs	ging.	Im	Moment	betont	er	gern,	dass	er	Sunnit	ist.	Er	will	noch	mehr	Macht.	Einige	sagen,	er	sei
süchtig	danach.	Andere	meinen,	er	wolle	den	Ermittlungen	wegen	einer	nicht	aufgeklärten	Korruptionsaffäre	entgehen.
Vorwürfe,	die	Erdoğan	als	Komplott	seiner	Gegner	abtut.

»Ist	doch	klar,	dass	wir	immer	weiter	in	Richtung	Diktatur	zusteuern«,	sagt	Zülfü	Livaneli,	als	wäre	das	die	normalste
Feststellung	der	Welt,	»und	jeder	weiß,	dass	Erdoğan	sich	für	einen	Kalifen	hält,	der	gegen	den	Westen	steht.«	Livaneli,	68,
ist	einer	der	bekanntesten	und	respektiertesten	Künstler	der	Türkei,	Sänger,	Komponist,	Schriftsteller,	Regisseur,	ein	Chronist
seines	Landes.	Sein	Wort	hat	Gewicht.	Anfang	der	siebziger	Jahre	wurde	er	nach	dem	Militärputsch	einige	Monate	inhaftiert,
dann	flüchtete	er	nach	Schweden.	Noch	heute	füllen	seine	Konzerte	Stadien,	während	der	Gezi-Proteste	spielten	die
Demonstranten	seine	Lieder.	Die	Regierung	respektiert	ihn	ebenfalls,	auch	wenn	er	eigentlich	zu	ihren	Gegnern	gehört:



Erdoğan	habe	ihm	zweimal	das	Kulturministerium	angeboten,	erzählt	er.	Beide	Male	lehnte	er	ab.	»Ich	habe	gelernt,	dass	es
in	der	türkischen	Politik	besser	ist,	unabhängig	zu	bleiben.«

Livaneli	gehört	nicht	zu	den	Fundamental-Oppositionellen,	die	die	Erfolge	der	Erdoğan-Regierung	nicht	sehen	wollen.	Für
ihn	kommt	die	Stärke	des	Premierministers	vor	allem	durch	die	Schwäche	der	Oppositionspartei	CHP	(Republikanische
Volkspartei)	zustande,	auch	wenn	sie	mit	Ekmeleddin	Ihsanoğlu	einen	sehr	guten	Kandidaten	aufgestellt	hat:	einen
international	erfahrenen	Diplomaten,	konservativ,	demokratisch,	ein	Islamgelehrter,	der	potenzielle	AKP-Anhänger	anspricht
und	dabei	den	Laizismus	hochhält.	»Aber	er	hat	trotzdem	keine	Chance«,	sagt	Livaneli.	Er	sei,	anders	als	Erdoğan,	nun	mal
kein	»political	animal«.

Wie	Erdoğan	das	höchste	Amt	im	Staat	ausfüllen	will,	hat	er	mehrfach	angedeutet.	Der	vom	Volk	direkt	gewählte
Staatspräsident	solle	nicht	einfach	ein	»Protokoll-Präsident«	sein,	sondern	einer,	der	»schwitzt,	rennt	und	rennen	lässt«,	sagte
er	türkischen	Journalisten	Anfang	April.	Dazu	will	er	ein	Präsidialsystem	einführen,	dessen	Vorteile	einer	seiner	Chefberater
in	diesen	Tagen	in	regierungsfreundlichen	Zeitungen	anpreist.	Zwischen	1938	und	2003,	also	seit	dem	Tod	von	Staatsgründer
Atatürk	bis	zum	Amtsantritt	von	Premier	Erdoğan,	seien	alle	Probleme	des	Landes	dadurch	entstanden,	dass	die	Regierungen
und	Premierminister	schwach	waren.	Die	Lösung	für	alle	Probleme:	ein	Präsidialsystem,	in	dem	der	Staatspräsident	nur
seinem	Volk	verantwortlich	sei.	»Bei	dieser	Wahl	geht	es	eigentlich	darum,	dass	die	Staatsmacht	sich	in	der	Hand	eines
einzigen	Menschen	konzentriert	und	dass	diese	Machtkonzentration	auch	noch	als	Demokratisierung	bezeichnet	wird«,	so
drückt	es	eine	Journalistin	aus.

Dabei	sind	die	Kompetenzen	des	türkischen	Staatspräsidenten	jetzt	schon	mehr	als	rein	»protokollarisch«.	Er	hat	ein
Vetorecht	bei	Gesetzen,	kann	Volksabstimmungen	ansetzen	und	ernennt	die	Mitglieder	des	Verfassungsgerichts	–	eine	der
letzten	Kontrollinstanzen	für	die	Regierung.	Aber	wie	es	aussieht,	reichen	die	bisherigen	Befugnisse	dem	Premierminister
nicht.

»Was	sollen	wir	in	der	EU,	die	wollen	uns	doch	eh	nicht	drin	haben«

Viel	wird	davon	abhängen,	wie	die	Parlamentswahl	im	nächsten	Jahr	für	die	Regierungspartei	AKP	ausgehen	wird.	Denn	um
ein	Präsidialsystem	einzuführen,	müsste	die	Verfassung	geändert	werden,	und	dazu	braucht	es	eine	Zwei-Drittel-Mehrheit.
Sollte	Erdoğans	Partei	diese	verfehlen,	würde	es	auf	die	Stimmen	der	Nationalisten	und	der	Kurden	ankommen.	Vor	allem	für
die	Kurden	ist	es	eine	entscheidende	Frage,	wie	stark	Erdoğan	wird,	schließlich	ist	es	seine	Regierung,	die	zum	ersten	Mal
mit	ihnen	über	einen	Frieden	verhandelt	–	die	erste	Regierung	überhaupt,	die	mit	dem	ehemaligen	Staatsfeind	Nummer	eins,
PKK-Führer	Abdullah	Öcalan,	spricht	und	damit	die	Fähigkeit	zur	Realpolitik	bewiesen	hat.	Ist	Erdoğan	zu	schwach,	sind	die
Forderungen	der	Kurden	in	Gefahr.	Aber	auch,	wenn	Erdoğan	zu	stark	wird.

Und	wie	wird	ein	Staatspräsident	Tayyip	Erdoğan	die	Türkei	im	Ausland	repräsentieren?	Was	für	ein	Außenpolitiker	wird	er
sein?	Im	Moment	schockt	er	westliche	Regierungen	damit,	dass	er	die	israelische	Militäroffensive	in	Gaza	mit	Hitlers
Angriffskrieg	vergleicht.	Der	American	Jewish	Congress	forderte	vor	einigen	Tagen	die	»Courage-Medaille«	zurück,	die	sie
dem	Premierminister	2004	verliehen	hatte.	Und	vor	wenigen	Monaten	brüskierte	Erdoğan	Bundespräsident	Joachim	Gauck
während	dessen	Staatsbesuch.	Gauck	hatte	vor	den	Gefahren	für	die	türkische	Demokratie	gewarnt.	Erdoğans	Reaktion:
Gauck	denke	wohl,	er	sei	immer	noch	ein	Pastor.

Eine	weitere	politische	Konzentration	in	die	Region	hinein,	weniger	in	Richtung	Westen,	ist	am	wahrscheinlichsten.	Auch	zu
diesem	Thema	hat	Chronist	Livaneli	eine	Anekdote	zu	erzählen.	»Was	sollen	wir	in	der	EU,	die	wollen	uns	doch	eh	nicht	da
drin	haben.	Wir	sind	doch	auch	Araber,	was	ist	schon	dabei«,	soll	der	Premierminister	ihm	gegenüber	einmal	gesagt	haben.



In	der	Türkei	bezeichnen	sie	Erdoğan	oft	als	»Sultan«,	aber	für	Livaneli	hinkt	der	Vergleich.	Die	osmanischen	Sultane,	erzählt
er,	ließen	sich	vom	Volk	an	Freitagen	und	Festtagen	mit	den	Worten	begrüßen:	»Sei	nicht	stolz,	mein	Sultan!	Allah	ist	größer
als	du!«	Ein	auserkorener	Beamter	hatte	sogar	die	Aufgabe,	dem	Sultan	diese	Worte	mehrmals	direkt	ins	Ohr	zu	flüstern.	Sie
sollten	ihn	immer	daran	erinnern,	dass	ihre	Macht	und	ihr	Leben	auf	Erden	endlich	seien.

Präsidentenwahl

Die	Kandidaten
Zur	Wahl	stehen	der	aktuelle	Ministerpräsident,	Recep	Tayyip	Erdoğan,	und	zwei	Oppositionskandidaten:	der	religiöse
Wissenschaftler	Ekmeleddin	Ihsanoğlu,	Kandidat	der	beiden	größten	Oppositionsparteien,	sowie	der	Kurdenpolitiker
Selahattin	Demirtaş.

Das	Volk
Zum	ersten	Mal	in	der	türkischen	Geschichte	wird	der	Präsident	direkt	vom	Volk	gewählt.	Wahlberechtigt	sind	auch	2,7
Millionen	Auslandstürken,	davon	1,4	Millionen	in	Deutschland.	Unter	diesen	war	die	Wahlbeteiligung	niedrig,
Schätzungen	zufolge	stimmten	weniger	als	10	Prozent	ab.



Recep	Tayyip	Erdoğan

Warum	lieben	ihn	die	Türken?
Er	steckt	in	einem	Korruptionsskandal,	lässt	Twitter	und	YouTube	sperren	und	geht	mit	aller	Härte	gegen
Andersdenkende	vor:	Ministerpräsident	Erdoğan	spaltet	sein	Land	und	gewinnt	doch	Wahlen	triumphal.	Versuch,	die
Attraktion	des	Autoritären	zu	verstehen
VON	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	03.04.2014	Nr.	15

Der	König	der	Türkei	steht	nachts	auf	dem	Balkon	seines	Schlosses,	umringt	von	seiner	Königin	und	seinen	Kindern.	Er
winkt	Tausenden	Untertanen	zu,	die	gekommen	sind,	um	seinen	Sieg	zu	feiern.	Immer	wieder	führt	er	die	rechte	Hand	an	sein
Herz.	Ein	Ausrufer	kündigt	ihn	an:	»Er	ist	die	lauteste	Stimme	der	Schwachen	auf	der	Welt!	Der	Führer,	der	keinen	anderen
Herrn	kennt	als	das	Volk!«	Im	Hintergrund	läuft	ein	Lied,	geschrieben	zu	seinen	Ehren.

Der	Mann	des	Volkes,

Die	Liebe	des	Volkes,

Die	Hoffnung	für	Millionen!

Er	ist	der	Vertraute	der	Schwachen,

Der	Gefährte	der	Armen,

Recep	Tayyip	Erdoğan!

Es	ist	kalt,	zu	kalt	für	Ende	März.	Ein	Untertan	kommt	und	legt	ihm	einen	Mantel	um	die	Schultern.	Er	spricht	sanft:	»Mein
liebes	Volk.«

»Mein«.	Willkommen	im	Königreich	Türkei.

Die	Szene	spielt	sich	in	der	Nacht	zum	Montag	nach	den	türkischen	Kommunalwahlen	ab,	vor	der	Parteizentrale	der
Regierungspartei	AKP	in	Ankara.	Erdoğan	hat	die	Wahlen	klar	gewonnen,	mit	mehr	Stimmen	als	bei	den	letzten	Wahlen
2009:	Waren	es	damals	noch	38,8	Prozent,	holte	seine	Partei	dieses	Mal	45,6	Prozent	der	Stimmen.	Darunter	auch	Istanbul
mit	48	Prozent,	auch	dies	eine	Steigerung.

Es	heißt,	wer	Istanbul	regiert,	der	regiert	die	Türkei.	Dieses	Jahr	wird	ein	neuer	Staatspräsident	gewählt,	nächstes	Jahr	steht
die	Parlamentswahl	an.	Erdoğan	ist	seit	elf	Jahren	Regierungschef.	Eine	viertes	Mal	darf	er	nicht	antreten.	Doch	von	der
Macht	will	er	nicht	lassen	–	er	möchte	daher	Staatspräsident	werden.

Der	Regierungschef	bringt	Fernsehen	und	Justiz	per	Telefon	auf	seine	Linie

Bei	diesen	Kommunalwahlen,	ging	es	in	Wirklichkeit	also	nicht	nur	um	Bürgermeister,	Stadtparlamente	und
Gemeindevorsteher.	Der	Ausgang	der	Wahlen	war	ein	Test	dafür,	ob	die	Korruptionsaffäre	der	vergangenen	Monate,	in	die
Mitglieder	der	Regierung,	Söhne	von	Ministern,	AKP-Kommunalpolitiker	und	der	Chef	einer	Staatsbank	verwickelt	sein
sollen,	dem	Premierminister	geschadet	haben.	Es	war	viel	zutage	gekommen	in	den	letzten	Wochen.	Da	wurden	Mitschnitte



von	Telefongesprächen	öffentlich	gemacht,	in	denen	zu	hören	ist,	wie	Erdoğan	bei	einem	Fernsehsender	anruft,	um	sich	über
Berichte	zu	beschweren;	oder	beim	Justizminister,	um	sich	über	den	Verlauf	eines	Prozesses	gegen	einen	ihm	missliebigen
Geschäftsmann	zu	beklagen.	In	einem	weiteren	Clip	hört	man	angeblich	Erdoğan	und	seinen	Sohn	Bilal,	wie	sie	darüber
beraten,	Geld	beiseitezuschaffen.	Zuletzt	wurde	die	Aufnahme	eines	Gesprächs	zwischen	Außenminister	Ahmet	Davutoğlu,
dem	Geheimdienstchef,	dem	stellvertretenden	Stabschef	und	einem	Staatssekretär	veröffentlicht.	Die	Männer	reden	über
mögliche	Szenarien,	wie	die	Türkei	in	den	Syrienkonflikt	eingreifen	kann.	Es	geht	darum,	Boden	gegen	Baschar	al-Assad
gutzumachen,	dessen	Krieg	gegen	die	Aufständischen	das	Nachbarland	Türkei	schwer	belastet.	Ein	Beteiligter	–	angeblich
der	Geheimdienstchef	–	schlägt	vor:	Er	könne	vier	seiner	Männer	über	die	syrische	Grenze	schicken,	damit	sie	von	dort	acht
Granaten	auf	türkisches	Gebiet	abfeuern	–	schon	hat	man	einen	legitimen	Grund,	um	Truppen	zu	mobilisieren.

Millionen	hörten	sich	diese	Mitschnitte	an,	die	über	Twitter	und	YouTube	verbreitet	wurden.	Nun	sind	Twitter	und	YouTube
auf	Druck	der	Regierung	geblockt.

Und	die	Türken	stimmten	auch	über	die	brutale	Niederschlagung	der	Gezi-Proteste	im	vergangenen	Sommer	ab.	Nehmen	sie
Erdoğan	seine	harte	Reaktion	gegenüber	den	Demonstranten	übel,	sein	Verächtlichmachen	all	jener	Türken,	die	anders	sind
als	seine	Anhänger?

So	wurden	diese	Kommunalwahlen	ein	Plebiszit	über	Tayyip	Erdoğan.	Der	Premierminister	hat	das	so	gewollt.	Er	hat	den
Wahlkampf	selbst	darauf	zugespitzt.	Die	Bürgermeisterkandidaten	waren	unwichtig.	Sie	verschwanden	hinter	seiner	Tournee,
die	ihn	quer	durch	das	Land	führte.	Er	hat	die	ganze	Türkei	bereist,	kein	Weg	war	ihm	zu	weit,	und	er	hielt	so	viele	Reden,
dass	ihm	zuletzt	die	Stimme	versagte.

Und	er	gewann.	Nicht	trotz	der	Korruptionsaffäre;	nicht	trotz	der	Gezi-Proteste	oder	obwohl	die	Regierung	nicht	in	der	Lage
ist,	geheime	Gespräche,	in	denen	es	um	die	Sicherheit	des	Landes	geht,	zu	schützen.	Sondern	gerade	deshalb.	Seine	Anhänger
zeigen:	Jetzt	erst	recht.	Wir	stehen	hinter	dir.	Sie	haben	ihm	die	Absolution	erteilt.

In	Europa	schüttelt	man	jetzt	den	Kopf.	Wie	kann	das	sein?	Warum	straft	das	Volk	diesen	Mann	nicht	ab?	Warum	verpassen
sie	ihm	keinen	Denkzettel?

Schon	während	der	Gezi-Proteste	wurde	hier	und	da	gesagt:	Dieser	wohl	talentierteste	türkische	Politiker	seit	dem
Staatsgründer	Kemal	Atatürk	hat	seinen	Zenit	überschritten,	er	hat	seinen	Instinkt	verloren.

Er	hat	ihn	ganz	offenbar	nicht	verloren.	Der	Premierminister	rief	den	Massen	vom	Balkon	zu:	»Siz	Başbakanınıza	sahip
çıktınız!«	–	»Ihr	seid	für	euren	Premierminister	eingetreten!«

So	wie	er	für	sie	eingetreten	ist.	Das	Band	zwischen	Erdoğan	und	seinen	Anhängern,	es	ist	stärker	als	jede	Demonstration	und
jeder	Telefonmitschnitt.	Dafür	gibt	es	zwei	Gründe.

Erdoğan	hat	die	Türkei	in	den	vergangen	zehn	Jahren	zu	einem	anderen,	ja	vielleicht	besseren	Land	gemacht	–	auch	wenn	das
seine	Gegner	nicht	hören	wollen.	Viele	Türken	spüren	die	Änderung	in	ihren	Geldbörsen.	Immer	noch	gibt	es	Armut,	aber	die
Lebenslage	vieler	Türken	hat	sich	verbessert.	Beinahe	jeder	kann	sich	Haus	und	Auto	leisten,	auch	durch	einen
Premierminister,	der	sich	stets	gegen	hohe	Zinsen	aussprach.	Die	private	Verschuldung	–	das	ist	die	andere	Seite	–	ist	hoch,
ähnlich	wie	in	Amerika.	Aber	wenn	man	in	einem	Land	mit	Wachstumsraten	lebt,	von	denen	europäische	Länder	nur	träumen
können,	dann	interessiert	das	erst	einmal	nicht.	Unter	Erdoğan	erlebte	das	Land	einen	gigantischen	Boom,	vor	allem	in	der
Industrie	und	der	Baubranche.	Sogar	AKP-Gegner	räumen	ein:	Ja,	er	hat	Straßen	gebaut.	Und	eine	Metro.	Schulbücher	sind
kostenlos.	Alle	unter	18	Jahren	haben	automatisch	eine	Gesundheitsversicherung.



»Yiyiyorlar	ama	çalışıyorlar«	–	»Sie	sind	vielleicht	korrupt,	aber	sie	arbeiten«,	so	sagt	man	hier.	Amtsmissbrauch	und
Korruption	sind	nicht	neu	in	der	türkischen	Politik	–	neu	ist	aber,	dass	die	Politiker	sich	nicht	nur	selber	bedienen,	sondern
Wohlstand	ans	Volk	weitergeben.	Deshalb	hat	die	Korruptionsaffäre	keinen	wesentlichen	Einfluss	auf	die	Wahl	gehabt.	Was
interessiert	da	die	abstrakte	Diskussion	darüber,	ob	Erdoğan	Justiz,	Polizei	und	Presse	unter	Kontrolle	zu	bringen	versucht?

Es	geht	nicht	nur	um	materiellen	Wandel.	Unter	Erdoğan	hat	sich	die	Atmosphäre	im	Land	verändert.	Das	Land	entspannte
sich,	wurde	weltoffener.	2005	wurde	es	zu	einem	EU-Beitrittskandidaten.	Und	das	ausgerechnet	unter	einem	konservativen
Muslim.	Sogar	viele	Liberale	hatten	das	Gefühl,	endlich	durchatmen	zu	können	in	dem	Land,	das	drei	Militärputsche	hinter
sich	hatte	und	in	dem	es	so	viele	politische	Tabus	gab:	den	Kurdenkonflikt,	den	Genozid	an	den	Armeniern,	die	Rechte	der
Minderheiten,	die	Macht	des	Militärs.	Ausgerechnet	der	Konservative	fing	an,	ein	Tabu	nach	dem	anderen	aufzubrechen.	Er
näherte	sich	den	Kurden	an.	Er	entschuldigte	sich	sogar	offiziell	für	das	Massaker	der	türkischen	Armee	an	Kurden	in	der
Stadt	Dersim	in	den	Jahren	1937/38.	Es	folgten	Geheimgespräche	über	einen	Frieden	mit	den	Kurden.	Erdoğans	Regierung
sprach	erstmals	über	die	Rechte	der	Minderheiten.	Er	bewirkte,	dass	säkular	gesinnte	Snobs	aus	Istanbul	anfingen,	sich
erstmals	um	die	Rechte	von	Frauen	mit	Kopftuch	Gedanken	zu	machen.	Er	brachte	das	Land	dazu,	über	sich	selbst	zu
staunen.

Dabei	war	es	vor	allem	eine	Gruppe,	die	den	Wandel	der	Türkei	besonders	stark	gespürt	haben	muss:	Erdoğans
Kernanhängerschaft.	Die	einstigen	Underdogs	aus	dem	anatolischen	Kernland,	auf	die	die	westlich	orientierte	Elite	lange
herabgeschaut	hatte.	Konservativ,	arm,	fromm.

Was	uns	zum	zweiten	Grund	für	Erdoğans	Sieg	führt.

Das	türkische	politische	System	ist	auf	einen	starken	lider,	einen	Anführer,	angelegt:	zentralistisch,	autoritär,	hierarchisch.
Hohe	Wahlhürden	sorgten	dafür,	dass	nicht	die	»falschen«	Parteien	ins	Parlament	kamen,	vorwiegend	die	kurdischen.
Obligatorische	Fahnenappelle	erzogen	bis	vor	Kurzem	den	Bürger	zum	»richtigen«	Verhalten.	Dabei	halfen	Worte	vom
Staatsgründer	Atatürk:	»Ne	mutlu	Türküm	diyene!«	(Glücklich	jener,	der	sich	Türke	nennen	kann!)	Das	war	eine	Antwort	auf
die	Lage	der	Türkei	zur	Zeit	ihrer	Gründung	aus	den	Trümmern	des	Osmanischen	Reiches:	Alles	in	dem	neuen	Staat	war
darauf	konzentriert,	die	Einheit	des	Landes	zu	erhalten.	Aber	seit	Staatsgründer	Atatürk	hat	es	kein	anderer	Regierungschef
mehr	gewagt,	einen	solchen	Personenkult	um	sich	zu	veranstalten	wie	Erdoğan,	inklusive	haushoher	Plakate	und	pathetischer
Lieder	wie	in	früheren	Zeiten.	Und	der	Kult	wurde	angenommen:	Erdoğan	ist	die	AKP,	die	AKP	ist	Erdoğan	–	ohne	ihn	wäre
sie	nur	eine	Partei.

Seine	Anhänger	verehren	ihn.	Sie	wollen	eine	Vaterfigur,	die	ihnen	sagt,	was	richtig	und	was	falsch	ist.	Sie	vertrauen	ihm,
weil	er	sein	Versprechen	von	einem	besseren	Leben	für	sie	eingelöst	hat.	Der	Premier	ist	ihr	Premier.	Er	ist	wie	sie.	Tayyip
Erdoğan	hat	wie	seine	Anhänger	darunter	gelitten,	dass	die	Kemalisten	früher	die	Gläubigen	zum	Säkularismus	erziehen
wollten	–	zu	guten	Türken	ohne	Bart	und	Koran,	die	den	Atatürk-Staat	auf	keinen	Fall	infrage	stellen.	Als	Erdoğan	sich	gegen
dieses	alte	System	aufbäumte,	schlug	es	zurück.	Er	musste	ins	Gefängnis,	obwohl	er	bereits	Bürgermeister	von	Istanbul	war.
Das	Rezitieren	eines	religiös-nationalistischen	Gedichts	hatte	gereicht.	Es	handelt	sich	um	das	Gedicht	Asker	Duasi	(»Gebet
für	den	Soldaten«)	des	osmanischen	Denkers	Ziya	Gökalp,	das	Erdoğan	umformulierte

Die	Minarette	sind	unsere	Bajonette

Die	Kuppeln	sind	unsere	Helme

Die	Moscheen	sind	unsere	Kasernen

Vier	Jahre	danach	stand	er	an	der	Spitze	des	Systems.	Die	Vorgängerregierung	hatte	das	Land	Anfang	des	Jahrtausends	in



eine	tiefe	Wirtschaftskrise	gestürzt	–	das	war	die	Chance	für	Erdoğan.	Er	wurde	Premierminister.	Danach	ging	es	von	Wahl
zur	Wahl	bergauf,	und	2011	holte	er	bei	den	Parlamentswahlen	sogar	die	absolute	Mehrheit.	Vielleicht	führte	dieser	Erfolg	zur
Hybris.	Nun	wurde	Erdoğan,	der	selbst	einst	so	sehr	unter	dem	alten	System	gelitten	hatte,	zum	Erzieher.	Er	erteilte	dem	Volk
Weisungen	zu	Alkohol,	Abtreibung,	Kaiserschnittgeburten,	gemischten	Studenten-WGs,	ja	selbst	zur	Anzahl	der	erwünschten
Kinder	pro	Frau.

Erdoğan,	Vater	der	Nation.

Einer,	der	von	ganz	unten	kam.	Aufgewachsen	im	Armenviertel	Kasımpaşa,	unweit	der	glitzernden	Welt	von	Kneipen,	Clubs
und	Einkaufspassagen,	einem	Viertel,	in	dem	man	sicher	lernt,	etwas	breitbeiniger	zu	laufen,	sich	durchzusetzen.	Er	musste
als	Kind	Sesamkringel	verkaufen,	um	ein	paar	Lira	nach	Hause	zu	bringen.	Erdoğan	wollte	Profifußballer	werden,	der	Vater
erlaubte	es	nicht.	Heute	trägt	das	Stadion	von	»Kasımpaşa	Spor	Külübü«	seinen	Namen.

Erdoğan,	King	of	Kasımpaşa.	Er	hat	es	allen	gezeigt.	Es	bis	nach	ganz	oben	geschafft,	dabei	aber	»seine	Leute«	nicht
vergessen.	Den	Stolz	und	die	Würde,	die	er	sich	durch	seinen	Aufstieg	holte,	gab	er	an	sie	weiter.	Er	schaut	nicht	auf	sie
herab	wie	die	alten	Eliten,	sondern	umarmt	sie.	Das	dürfte	auch	der	Grund	dafür	sein,	warum	er	auch	bei	seinen	Besuchen	in
Deutschland	Stadien	mit	Deutschtürken	füllt.	Er	ist	der	Held	der	Emporkömmlinge.

All	diese	Erfolge	aber	haben	einen	wie	Tayyip	Erdoğan	nicht	souveräner	gemacht,	sondern	nur	noch	hungriger	und	wütender
gegen	alle,	die	seinen	Aufstieg	bedrohen	könnten.	Seinen	Anhängern	gefällt	diese	Wut,	diese	Härte.	Egal,	gegen	wen	sie	sich
gerade	richtet,	ob	gegen	Feinde	im	Inneren	oder	außen.	Etwa	gegen	Israel.	Legendär	ist	sein	Wutausbruch	auf	dem
Weltwirtschaftsforum	in	Davos,	wo	er	Schimon	Peres	vorwarf,	im	Gazastreifen	bewusst	den	Tod	von	Zivilisten	und	Kindern
in	Kauf	zu	nehmen.	Besonders	hart	aber	trifft	seine	Wut	jene	aus	seinem	»lieben	Volk«,	die	sich	undankbar	zeigen.	Etwa	die
Demonstranten	des	vergangenen	Sommers	–	hatte	er	denn	nicht	auch	für	sie	eine	bessere	Türkei	geschaffen?	Jetzt	taten	sie
doch	ganz	so,	als	sei	das	hier	ein	zweites	Ägypten!	Aber	auch	einen	ehemaligen	Freund	wie	Baschar	al-Assad.	Noch	2008
war	man	mit	den	beiden	Ehefrauen	gemeinsam	im	Urlaub,	die	Wirtschaftsbeziehungen	blühten	–	Syrien	war	für	die	Türkei
das	Symbol	für	seine	neue	Außenpolitik:	»Null«	Probleme	mit	den	Nachbarn.	Die	Türkei	sollte	endlich	als	das	gesehen
werden,	was	sie	ist:	Eine	regionale	Großmacht,	auf	die	alle	hören.	Doch	dann,	plötzlich,	macht	dieser	Verräter	in	Damaskus
alles	zunichte,	indem	er	auf	die	eigene	Bevölkerung	schießen	lässt	und	ein	doppeltes	Spiel	mit	den	Kurden	spielt:	In	seinem
eigenen	Land	unterdrückt	er	sie,	jene	in	der	Türkei	aber	unterstützt	er.	PKK-Führer	Abdullah	Öcalan	fand	bei	Assad	mal
Unterschlupf.	Daran	dürfte	sich	Erdoğan	erinnert	haben,	als	er	sich	als	einer	der	Ersten	auf	die	Seite	des	syrischen	Volkes
schlug.	»Das	wird	ihm	nicht	vergeben.	Er	wird	dafür	bezahlen«,	sagte	der	Premier	damals.	Auch	Assad	ließ	sich	nicht
erziehen.

Die	Liberalen	im	Land	verstehen	die	Welt	der	Anhänger	Erdoğans	nicht

Ob	Israel,	Syrien	oder	die	Gezi-Demonstranten:	Aus	für	ihn	enttäuschenden	oder	erniedrigenden	Situationen	schafft	Erdoğan
es	vor	den	eigenen	Anhängern	stets,	noch	potenter,	stärker	und	männlicher	hervorzutreten.	Es	dürfte	helfen,	dass	er,	wie	man
hört,	sich	nur	mit	Beratern	umgibt,	die	Ja	sagen.	»Diese	Leute	haben	ihn	so	lange	geleckt,	bis	er	geglänzt	hat«,	sagt	ein
bekannter	Schriftsteller.

Jeder	Angriff	auf	ihn	und	seine	Erziehungsmethoden	ist	ein	Angriff	auf	sie	und	ihre	Lebensweise,	so	sehen	es	seine
Anhänger.	Nein,	diesen	Mann	lassen	sie	sich	von	niemandem	wegnehmen.

Auch	nicht	von	den	Journalisten,	den	Denkern,	Liberalen	und	Intellektuellen,	die	nun	gelähmt	darüber	diskutieren,	warum	er,
zum	Teufel,	wieder	gewonnen	hat.	»Ich	weiß	gar	nicht,	was	an	dem	nun	konservativ	sein	soll	–	was	hat	er	denn	konserviert?



Historische	Bauten?	Die	Natur	etwa?	Die	Stadt	ist	doch	voller	Beton,	mehr	nicht!«,	empört	sich	ein	bekannter	politischer
Kommentator	am	Sonntagabend	auf	CNN	Türk.

Es	darf	nicht	sein,	was	sie	nicht	verstehen.	Die	liberalen,	weltlichen	Türken,	sie	verstehen	die	Welt	der	Anhänger	von
Erdoğan	nicht.	Auch	die	größte	Oppositionspartei	CHP	vermag	das	nicht.

Jetzt	hat	eine	Debatte	darüber	angefangen,	dass	die	Wahl	hier	und	da	manipuliert	wurde.	Die	Vorwürfe	können	noch	nicht
abschließend	beurteilt	werden.	Berichte	über	fingierte	Stromausfälle	und	AKP-Anhänger,	die	die	Stimmzettel	von
Analphabeten	ausgefüllt	haben	sollen,	mehren	sich.

Doch	die	Frage	ist,	ob	der	König	so	etwas	überhaupt	noch	nötig	hätte.



Recep	Tayyip	Erdoğan

Wehe,	er	lässt	sich	gehen
Erst	saß	Tayyip	Erdoğan	im	Knast,	später	wurde	er	Ministerpräsident.	Was	hat	der	gläubige	Mann	in	zehn	Jahren
aus	der	Türkei	gemacht?
VON	MICHAEL	THUMANN
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Als	ich	Tayyip	Erdoğan	2002	zum	ersten	Mal	traf,	stand	er	kurz	davor,	ins	Gefängnis	zu	gehen.	Er	hatte	ein	unliebsames
Gedicht	öffentlich	vorgelesen,	und	die	säkularen	Eliten	in	der	Türkei	nutzten	das,	um	mit	ihm	abzurechnen:	Für	vier	Monate
musste	er	in	Haft.	Aber	dann	wurde	er	trotzdem	Ministerpräsident.	Zehn	Jahre	regiert	er	nun.

Vor	einigen	Tagen	sah	ich	Erdoğan	wieder.	Er	rechtfertigte	sich	vor	uns	Journalisten,	warum	unter	seiner	Regierung	so	viele
säkulare	Oppositionelle	und	Kurden	im	Gefängnis	sitzen:	»Die	Justiz	ist	unabhängig.«

In	zehn	Jahren	hat	Erdoğan	die	Türkei	umgekrempelt.	Der	konservativ-islamische	Außenseiter,	der	fromme	Muslim,	der
Hinterhoffußballer,	der	Aufsteiger	ist	auf	dem	Gipfel	angekommen.	Erdoğan	ist	das	Gesicht	des	Landes	in	der	Welt,	er
bestimmt	über	Richtung	und	Zukunft	des	Landes.	Er	ist	der	mächtigste	Türke	seit	dem	legendären	Republikgründer	Mustafa
Kemal	Atatürk.	Die	Geschichte	des	Mannes,	der	sein	Land	verändern	wollte,	erzählt	auch	seine	eigene	Verwandlung	vom
Kämpfer	zum	Reformer,	bis	er	schließlich	zum	Gebieter	wird.

Damals,	2002,	spürt	man	bei	Erdoğan	schon	das	Alphatier,	der	Gebieter	ist	in	der	Haltung	schon	sichtbar.	Aufrechter	stolzer
Gang,	dunkler	Anzug,	weißes	Hemd,	rote	Krawatte	mit	Nadel.	Um	ihn	herum	wuseln	Helfer	und	Berater,	leicht	gebückt.
Braucht	er	das,	um	sich	selbst	aufzurichten?	Erdoğan	kommt	aus	den	ranzigen	Istanbuler	Docklands,	wo	die	Kinder	zwischen
rostigen	Schiffsrümpfen	und	Autoreifen	aufwuchsen.	Die	Wut	im	Bauch	aus	jener	Zeit	treibt	ihn	noch	immer	an.
»Schwarztürke«	nennt	er	sich	selbst.	Er	wirkt	als	Emporkömmling	auf	die	feine	säkulare	Istanbuler	Gesellschaft,	er	ist	der
gefürchtete	gläubige	Mann	aus	dem	Volk.	Man	schimpft	ihn	einen	Islamisten.

Zuletzt	behauptet	er,	Zionismus	und	Faschismus	seien	das	Gleiche

Doch	was	er	mir	im	Interview	sagt,	klingt	nicht	nach	religiöser	Ideologie.	Die	Säkularen	hätten	nichts	zu	befürchten.	Er	wolle
einen	»angelsächsischen«	Säkularismus:	»Ich	darf	meine	Religion	praktizieren	–	und	zwinge	sie	dir	nicht	auf.«	Die	Türkei	sei
»schlecht	verwaltet«,	sagt	er.	Die	Vorgängerregierung	hatte	das	Land	2000	in	eine	schwere	Wirtschaftskrise	gestürzt.	»Wir
wollen	den	Standard	westlicher	Länder,	wir	wollen	in	die	EU«,	sagt	Erdoğan.	Dafür	brauche	das	Land	Reformen,	die	auch
wehtun.

Kaum	ist	Erdoğan	an	der	Macht,	geht	er	daran,	die	Türkei	umzubauen:	neues	Strafrecht,	neue	Regeln	für	die	Wirtschaft,	mehr
Rechte	für	Frauen	und	religiöse	Minderheiten.	Erdoğan	übernimmt	den	soliden	wirtschaftlichen	Kurs	des	türkischen
Weltbank-Reformers	Kemal	Derviş.	Dafür	wird	die	Türkei	belohnt:	2005	nimmt	sie	Beitrittsverhandlungen	mit	der	EU	auf.
Das	Land	erlebt	einen	gigantischen	Boom.	In	den	staubigen	Ebenen	Zentralanatoliens	wachsen	riesige	Industriegebiete	heran,
Istanbuls	Glastürme	schießen	in	die	Höhe,	die	Türkei	wird	zum	Exportland,	eine	neue	Mittelklasse	wächst.

Wer	Erdoğan	für	einen	religiösen	Dogmatiker	hält,	sucht	vergeblich	nach	Beweisen.	An	der	Macht	kehrt	er	den	Pragmatiker
heraus	und	wird	zum	Helden	von	Konservativen,	Liberalen	und	Modernisierern.	Wenn	er	überhaupt	einer	Ideologie	huldigt,



dann	der	wirtschaftsliberalen	Vorstellung	vom	ungebremsten	Wachstum.	Und	das	mögen	die	Türken.	Aber	nicht	alle.

Die	alte	säkulare	Elite	fordert	Erdoğan	heraus.	Die	Armee	droht	offen,	ihn	abzusetzen.	Nationalistische	Verbände	organisieren
Massendemonstrationen,	die	säkularen	Medien	applaudieren.	Staatsanwälte	verfolgen	die	AKP	und	ihren	Premier	mit
Verbotsverfahren.	Sie	scheitern	und	machen	Erdoğan	am	Ende	umso	mächtiger.

Tayyip	Erdoğan	lernt	das	Provozieren.	Es	ist	März	2010,	als	er	auf	seinem	violetten,	bananenförmigen	Sofa	in	seinem	Büro
im	AKP-Hauptquartier	sitzt.	Bestickte	Rückenkissen,	ein	gläserner	Teetisch	mit	goldenem	Sternenmuster,	ein	Atatürk-
Ölgemälde	an	der	Wand.	Er	wirkt	sehr	selbstbewusst,	cool,	angriffslustig:	Provoziert	Angela	Merkel,	die	seinen	Traum	vom
schnellen	EU-Beitritt	hat	platzen	lassen,	und	fordert	mehr	türkische	Schulen	in	Deutschland.	Provoziert	die	USA,	weil	die
den	Iran	mit	Sanktionen	traktieren.	Provoziert	Israel	wegen	der	Gaza-Blockade.	Erdoğan	kehrt	den	Kämpfer	heraus	und	ist
bestens	gelaunt.	Soeben	hat	er	sich	auf	einer	fünfstündigen	Sitzung	mit	dem	AKP-Zentralkomitee	einen	klugen	Schachzug
überlegt.	Er	will	die	Verfassung	ändern	und	holt	sich	dafür	den	Segen	des	Volkes.

Mit	dem	Verfassungsreferendum	wird	die	säkulare	türkische	Justiz	entmachtet.	Die	AKP	setzt	künftig	eigene	Richter	ein.	Ein
großer	Prozess	gegen	Möchtegern-Putschisten,	nationalistische	Staatsanwälte	und	Journalisten	läuft	an.	Was	als	berechtigte
Ermittlung	gegen	Verschwörer	und	fanatische	Kommissköpfe	begann,	ufert	in	eine	unübersichtliche	Verfolgung	von
säkularen	Oppositionellen	aus.	Generale	und	Anwälte	landen	im	Gefängnis	–	die	bisher	das	Rückgrat	des	türkischen	Staates
waren.	Die	Armee,	Gründer	und	Hüter	der	säkularen	Türkei,	muss	die	Politik	gezwungenermaßen	den	Politikern	überlassen.

Jetzt	ist	Erdoğan	der	Staat.	Und	doch	scheint	ihm	das	noch	nicht	ganz	zu	reichen.

Eine	Lichtorgel	wirbelt	zu	ohrenbetäubender	Musik,	ein	Mann	in	grauem	Anzug	und	weißem	Hemd	betritt	die	Bühne,	der
Saal	steht	und	tobt.	Tayyip,	der	Rockstar.	Im	Dezember	2012	gibt	er	ein	Politkonzert	vor	Wirtschaftsleuten	in
Zentralanatolien.	»Die	Bürokratie	und	die	Richter	blockieren	uns«,	klagt	Erdoğan.	Regierung,	Parlament	und	Justiz	der
Türkei	arbeiteten	zu	oft	gegeneinander,	und	das	hindere	die	Regierung,	dem	Volk	zu	dienen.	Der	Premier	bekam	bisher	bei
jeder	Wahl	mehr	Stimmen,	die	AKP	hat	eine	absolute	Mehrheit,	aber	nun	nervt	ihn	die	Gewaltenteilung,	wie	sie	in	der
Demokratie	üblich	ist.	Erdoğan	gibt	den	Gebieter.

Wenn	sie	ihn	so	hören,	bekommen	es	säkulare,	urbane	Türken	mit	der	Angst	zu	tun.	Der	59-Jährige	gibt	gern	Ratschläge.
Erdoğan	stört	sich	an	der	wachsenden	Zahl	der	Singles	in	den	Großstädten	und	ruft	junge	Leute	auf,	möglichst	schnell	zu
heiraten.	Drei	Kinder	brauche	eine	glückliche	Familie	in	einer	prosperierenden	Türkei,	damit	die	»Türken	nicht	aussterben«.
Er	schlägt	einen	Preis	für	die	fünfköpfigen	Familien	vor.	Er	zieht	gegen	Kaiserschnitte	zu	Felde	und	nennt	Abtreibung	Mord.
Er	denkt	laut	darüber	nach,	ob	man	für	Terroristen	nicht	wieder	die	Todesstrafe	einführen	solle.	Zuletzt	behauptet	er,
Zionismus	und	Faschismus	seien	das	Gleiche.

Wenn	er	zum	Volk	redet,	schwelgt	er	in	Gefühlen	und	Vorurteilen

Doch	die	Todesstrafe	kommt	und	kommt	nicht,	die	Zahl	der	Kaiserschnitte	und	Abtreibungen	steigt,	die	Handelsbeziehungen
mit	Israel	blühen.	Es	gähnt	ein	großer	Graben	zwischen	dem,	was	Erdoğan	sagt,	und	dem,	was	er	am	Ende	tut.	Er	ist	ein
Ankündigungsradikaler.	Wenn	er	zum	Volk	redet,	lässt	er	sich	gehen,	schwelgt	in	Gefühlen	und	Vorurteilen,	schockt	die
Türkei	und	die	Welt.	Wenn	er	handelt,	überlegt	er	sich	das	meistens	ziemlich	gut.	Was	nicht	heißt,	dass	immer	Gutes	dabei
herauskommt.

Erdoğan	hat	zwei	Großprojekte.	Das	eine	soll	seine	Zukunft	sichern,	das	zweite	die	der	Türkei.	Tayyip	Erdoğan	hat	das	mit
der	Gewaltenteilung	als	Hindernis	nicht	einfach	so	dahingesagt.	Seine	Helfershelfer	arbeiten	an	einer	neuen	Verfassung	mit
Präsidialsystem.	Das	mag	in	Ländern	mit	Föderalismus	oder	anderen	Gegengewichten	zwar	funktionieren.	Doch	der



Zentralstaat	Türkei	kann	schnell	in	einen	autoritären	Staat	kippen.	Die	Opposition	läuft	Sturm,	die	Mehrheit	der	Türken	ist
dagegen,	aber	würde	trotzdem	Tayyip,	den	Politrockstar,	ins	Präsidialamt	wählen.

Das	zweite	Großprojekt	–	entscheidend	für	die	Türkei	–	ist	der	Ausgleich	mit	den	Kurden.	Getrieben	vom	Krieg	in	Syrien	und
dem	Erfolg	der	kurdischen	Ölrepublik	im	Nordirak,	will	Erdoğan	das	Kurdenproblem	in	der	Türkei	lösen.	Seine	Unterhändler
sprechen	mit	dem	Kurdenführer	Abdullah	Öcalan	im	Gefängnis,	winken	mit	politischen	und	kulturellen	Freiheiten	im	Osten	–
wenn	der	PKK-Kampf	endlich	aufhört.	Sollte	Erdoğan	tatsächlich	eine	kurdische	Selbstverwaltung	möglich	machen,	dann
würde	er	einen	Geburtsfehler	der	türkischen	Republik	beheben	und	Atatürks	Werk	vollenden.

Die	Rolle	des	Reformers	hat	Erdoğan	nie	ganz	abgelegt.	Ein	Kämpfer	bleibt	er	ohnehin.	Sein	Präsidialsystem	kann	sich	als
Fluch,	der	Frieden	mit	den	Kurden	als	Segen	für	die	Türkei	erweisen.	Recep	Tayyip	Erdoğan,	der	Gebieter,	hat	es	in	der
Hand.

Sein	Leben

Recep	Tayyip	Erdoğan	wurde	am	26.	Februar	1954	in	Istanbul	als	Sohn	einer	armen	Familie	geboren.	Mit	seiner	Frau	Emine
hat	er	vier	Kinder:	zwei	Söhne	und	zwei	Töchter,	die	wie	seine	Frau	ein	Kopftuch	tragen.

Erdoğan	war	erst	Fußballer	in	unterschiedlichen	Vereinen,	dann	Angestellter	der	städtischen	Verkehrsbetriebe,	dann
Buchhalter	in	einer	Wurstfabrik	–	bis	er	zum	erfolgreichen	Manager	aufstieg.	1969	wurde	er	politisch	aktiv.	Von	1994	bis
1998	war	er	Bürgermeister	von	Istanbul	–	bis	er	wegen	Volksverhetzung	verurteilt	und	seine	Partei	verboten	wurde.	Nach
vier	Monaten	Haft	kam	er	frei.	2001	gründete	er	die	Partei	für	Gerechtigkeit	und	Entwicklung	(AKP),	die	2002	mit	großer
Mehrheit	die	Wahlen	gewann.



Kurdenpolitik

Wo	sind	ihre	toten	Kinder?
Im	Südosten	der	Türkei	herrscht	Bürgerkrieg.	Nun	treten	verzweifelte	Mütter	in	den	Hungerstreik.
VON	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	21.01.2016	Nr.	04

Von	dem	früheren	türkischen	Premierminister	Mesut	Yılmaz	stammt	der	Satz:	»Der	Weg,	der	zur	Mitgliedschaft	unseres
Landes	in	der	Europäischen	Union	führt,	geht	über	Diyarbakır.«	Wenn	das	wahr	ist,	steht	es	schlecht	um	einen	EU-Beitritt.
Derzeit	findet	in	dieser	mehrheitlich	von	Kurden	bewohnten	Stadt	ein	erbitterter	Häuserkampf	zwischen	der	türkischen
Armee	und	der	verbotenen	Arbeiterpartei	Kurdistans	(PKK)	statt.	Es	sind	Kämpfe,	so	heftig	wie	in	den	neunziger	Jahren,
allerdings	mit	einem	dramatischen	Unterschied:	Damals	bekriegten	sich	türkische	Soldaten	und	die	PKK-Guerilla	in	den
Bergen	und	auf	dem	Land,	heute	inmitten	der	Städte	der	Region.	In	Cizre,	Silopi,	Nusaybin	–	und	eben	in	Diyarbarkır.	Hier
im	Bezirk	Sur,	zu	dem	auch	die	historische	Altstadt	gehört,	geht	es	besonders	gnadenlos	zu.	Erst	vor	wenigen	Monaten	wurde
die	Befestigungsanlage	in	die	Liste	des	Unesco-Weltkulturerbes	aufgenommen.	Jetzt	herrscht	dort	eine	Ausgangssperre,	seit
50	Tagen.

Fahriye	Çukur,	53,	sitzt	auf	dem	Teppich	in	einem	Saal	der	Niederlassung	des	Menschenrechtsvereins	in	Diyarbakır	und	hält
das	gerahmte	Bild	ihrer	17-jährigen	Tochter	Rozerin	in	den	Armen.	Fahriye	Çukur	ist	in	den	Hungerstreik	getreten.	Um	ihr
weißes	Kopftuch	hat	sie	ein	schwarzes	Stirnband	gespannt.	Sie	ist	zierlich,	hat	weiche	Gesichtszüge	und	dunkle	Augen,	aus
denen	ständig	Tränen	fließen.	Denn	Rozerin	ist	tot,	umgekommen	bei	den	Schießereien	in	Sur.	Ihre	Leiche	liegt	seit	dem	8.
Januar	irgendwo	in	dem	Bezirk.	Die	Familie	kann	sie	nicht	bergen	und	beerdigen,	wegen	der	Kämpfe.	Angeblich,	so	die
Sicherheitskräfte,	befinde	sich	Munition	an	ihrem	Körper.	Die	Terroristen	hätten	an	der	Leiche	Sprengfallen	angebracht.
»Würde	eine	Terroristin	eine	Schuluniform	anziehen?«,	sagt	Fahriye	und	zeigt	auf	das	Bild.	Nirgends	sei	es	erlaubt,	so	mit
Toten	umzugehen.	»Sie	haben	sogar	Angst	vor	unseren	Leichen!«,	schreit	eine	andere	Frau	dazwischen.

Neben	Fahriye	sitzen	drei	weitere	Mütter,	alle	haben	Bilder	ihrer	Söhne	oder	Töchter	dabei.	Sie	wollen	hungern,	bis	sie	ihre
Kinder,	Enkel,	Neffen	oder	Nichten,	Brüder	oder	Schwestern	beerdigen	können.	Einige	warten	seit	mehr	als	20	Tagen,	wie	sie
sagen.

Fahriye	erzählt	von	ihrer	Tochter.	Dass	sie	Kurzgeschichten	schrieb	und	verletzte	Hunde	und	Katzen	von	der	Straße	sammelte
und	gesund	pflegte.	Die	Mutter	neben	ihr	gibt	gerade	einem	kurdischen	Sender	ein	Interview	und	sagt:	»Wir	wollen	endlich
Frieden.	Aber	wenn	die	keinen	Frieden	wollen,	sind	wir	bereit	zum	Krieg!«

Seit	bald	40	Jahren	bekämpfen	sich	der	türkische	Staat	und	die	PKK.	Zehntausende	starben.	Lange	Zeit	sah	es	nach	einem
endlosen,	hoffnungslosen	Krieg	aus,	bis	ein	Mann	namens	Tayyip	Erdoğan	2003	Premierminister	wurde.	Als	erster
Regierungschef	überhaupt	brachte	er	den	Mut	auf,	mit	der	als	Terrororganisation	eingestuften	PKK	über	ein	Ende	des
Konflikts	zu	verhandeln.	Militärisch,	so	die	Einsicht	beider	Seiten,	ist	er	nicht	zu	lösen.	In	jenen	Jahren	sagte	Erdoğan	Sätze
wie:	»Eine	starke	Türkei	muss	keine	Angst	vor	einem	föderalen	System	haben.«	Die	Kurden	freute	das,	sie	streben	nach	mehr
Autonomie	in	der	strikt	zentralistischen	Türkei.

In	diesen	dunklen	Tagen,	da	in	den	Städten	im	Südosten	der	Türkei	Polizisten,	Soldaten,	PKK-Rebellen	und	viele	Zivilisten
sterben,	erinnern	regierungskritische	Medien	an	solche	Sätze.	»So	sehr,	wie	wir	den	PKK-Terror	kritisieren,	müssen	wir	auch
den	Staatsterror	kritisieren«,	soll	Erdoğan	bereits	vor	25	Jahren	gesagt	haben.	Deshalb	waren	viele	überzeugt:	Wenn	einer	das



Land	befrieden	kann,	dann	dieser	etwas	raubeinige,	aber	politisch	talentierte	Mann.	Heute	ist	von	dieser	Hoffnung	nicht	mehr
viel	übrig.	Jetzt	sagt	Erdoğan:	»Es	gibt	gar	keine	Kurdenfrage.«	Der	Ton	ist	hart	und	gnadenlos.

2015	war	wohl	das	Jahr	der	Wende,	es	war	ein	blutiges	und	schmerzvolles	Jahr.	Mehrere	Anschläge,	IS-Terror,	zwei	Wahlen
und	ein	Staatspräsident	Tayyip	Erdoğan,	der	immer	repressiver	auftrat.	Inzwischen	erklärt	er	jeden	politischen	Gegner	zum
Feind.	Die	türkische	Gesellschaft	ist	tief	gespalten.	Diese	bedrohliche	Kluft	ist	auch	in	Diyarbakır	zu	spüren.	Auf	der	einen
Seite	steht	die	um	ihre	Tochter	trauernde	Fahriye	Çukur,	auf	der	anderen	Ömer	Çokur.

Wie	Staatspräsident	Erdoğan	leugnet	auch	Ömer	Çokur,	dass	es	ein	Kurdenfrage	gibt	–	und	das	tut	er,	obwohl	er	selbst	ein
Kurde	ist.	Aber	er	ist	eben	eine	staatstreuer	Kurde.	Der	37-jährige	Beamte,	ein	Bild	von	sich	als	Pilger	in	Mekka	als
Bildschirmschoner	auf	dem	Handy,	hat	in	Diyarbakır	einen	Verein	gegründet,	der	sich	um	die	Familien	gefallener	Soldaten
und	Polizisten	kümmert.	Çokur,	ein	kleiner	Mann	mit	gestutztem	Schnurrbart,	ist	wütend.	»Diese	Vaterlandsverräter!	Diese
Terroristen!«	–	er	meint	die	PKK	und	ihre	Anhänger.	»Wie	soll	man	Menschen	sonst	nennen,	die	auf	ihre	Polizisten	schießen?
Auf	Imame?	Können	Sie	sich	das	vorstellen?	Imame!	Die	Bomben	in	Häusern	platzieren,	in	denen	Kinder	schlafen!«	Der	Sitz
des	Vereins	in	Sur	grenzt	direkt	an	die	Stadtmauer	in	Sur.	Wenn	gekämpft	wird,	kann	man	hier	Schüsse	und	Explosionen
hören.	Wie	die	hungernden	Frauen	hat	auch	Çokur	viele	gerahmte	Bilder	von	jungen	Männern.	Die	Wand	hinter	seinem
Schreibtisch	hängt	voll	–	gefallene	Soldaten	aus	Diyarbakır.	Und	das	sind	bei	Weitem	noch	nicht	alle	»Märtyrer«.

Çokur	lässt	seiner	Wut	freien	Lauf,	als	er	auf	das	zweite	Foto	von	rechts,	oberste	Reihe,	zeigt.	»Mein	Bruder	starb	bei	einem
Angriff	dieser	Terroristen«,	das	sei	1995	gewesen.	»Er	war	auch	Kurde!	Ich	bin	auch	Kurde!	Warum	musste	er	sterben?«
Dann	erzählt	er,	wie	Anfang	der	neunziger	Jahre	die	PKK-Guerilla	zu	ihnen	ins	Dorf	kam	und	Unterstützung	forderte.	»Sie
sagten:	›Entweder	macht	ihr	mit,	oder	wir	zerstören	euer	Haus!‹«	Die	Familie	floh	in	die	Stadt,	die	PKK	brannte	Haus	und
Hof	nieder,	so	erzählt	es	Çokur.

Männer	wie	sein	Bruder,	sagt	er,	dienten	dem	Vaterland,	dem	Volk,	der	Flagge	und	der	Nation.	Die	Türkei	befinde	sich	auch
jetzt	wieder	in	einem	nationalen	Überlebenskampf.	»Das	Land	ist	ein	Haus.	Was	würde	passieren,	wenn	jeder	käme	und	einen
Backstein	aus	dem	Haus	entfernte?	Es	würde	zusammenbrechen,	nicht	wahr?«	Was	sagt	er	zu	den	Müttern	im	Hungerstreik?
Es	sei	das	Schlimmste,	ein	Kind	zu	verlieren.	Aber	in	diesen	Zeiten	müsse	man	besonders	gut	auf	seine	Kinder	aufpassen.	Für
ihn	hätten	da	Vater	und	Mutter	versagt.

Nicht	einmal	der	Schmerz	eint	die	Menschen	in	der	Türkei.	Kann	es	da	noch	schlimmer	werden?	Ja,	es	kann.	Der	Staat	ist
entschlossen,	den	Südosten	zu	»säubern«,	wie	es	heißt,	aber	auch	die	PKK-Führung	macht	keinen	Schritt	zurück.	Längst
melden	sich	radikalere	Kurdenmilizen,	die	den	Konflikt	in	den	Westen	des	Landes	tragen	wollen,	dorthin,	wo	die	Touristen
sind.

Ankara	wiederum	könnte	einen	noch	härteren	Kurs	einschlagen,	nicht	nur	gegen	die	PKK,	sondern	auch	gegen
Regierungskritiker	und	Journalisten.	Derzeit	sind	mehr	als	1000	Wissenschaftler	ins	Visier	geraten,	die	eine	Erklärung
unterschrieben	haben.	Darin	fordern	sie,	dass	sich	die	Konfliktparteien	sofort	wieder	an	den	Tisch	setzen,	und	kritisieren	die
»Vernichtungs-	und	Vertreibungspolitik«	der	Regierung.	Das	sind	harte	Worte.	Für	Ankara	ist	das	»Unterstützung	einer
Terrororganisation«.	Einige	Unterzeichner	wurden	festgenommen.

Die	seit	2015	erstmals	im	Parlament	vertretene	prokurdische	Partei	HDP	könnte	weiter	geschwächt	werden	–	durch	die
Regierung	und	durch	die	PKK,	die	viel	dafür	tut,	um	Parteichef	Selahattin	Demirtaş’	Glaubwürdigkeit	zu	beschädigen.	Von
der	EU,	namentlich	der	deutschen	Regierung,	die	sich	an	diesem	Freitag	mit	Vertretern	der	türkischen	Regierung	zu
Konsultationen	trifft,	ist	wenig	zu	erwarten.	Sie	wird	zum	Krieg	in	der	Türkei	weiter	schweigen.	Die	Bundeskanzlerin	braucht
Erdoğan,	damit	nicht	noch	mehr	Flüchtlinge	nach	Deutschland	kommen.	Also	wird	das	Sterben	im	Südosten	der	Türkei



einfach	weitergehen?

Daran	will	Gültan	Kışanak,	die	Bürgermeisterin	von	Diyarbakır,	nicht	denken.	Ohne	Hoffnung	gehe	es	nicht,	sagt	sie.	Die
Frau	saß	hier	schon	im	Gefängnis,	sie	hat	Folter	erlitten,	und	trotzdem	ist	sie	nun	Bürgermeisterin.	Im	Moment	kommt	aber
nicht	einmal	sie	in	das	umkämpfte	Gebiet	ihrer	Stadt.	»Wir	wissen	nicht,	was	dort	passiert.	Wir	wissen	nur,	dass	gestorben
wird.	Dass	zerstört	wird.«	Sie	ist	gerade	damit	beschäftigt,	Listen	der	aus	Sur	geflohenen	Familien	zu	machen	und	ihnen	mit
dem	Nötigsten	zu	helfen.	Der	Winter	ist	hart.

Plötzlich	macht	es	in	Kışanaks	Büro	»rattattattattatta,	rattattattattatta«.	Dumpfe	Explosionen	sind	zu	hören.	Heute	sind	die
Kämpfe	besonders	heftig.	Vielleicht	weil	tags	zuvor	die	PKK	eine	Polizeistation	angegriffen	hat,	es	starben	Zivilisten	und
Kinder.	Kışanak	sagt,	sie	verstehe	nicht,	warum	die	Regierung	den	Friedenprozess	abgebrochen	habe	–	was	die	Regierung
freilich	anders	sieht:	Sie	gibt	der	PKK	die	Schuld	am	Desaster.	Bürgermeisterin	Kışanak	unterbricht	ihre	Ausführungen,
schließt	die	Augen	und	schlägt	verzweifelt	die	Hände	zusammen.	Draußen	vor	dem	Rathaus	fährt	ein	Lastentransporter	einen
Panzer	Richtung	Altstadt.



Kurdenpolitik

»Ich	glaub	nicht	mehr	an	den	Frieden«
Im	Südosten	der	Türkei	bekämpfen	sich	PKK	und	die	Staatsmacht	auf	offener	Straße.	Szenen	aus	der	zerrissenen
Stadt	Diyarbakır
VON	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	20.08.2015	Nr.	34

Die	Altstadt	von	Diyarbakır	ist	ein	Armeleuteviertel.	Mehrere	Familien	und	Generationen	wohnen	hier	in	einem	Haus.	Sie
führen	oft	ein	hartes	Leben	im	sur	içi,	dem	»Inneren	der	Mauer«.	Nun	liefern	sich	auch	noch	seit	Tagen	Anhänger	der	PKK
und	türkische	Sicherheitskräfte	so	heftige	Gefechte	wie	lange	nicht	mehr.	An	den	Wänden	vieler	Häuser	sind	Einschusslöcher
zu	sehen,	teilweise	handtellergroß.	Metalltüren	und	Rohre	sind	durchschossen,	viele	Fenster	zu	Bruch	gegangen.	In	den
Gassen	liegen	Glasscherben	auf	dem	Boden,	Kinder	spielen	Hinkelkästchen.

Ein	Bewohner	öffnet	die	Metalltür	zum	Innenhof	seines	Hauses.	»Frieden?«,	fragt	er	wütend,	»ich	glaub	nicht	mehr	an	den
Frieden!«	Der	Mittvierziger	zieht	Plastikstühle	heran	und	bittet	zum	Tee,	während	Kinder	sich	mit	einem	Wasserschlauch
nass	spritzen.	Es	herrschen	über	40	Grad.	Viele	Innenhöfe	haben	einen	Brunnen	in	der	Mitte.	Der	Mann	nimmt	den	Kindern
sanft	den	Schlauch	weg	und	legt	ihn	in	den	Brunnen,	der	sich	langsam	füllt.	Das	sorgt	für	etwas	Abkühlung.

Derzeit	verübt	die	PKK	überall	Anschläge	auf	Sicherheitskräfte

Diyarbakır	war	schon	immer	ein	symbolischer	Ort	für	den	Konflikt	zwischen	dem	türkischen	Staat	und	der	PKK.	Heimat
vieler	Kurden,	Gründungsort	der	als	Terrororganisation	eingestuften	»Arbeiterpartei«.	Nun	hat	die	Stadt	schlimme	Tage	hinter
sich,	vielleicht	auch	noch	vor	sich.	So	wie	viele	andere	Orte	in	der	Provinz	und	der	gesamten	Südost-Region	des	Landes.

In	vielen	Gegenden	haben	die	Provinzverwaltungen	Ausgangssperren	verhängt	und	»Sicherheitszonen«	deklariert.	Einige
kurdische	Gemeinden	haben	eine	»Selbstverwaltung«	ausgerufen,	es	ist	nicht	ganz	klar,	was	das	bedeutet.	Es	vergeht	kein	Tag
ohne	Fernsehbilder	von	trauernden	Eltern,	Kindern	und	Ehefrauen	toter	türkischer	Soldaten	und	Polizisten.	Derzeit	verübt	die
PKK	vielerorts	Anschläge	auf	Sicherheitskräfte	und	führt	wie	eine	zweite	Staatsmacht	Straßenkontrollen	durch.

»Die	da	oben	lügen!	Lieber	sterben	als	ohne	Ehre	leben«,	sagt	der	Mann	mit	dem	Wasserschlauch	–	er	meint	die	AKP-
Regierung.

Eine	Straße	weiter	sitzen	vor	einer	Bäckerei	mehrere	Männer	zusammen	und	diskutieren.	Der	Inhaber	der	Bäckerei	sagt,	dass
er	kein	Brot	mehr	verkaufe,	wenn	er	denn	überhaupt	noch	seinen	Laden	aufmachen	könne.	»Das	ganze	Brot	vertrocknet!«,
ruft	er.	Die	Leute	könnten	kaum	noch	aus	dem	Haus,	wer	Verwandte	außerhalb	der	Stadt	habe,	sei	längst	weg.	Über	die
jungen	Männer,	die	sich	nachts	mit	den	Spezialeinheiten	Kämpfe	liefern,	sagt	er:	»Das	ist	legitime	Selbstverteidigung.«	Die
anderen	pflichten	ihm	bei:	Der	Staat	bedrohe	und	unterdrücke	sie,	die	jungen	Männer	hingegen	seien	ihre	Beschützer.

Auch	wenn	nicht	jeder	Kurde	Anhänger	der	PKK	ist	–	hier	hat	sie	viele	Sympathisanten.

In	einer	benachbarten	Gasse	sehen	das	die	Nachbarn	ganz	anders.	»Ich	kann	nicht	mehr	aus	dem	Haus,	meine	Kinder	sind
traumatisiert«,	sagt	ein	Mann,	den	wir	vor	seinem	Haus	antreffen.	Er	zeigt	zum	Dach.	»Von	der	einen	Seite	schießt	die
Polizei,	von	der	anderen	die	Guerilla.	Ich	kann	nicht	zur	Arbeit,	das	muss	aufhören.	Das	muss	endlich	aufhören!«	Er	weint.
Sein	Nachbar	fragt	leise:	»Angeblich	sind	das	doch	unsere	Leute«,	er	meint	die	PKK-Kämpfer,	»doch	wie	sehr	können	das



unsere	Leute	sein,	wenn	sie	alles	kaputtschießen?	Wenn	wir	nicht	mehr	aus	dem	Haus	können?«	Andere	Männer	gesellen	sich
zu	dem	Gespräch.	Sie	sind	sichtlich	verängstigt	und	sagen,	dass	sie	sich	allein	gelassen	fühlen.	»Die	Verantwortlichen	müssen
ja	nicht	hier	wohnen.	Wir	müssen	hier	wohnen.«

»In	diesem	Viertel	gibt	es	drei	Mächte:	den	Staat,	die	Guerilla,	die	Islamisten«

Ein	Mann	Anfang	50	bittet	um	das	Wort.	Nachdem	er	sich	dafür	entschuldigt	hat,	dass	er	nicht	lange	zur	Schule	gegangen	sei
und	deshalb	womöglich	die	Lage	nicht	richtig	erfasse,	sagt	er:	»Wissen	Sie,	in	diesem	Viertel	gibt	es	drei	Mächte:	den	Staat,
die	Guerilla,	die	Islamisten.	Und	einer	von	den	dreien	nimmt	dir	irgendwann	den	Sohn	weg,	nachdem	du	ihn	mit	Mühe
großgezogen	hast.	Dieses	Blutvergießen	muss	endlich	aufhören.	Bitte.«	Die	Einwohner	erzählen	auch,	dass	die	Anhänger	der
PKK	von	ihnen	forderten,	ihre	Türen	nachts	offen	zu	lassen,	damit	sie	sich	verstecken	oder	über	die	Dächer	fliehen	können.
Nicht	jeder	Bewohner	ist	dazu	bereit.

Es	ist	gerade	mal	zwei	Monate	her,	da	fand	auf	den	Straßen	von	Diyarbakır	eine	große	Party	statt.	Am	Abend	der	türkischen
Parlamentswahl	war	die	Stadt	ein	einziger	Autokorso,	Feuerwerk	zischte	in	den	Himmel,	nicht	immer	ganz	ungefährlich,	aber
die	Stimmung	war	friedlich:	Die	kurdische	Partei	HDP	hatte	es	ins	Parlament	geschafft.	Die	Menschen	atmeten	auf,	wie	an
vielen	Orten	im	Land.	Nach	langer	Zeit	des	Konflikts	zwischen	dem	türkischen	Staat	und	der	PKK	hatten	sie	den	Frieden
geschmeckt.	Nun	erlebten	sie	die	politische	Zivilisierung	des	Konflikts;	sie	hatte	drei	Jahre	zuvor	begonnen,	als	die	AKP-
Regierung	sich	dazu	entschlossen	hatte,	zusammen	mit	ihrem	Feind	nach	einer	Lösung	zu	suchen.

Auf	die	Frage,	warum	die	Gewalt	wieder	eskaliere,	haben	beide	Seiten	unterschiedliche	Antworten,	wie	sollte	es	anders	sein.
Die	Kritiker	der	Regierung	behaupten,	die	AKP-Regierung	würde	den	Konflikt	schüren,	um	Neuwahlen	zu	forcieren.	Die
AKP	hatte	bei	der	Wahl	zehn	Prozent	verloren,	Stimmen,	die	überwiegend	an	die	HDP	gingen.	Nun	braucht	die	AKP	einen
Koalitionspartner,	doch	die	Verhandlungen	mit	der	kemalistischen	Partei	CHP	sind	gescheitert.	Neuwahlen	könnten	der	AKP
Stimmen	zurückbringen,	glauben	die	Kritiker	–	je	mehr	die	Gewalt	eskaliert,	desto	stärker	der	Wunsch	nach	einer	starken
Regierung.

Ein	weiterer	Vorwurf	lautet:	Die	AKP	würde	die	Augen	vor	der	Terrormiliz	»Islamischer	Staat«	(IS)	im	eigenen	Land
verschließen,	diese	gar	unterstützen,	weil	sie	in	Syrien	gegen	Kurden	kämpfe.	Doch	wahr	ist	auch:	Anhänger	der	PKK	haben
vor	einigen	Wochen	zwei	schlafende	Polizisten	ermordet,	weil	diese	angeblich	Helfer	des	IS	gewesen	seien.	Daraufhin	hat	die
Regierung	sowohl	Stellungen	des	IS	in	Syrien	als	auch	die	der	PKK	im	nordirakischen	Kandil-Gebirge	bombardieren	lassen	–
die	zuletzt	ganz	besonders.

Das	zeigt,	wie	zerbrechlich	die	Aussicht	auf	Frieden	war.	Der	Staat	hat	nicht	fest	genug	an	die	Idee	geglaubt,	die	Gegenseite
auch	nicht.

Die	PKK	behauptet,	Zivilisten	zu	schützen,	wenn	sie	mit	der	Staatsmacht	in	den	engen	und	dicht	bewohnten	Gassen	der
Altstadt	von	Diyarbakır	kämpft.	Man	wolle	den	Konflikt	nicht	mit	Waffen	lösen,	heißt	es,	doch	es	gebe	derzeit	keinen
anderen	Weg.	»Aber«,	sagt	ein	Verantwortlicher,	»noch	sind	wir	nicht	im	Kriegsmodus.«

Doch	die	Gewalt	greift	um	sich.	Keine	80	Kilometer	von	der	Stadt	Diyarbakır	entfernt,	in	den	Städten	Silvan	und	Lice,
berichteten	am	Dienstag	Bewohner	von	Häuserkämpfen	zwischen	türkischen	Sicherheitskräften	und	kurdischen
Guerillakämpfern,	Kugeln	würden	Wohnzimmer	treffen.	Bis	Redaktionsschluss	wurde	ein	Toter	gemeldet.



Kurdenpolitik

Kämpfende	Kinder
Für	den	Staat	sind	sie	Terroristen,	für	die	PKK	willkommene	Helfer:	Im	Südosten	der	Türkei	werden	kurdische
Jugendliche	von	beiden	Seiten	missbraucht.	Zum	Beispiel	Jiyan
VON	ONUR	BURÇAK	BELLI
ZEIT	ONLINE,	08.01.2016

Jiyan	war	kaum	erwachsen,	als	sie	starb.	Ob	sie	wirklich	so	hieß,	weiß	ich	nicht.	Sie	hat	sich	diesen	Namen	selbst	ausgesucht,
er	war	ihr	Kampfname.	Er	ist	kurdisch	und	bedeutet	»Leben«.	

Es	war	Anfang	Oktober,	als	wir	uns	kennenlernten.	Jiyan	war	eine	Kommandeurin	einer	Gruppe	jugendlicher	PKK-Anhänger
in	Sur,	einem	Stadtteil	von	Diyarbakır,	zu	dem	auch	die	historische	Altstadt	mit	ihren	engen	Gassen	und	Höfen	gehört.	Jener
Teil,	aus	dem	uns	in	diesen	Tagen	Bilder	erbarmungsloser	Kämpfe	zwischen	dem	türkischen	Militär	und	diesen	Jungen
erreichen.

Für	den	türkischen	Staat	war	Jiyan	eine	Terroristin.	Ihre	Freunde	sahen	in	ihr	eine	Freiheitskämpferin.

Mit	dem	Rücken	an	die	Wand	gelehnt	saß	sie	da,	mit	angezogenen	Knien.	Lange	braune	Haare,	die	sie	zusammengebunden
hatte,	braune	Augen,	klein,	stämmige	Figur,	ein	kindliches	Gesicht.	Als	ich	sie	nach	ihrem	Alter	fragte,	überlegte	sie	kurz	und
sagte	dann	einfach:	»23«.	Mit	Sicherheit	war	sie	jünger.	Mit	klarer	Stimme	erzählte	sie,	dass	die	Regierung	von
Staatspräsident	Recep	Tayyip	Erdoğan	nach	den	Wahlen	am	7.	Juni	den	Friedensprozess	mit	den	Kurden	beendet	hatte.	Die
prokurdische	Partei	HDP	war	in	die	Große	Nationalversammlung	in	Ankara	gewählt	worden,	zum	ersten	Mal	in	der
Geschichte	der	Republik	hatten	die	Kurden	ihre	eigene	Vertretung	im	Parlament.	Jiyan	war	davon	überzeugt,	dass	Erdoğan	es
nicht	ertrug,	dass	sie	nun	so	erfolgreich	waren.	Dass	er	deshalb	im	Südosten	der	Türkei,	wo	überwiegend	Kurden	leben,	in
vielen	Städten	Ausgangssperren	verhängen,	Razzien	und	Militäreinsätze	durchführen	ließ.

Statt	des	Friedensprozesses,	den	Erdoğan	selbst	begonnen	hatte,	gab	es	jetzt	nur	noch	den	»Kampf	gegen	die	Terroristen«.

Eine	neue	Generation	der	Verlorenen

Die	Jungen	im	Alter	von	14	bis	20	Jahren,	die	unter	Jiyans	Führung	standen,	hörten	ihr	aufmerksam	zu.	Der	seit	Jahrzehnten
schwelende	Konflikt	zwischen	Kurden	und	Türken	war	für	sie	ein	Überlebenskampf.	Über	Jugendliche	wie	sie	hat	der
amtierende	PKK-Chef	Cemil	Bayık	einmal	gesagt:	»Sie	sind	radikaler	als	wir.«

Im	Südosten	der	Türkei	entsteht	gerade	eine	neue	Generation	der	Verlorenen	und	Hoffnungslosen.	Eine	junge	Generation,	die
mit	den	Geschichten	über	die	Hochphase	des	Krieges	zwischen	der	PKK	und	dem	türkischen	Staat	in	den	1990er	Jahren
aufgewachsen	ist,	die	damals	aus	ihren	Dörfern	fliehen	mussten,	in	der	Stadt	aber	auch	keine	Heimat	fanden,	die
Familienmitglieder	verloren	hat,	die	doppelt	so	schnell	gealtert	ist	und	nicht	mehr	daran	glaubt,	dass	dieser	Konflikt	politisch
gelöst	wird.	Die	jungen,	radikalen	Kurden	glauben,	dass	ihr	Schicksal	der	Tod	sein	wird,	ob	sie	nun	kämpfen	oder	nicht.	Es
sind	Kinder	und	Jugendliche,	die	heute	Schützengräben	in	Cizre,	Silopi	und	Sur	ausheben	und	Barrikaden	bauen,	die	der	Staat
als	eine	»Bedrohung	für	die	öffentliche	Sicherheit	des	Landes«	betrachtet.

Die	PKK	scheut	sich	nicht	davor,	ihnen	erfahrene	Kämpfer	vorzusetzen	und	sie	zu	bewaffnen.	Und	der	Staat	scheut	sich	nicht
davor,	diese	Kinder	und	Jugendliche	zu	Terroristen	zu	erklären	und	sie	»außer	Gefecht	zu	setzen«,	wie	es	in	den	Nachrichten



heißt.	Sie	werden	von	beiden	Seiten	missbraucht.

Jugendliche	wie	Jiyan.	Sie	hatte	Angst,	dass	ihre	Identität	auffliegen	und	der	Staat	ihrer	Familie	etwas	antun	könnte.	Auf
persönliche	Fragen	antwortete	sie	meist	mit	einem	entschuldigenden	Lächeln.	Wie	viele	andere	junge	Militante	hatte	Jiyan
während	des	Studiums	beschlossen,	sich	der	Patriotisch-revolutionären	Jugendbewegung	(YDG-H)	anzuschließen,	die	als
Jugendorganisation	der	PKK	gilt.	Wo	sie	studierte,	wollte	sie	nicht	sagen.	Sie	deutete	nur	an,	dass	es	sich	um	eine	Großstadt
im	Westen	der	Türkei	handelte.

»Das	tat	weh«

»Ich	sprach	nicht	so	wie	sie.	Witze,	über	die	sie	lachten,	kamen	mir	nicht	witzig	vor.	Ich	spürte,	wie	sie	mich	komisch
anguckten«,	sagte	sie.	Sie	–	damit	meinte	sie	die	Türken.	Damals	habe	sie	ein	Bewusstsein	für	ihre	kurdische	Identität
entwickelt,	sagt	Jiyan,	und	für	die	Unterdrückung	der	Kurden.	Als	Tochter	einer	armen	Familie	musste	sie	arbeiten,	um
studieren	zu	können.	»Da	habe	ich	gemerkt,	dass	immer	die	Kurden	die	Jobs	machten,	die	sonst	keiner	machten	wollte,	weil
sie	körperlich	sehr	anstrengend	waren,	oder	weil	man	sich	die	Hände	schmutzig	machte.	Als	wären	wir	dazu	da,	ständig
dieser	Gesellschaft	zu	dienen.	Das	tat	weh.«

Es	ist	nicht	so,	als	wäre	die	PKK	an	der	Eskalation	der	vergangenen	Monate	unschuldig.	Sie	wirft	Erdoğan	vor,	den
sogenannten	»Islamischen	Staat«	zu	unterstützen,	gegen	den	sie	und	andere	kurdische	Milizen	in	Syrien	kämpfen.	Falls	die
Regierung	ihre	Politik	nicht	überdenke,	drohte	die	PKK,	würde	sie	den	Krieg	gegen	den	Staat	erneut	beginnen	und	in	die
Städte	tragen.	Das	tut	sie	jetzt.	Den	Kämpfen	fallen	nicht	nur	Soldaten,	Polizisten	und	Rebellen	zum	Opfer,	sondern	auch
viele	Zivilisten.

Und	viele	Kinder:	Laut	Berichten	von	Menschenrechtsorganisationen	über	die	umkämpften	Regionen	wurden	in	der	zweiten
Jahreshälfte	von	2015	mindestens	44	Kinder	im	Alter	von	dreieinhalb	Monaten	bis	18	Jahren	getötet.	Eine	andere	Quelle
weist	darauf	hin,	dass	im	vergangenen	Juli,	als	die	Kämpfe	heftiger	wurden,	die	Festnahmen	mit	dem	Vorwurf	des
Terrorismus	hauptsächlich	zwölf-	bis	17-jährige	Kinder	betrafen.

Surreal	wie	in	einem	Science-Fiction-Film

Auf	einmal	durchbrachen	Schüsse	die	nächtliche	Stille.	Alle	setzen	sich	in	Bewegung.	Mit	einer	Hand	drückte	mich	Jiyan
gegen	die	Wand:	»Geh	in	Deckung.«	Mit	der	anderen	Hand	griff	sie	zu	ihrer	Pistole	unter	ihrer	khakifarbenen	Weste	und	lief
als	Erste	in	die	Richtung,	aus	der	die	Schüsse	kamen.	Die	Wachen	stützten	ihre	Gewehre	gegen	die	Sandsäcke	vor	den
Schützengräben	und	waren	bereit	zum	Schießen.	Jiyan	war	weder	groß	noch	hatte	sie	einen	athletischen	Körper.	Dennoch
bewegte	sie	sich	schnell.	Die	Schüsse	dauerten	nicht	lange	an.	Zusammen	mit	drei	jungen	Kämpfern,	die	ihr	folgten,	tauchte
sie	wieder	aus	der	Dunkelheit	auf.	Sie	ging	an	den	Barrikaden	vorbei.	»Ruhig,	Freunde.	Alles	in	Ordnung«,	sagte	in	einem
selbstbewussten	Ton.

Diese	bewaffneten	jungen	Menschen,	alle	fast	noch	Kinder,	diese	undurchsichtige	Atmosphäre,	die	Gefahr	–	es	war	so	surreal
wie	in	einem	Science-Fiction-Film.

Für	die	Bewohner	in	Sur	schien	der	Anblick	dieser	jugendlichen	Kämpfer	mittlerweile	ganz	normal	zu	sein.	In	den	vier
Tagen,	die	ich	mit	ihnen	verbrachte,	grüßten	manche	Nachbarn	beim	Vorbeigehen	an	den	Barrikaden	warmherzig	oder	beteten
für	sie.	Einige	brachten	ihnen	Essen	und	Kleidung.	Es	gab	aber	auch	viele,	die	lautlos	schnellen	Schrittes	vorbeieilten,	ohne
den	Blick	zu	heben.	Die	Angst	war	allgegenwärtig.

Für	die	Kinder	in	den	Krieg



Auch	die	Kinder	im	Viertel	spielten,	als	sei	alles	ganz	normal.	Jiyan	kannte	viele	beim	Namen.	»Wenn	es	keinen	Krieg	gäbe,
hätte	ich	gerne	eigene	Kinder	gehabt.	Aber	jetzt	sind	sie	alle	meine	Kinder.«	Sie	klang	weder	traurig	noch	reumütig.	Sie	seien
der	eigentliche	Grund	für	sie,	in	diesen	Krieg	zu	ziehen,	sagte	sie.	»Ich	schaute	mich	um	und	sah	nur	Kinder,	die	unter	den
härtesten	Umständen	aufwachsen	mussten	und	in	ihren	Familien	keine	Aussicht	auf	ein	besseres	Leben	erwarten	konnten.
Wenn	ich	die	Kinder	doch	liebte,	musste	ich	etwas	für	ihre	Zukunft	tun.«

Vor	Kurzem	kehrte	ich	für	einen	anderen	Bericht	in	die	Stadt	zurück.	Ich	wollte	noch	einmal	den	Stadtteil	besuchen,	für	den
Jiyan	zuständig	war.	Ich	traf	einen	Zehnjährigen	aus	Jiyans	Gruppe.	Er	gab	mir	die	Hand	wie	ein	Erwachsener.	»Wo	sind	sie
alle?«,	fragte	ich.

Er	wurde	plötzlich	traurig.	Einige	Anwohner,	die	ich	bei	meinem	letzten	Besuch	kennengelernt	hatte,	hatten	sich	um	uns
herum	versammelt.	Sie	erzählten,	dass	am	Tag	nach	meiner	Abreise	Scharfschützen,	Panzer	und	Raketenwerfer	in	die	Stadt
vorgedrungen	waren.	Ich	erfuhr,	dass	ein	Scharfschütze	Jiyan	am	Bauch	und	an	der	Schulter	getroffen	hatte.	Sie	und	einige
andere	Jugendliche	waren	»außer	Gefecht	gesetzt«	worden.

Der	Artikel	wurde	aus	dem	Türkischen	von	Derya	Zeyrek	übersetzt	und	für	die	deutschen	Leser	gekürzt	und	bearbeitet.	

Onur	Burçak	Belli	arbeitet	als	freie	Journalistin	und	lebt	in	der	Türkei.	Seit	mehr	als	zehn	Jahren	schreibt	sie	über	Konflikte,
Rechte	und	Freiheit	und	hat	bereits	für	Newsweek,	BBC	World,	DIE	ZEIT	und	den	Spiegel	gearbeitet.
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Im	Schatten	der	Märtyrer
Wie	erleben	die	Kurden	den	neu	entflammten	Konflikt	mit	der	Türkei?	Ein	Besuch	bei	der	kurdischen	Community
Berlin
VON	MARIAM	LAU
DIE	ZEIT,	06.08.2015	Nr.	32

In	einem	Betonbau	im	Berliner	Wedding,	hinter	einer	unscheinbaren	Wohnungstür	im	ersten	Stock,	ist	eine	Trauergemeinde
zusammengekommen,	von	der	nur	Eingeweihte	wissen.	Jesidische	Frauen	mit	Kopftüchern,	kurdische	Dichter,	Witwen,
Taxifahrer,	ein	paar	Kinder,	Frauenrechtlerinnen,	Veteranen	des	kurdischen	Befreiungskampfes	–	rund	100	Leute	sind	hier,
um	der	31	Jugendlichen	zu	gedenken,	die	am	20.	Juli	in	der	türkischen	Stadt	Suruç	bei	einem	Selbstmordattentat	des	IS
getötet	wurden.

Die	Gäste	stehen	in	einem	Saal	mit	lilafarbenen	Samtbehängen	und	Fotos	von	kurdischen	Märtyrern,	eingerahmt	von
Kunstrosen	und	Kerzen.	Das	riesige	Porträt	des	Kurdenführers	Abdullah	Öcalan	hängt	über	einem	Altar.	Eingeladen	hat	eine
Splittergruppe,	die	seiner	Partei,	der	PKK,	nahesteht.	Die	darf	nicht	offiziell	auftreten,	weil	sie	in	Deutschland	seit	21	Jahren
als	Terrororganisation	verboten	ist.	Doch	die	Veranstalter	verstecken	sich	heute	nicht	nur	vor	der	deutschen	Staatsmacht.
»Wenn	wir	eine	solche	Trauerfeier	im	Wedding	in	der	Öffentlichkeit	machen	würden«,	sagt	Fehmi	Katar,	der	für	eine
kurdische	Zeitung	arbeitet,	»dann	gäbe	es	sofort	eine	Schlägerei	–	entweder	mit	Leuten	vom	IS,	die	sich	hier	schon	mehrere
Moscheen	unter	den	Nagel	gerissen	haben.	Oder	mit	türkischen	Faschisten	von	den	Grauen	Wölfen.«

Der	Konflikt	zwischen	Türken,	Kurden	und	dem	IS,	den	die	meisten	Deutschen	weit	weg	wähnen,	spiegelt	sich	längst	auch	in
Deutschland,	zum	Beispiel	im	Berliner	Arbeiterbezirk	Wedding.	Leute	wie	Fehmi	Katar	und	seine	Genossen	bewegen	sich	in
einer	eigenen	Topografie,	die	dem	Rest	der	Berliner	unsichtbar	bleibt:	Kampfzonen	und	Enklaven	der	Sicherheit,	IS-
Moscheen	und	Ladenlokale	der	Grauen	Wölfe.	In	manchen	Straßenzügen	sind	ganze	kurdische	Dorfbevölkerungen	zu	Hause.
Etwa	50	000	Kurden	und	200	000	Türken	leben	allein	in	Berlin,	bundesweit	sind	es	etwa	drei	Millionen	Türkeistämmige	und
800	000	Kurden.	Der	Verfassungsschutz	schätzt,	dass	die	PKK	in	ganz	Deutschland	etwa	14	000	Anhänger	hat.

Seit	dem	Attentat	von	Suruç	hat	sich	die	Lage	zugespitzt.	Zunächst	in	der	Türkei,	wo	PKK-Anhänger	aus	Rache	zwei
türkische	Polizisten	ermordeten,	einen	Traktor	voller	Sprengstoff	in	eine	Soldatenunterkunft	steuerten	und	Minen	auslegten.
Das	deutsche	Außenministerium	warnt	vor	Anschlägen	auf	U-Bahnen	und	Bushaltestellen	in	Istanbul.	Von	einem	Tag	auf	den
anderen	beendete	der	türkische	Staatspräsident	Recep	Erdoğan	den	jahrelang	von	ihm	selbst	erfolgreich	betriebenen
Friedensprozess	mit	den	Kurden.	Nun	sprechen	Erdoğan	und	seine	AKP-Regierung	von	der	PKK	nur	noch	als
Terrororganisation;	zwischen	dem	IS	und	der	PKK	machen	sie	keinen	Unterschied	mehr.

Hunderte	von	Kurden	sind	mittlerweile	in	der	Türkei	verhaftet	worden.	Bei	türkischen	Bombenangriffen	auf	PKK-Stellungen
in	den	Bergen	im	Nordirak	kamen	bisher	260	Menschen	ums	Leben,	viele	davon	Zivilisten,	schwangere	Frauen,	Kinder.
Diese	Opfer,	sagt	die	türkische	Regierung,	seien	»nicht	beabsichtigt«.	Doch	die	PKK-Kämpfer	hätten	sie	als	zivile
Schutzschilde	genutzt.	Es	ist	kein	Zufall,	dass	die	Rhetorik	beider	Seiten	dieser	Tage	wie	ein	Echo	des	Konflikts	zwischen
Israelis	und	Palästinensern	klingt:	Der	Nato-Partner	Türkei	hat	dem	Westen	immer	wieder	vorgeworfen,	ihm	nicht	das	gleiche
Recht	auf	Selbstverteidigung	zuzugestehen,	wie	es	Israel	zugebilligt	wird.	Und	wie	die	Regierung	Netanjahu	keinen
Unterschied	zwischen	Hamas	und	Fatah	macht,	so	macht	Erdoğan	jetzt	keinen	zwischen	der	PKK	und	der	moderaten



Kurdenpartei	HDP.

Auf	der	Trauerfeier	im	Wedding	gibt	es	nur	eine	Deutung	der	aktuellen	Ereignisse.	Die	»Komplizenschaft	der	faschistischen
AKP«	bei	dem	Massaker	in	Suruç	sei	offensichtlich,	sagt	ein	Redner	ins	Saalmikrofon.	Ein	anderer	sagt,	die	AKP	mache	mit
dem	IS	schon	lange	gemeinsame	Sache.	»Das	Attentat	war	ein	Angriff	auf	die	kommunistische	Bewegung.	Es	war	eine
Kriegserklärung!«	Ein	Dritter	glaubt,	Erdoğan	wolle	für	Chaos	und	Angst	im	Land	sorgen,	sodass	eine	Stimmung	für
Neuwahlen	entstehe	–	eine	Einschätzung,	die	in	Deutschland	bis	in	höchste	Regierungskreise	geteilt	wird.	Der
Friedensprozess	mit	den	Kurden	sei	für	den	türkischen	Staatspräsidenten	nur	so	lang	interessant	gewesen,	wie	sie	als
potenzielle	Wähler	infrage	kamen.	Als	die	Kurden	dann	aber	mit	ihrer	eigenen,	gemäßigt	linken	Partei	HDP	so	erfolgreich
wurden,	dass	sie	Erdoğan	bei	der	Parlamentswahl	am	7.	Juni	die	ersehnte	absolute	Mehrheit	zunichte	machten,	war	es	mit
dem	Frieden	vorbei.	Jetzt	wolle	Erdoğan	die	Kurden	kriminalisieren	und	demontieren.

Die	jüngsten	Racheakte	der	PKK	wiederum	erinnern	an	ihre	frühere	Guerillastrategie.	Zwischen	1984	und	1998	lieferte	sich
die	PKK	in	der	Türkei	blutige	Kämpfe	mit	den	Militärs,	bei	denen	insgesamt	45	000	Menschen	umkamen.	4000	kurdische
Dörfer,	Viehherden	und	Wälder	im	Südosten	der	Türkei	wurden	von	Regierungskräften	in	Brand	gesetzt.	Die	PKK	tötete
ihrerseits,	auch	nach	eigenen	Angaben,	in	jenen	Jahren	Hunderte	von	»Verrätern	und	Lehrer-Agenten«	bei	Aktionen	gegen
»Dorfschützer,	Kollaborateure	und	Spione«.	In	Deutschland	machte	sie	durch	Autobahnbesetzungen,	Sprengstoffanschläge,
Schutzgelderpressungen	und	Selbstverbrennungen	von	sich	reden	–	daher	das	Verbot	1993	durch	den	damaligen
Bundesinnenminister	Manfred	Kanther.

Die	Bilder	verstorbener	»Märtyrer«,	die	auf	der	Trauerfeier	im	Wedding	den	ganzen	Raum	schmücken,	zeigen	auffällig	viele
Frauen,	zum	Beispiel	jene	drei	kurdischen	Politikerinnen,	die	vor	zwei	Jahren	auf	offener	Straße	in	Paris	ermordet	wurden.	Es
ist	eine	Spezialität	der	PKK,	die	Frauen	als	»Avantgarde	der	Bewegung«	zu	verstehen.	Auch	zu	den	heutigen	Trauergästen
gehört	so	eine	Frau.	Sie	heißt	Safye	Meryem.	Ihr	Gesicht	ist	schwer	von	Brandnarben	gezeichnet.	An	jeder	Hand	fehlen	ihr
Finger.	Ist	sie	ein	Folteropfer,	eine	der	vielen	Tausend	Kurden,	die	im	türkischen	Bürgerkrieg	der	achtziger	und	neunziger
Jahre	im	Gefängnis	saßen?	Erlitt	sie	einen	Säureanschlag,	was	auch	kurdischen	Frauen	geschieht,	die	in	konservativen
Milieus	gegen	die	»Familienehre«	verstoßen	haben?	Nein,	Safye	Meryem	hat	sich	selbst	verbrannt,	1999	in	einer
Fußgängerzone	in	Kopenhagen.	Sie	war	damals	22	Jahre	alt.	»Ich	war	verzweifelt«,	sagt	sie,	»dass	man	Abdullah	Öcalan,
unseren	serok	(Führer),	zum	Tode	verurteilt	hat.	Er	hat	so	viel	für	die	Frauen	getan!	Er	will	doch	nur	den	Frieden!«	Weil
Meryem	weiß,	dass	die	Ansichten	gerade	über	diesen	letzten	Punkt	selbst	unter	Kurden	auseinandergehen,	fügt	sie	schnell
hinzu:	»Ich	bin	keine	Terroristin!	Ich	habe	nie	auch	nur	einen	Stein	geworfen.«

Und	was	sagt	Safye	Meryem	über	die	Racheakte	der	PKK	in	der	Türkei,	ist	das	heute	die	richtige	Antwort?	Meryem	will	die
jüngsten	Anschläge	nicht	als	Rückkehr	zu	den	alten	Zeiten	verstanden	wissen.	Sie	will	sie	weder	verurteilen	noch	verteidigen.
»Das	waren	Aktivisten,	die	keinen	Auftrag	aus	der	Zentrale	hatten.	Das	ist	halt	diese	Wut,	diese	Hilflosigkeit.	Es	könnte	aber
auch	der	türkische	Geheimdienst	gewesen	sein.«	Ein	Mann	neben	ihr	ergänzt:	»Wenn	wir	das	waren,	dann	müssen	wir
Selbstkritik	üben.«	Zentrale,	Führer,	Selbstkritik	–	den	Jargon	der	Guerilla-Jahre	pflegt	die	PKK	bis	heute.

Dennoch	hat	sich	das	Image	der	kurdischen	Arbeiterpartei	in	Deutschland	radikal	gewandelt,	seit	sie	sich	als	die	einzige	Kraft
im	Nahen	Osten	erwies,	die	bereit	und	in	der	Lage	war,	mit	Bodentruppen	gegen	den	IS	zu	kämpfen.	»Aber	nicht	uns	hat
Deutschland	dann	Waffen	geliefert«,	beschwert	sich	der	Journalist	Fehmi	Katar	auf	der	Trauerfeier,	»sondern	den
Peschmerga«,	den	Kampftruppen	des	irakischen	Kurdenführers	Masud	Barsani.	Barsani	gilt	hier	nur	als	kapitalistischer
Landesfürst.	Er	hat	die	PKK	aufgefordert,	den	Irak	zu	verlassen.

Von	dem	Mann,	auf	dessen	Wort	Meryem	und	ihre	Genossen	warten,	hört	man	derzeit	nichts.	Abdullah	Öcalan	starrt	stumm
lächelnd	von	dem	riesigen	Poster	auf	die	Veranstaltung	herab.	Seit	16	Jahren	sitzt	der	Kurdenführer	auf	der	Gefängnisinsel



Imrali	im	Maramameer,	an	der	Grenze	zwischen	Europa	und	Asien.	Seine	Anhänger	vergleichen	ihn	mit	Nelson	Mandela	auf
Robben	Island.	Öcalan	wurde	1999	wegen	Raub,	Mord,	Sprengstoffanschlägen	und	Mitgliedschaft	in	einer	terroristischen
Vereinigung	zum	Tode	verurteilt.	Im	Jahr	2002	schaffte	die	Türkei	die	Todesstrafe	jedoch	ab.

In	den	zehn	Jahren	Isolationshaft	schrieb	Öcalan	diverse	Bücher,	in	denen	er	immer	wieder	um	sich	selbst	und	seine	Rolle
kreist.	So	schreibt	er	zum	Beispiel	über	sein	Verhältnis	zu	Anhängern	wie	Safye	Meryem,	die	sich	seinetwegen	selbst
verbrannten:	»Als	Jesus	ans	Kreuz	genagelt	wurde,	weinten	die	Menschen	seiner	Umgebung	lediglich.	Beim	Tode
Mohammeds	diskutierte	man	im	Angesicht	seines	Leichnams	drei	Tage	über	die	Nachfolge.	Als	Lenin	starb,	beging	niemand
Selbstmord«,	so	Öcalan.	»Aber	als	ich	verhaftet	und	ausgeliefert	wurde,	übergaben	sich	die	Kinder,	Söhne	und	Töchter	des
kurdischen	Volkes	gleich	zu	Hunderten	lichterloh	brennend	den	Flammen.	Was	wollten	sie	damit	zum	Ausdruck	bringen?
Wogegen	richtete	sich	die	Wut?	Wenn	ich	es	nicht	persönlich	verhindert	hätte,	wären	Tausende	bereit	gewesen.«

Zum	kurdischen	Neujahrsfest	Newroz	im	März	2013	verkündete	Öcalan	einen	Aufruf	zur	Waffenruhe,	den	er	dieses	Jahr
erneuert	hat.	In	den	langjährigen	geheimen	Verhandlungen	mit	der	Regierung	Erdoğan	hat	Öcalan	auch	Abstand	genommen
von	der	Forderung	nach	einem	eigenen	kurdischen	Staat.	Jetzt	ist	nur	noch	von	kommunaler	Selbstverwaltung	die	Rede,	in
der	Männer	und	Frauen,	Muslime,	Juden	und	Christen	gleichberechtigt	zusammenleben.	Ein	Stück	seines	Traums	sieht	er
schon	verwirklicht:	in	Rojava,	den	überwiegend	kurdisch	bewohnten,	autonomen	Gebieten	im	Norden	Syriens	entlang	der
Grenze	zur	Türkei.	Rojava	–	das	ist	für	die	Genossen	im	Wedding	heute	so	etwas	Ähnliches	wie	für	die	Linken	früherer
Generationen	die	Sowjetunion.	Ein	Stückchen	Himmel	auf	Erden.

Deshalb	steht	auch	auf	der	Trauerfeier	im	Wedding	ein	Deutscher	auf	und	ergreift	das	Mikrofon.	»Ich	bin	der	Dieter	von	der
Marxistisch-Leninistischen	Partei	Deutschlands.	Es	ist	ja	klar,	dass	den	amerikanischen	Imperialisten	die	Entwicklung	von
Rojava	ein	Dorn	im	Auge	ist.	Aber	das	kurdische	Volk	ist	nicht	allein!«,	ruft	er.	»Es	gibt	rote	Linien,	und	wenn	die
überschritten	sind,	werden	wir	uns	wehren.«	Und,	etwas	leiser:	»Auch	wenn	die	kommunistische	Militanz	im	Herzen	der
Bestie	noch	nicht	so	weit	ist.«

Dem	kurdisch-syrischen	Politiker	und	Autor	Siamend	Hajo,	der	in	Neukölln	die	Website	Kurd	Watch	und	ein	kurdisches
Kulturinstitut	betreibt,	graust	es	bei	solchen	Sätzen.	Er	hält	die	PKK	wie	viele	andere	Kurden	aus	Syrien	und	dem	Irak	für
eine	nach	wie	vor	stalinistische	Organisation,	die	im	Traumland	Rojava	ein	brutales	Regime	mit	Zwangsrekrutierungen	auch
von	Kindersoldaten	betreibt,	die	Journalisten	zum	Schweigen	bringt	und	sich	in	der	Türkei	von	den	iranischen	Mullahs
unterstützen	lässt,	weil	die	ein	Interesse	an	der	Destabilisierung	der	Türkei	haben.	Hajo	glaubt	zwar	nicht,	dass	die	PKK	in
der	nächsten	Zeit	wieder	Anschläge	in	Deutschland	verüben	wird.	Mit	Erleichterung	hätten	viele	Kurden	die	Kritik	der
Bundeskanzlerin	an	den	Racheaktionen	der	Regierung	Erdoğan	zur	Kenntnis	genommen.	Aber	was	das	Verhältnis	zwischen
Kurden	und	Türken	auf	deutschen	Straßen	angeht	–	da	möchte	Hajo	für	nichts	garantieren.

Als	im	Wedding	alle	Trauerreden	gehalten	und	alle	Anmerkungen	gemacht	sind,	treten	die	Gäste	auf	die	Dachterrasse.	Von
hier	aus	sieht	man	den	Giebel	der	Hinterhof-Moschee,	die	das	Gebäude	früher	beherbergte.	Auf	der	Terrasse	werden
Lahmacun	und	Ayran	gereicht,	türkische	Pizza	und	Joghurtgetränk.	Die	Witwe	eines	Todesopfers	bekommt	einen	Stuhl
gebracht	und	heißen	Tee,	im	Gras	krabbeln	die	Kinder	herum.	Sie	werden	ihr	Leben	wohl	nicht	mehr	im	Schatten	der
»Märtyrer«	verbringen	müssen,	die	sie	jetzt	noch	umgeben.	Die	PKK	in	Deutschland	hat	dem	Terror	abgeschworen	–	und	das
ist	ihre	Chance.	Heute	setzt	sich	sogar	die	deutsche	Kanzlerin	beim	türkischen	Staatspräsidenten	für	die	Kurden	ein.	Noch	vor
ein	paar	Jahren	hätte	das	hier	im	Wedding	niemand	für	möglich	gehalten.	Den	Terror	früherer	Zeiten	wünscht	sich	hier	wohl
keiner	zurück.



Kurdenpolitik

Ein	Deutscher	gegen	Erdoğan
Sein	Onkel	hat	einst	die	PKK	mitbegründet.	Nun	will	Ziya	Pir,	Geschäftsmann	aus	Duisburg,	die	türkische	Politik
aufmischen.
VON	ÖZLEM	TOPÇU
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Bevor	Ziya	Pir	von	Duisburg	nach	Diyarbakır	aufbricht,	um	Kurden	und	Türken	miteinander	zu	versöhnen,	muss	er	noch	den
Jahresabschluss	machen.	Es	ist	der	Donnerstag	vor	Karfreitag,	in	seiner	Firma	Mydent,	einer	Zahnpraxis,	herrscht	viel
Betrieb.	Das	Wartezimmer	ist	voll,	und	der	44-jährige	studierte	Betriebswirt	erwartet	noch	zwei	junge	Frauen	zum
Bewerbungsgespräch.	Eine	mit	schlechten	Noten,	eine	mit	sehr	guten.	Die	Erste	ist	Kurdin,	die	Zweite	Deutsche.	Er	würde
gern	beide	nehmen,	sagt	Pir.	Er,	Gastarbeiter-	und	Einwandererkind	aus	der	Kleinstadt	Torul	an	der	Schwarzmeerküste,	habe
auch	viel	Hilfe	in	seinem	Leben	erfahren.	Heute	leitet	er	eine	Firma	mit	30	Mitarbeitern.	Ziya	Pir	führt	ein	gutes	und
bequemes	Leben.	Er	hat	viel	erreicht	und	könnte	zufrieden	sein,	aber	er	ist	es	nicht.

Mit	seinen	Gedanken	ist	der	Deutschtürke,	der	als	Neunjähriger	mit	seiner	Familie	zunächst	nach	Biberach	in	Baden-
Württemberg	zog,	bereits	in	der	Türkei.	Wenn	dort	am	kommenden	Sonntag	ein	neues	Parlament	gewählt	wird,	dann	will	der
Türke	Pir	für	die	prokurdische	HDP	(»Demokratische	Partei	der	Völker«)	in	die	Große	Nationalversammlung	in	Ankara
einziehen.	Die	HDP	versteht	sich	als	Partei	aller	Volksgruppen	und	Bürger,	vom	Frömmler	bis	zum	Gender-Aktivisten.	Pir
drängt	es	zu	einer	Zeit	in	die	türkische	Politik,	in	der	das	Land	vor	einer	Schicksalswahl	steht.	Denn	vom	Ausgang	dieser
Wahl	hängt	ab,	wie	der	begonnene	Aussöhnungsprozess	zwischen	dem	türkischen	Staat	und	den	Kurden	weitergehen	wird
und	ob	der	Türkei	ein	Systemwechsel	bevorsteht:	vom	parlamentarischen	hin	zu	einem	präsidialen	System	–	mit	mehr
Machtbefugnissen	als	heute	für	das	Staatsoberhaupt.

Staatspräsident	Recep	Tayyip	Erdoğan	will	den	Systemwechsel.	Alle	Oppositionsparteien	sind	dagegen	–	auch	die	HDP	und
ihr	deutschtürkischer	Kandidat	Ziya	Pir	aus	Duisburg.	Das	Problem	ist	nur:	Erdoğans	AKP	und	die	HDP	sind	Partner	im
Aussöhnungsprozess.	Sie	brauchen	einander.	Die	AKP	als	überhaupt	erste	Regierungspartei,	die	mit	der	Arbeiterpartei	PKK
und	ihrem	immer	noch	unangefochtenen	Anführer	Abdullah	Öcalan	ernsthaft	verhandelt	–	und	die	HDP	als	Botschafterin
zwischen	Staat	und	den	»Staatsfeinden«.

Diese	kleine	Partei	mit	ihrem	smarten	und	bescheidenen	Vorsitzenden	Selahattin	Demirtaş	hat	es	geschafft,	sich	innerhalb
weniger	Monate	das	Image	des	wahren	Erdoğan-Herausforderers	zu	erarbeiten.	Vielleicht,	weil	sie	trotz	ihrer	Partnerschaft
mit	der	AKP	in	der	Kurdenfrage	klargestellt	hat:	Mit	uns	wird	es	kein	Präsidialsystem	geben.	Die	HDP	gewinnt	an
Zustimmung,	obwohl	sie	in	dieser	so	wichtigen	Wahl	die	widersprüchlichste	Rolle	hat:	Sie	ist	zugleich	Partner	und
Herausforderer	der	AKP.

Wenn	die	HDP	die	hohe	Hürde	von	zehn	Prozent	überspringt	und	es	ins	Parlament	schafft,	so	viel	ist	zumindest	klar,	dann
wird	die	AKP	Macht	einbüßen.

Es	geht	also	um	viel.	Sehr	viel.

Wie	aber	kommt	Ziya	Pir,	ein	in	Deutschland	erfolgreicher	Mann,	dazu,	alles	hinter	sich	zu	lassen,	um	in	einem	Land
mitzumachen,	in	dem	Politik	Kampf	bedeutet,	und	dazu	noch	für	eine	Partei	anzutreten,	deren	Zukunft	ungewiss	ist?



Für	Ziya	Pir	hat	die	Entscheidung	viel	mit	der	Zukunft	seines	Landes	zu	tun:	»Ich	will	mit	am	Tisch	sitzen,	wenn	die	über
Frieden	verhandeln«,	sagt	er	selbstbewusst.	Er	sagt	auch,	dass	sein	Land	nun	einmal	die	Türkei	sei,	nicht	Deutschland.	Er	will
mithelfen,	dass	der	40	Jahre	währende	Konflikt	zwischen	Türken	und	Kurden	ein	Ende	hat.

Diyarbakır	–	Stadt	des	Schmerzes

Drei	Wochen	später	und	mehr	als	4000	Kilometer	von	Duisburg	entfernt,	steht	Ziya	Pir	vor	dem	Gefängnis	in	Diyarbakır.	Vor
den	dicken,	hohen	Mauern	haben	sich	etwa	150	Menschen	versammelt.	Eine	Gruppe	von	kurdischen	Müttern	mit	weißen
Kopftüchern	und	geblümten	Pluderhosen	hält	ein	Transparent	mit	der	Aufschrift	»Freiheit	für	alle	politischen	Gefangenen«
hoch.	In	die	Jahre	gekommene	Exhäftlinge	mit	tiefen	Stirnfalten	und	nikotinvergilbten	dicken	Schnurrbärten	stehen	herum
und	warten.

Ziya	Pir	wirkt	wie	ein	Fremdkörper	in	dieser	Szenerie.	Er	sieht	zu	gesund	aus,	steht	viel	gerader	als	die	Menschen	um	ihn
herum.	Er	spricht	auch	viel	sanfter	als	die	anderen.	Vielleicht	zu	sanft	für	die	türkische	Politik.	Er	schaut	auf	seinen	Zettel,
gleich	soll	er	etwas	sagen.	Er	wirkt	etwas	unsicher.	Für	Ziya	Pir	ist	es	nicht	nur	der	erste	Auftritt	in	seinem	Wahlkreis,
sondern	auch	eine	Reise	in	die	Vergangenheit:	Sein	Onkel	Kemal	war	neben	Abdullah	Öcalan	einer	der	Mitbegründer	der
PKK.	Er	ist	also	nicht	irgendein	Kandidat.

In	seiner	Rede	fordert	Pir	die	Freilassung	aller	politischen	Gefangenen	und	sagt:	»Wenn	du	Kurde	bist,	bist	du	dafür
geschaffen,	ein	Gefangener	zu	sein!«	Die	Zuhörer	applaudieren.	Kinder	mit	Halstüchern	in	kurdischen	Farben	machen	das
Victory-Zeichen	und	posieren	für	die	Kameras.	Die	Kurden	beherrschen	die	Instrumente	der	politischen	Kommunikation	–	sie
hatten	40	bittere	Jahre	Zeit,	zu	lernen.	Nach	Pir	spricht	eine	80-jährige	Mutter.	Sie	sagt,	sie	habe	acht	Kinder	gehabt,	drei
habe	ihr	der	Staat	genommen.	Eines	ist	hier	im	Gefängnis	an	den	Folgen	von	Folter	gestorben.	Sie	sagt,	sie	wolle
Gerechtigkeit.	»Es	ist	keine	Schuld,	Kurde	zu	sein!«	Ziya	nimmt	sie	in	den	Arm.	Anschließend	gehen	alle	Anwesenden	zum
Haupteingang	des	Gefängnisses	und	werfen	rote	Nelken	über	das	Eisentor	in	den	Innenhof.

Ziya	Pirs	Onkel	kämpfte	hier	einst	mit	der	letzten	Waffe,	die	ihm	blieb	–	seinem	Willen.	1982,	nach	einem	jahrelangen
bewaffneten	Kampf	gegen	den	Staat,	fastete	er	sich	mit	anderen	zu	Tode.	Es	heißt,	er	habe	vorher	befohlen,	dass	keiner	vor
ihm	sterben	dürfe.	So	kam	es	auch.

Kemal	Pir	erfuhr	Gewalt	und	war	gewalttätig.	Als	Türke	in	der	kurdischen	Bewegung	wird	er	noch	heute	verehrt.	Für	die
Kurden	ist	er	ein	Held,	ein	Erwecker,	ein	Märtyrer	–	für	den	türkischen	Staat	einer	seiner	schlimmsten	Feinde.	Für	Ziya	Pir	ist
er	der	Onkel,	mit	dem	er	als	Kind	unter	einem	Dach	lebte	und	der	immer	über	die	Ungerechtigkeit	auf	dieser	Welt	sprach	und
davon,	dass	er	sie	einmal	bekämpfen	würde.	Für	den	erwachsenen	Ziya	ist	Kemal	ein	Mann,	der	barmherzig	war	und	dessen
unbändigen	Willen	er	bewundert,	nicht	aber	seine	Gewalt.

Bei	einer	von	Kemals	zahlreichen	Verhaftungen,	so	wird	erzählt,	habe	ihn	der	Haftrichter	gefragt:	»Kemal	Pir,	was	hast	du	als
Türke	mit	den	Kurden	zu	schaffen?«	Er	antwortete:	»Um	das	zu	verstehen,	reicht	dein	Intellekt	nicht	aus.«	Von	ihm	soll	auch
der	Satz	stammen:	»Die	Türkei	wird	nur	frei	sein,	wenn	auch	die	Kurden	frei	sind.«

Hier,	im	Osten	des	Landes,	weiß	jeder,	wer	Kemal	Pir	ist.	Noch	heute	werden	Kinder	nach	ihm	benannt.

Alles	hier	ist	mit	Geschichte	aufgeladen.	Und	so	ist	auch	das	Gefängnis,	vor	dem	der	Neffe	jetzt	steht,	nicht	irgendeines.	Das
Gefängnis	von	Diyarbakır	ist	eines	der	berüchtigtsten	der	Welt.	Nach	dem	Militärputsch	1980	wurde	es	zum	Militärgefängnis.
Kurden,	PKK-Kämpfer,	Oppositionelle	–	sie	alle	durchlebten	hier	Unvorstellbares.	Zu	den	gängigsten	Foltermethoden	zählte,
Häftlinge	mit	Knüppeln	zu	vergewaltigen.	Elektroschocks	an	den	Genitalien.	Baden	in	Fäkalien.	Das	Essen	von	Fäkalien.
Salutieren	vor	einem	Hund.	Gefangene	mussten	andere	Gefangene	an	Penis	und	Hoden	hochziehen	und	ihr	Gewicht	schätzen



–	diese	Methode	wurde	»die	Waage«	genannt.	Es	ist	einer	der	dunkelsten	Orte	der	türkischen	Geschichte.

Jetzt	steht	wieder	ein	Pir	hier.	Wieder	einer,	der	als	Türke	Teil	der	kurdischen	Bewegung	ist	und	der	türkischen	Gesellschaft
den	Spiegel	vorhält.	Wohl	noch	bei	keiner	Wahl	in	der	Geschichte	der	Republik	waren	die	Kurden	so	präsent	wie	bei	dieser.
Als	Akteur	–	nicht	als	Gegner	des	Staates,	sondern	nur	noch	als	Gegner	seiner	Härte	und	Starre.	Während	der	Onkel	Pir	mit
Waffengewalt	und	Ideologie	bis	zum	Tod	gegen	den	türkischen	Staat	kämpfte,	wählt	der	Neffe	die	Mittel	der	Politik	–	nicht
gegen	den	Staat,	sondern	für	die	Aussöhnung,	sagt	er.

Ziya	Pir	hat	mehrere	Anläufe	gebraucht,	um	nach	Diyarbakır	zu	kommen.	Einmal,	erzählt	er,	ist	er	nach	der	Ankunft	am
Flughafen	sofort	wieder	zurückgeflogen.	»Für	meine	Familie	war	Diyarbakır	nie	eine	Stadt,	sondern	ein	Ort	des	Schmerzes
und	des	Kerkers.«	Hier,	in	einem	Haus	in	einem	kleinen	Dorf	namens	Fis,	wurde	die	PKK	gegründet.	Das	Haus	steht	noch
immer.	Diyarbakır	ist	ein	symbolischer	Ort.	Deshalb	griff	die	Staatsmacht	hier	auch	besonders	hart	durch:	Wenn	die	Kurden
früher	versuchten,	das	Neujahrsfest	Newroz	zu	feiern,	warf	das	Militär	Tränengas	von	Helikoptern	über	ihnen	ab.	Heute	wird
das	Fest	auf	einem	eigenen	Areal	mit	riesiger	Bühne	und	Konzert	gefeiert.	Der	türkische	Premierminister	schickt	Grußworte
auf	Kurdisch.	Dort	weht	dann	nicht	die	türkische	Fahne,	sondern	es	wehen	Tausende	Fahnen	mit	Öcalans	Konterfei.	Damals,
nach	dem	Militärputsch	1980,	herrschte	Angst	vor	Militär	und	Polizei,	wer	auf	den	Straßen	unterwegs	war,	drehte	sich
ständig	um,	aus	Furcht,	verfolgt	zu	werden.	Heute	können	Kurden	ihrer	alten	Märtyrer	öffentlich	gedenken,	von	ihren	Helden
gibt	es	riesige	Poster	zu	kaufen,	Wandteppiche	oder,	in	der	moderneren	Variante,	Handyschutzhüllen	mit	ihrem	Porträt.

Die	Kurden	können	nicht	nur	ihrer	vergangenen,	sondern	auch	ihrer	gegenwärtigen	Märtyrer	gedenken:	Täglich	kommen
Särge	kurdischer	Guerilla-Kämpfer	in	Diyarbakır	an,	die	in	Syrien	und	im	Irak	gegen	den	sogenannten	»Islamischen	Staat«
(IS)	kämpfen.	Die	Menschen	hier	geben	ihnen	ein	letztes	Geleit.	Die	türkische	Staatsmacht	lässt	sie	gewähren.	Früher	wurden
Familien	von	Guerilla-Kämpfern	in	Sippenhaft	genommen.	Heute	gehen	sie	in	die	türkische	Politik.	So	wie	Ziya	Pir.

Es	hat	sich	viel	getan.	Die	Kurden	haben	sich	verändert,	die	Türken	aber	auch.	Dass	es	innerhalb	der	PKK	nicht	unbedingt
demokratisch	zugeht,	ist	derzeit	nicht	die	vorrangige	Frage.	Sicherlich	wird	auch	das	irgendwann	offen	diskutiert	werden
müssen	–	in	der	kurdischen	Bewegung.

An	der	Veränderung	haben	Erdoğan	und	seine	AKP	großen	Anteil.	Er	war	der	erste	Regierungschef,	der	ernsthaft	versuchte,
den	Konflikt	beizulegen.	Auch	Ziya	Pir	glaubte	einmal,	dass	Erdoğan	den	Frieden	bringen	könnte.	Aber	jetzt	ist	Wahlkampf.
Im	Moment	wird	nicht	verhandelt,	im	Moment	geht	es	der	AKP	darum,	sich	zur	alleinigen	Partei	der	Aussöhnung	zu
stilisieren.

Es	gab	eine	Zeit,	in	der	Pir	Erdoğan	verehrte,	der	wie	er	von	der	Schwarzmeerküste	stammt.	Dort	sind	die	Menschen
konservativ	und	nationalistisch,	von	Linken	und	Kurden	halten	sie	nicht	viel.	Pir	gehörte	sogar	einst	zu	den	Mitgründern	einer
Lobbyorganisation	der	AKP	in	Deutschland.	Nun	aber	tritt	er	für	eine	Partei	an,	die	sich	Erdoğans	immer	maßloseren
Machtansprüchen	in	den	Weg	stellt.

Frieden!	Frieden?

Noch	vier	Wochen	bis	zur	Wahl.	Ziya	Pir	fährt	von	Dorf	zu	Dorf,	drückt	Hände,	streichelt	Kinderwangen,	redet	Bauern	und
Händlern	gut	zu.	Es	ist	anstrengend	und	heiß.	Er	muss	viel	Tee	trinken	und	viel	tanzen.	Wo	er	hinkommt,	erstarren	die
Menschen	in	Demut	vor	dem	Neffen	des	großen	Kemal	Pir.	Ein	bisschen	genießt	Ziya	das.

Er	fährt	an	einer	Schule	vorbei,	dort	ist	gerade	Pause.	Pir	steigt	aus.	Die	Kinder	umringen	ihn,	rufen	»Biji	Apo!«,	»Es	lebe
Apo!«,	gemeint	ist	Öcalan.	Die	kleinen	Hände	heben	sich	zum	Victory-Zeichen,	einige	vermummen	sogar	ihr	Gesicht,	wie
die	Großen.	»Kinder,	wie	geht	es	euch?«	Pir	bleibt	immer	ruhig,	spricht	mit	sanfter	Stimme.	Diese	Generation	könnte,	wenn



der	Versöhnungsprozess	scheitert,	radikaler	werden	als	die	Altvorderen.	Deshalb	muss	es	eine	Aussöhnung	geben.	Bald.

In	den	Dörfern	ist	die	Stimmung	entspannt.	Pir	lobt	den	Friedenswillen	der	Menschen	und	sagt,	dass	die	Mütter	keine	Kinder
mehr	an	den	Krieg	verlieren	wollen.	Viele	hier	haben	Söhne	und	Töchter,	die	Kämpfer	bei	der	PKK	sind	oder	wie	man	hier
sagt:	»Auf	den	Berg	hinaufgestiegen	sind«.	Die	Alten	sind	kriegsmüde.	In	einem	Dorf	kommt	ein	Greis	auf	ihn	zu	und	sagt:
»Wir	sind	zuerst	Menschen,	dann	Kurden.«	Pir	nimmt	seine	Hand	und	lässt	sie	minutenlang	nicht	los.	Er	spricht	vom
»Frieden	trotz	allem«,	und	meint:	trotz	des	derzeitigen	Verhaltens	der	AKP.

Die	Notwendigkeit	einer	wirklichen	Aussöhnung	ist	größer	und	wichtiger	als	seine	Person.	Oder	als	Erdoğan.	Oder	Öcalan.
Oder	die	AKP.	Oder	die	PKK.	Pir	hat	begriffen,	dass	Politik	nicht	allein	der	Absicherung	von	Macht	dient.	Sie	dient	vor	allem
der	Absicherung	des	Gemeinwohls.	Des	Friedens	vielleicht.	Deshalb	hat	er	der	AKP	den	Rücken	gekehrt,	obwohl	er	sich	der
konservativen	Weltsicht	dieser	Partei	eigentlich	näher	fühlt	als	dem	oftmals	chaotischen	Linksradikalismus	der	HDP.

Ziya	weiß:	Er	darf	nicht	scheitern.	Er	hat	ein	Ziel	und	ein	Erbe.

Warum	aber	schickt	seine	Partei	ihn,	den	Neffen	eines	Märtyrers,	dann	durch	Dörfer,	deren	Bewohner	so	oder	so	HDP
wählen?	Wie	soll	er	denn	so	etwas	bewirken	können?	Der	Ökonom	Pir	findet	das	unproduktiv.	Er	wird	wütend,	was	selten
vorkommt.	Später	im	Auto	streitet	er	sich	mit	Parteigenossen	am	Telefon.	Er	setzt	durch,	dass	er	am	nächsten	Tag	auf	einer
großen	Veranstaltung	sprechen	darf,	vor	dem	Parteivorsitzenden	Demirtaş.

Später	am	Abend	erhält	Pir	eine	SMS.	Acht	PKK-Kämpfer,	die	bei	Kämpfen	gegen	den	IS	im	irakischen	Schengal	gefallen
sein	wollen,	werden	im	Leichenschauhaus	von	Diyarbakır	erwartet.	Pir	fährt	hin,	obwohl	der	Tag	seine	Kräfte	aufgebraucht
hat.

Als	er	dort	ankommt,	füllt	sich	der	Parkplatz	mit	Menschen,	darunter	auch	die	Eltern	der	Gefallenen.	Eine	der	Mütter	hat
bereits	zwei	Kinder	verloren.	Pir	spricht	sein	Beileid	aus.	Auch	das	gehört	hier	zur	politischen	Kultur:	Märtyrermütter	trösten.

Mittlerweile	ist	der	Parkplatz	voll.	Die	Rettungswagen	mit	den	Toten	treffen	ein,	die	Särge	werden	unter	Beifall	ins	Gebäude
getragen.	Rote	Nelken	fliegen	durch	die	Luft.	Pir	verschwindet	in	der	Menschenmenge.	»Meine	Familie	und	ich,	wir	haben
als	Türken	schon	viel	Leid	erlebt«,	sagt	er,	als	er	wieder	auftaucht.	»Aber	manchmal	frage	ich	mich,	was	wohl	mit	mir
passiert	wäre,	wenn	ich	in	diesem	Land	als	Kurde	auf	die	Welt	gekommen	wäre.«

Die	Wahl

Am	Sonntag	wählt	die	Türkei	ein	neues	Parlament.	Zugelassen	sind	31	Parteien,	die	bedeutendsten	sind	die	AKP	von
Präsident	Recep	Tayyip	Erdoğan,	die	alte	Atatürk-Partei	CHP,	die	nationalistische	MHP	und	erstmals	die	HDP	als	Dachpartei
kurdischer	und	linker	Gruppen.	Sie	hat	gute	Chancen,	die	Zehnprozenthürde	zu	überspringen.	Stärkste	Kraft	wird	wohl	die
AKP	bleiben,	doch	sie	könnte	Stimmen	verlieren.	Auch	türkische	Staatsbürger	im	Ausland	durften	abstimmen.	Von	2,8
Millionen	registrierten	Wählern	taten	das	letzten	Erhebungen	zufolge	eine	Million.



Kurdenpolitik

»Kurden	sind	eure	Freunde«
Selahattin	Demirtaş,	Überraschungssieger	der	türkischen	Wahlen,	will	jetzt	das	Land	verändern.
VON	ONUR	BURÇAK	BELLI,	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	25.06.2015	Nr.	26

DIE	ZEIT:	Herr	Demirtaş,	Ihre	prokurdische	HDP	ist	der	große	Sieger	der	Parlamentswahl	vom	7.	Juni.	Was	bedeutet	das	für
die	Türkei?

Selahattin	Demirtaş:	Die	Türkei	ist	ein	Nahost-Land.	In	dieser	Region	können	Menschen	unterschiedlicher	ethnischer
Herkunft	oder	Glaubensrichtungen	nicht	mehr	in	derselben	Stadt	leben.	Wenn	sich	in	meiner	Partei	Kurden,	Armenier	und
Türken,	Kopftuchträgerinnen	und	Homosexuelle	vereinen,	ist	das	eine	Revolution.	So	etwas	mag	in	Norwegen	oder
Schweden	normal	sein,	hier	ist	es	das	nicht.	Der	Wähler	hat	Nein	zu	Alleinherrschaft,	Rassismus,	Konfessionalismus,
Nationalismus	und	Faschismus	gesagt.

DIE	ZEIT:	Ihre	Partei	hat	im	Wahlkampf	betont:	Wir	sind	eine	Partei	der	Türkei.	Gleichzeitig	fragt	sich,	was	mit	Abdullah
Öcalan	geschehen	soll,	den	viele	Kurden	als	ihren	Anführer	betrachten,	die	meisten	Türken	aber	als	Staatsfeind.

Selahattin	Demirtaş:	Die	HDP	ist	eine	pluralistische	Partei,	ein	Gegenentwurf	zum	Alleinherrschaftsprinzip	der
Regierungspartei	AKP.	Und	Öcalan	ist	unser	mutigster	Ideengeber.	Seit	meiner	Jugend	habe	ich	jedes	seiner	Bücher	und	alle
seine	Texte	gelesen.	Ich	habe	ihn	acht	Mal	auf	der	Insel	İmralı	besucht,	wo	er	in	Haft	sitzt,	und	ich	habe	niemanden	getroffen,
der	entschlossener	ist.	Wenn	man	Sie	zwei	Wochen	in	diesem	Raum	eingesperrt	hätte	(er	deutet	auf	sein	Büro,	das	etwa	20
Quadratmeter	groß	ist),	könnte	sich	Ihre	Einstellung	nach	ein,	zwei	Tagen	ändern.	Er	aber	lebt	seit	16	Jahren	in	einem
solchen	Raum,	isoliert,	und	trägt	mutige	Ideen,	die	sonst	niemand	im	Mittleren	Osten	zu	denken	wagen	würde,	in	die	Welt
hinaus.	Es	ist	inakzeptabel,	dass	so	ein	Mensch	auf	einer	Insel	gefangen	gehalten	wird.	Für	uns	ist	es	eine	Frage	der	Ehre,
dass	er	so	bald	wie	möglich	freigelassen	wird.	Wir	müssen	der	türkischen	Gesellschaft	erklären,	dass	dies	kein	Kriminalfall
und	keine	Blutfehde	ist.	Auch	die	Türken	müssen	vom	Gedanken	der	Blutfehde	loskommen.	Dass	die	Türkei	heute	kein
zweites	Syrien	ist,	liegt	an	den	Ideen,	die	Öcalan	den	Kurden	vermittelt	hat.

DIE	ZEIT:	Viele	patriotische	Türken,	Anhänger	des	Staatsgründers	Kemal	Atatürk,	haben	vor	der	Wahl	gesagt:	»Selahattin
Demirtaş	scheint	ein	vernünftiger	Mensch	zu	sein,	ich	würde	ihn	wählen,	aber	er	ist	PKK-Anhänger.«	Was	sagen	Sie	diesen
Menschen?

Selahattin	Demirtaş:	Die	Bewegung,	aus	der	ich	komme,	und	der	politische	Kampf,	mit	dem	ich	verbunden	bin,	sind	Teil
meiner	Identität.	Ich	denke,	dass	die	Menschen	ihre	Vorurteile	mit	der	Zeit	überwinden	werden.

DIE	ZEIT:	Die	militärischen	Erfolge	und	die	Gebietsgewinne	der	Kurden	in	Syrien	lösen	offenbar	große	Sorgen	in	der
Türkei	aus.

Selahattin	Demirtaş:	Die	Siege	der	Kurden	werden	der	Türkei	nicht	schaden.	Merkwürdigerweise	hat	die	AKP	keine	Angst
davor,	dass	der	sogenannte	»Islamische	Staat«	(IS)	Siege	verzeichnet.	Sie	hat	nicht	einmal	Angst	davor,	dass	der	IS	das
gesamte	Grenzgebiet	zur	Türkei	einnimmt.

DIE	ZEIT:	Sie	meinen,	die	Türkei	würde	den	IS	den	Kurden	als	Nachbarn	vorziehen?



Selahattin	Demirtaş:	So	ist	es.	Die	Kurden	werden	als	eine	Gefahr	für	den	nationalen	Fortbestand	der	Türkei	betrachtet.	Der
türkische	Staat	hat	zwei	Möglichkeiten:	Er	könnte	die	Kurden	in	Syrien	militärisch	so	bekämpfen,	wie	es	in	der	Türkei	schon
seit	100	Jahren	geschieht.	Oder	die	Türkei	ändert	sich	und	sieht	ein:	Die	Kurden	sind	keine	Gefahr	für	uns,	und	das	kurdische
Volk	ist	im	Gegenteil	unser	Verbündeter	und	Freund.	Der	türkische	Staat	könnte	mit	den	Kurden	im	In-	und	Ausland
kooperieren.	Er	könnte	sagen:	Die	Geschichte	der	kommenden	Jahrhunderte	schreiben	wir	gemeinsam.	Wie	in	der
Europäischen	Union	bauen	wir	belastbare	wirtschaftliche	und	soziale	Beziehungen	miteinander	auf.	Das	ist	übrigens	genau
das,	was	Öcalan	will.

DIE	ZEIT:	Wie	muss	die	Türkei	ihre	Syrienpolitik	verändern?

Selahattin	Demirtaş:	Der	Krieg	in	Syrien	ist	auch	deshalb	eskaliert,	weil	die	Türkei	dort	Partei	ergriffen	und	militante
Gruppen	logistisch	unterstützt	hat.

DIE	ZEIT:	Sie	bildet	mit	den	Amerikanern	zusammen	oppositionelle	Kämpfer	aus.

Selahattin	Demirtaş:	Die	Türkei	hätte	stattdessen	alle	Parteien	zu	einem	Waffenstillstand	aufrufen	können,	zusammen	mit
Russland,	Amerika	und	Großbritannien.	Man	darf	auch	den	Iran	nicht	ausschließen.	Und	alle,	die	sich	nicht	an	einen	solchen
Waffenstillstand	gehalten	hätten,	wären	von	der	internationalen	Staatengemeinschaft	möglicherweise	isoliert	worden.	Dann
hätte	eine	internationale	Konferenz	einberufen	werden	können,	unter	Einschluss	des	syrischen	Regimes.	Die	Türkei	ist	ein
Land,	das	alle	an	einen	Tisch	hätte	versammeln	und	Schiedsrichter	sein	können.	Aber	sie	hat	es	vorgezogen,	Partei	zu
ergreifen,	und	dadurch	diese	Rolle	vorerst	verwirkt.

DIE	ZEIT:	Sind	die	Türkei	und	die	Kurden	Konkurrenten	im	Mittleren	Osten?

Selahattin	Demirtaş:	Ich	finde,	2015	haben	die	Kurden	im	Zug	für	mehr	Menschlichkeit	in	einem	ordentlichen	Waggon
Platz	genommen.	Sie	sind	recht	nahe	an	der	Lok.	Führt	das	zu	einer	Konkurrenz	mit	anderen?	Ja.	Hier	im	Mittleren	Osten
hängt	die	eigene	Existenz	leider	immer	noch	von	der	Schwäche	der	anderen	ab.	Dieses	Denken	müssen	wir	durchbrechen.
Die	kurdische	Bewegung,	die	heute	den	Mittleren	Osten	verändert,	stellt	ihr	ganzes	Potenzial	und	ihre	Macht	mit	der	HDP
den	Türken	zur	Verfügung.	Wir	sagen:	»Lasst	uns	die	Türkische	Republik	gemeinsam	demokratisieren.«

DIE	ZEIT:	Vergangene	Woche	ist	es	kurdischen	Einheiten	mit	amerikanischer	Luftunterstützung	gelungen,	den	IS	aus	der
syrischen	Stadt	Tal	Abjad,	in	der	mehrheitlich	Araber	wohnen,	zu	verdrängen.	Dabei	soll	es	zu	ethnischen	Säuberungen
gekommen	sein.

Selahattin	Demirtaş:	Wir	wissen,	dass	viele	IS-Terroristen	über	den	Grenzübergang	ins	türkische	Akçakale	gegangen	sind.
Einige	kehren	jetzt	mit	verändertem	Äußeren	und	neuen	Pässen	zurück.	Die	kurdischen	Einheiten	gehen	gegen	diese	Kämpfer
vor.	Das	ist	aber	etwas	anderes	als	eine	ethnische	Säuberung	gegen	die	arabische	Bevölkerung.	Wir	als	HDP	verteidigen	das
Recht	aller	Menschen	dort	auf	Leben,	Eigentum	und	politische	Partizipation.

DIE	ZEIT:	In	Tal	Abjad	findet	also	keine	ethnische	Säuberung	statt?

Selahattin	Demirtaş:	Soweit	wir	es	überblicken	können,	nein.

DIE	ZEIT:	Wir	haben	mit	zwei	Jugendlichen	aus	Rakka,	der	»Hauptstadt«	des	IS,	gesprochen,	die	Kurden	mit	dem	Satz
zitieren:	»Wir	lassen	euch	hier	nicht	leben.«	Kann	es	nicht	sein,	dass	die	Kurden,	Opfer	seit	100	Jahren	im	Mittleren	Osten,
nun	selbst	zu	Tätern	werden?



Selahattin	Demirtaş:	Das	ist	ein	heikles	Thema.	Verglichen	mit	den	Kurden	in	der	Türkei,	haben	die	Kurden	in	Syrien
keinen	nennenswerten	politischen	Kampf	führen	können.	Da	hat	sich	noch	kein	politisches	Bewusstsein	gebildet.	Unter	dem
Assad-Regime	haben	sie	großes	Leid	ertragen	müssen.	Es	kann	sein,	dass	das	Volk	dort	nun	zuerst	seine	historisch
gewachsene	Wut	zum	Ausdruck	bringt.	Aber	das	darf	nicht	als	politische	Linie	aufgefasst	werden.	Ich	denke,	dass	die
politische	Führung	dort	die	Dinge	unter	Kontrolle	hat.

DIE	ZEIT:	Was	ist	der	nächste	Schritt	der	Kurden?	Haben	Sie	einen	Plan	für	den	Mittleren	Osten?

Selahattin	Demirtaş:	Es	ist	nicht	so,	dass	wir	Kurden	uns	treffen	und	alle	zusammen	überlegen,	was	wir	als	Nächstes
machen.	Es	gibt	da	keinen	geheimen	Zusammenschluss.	Wenn	es	aber	irgendwann	in	Syrien	zu	einer	Lösung	kommen	sollte,
werden	die	Kurden	als	politische	Akteure	mit	am	Tisch	sitzen.	Syrisch-Kurdistan	ist	Realität	geworden.	Das	wird	man	sich
nicht	mehr	wegnehmen	lassen.	Massud	Barsani,	der	Präsident	der	Autonomen	Region	Kurdistan	im	Nordirak,	verfolgt	ebenso
eine	Politik	der	Unabhängigkeit.	Auch	in	der	Türkei	fordern	wir	eine	dezentralisierte	Regierungsform,	so	ähnlich	wie	in
vielen	Ländern	Europas.	Jedes	Land	muss	seine	eigenen	Lösungen	finden.	Irak,	Iran,	Syrien,	Türkei	–	es	kann	nicht	die	eine
Schablone	geben.

DIE	ZEIT:	Momentan	sind	die	USA	der	größte	Unterstützer	der	Kurden.	Allerdings	werden	sie	und	andere	westliche	Mächte
als	jene	wahrgenommen,	die	oft	großes	Leid	über	die	Region	gebracht	haben.	Ist	das	Bündnis	mit	ihnen	nicht	problematisch?

Selahattin	Demirtaş:	Amerika	und	die	Kurden	gehen	taktisch	an	die	Sache	heran.	Man	kämpft	gemeinsam	gegen	den	IS,
schmiedet	aber	keine	gemeinsamen	Zukunftspläne.	Wenn	dieses	Problem	gelöst	ist,	werden	Diskussionen	beginnen.
Schließlich	ist	die	kurdische	eine	antiimperialistische	Bewegung.

DIE	ZEIT:	Wäre	Europa	kein	passenderer	Verbündeter	für	die	kurdische	Bewegung?

Selahattin	Demirtaş:	Die	Vertreter	der	Europäischen	Union	und	des	Europäischen	Rates	sagen	zu	mir:	»Warum	drängt	ihr
die	Kurden	in	Syrien	nicht,	mit	der	AKP	zu	kooperieren?	Weil	ihr	nicht	mit	der	Türkei	gemeinsam	agiert,	verlängert	sich	die
Lebensdauer	des	Assad-Regimes.«	Unsere	Antwort:	Die	türkische	Regierung	zielt	auf	Alleinherrschaft,	ist	konfessionell,
parteiisch	und	kurdenfeindlich.	Europa	hat	sich	für	die	Türkei	entschieden,	die	Kurden	haben	sich	deshalb	gegen	eine
Zusammenarbeit	mit	Europa	entschieden,	sie	hatten	schließlich	eine	andere	Option.

DIE	ZEIT:	Wird	die	Türkei	irgendwann	einen	kurdischen	Regierungschef	haben?	Könnte	der	Selahattin	Demirtaş	heißen?

Selahattin	Demirtaş:	Nein,	das	würde	ich	nicht	wollen.	Es	gab	übrigens	schon	kurdische	Premierminister:	İsmet	İnönü	etwa
oder	Turgut	Özal.	Aber	ich	würde	mir	wünschen,	dass	ein	solcher	Regierungschef	seine	Identität	in	Zukunft	nicht	mehr
verleugnen	muss.	Ich	wünsche	mir,	dass	die	ethnische	Identität	irgendwann	überhaupt	keine	Rolle	mehr	spielt.	Auch	ein
Armenier,	ein	Bosnier,	ein	Georgier	oder	ein	Roma	kann	dann	türkischer	Regierungschef	werden.

Onur	Burçak	Belli	arbeitet	als	freie	Journalistin	und	lebt	in	der	Türkei.	Seit	mehr	als	zehn	Jahren	schreibt	sie	über	Konflikte,
Rechte	und	Freiheit	und	hat	bereits	für	Newsweek,	BBC	World,	DIE	ZEIT	und	den	Spiegel	gearbeitet.



Kurdenpolitik

»Erdoğan	ist	der	wahre	Kalif«
Die	Kurden	kämpfen	mit	Erfolg	gegen	die	Terrormilizen	des	IS	–	das	macht	sie	für	den	Westen	unentbehrlich.	Ein
Gespräch	mit	dem	Chef	der	PKK
VON	ONUR	BURÇAK	BELLI,	ÖZLEM	TOPÇU
DIE	ZEIT,	17.12.2014	Nr.	52

Der	Weg	zum	amtierenden	Chef	der	kurdischen	Arbeiterpartei	PKK,	Cemil	Bayık,	59,	führt	von	Erbil	aus,	der	Hauptstadt	der
Autonomen	Region	Kurdistan,	mehrere	Stunden	in	Richtung	Norden,	in	das	Kandilgebirge.	Hier	beginnt	PKK-Land.	Das
Konterfei	des	PKK-Gründers	Abdullah	Öcalan	ist	an	Checkpoints	zu	sehen.	Da	Öcalan	eine	lebenslange	Haftstrafe	in	der
Türkei	absitzt,	steht	Bayık	an	der	Spitze	der	Partei.	Deckname:	Cuma.	An	dieser	Stelle	müssen	wir	die	Mobiltelefone
ausschalten	und	abgeben.

Auf	etwa	1500	Metern	steht	das	»Gästehaus«	der	PKK.	Es	wird	von	Kämpferinnen	betreut.	Sie	begrüßen	die	Gäste	mit
Küsschen	rechts	und	links.	Sie	nehmen	Eltern	in	Empfang,	die	kommen,	um	ihre	kämpfenden	Kinder	zu	besuchen,	Politiker
oder	Journalisten.	Nach	etwa	zwei	Stunden	holt	uns	ein	PKK-Kämpfer	ab.	Er	bringt	uns	in	ein	Dorf.	Wir	sollen	im	Haus	eines
Dorfbewohners	warten.	Unsere	Namen	würden	noch	einmal	über	Funk	durchgegeben.

Nach	etwa	einer	Stunde	öffnet	sich	die	Tür.	Cemil	Bayık	betritt	den	Raum,	begleitet	von	vier	schwer	bewaffneten	Beschützern.

DIE	ZEIT:	Die	Kurden	waren	immer	die	Verlierer	im	Nahen	Osten,	die	PKK	war	das	Enfant	terrible.	Seit	der	Verteidigung
der	Stadt	Kobani	vor	dem	sogenannten	Islamischen	Staat	(IS)	hat	sich	Ihr	Image	radikal	verändert.	Wie	fühlt	sich	das	an,
plötzlich	die	»Guten«	zu	sein?

Cemil	Bayık:	Eigentlich	hat	man	uns	verkannt.	Es	kann	sein,	dass	wir	da	Fehler	gemacht	haben.	Aber	wir	waren	damit	nicht
allein.	Europa	und	Amerika	haben	uns	nur	durch	die	Augen	des	türkischen	Staates	und	seines	Geheimdienstes	kennengelernt.
Unser	Engagement	in	Kobani	hat	nun	vielen	die	Augen	geöffnet	und	ermöglicht,	uns	objektiver	zu	betrachten.	Man	wird
sehen,	dass	die	Informationen,	die	die	Türkei	und	andere	über	uns	weitergegeben	haben,	nicht	mit	der	Realität
übereinstimmen.

DIE	ZEIT:	Welche	Fehler	haben	Sie	denn	gemacht?

Cemil	Bayık:	Vor	allem	Anfang	bis	Mitte	der	neunziger	Jahre	gab	es	Aktionen,	mit	denen	wir	über	das	Ziel
hinausgeschossen	sind;	Aktionen,	die	die	europäische	Öffentlichkeit	an	ihre	Grenzen	gebracht	haben.

DIE	ZEIT:	In	Deutschland	erinnert	man	sich	noch	an	Selbstverbrennungen	und	Autobahnblockaden.

Cemil	Bayık:	Nun,	in	dieser	Zeit	gab	es	in	der	Türkei	einen	aggressiven	Krieg	im	Südosten	des	Landes.	Die	Türkei	hat	die
Kurden	mit	ihrer	ganzen	Kraft	angegriffen	und	dabei	ihre	eigene	Verfassung	mit	Füßen	getreten.	In	dieser	Zeit	gab
Deutschland	ostdeutsche	Waffen	an	die	Türkei	weiter	–	und	die	wurden	im	Krieg	gegen	die	Kurden	eingesetzt.

DIE	ZEIT:	Viele	Menschen	haben	Angst	vor	der	PKK,	genau	wegen	dieser	und	anderer	Erinnerungen.	Gleichzeitig	gibt	es	in
Deutschland	und	anderen	europäischen	Ländern	eine	Debatte	darüber,	ob	das	PKK-Verbot	aufgehoben	werden	sollte.
Verfolgen	Sie	das?



Cemil	Bayık:	Darüber	freuen	wir	uns.	Das	Verbot	ist	ein	Schandfleck,	der	entfernt	werden	muss.	Es	nützt	weder	Deutschland
noch	dem	deutschen	Volk,	noch	den	europäischen	Staaten	und	ihren	Völkern.	Natürlich	verfolgen	wir,	dass	gewisse	Kreise	in
Deutschland	über	die	Aufhebung	des	Verbots	sprechen.	Wir	haben	diese	Leute	hierher	eingeladen.	Wir	können	uns	treffen,
uns	kennenlernen	und	gemeinsam	die	Vergangenheit	bewerten.	Wir	können	offen	über	unsere	Fehler	reden.	Wir	haben	kein
Problem	mit	Kritik	und	Selbstkritik.	Darüber	hinaus	prüfen	wir	selbst	juristische	Wege,	wie	die	PKK	von	der	Liste
terroristischer	Organisationen	gestrichen	werden	kann.

DIE	ZEIT:	Können	Sie	uns	ein	Beispiel	für	eine	Aktion	der	PKK	aus	der	Vergangenheit	nennen,	die	Sie	heute	bereuen?

Cemil	Bayık:	Zum	Beispiel	unsere	Politik	gegenüber	den	Dorfschützern	in	der	Türkei	...

DIE	ZEIT:	...	jenen	Kurden,	die	vom	türkischen	Staat	bewaffnet	und	bezahlt	wurden	und	im	Kampf	gegen	die	PKK	geholfen
haben.

Cemil	Bayık:	Wir	haben	mal	auf	einem	Parteitag	entschieden,	ihre	Namen	zu	veröffentlichen.	Heute	aber	haben	wir	zu	den
meisten	dieser	Dorfschützer,	die	uns	gegenüber	feindlich	eingestellt	waren,	Kontakt.	Sie	unterstützen	uns.	Wir	haben	aus
unseren	Fehlern	gelernt.

DIE	ZEIT:	Über	die	Kurden	im	Nahen	Osten	heißt	es,	dass	sie	gerade	die	Lage	in	der	Region	nutzen,	um	ihrem	Traum	von
Autonomie	näher	zu	kommen,	wie	den	syrischen	Bürgerkrieg,	in	dessen	Wirren	das	Autonomiegebiet	in	Rojava	aufgebaut
wurde,	zu	dem	auch	Kobani	gehört.	Was	sagen	Sie	dazu?

Cemil	Bayık:	Selbstverständlich	ergeben	sich	Gelegenheiten,	die	man	nutzt.	Aber	eine	Bewegung	kann	sich	nicht	nur
dadurch	entwickeln,	dass	sie	Gelegenheiten	nutzt.	So	sollte	die	PKK	nicht	gesehen	werden.	Unsere	fundamentalen	Prinzipien
sind:	Selbstbewusstsein	entwickeln;	sich	alles	erkämpfen	und	zu	einer	Lösungsmacht	werden.	So	war	es	in	Kobani.	Nicht	nur
Amerika,	alle	haben	geschwiegen,	als	der	IS	die	Stadt	angriff.	Alle	hatten	geglaubt,	dass	Kobani	fallen	würde,	und	fingen	an,
ihre	Politik	danach	auszurichten.	Als	klar	wurde,	dass	Kobani	nicht	fallen	würde,	als	das	Volk	Kobanis	und	das	Volk	von
Suruç	auf	der	türkischen	Seite	sich	verbündet	hatten,	erst	dann	hat	sich	Amerika	eingeschaltet.	Dann	wollten	alle	Teil	dieses
Widerstandes	werden.	Denn	nicht	Teil	des	Widerstandes	zu	sein	hieß	von	nun	an,	auf	der	Seite	des	IS	zu	stehen.	Und	das
konnte	weder	Amerika,	noch	konnten	dies	die	europäischen	Länder	akzeptieren.

DIE	ZEIT:	Hat	die	PKK	Truppen	in	Kobani?

Cemil	Bayık:	Natürlich.	Das	ist	unsere	Aufgabe.	Wir	haben	Unterstützung	nicht	nur	nach	Kobani	geschickt,	sondern	auch
nach	Südkurdistan,	nach	Schengal,	Mahmur,	Kirkuk	und	Jalawla.	Unsere	Guerillakämpfer	haben	heilige	Orte	der	Jesiden	vor
dem	IS	gerettet.	Wir	haben	sie	in	die	Hügel	nördlich	von	Dohuk	geschickt,	als	der	IS	im	Anmarsch	war.	Die	Region	musste
verteidigt	werden.	Unsere	Streitkräfte	befinden	sich	noch	dort.

DIE	ZEIT:	Was	ist	der	letzte	Stand	in	Kobani?	Was	hören	Sie	von	Ihren	Kämpfern?

Cemil	Bayık:	Kobani	hat	seine	schlimmste	Zeit	hinter	sich.	Nur	noch	ein	sehr	kleiner	Teil	der	Stadt	ist	in	der	Hand	des	IS.
Jeden	Tag	erobern	unsere	Einheiten	Land	zurück.	Ein	Teil	unserer	Kämpfer	hat	die	Stadt	bereits	verlassen,	um	die
Versorgungswege	des	IS	zu	zerstören.	Die	Türkei	und	andere	Mächte	wollen	vielleicht,	dass	der	Krieg	in	Kobani	lange
dauert.	Wir	aber	wollen	diesen	Krieg	so	schnell	wie	möglich	beenden.

DIE	ZEIT:	Warum	sollte	die	Türkei	so	etwas	wollen?

Cemil	Bayık:	Türkei	bedeutet	IS,	die	AKP	ist	der	IS.	Die	AKP	hat	den	IS	stark	werden	lassen	und	das	Unheil	auf	die



Menschen	losgelassen.	Vielleicht	haben	ihn	auch	andere	Mächte	unterstützt,	aber	die	eigentliche	Unterstützung	ging	von	der
AKP	aus.

DIE	ZEIT:	Das	wird	immer	wieder	behauptet,	ohne	dass	es	jemals	bewiesen	wurde.

Cemil	Bayık:	Es	gibt	Gründe,	warum	die	AKP	dem	IS	geholfen	hat.	Erstens:	Sie	stehen	sich	ideologisch	nahe.	Zweitens:	Sie
wollen	beide	die	Kurden	treffen.	Dabei	sind	die	Kurden	die	Einzigen,	die	gegen	den	IS	kämpfen	können,	und	unter	den
Kurden	am	stärksten	und	effektivsten	kann	es	die	PKK.	Das	war	ja	nun	deutlich	zu	sehen.	Die	Türkei	will	das	Kurdenproblem
nicht	lösen.	Sie	sieht	nicht	ein,	dass	es	da	ein	Problem	gibt.	Sie	akzeptiert	nicht,	dass	das	kurdische	Volk	natürliche	Rechte
hat.	Was	sagt	die	Türkei	seit	Jahren:	»Die	PKK	ist	eine	terroristische	Organisation,	sie	macht	Terror,	und	wir	verteidigen	die
Türkei	gegen	den	Terror.«	Diese	Aussage	hat	ausgedient.	Das	ist	die	Realität.	Weil	die	Türkei	das	Kurdenproblem	nicht	lösen
will,	will	sie	auch	keine	Autonomie	in	Rojava.

DIE	ZEIT:	Warum?	Die	Regierung	von	Erdoğan	war	die	erste,	die	ernsthaft	das	Gespräch	mit	Ihnen	gesucht	hat.

Cemil	Bayık:	Die	Kurden	haben	im	Nordirak	einen	Autonomiestatus.	Wenn	die	Kurden	in	Rojava	es	nun	auch	noch	schaffen,
ihre	Autonomie	zu	festigen,	dann	müsste	die	Türkei	den	Kurden	bei	sich	auch	diesen	Status	zugestehen.	Aber	das	will	sie
nicht.	Also	muss	Rojava	ausgelöscht	werden.	Die	Türkei	will	verhindern,	dass	die	Kurden	bei	der	Gestaltung	des	neuen
Syriens	eine	Rolle	spielen.	Sie	will	eine	Hegemonie	im	Nahen	Osten	errichten,	indem	sie	die	sunnitische	Front	stärkt,	wie
etwa	den	IS.	Warum	wohl	hat	sie	bei	der	Anti-IS-Koalition	nicht	mitgemacht?	Wäre	die	Türkei	in	diese	Koalition	eingetreten,
hätte	der	IS	seine	Beziehungen	zur	Türkei	offengelegt.	Diese	Beziehungen	sind	viel	intensiver,	als	viele	von	euch	es	sich
vorstellen	können.	Der	wahre	Kalif	ist	nicht	Abu	Bakr	al-Bagdadi,	sondern	Tayyip	Erdoğan.

DIE	ZEIT:	Das	sind	schwerwiegende	Vorwürfe.

Cemil	Bayık:	Innerhalb	des	IS	und	der	Freien	Syrischen	Armee	gibt	es	türkische	Spezialeinheiten.	Das	sind	inoffizielle
Kräfte,	nirgends	registriert.	Sie	kämpfen	gegen	uns.	Einen	Krieg	mit	regulären	Streitkräften	kann	die	Türkei	nicht	mehr	gegen
uns	führen,	aber	mit	diesen	Einheiten	schon.

DIE	ZEIT:	Aber	woher	wissen	Sie	das?

Cemil	Bayık:	Wenn	ich	das	nicht	wüsste,	würde	ich	es	nicht	sagen.

DIE	ZEIT:	Das	sind	schwere	Beschuldigungen.	Liefern	Sie	uns	doch	die	Beweise	dafür.

Cemil	Bayık:	Natürlich	sind	das	schwerwiegende	Beschuldigungen.	Aber	wir	sagen	die	Wahrheit.	Wir	haben	es	nicht	nötig,
Propaganda	zu	betreiben.	Die	AKP	hat	nicht	das	Ziel,	eine	Lösung	mit	uns	zu	finden.	Sie	hat	auch	keine	Idee,	wie	eine
Lösung	unseres	Problems	aussehen	könnte.

DIE	ZEIT:	So	sprechen	Sie	über	ein	Land,	mit	dem	Sie	über	einen	Friedensprozess	verhandeln.

Cemil	Bayık:	Dieser	Prozess	ist	einseitig.	Wir	bereuen	nicht,	dass	wir	diesen	Weg	eingeschlagen	haben.	Damit	es	zu	einer
Einigung	kommt,	hat	unser	Anführer	Abdullah	Öcalan	nun	einen	Verhandlungsentwurf	vorbereitet,	eine	Art	Roadmap.	Wir
haben	die	Regierung	um	eine	Einschätzung	dieses	Vorschlags	gebeten.	Wenn	die	türkische	Regierung	diesen	Vorschlag	nicht
akzeptiert,	werten	wir	dies	als	Kriegsvorbereitung.	Das	akzeptieren	wir	nicht.

DIE	ZEIT:	Als	Kriegsvorbereitung	gegen	die	Kurden	–	wirklich?



Cemil	Bayık:	Ja.	Aber	sie	werden	jetzt	keinen	Krieg	gegen	uns	anfangen,	schließlich	steht	im	nächsten	Jahr	eine
Parlamentswahl	an.	Die	AKP-Regierung	will	erst	die	Wahl	gewinnen,	eine	Mehrheit	erlangen,	mit	der	sie	ein	Präsidialsystem
einführen	kann	–	und	dann	wird	sie	Krieg	führen.	Deswegen	wollen	wir,	dass	die	Dinge	noch	vor	den	Wahlen	offengelegt
werden.	Ob	es	dann	Verhandlungen	mit	uns	geben	wird	oder	nicht.	Um	unser	Problem	mit	der	Türkei	zu	lösen,	haben	wir
etwas	gemacht,	was	noch	keine	Bewegung	auf	dieser	Welt	jemals	gemacht	hat:	Seit	1993	haben	wir	neunmal	einseitig	den
Waffenstillstand	erklärt.	Wir	haben	auch	einseitig	Kriegsgefangene	freigelassen.	Wir	haben	unsere	Kämpfer	ab	März	2013
aus	der	Türkei	zurückgezogen	und	in	den	Süden	versetzt.	Wir	haben	den	Krieg	beendet.	Normalerweise	schaffen	so	etwas
Konfliktparteien	nur	mithilfe	einer	dritten,	moderierenden	Partei.

DIE	ZEIT:	Sollte	es	bei	den	Friedensverhandlungen	zwischen	der	Türkei	und	der	PKK	einen	Vermittler	geben?

Cemil	Bayık:	Wir	haben	das	bereits	öffentlich	diskutiert.	Ohne	eine	dritte	Partei	kann	kein	Problem	der	Welt	gelöst	werden.
Die	Türkei	vertraut	am	meisten	den	USA.	Die	USA	könnten	dieser	Vermittler	sein.

DIE	ZEIT:	Und	damit	wären	Sie	einverstanden	–	mit	dem	kapitalistischen	System	USA?	Steht	das	nicht	Ihren	marxistisch-
leninistischen	Grundprinzipien	entgegen?

Cemil	Bayık:	Die	USA	wären	eine	Möglichkeit.	Wir	wollen	die	Lösung	des	Konflikts	mit	den	Türken.	Die	Amerikaner	sind
heute	unsere	Verbündeten	in	Kobani.	Sie	kämpfen	gegen	den	IS	so	wie	wir.

DIE	ZEIT:	Haben	Sie	Beziehungen	zu	den	USA?	Hat	Amerika	Ihnen	Botschaften	gesendet?

Cemil	Bayık:	Die	USA	können	im	Nahen	Osten	keine	Politik	ohne	die	Kurden	machen.

DIE	ZEIT:	Hat	Amerika	denn	verstanden,	dass	es	ohne	die	Kurden	nicht	geht?	Bis	jetzt	ging	es	nämlich.

Cemil	Bayık:	Die	Kurden	sind	heute	die	dynamischste	Kraft	im	Nahen	Osten.	Sie	kämpfen	am	entschiedensten,	sie	sind	am
besten	organisiert.	Wollen	die	Amerikaner	in	der	Region	Politik	machen,	können	sie	das	nicht	ignorieren.	Amerika	hat	eine
Koalition	gegen	den	IS	gegründet.	Doch	diese	Koalition	ist	nur	erfolgreich	mithilfe	der	Kurden.	Könnte	diese	Koalition
erfolgreich	sein,	ohne	dass	die	Amerikaner	eine	Beziehung	zu	den	Kurden	hätten?	Wie	soll	Amerika	ohne	die	PKK	erreichen,
dass	die	Türkei	ihre	Unterstützung	für	den	IS	beendet?	Das	ist	unmöglich.	Wie	will	Amerika	seine	Ziele	im	Nahen	Osten
ohne	die	PKK	erreichen?	Ohne	die	Kurden?	Das	geht	nicht.	Wie	will	Europa	ohne	uns	seine	Abhängigkeit	vom	russischen
Gas	beenden?	Der	Weg	des	Erdöls	und	Erdgases	zum	Mittelmeer	führt	auch	durch	Rojava.	Wenn	dieser	Weg	gesichert
werden	könnte,	könnte	auch	Europa	aufatmen.

DIE	ZEIT:	Sie	wollen	Europa	bei	der	Energieversorgung	helfen?

Cemil	Bayık:	Ja,	natürlich.	In	Europa	hat	die	Epoche	der	Aufklärung	die	Renaissance	gebracht.	Der	Nahe	Osten	wird	seine
Renaissance	über	das	kurdische	Volk	erlangen.

DIE	ZEIT:	Glauben	Sie,	die	türkische	Regierung	wird	irgendeine	Ihrer	Forderungen	akzeptieren?

Cemil	Bayık:	Auch	wenn	es	400	Jahre	dauert,	wir	führen	den	Kampf	weiter.	Keiner	kann	uns	vom	Widerstand	abhalten,
keiner	uns	von	den	Bergen	herunterholen.

DIE	ZEIT:	Wie	sieht	die	junge	Generation	eigentlich	die	alte	Feindschaft	zu	der	Türkei?

Cemil	Bayık:	Die	junge	Generation	ist	sehr	wütend.



DIE	ZEIT:	Wütender	als	Sie,	die	alten	Kämpfer?

Cemil	Bayık:	Sie	sind	wütender	als	wir.	Zu	unserer	Zeit	lagen	die	Dinge	noch	anders.	Wir	haben	an	den	türkischen
Universitäten	studiert	und	lernten	dort	die	linke	Idee	kennen.	In	der	linken	Bewegung	haben	wir	gelernt,	was	es	heißt,	Kurde
zu	sein.	Die	heranwachsende	Generation	wird	doch	nur	noch	unterdrückt.	Ihre	Dörfer	wurden	verbrannt,	sie	wurde	vertrieben.
Wo	die	Jungen	auch	hingegangen	sind,	wurden	vor	ihnen	die	Türen	zugeschlagen.	So	war	die	Staatspolitik.	Was	der	türkische
Staat	gemacht	hat,	hat	nicht	einmal	Saddam	Hussein	den	Kurden	angetan.	Er	hat	vielleicht	Dörfer	zerstört,	aber	ihnen
wenigstens	andere	Orte	zugewiesen,	wo	sie	bleiben	konnten.	Meine	Generation	ist	die	letzte	Chance	auf	Frieden.	Es	wird	für
uns	zunehmend	schwer,	die	Jungen	zu	kontrollieren.

DIE	ZEIT:	Haben	Sie	denn	Hoffnung,	dass	es	Frieden	zwischen	der	Türkei	und	den	Kurden	geben	wird?

Cemil	Bayık:	Hoffnung	ist	eine	ganz	andere	Sache.	Als	wir	anfingen,	waren	wir	weder	besonders	aufgeklärt	noch	erfahren.
Möglichkeiten	hatten	wir	auch	nicht.	Wir	waren	eine	Handvoll	Leute	und	hatten	nichts	außer	Hoffnung.	Wir	sind	eine
Bewegung	der	Hoffnung.	Hoffnung	lässt	einen	leben,	sie	befähigt	einen	dazu,	Widerstand	zu	leisten.	Heute	aber	sieht	unsere
Lage	ganz	anders	aus.	Es	gibt	gerade	keinen	Grund,	Hoffnung	zu	haben.

DIE	ZEIT:	Vermissen	Sie	die	Türkei?	Schließlich	sind	Sie	dort	geboren	und	aufgewachsen.

Cemil	Bayık:	Momentan	gibt	es	nichts,	was	man	dort	vermissen	könnte.	Aber	wenn	es	endlich	Frieden	gibt,	würde	ich	auch
dahin	zurückkehren.	Die	Türkei	ist	schön.	Was	soll	ich	dann	hier	noch?

DIE	ZEIT:	Würden	Sie	dann	weiter	Politik	machen?

Cemil	Bayık:	Was	soll	ich	denn	sonst	machen?	In	der	PKK	geht	man	nicht	in	Rente.

Ein	langer	Krieg

Die	Arbeiterpartei	PKK	(Kurdisch:	Partiya	Karkerên	Kurdistan)	wurde	1978	in	Ankara	gegründet	und	ist	marxistisch-
leninistisch	ausgerichtet.	Sie	kämpft	für	die	Autonomie	der	Kurden	in	der	Türkei	und	den	Nachbarstaaten.	Nach	dem
Zusammenbruch	des	Osmanischen	Reiches	1919	erhielten	die	Kurden	als	einziges	großes	Volk	der	Region	keinen	eigenen
Staat.	Sie	sind	auf	vier	Länder	verteilt	–	Iran,	Irak,	Türkei,	Syrien.

Seit	1984	führt	die	PKK	einen	erbitterten	Guerillakrieg	gegen	den	türkischen	Staat,	bei	dem	mehr	als	40	000	Menschen
starben.	In	der	Türkei,	der	EU	und	den	USA	wird	sie	als	Terrororganisation	eingestuft.

Seit	2012	sprechen	die	PKK	und	der	türkische	Geheimdienst	miteinander	über	mögliche	Lösungen	des	Konflikts.



Außenpolitik

Unterstützt	die	Türkei	Islamisten?
Ja,	sagt	die	Bundesregierung.	Aber	was	genau	steckt	hinter	diesen	Allianzen	–	faktisch,	politisch	und	strategisch?
VON	ÖZLEM	TOPCU
DIE	ZEIT,	25.08.2016	Nr.	36

Unterstützt	die	Türkei	Terroristen?	Ist	sie	gar,	wie	es	in	einem	internen	Dokument	der	Bundesregierung	heißt,	eine	»zentrale
Aktionsplattform	für	islamistische	Gruppierungen«	in	der	Region?

Die	Einschätzung,	die	auf	Erkenntnissen	des	Bundesnachrichtendienstes	basieren	soll,	hat	in	Berlin	jüngst	für	einige
Aufregung	gesorgt	und	die	ohnehin	aufgerauten	deutsch-türkischen	Beziehungen	weiter	belastet.

Es	handele	sich	um	eine	pointierte	Darstellung	»eines	Teilaspekts	der	türkischen	Wirklichkeit«,	sagte	Innenminister	Thomas
de	Maizière.	Distanzieren	aber	wollte	er	sich	nicht	von	der	Bewertung.	In	dem	vertraulichen	Papier	heißt	es	unter	anderem:
»Die	zahlreichen	Solidaritätsbekundungen	und	Unterstützungshandlungen	für	die	ägyptische	Muslimbruderschaft,	die	Hamas
und	Gruppen	der	bewaffneten	islamistischen	Opposition	in	Syrien	durch	die	Regierungspartei	AKP	und	Staatspräsident
Erdogan	unterstreichen	deren	ideologische	Affinität	zu	den	Muslimbrüdern.«

Was	ist	dran	an	diesem	»Teilaspekt	der	türkischen	Wirklichkeit«?	In	der	Türkei	wird	über	diese	Frage	seit	Jahren	gestritten,
Journalisten	schreiben	darüber,	Staatsanwälte	ermitteln.	Um	drei	Komplexe	geht	es	vor	allem:	um	Waffenlieferungen	an	den
sogenannten	»Islamischen	Staat«	(IS).	Um	eine	wohlwollende	Duldung	der	Aktivitäten	von	Dschihadisten	durch	die	Türkei.
Und	um	die	Unterstützung	der	Terrororganisation	Hamas.

Eindeutig	belegt	ist	von	alledem	wenig.	Das	liegt	daran,	dass	fast	alle	Quellen	trübe	sind,	die	politischen	Interessen	diffus	und
dass	immer	wieder	Tatsachen	und	Gerüchte	verschwimmen.	Versuchen	wir	trotzdem	eine	Sortierung:	Welche	Vorwürfe	lassen
sich	erhärten?	Welche	nicht?	Und	was	erscheint	immerhin	plausibel?

Liefert	der	türkische	Geheimdienst	Waffen	an	den	IS	in	Syrien?

Was	bekannt	ist:	Am	19.	Januar	2014	stoppte	die	Gendarmerie	im	südtürkischen	Adana,	unweit	der	syrischen	Grenze,	drei
Lkw.	Der	zuständige	Staatsanwalt	Aziz	Takçı	erteilte	die	Anweisung,	die	Lastwagen	zu	durchsuchen,	doch	die	Männer,	die
den	Konvoi	begleiteten,	widersetzten	sich.	Sie	waren,	wie	sich	herausstellte,	Mitarbeiter	des	türkischen	Geheimdienstes	MIT,
weigerten	sich	aber,	sich	auszuweisen	oder	Dokumente	über	den	Inhalt	ihres	Transports	vorzuzeigen.	Staatsanwalt	Takçı	ließ
die	Fahrzeuge	dennoch	öffnen	und	fand	in	sechs	Containern:	Mörser,	Artilleriegeschosse,	Maschinengewehrpatronen.	So
berichtete	er	es	etwa	ein	Jahr	später	der	Zeitung	Cumhuriyet	in	einem	Interview.	Takçı	sagte	auch,	dass	anschließend	der
Gouverneur	der	Provinz	in	Begleitung	von	300	bis	400	Sicherheitskräften	an	den	Ort	der	Durchsuchung	gekommen	sei	und
erklärt	habe,	dass	die	Lkw	dem	MIT	gehörten.	Der	damalige	Premierminister	Tayyip	Erdoğan,	so	der	Gouverneur	weiter,
habe	ihn	persönlich	angerufen	und	gesagt:	Der	Staatsanwalt	soll	die	Lkw	weiterfahren	lassen.

Was	unbekannt	ist:	wer	den	Lkw-Transport	angeordnet	hat	und	für	wen	die	Ladung	bestimmt	war.	Ebenso	wenig	belegt	ist,	ob
das	Kriegsmaterial	an	den	IS	ging.	Vertreter	von	Regierung	und	Sicherheitsbehörden	verstrickten	sich	allerdings	in
Widersprüche.	Zunächst	behaupteten	sie,	bei	der	Lkw-Fracht	handele	es	sich	um	»humanitäre	Hilfe«	für	die	Turkmenen	in
Syrien,	als	deren	Schutzmacht	sich	die	Türkei	sieht.	Dann	hieß	es,	die	ganze	Angelegenheit	sei	ein	»Staatsgeheimnis«.	Die



Turkmenen	allerdings,	so	wurde	später	berichtet,	sagten,	dass	bei	ihnen	nichts	angekommen	sei.	Ende	2015,	einige	Wochen
nachdem	seine	Partei,	die	AKP,	die	Parlamentswahl	gewonnen	hatte,	äußerte	sich	Präsident	Erdoğan	erneut	zu	den
Vorwürfen:	»Einige	sagen,	ich	hätte	gesagt,	da	seien	keine	Waffen	drin	gewesen.	Nun,	und	wenn	schon?«

Als	wahrscheinlich	sehen	es	viele	Beobachter	in	der	Türkei	an,	dass	der	Waffentransport	an	islamistische	Gruppen	in	Syrien
gegangen	ist.	Das	deckt	sich	mit	deutschen	Erkenntnissen.	In	einem	Regierungsdokument,	über	das	im	vergangenen	Jahr	das
ARD-Magazin	Monitor	berichtete,	hieß	es:	»Seit	Mitte	November	2014	deuten	nachrichtendienstliche	Hinweise	auf
Waffenlieferungen	Ankaras	an	Kräfte	des	bewaffneten	Widerstands	in	Syrien	hin.	Empfänger	sollen	die	Gruppierung	Ahrar	al
Sham	bzw.	die	Islamische	Front	gewesen	sein.«

Tatsache	ist:	Die	mit	den	Fall	anfangs	betrauten	Staatsanwälte,	Aziz	Takçı	und	drei	seiner	Kollegen,	sitzen	mittlerweile	in
Haft.	Sie	sind	unter	anderem	wegen	des	Versuchs	angeklagt,	die	Regierung	zu	stürzen.	Auch	die	Journalisten	Can	Dündar,	der
ehemalige	Chefredakteur	der	Cumhuriyet,	und	sein	Ankara-Büroleiter	Erdem	Gül,	die	sich	mit	den	Lkw	des	MIT	befassten,
wurden	wegen	Verrats	von	Staatsgeheimnissen	angeklagt	und	verurteilt.	Sie	sind	nur	die	prominentesten	Beispiele.

Unterstützt	die	Türkei	islamistische	Terrorgruppen	in	Syrien?

Tatsache	ist:	Staatspräsident	Erdoğan	bezeichnete	die	Syrienfrage	als	»innere	Angelegenheit«	der	Türkei,	und	das	oberste	Ziel
seiner	Syrienpolitik	lautete	seit	Beginn	des	Bürgerkrieges:	Assad	muss	weg.	Er	war	enttäuscht	von	dem	Mann,	mit	dem	er
zuvor	zusammen	medienwirksam	den	Urlaub	verbrachte	und	den	er	öffentlich	lobte,	weil	er	versprach,	Reformen	einzuleiten.
Stattdessen	fing	er	einen	Bürgerkrieg	an,	der	der	Türkei	mehr	als	zwei	Millionen	Flüchtlinge	bescherte.	Oppositionelle	Kräfte
zu	unterstützen,	die	den	syrischen	Diktator	bekämpfen,	ist	insofern	folgerichtig.

Immer	wieder	haben	türkische	Medien	über	Bewohner	von	grenznahen	Städten	und	Dörfern	berichtet,	die	sich	darüber
beklagten,	dass	Dschihadisten	ungehindert	ein-	und	ausgingen.	Die	Provinzen	Şanlıurfa,	Hatay	und	Gaziantep,	wo	erst	vor
wenigen	Tagen	ein	grauenhafter	Anschlag	auf	eine	Hochzeitsgesellschaft	verübt	wurde,	haben	Dschihadisten	lange	als
Versorgungs-	und	Rückzugsraum	genutzt.	In	den	Krankenhäusern	ließen	sie	ihre	Verletzungen	behandeln.	Ein	Arzt	in	Hatay
sagte	einmal	dazu:	»Ich	bin	mittlerweile	Facharzt	für	Kriegsverletzungen,	so	viele	von	denen	habe	ich	operiert	und	wieder	in
den	Krieg	entlassen.«

Viele	Experten	charakterisieren	das	Verhalten	der	türkischen	Regierung	als	eine	»Politik	des	Wegsehens«	in	Bezug	auf	den	IS
und	andere	dschihadistische	Gruppen.	Die	Konfliktforschungsorganisation	International	Crisis	Group	etwa	wies	darauf	hin,
dass	die	türkische	Regierung	zwar	aufrichtig	ein	schnelles	Ende	des	Krieges	in	Syrien	wolle,	jedoch	ignoriere,	wie	gefährlich
Gruppen	wie	Al-Nusra	seien	–	die	Filiale	von	Al-Kaida	in	Syrien.

Klar	ist:	Seit	einiger	Zeit	hat	die	türkische	Regierung	ihre	Rhetorik	gegenüber	dem	IS	deutlich	verändert.	Während	der
damalige	Außenminister	Ahmet	Davutoğlu	noch	2014	den	IS	als	eine	Gruppe	bezeichnete,	die	sich	als	Konsequenz	der
amerikanischen	Besatzung	und	aus	Wut	über	die	Ausgrenzung	von	Sunniten	im	schiitisch	dominierten	Irak	gebildet	habe,
bezeichnet	die	AKP-Führung	den	IS	heute	ohne	Umschweife	als	Terrororganisation.

Woher	kommt	der	Wandel?	Spätestens	seit	dem	Beginn	einer	ganzen	Serie	von	Anschlägen	innerhalb	der	Türkei,	für	die	der
IS	verantwortlich	gemacht	wird,	dürfte	jedem	Regierungspolitiker	in	Ankara	klar	sein,	dass	der	IS	eine	unkontrollierbare
Organisation	ist.	Und	dass	sie	auch	die	Türkei	als	Feind	betrachtet.

Unklar	ist,	ob	auf	den	rhetorischen	Umschwung	auch	ein	politischer	Wandel	im	Umgang	mit	dem	IS	folgt.	Dafür	spricht,	dass
die	Türkei	nach	einigem	Zögern	Teil	der	von	den	USA	angeführten	internationalen	Anti-IS-Koalition	geworden	ist	und	ihre
Luftwaffenbasis	Incirlik	für	amerikanische	Kampfjets	geöffnet	hat.	Und	das,	obwohl	die	Amerikaner	in	Syrien	vor	allem	auch



kurdische	Gruppen	unterstützen,	die	von	der	Türkei	als	Feinde	betrachtet	werden.

Unterstützt	die	Türkei	die	palästinensische	Hamas	und	die	Muslimbrüder	in	Ägypten?

Was	bekannt	ist:	Die	AKP-Regierung	hat	nie	einen	Hehl	aus	den	ideologischen	Gemeinsamkeiten	mit	der	radikalislamischen
Hamas,	die	den	Gazastreifen	kontrolliert,	und	den	Muslimbrüdern	gemacht.	Besonders	seit	dem	Militärputsch	in	Ägypten
gegen	den	gewählten	Präsidenten,	den	Muslimbruder	Mohammed	Mursi,	gibt	es	kaum	einen	Auftritt	des	türkischen
Präsidenten	Erdoğan,	auf	dem	er	seine	Anhänger	nicht	mit	»Rabia«-Handzeichen	grüßt	–	dem	Symbol	des	Widerstands	der
Muslimbrüder	gegen	den	Putschisten	und	heutigen	Staatschef	Abdel	Fattah	al-Sissi.	Während	die	Bundesregierung	den
ägyptischen	General	als	Staatsgast	empfängt,	gilt	er	in	Ankara	als	unerwünschte	Person.

Auch	zur	palästinensischen	Hamas,	die	von	der	EU	und	den	USA	als	Terrororganisation	betrachtet	wird	und	die	Beseitigung
des	Staates	Israel	anstrebt,	gab	es	immer	enge	Kontakte.	Genau	wie	manche	Muslimbrüder	halten	sich	einige	ranghohe
Hamas-Mitglieder	immer	wieder	in	der	Türkei	auf.	Der	politische	Führer	der	Hamas,	Chaled	Meschal,	ist	ein	gern	gesehener
Gast	auf	AKP-Parteitagen.	Allerdings	gilt	in	der	Dreiecksbeziehung	Türkei-Israel-Hamas,	was	in	der	türkischen	Außenpolitik
immer	gilt:	gleiche	Ideologie,	gleiches	Styling	(graue	Jacketts,	gern	kariert,	gepflegt	gestutzte	Bärte)	und	die	Verbundenheit
mit	den	»sunnitischen	Brüdern«	mögen	in	der	Rhetorik,	besonders	in	Richtung	Basis,	gern	beschworen	werden	–	im	Zweifel
aber	schlagen	nüchterne	Realpolitik	und	Pragmatismus	stets	die	ideologische	Verbundenheit,	besonders	in	diesen	Tagen,	in
denen	die	Türkei	ihre	zerrütteten	Beziehungen	zu	vielen	ihrer	Nachbarstaaten	zu	verbessern	versucht.	Auch	die	zu	Israel.

Seit	dem	Vorfall	auf	dem	Gaza-Hilfsschiff	Mavi	Marmara	2010,	mit	dem	die	islamistische	Hilfsorganisation	IHH	die
israelische	Seeblockade	des	Gazastreifens	durchbrechen	wollte	und	auf	dem	israelische	Elitesoldaten	neun	Aktivisten	töteten,
waren	die	traditionell	guten	Beziehungen	zwischen	der	Türkei	und	Israel	mit	einem	Mal	ruiniert.	Und	Erdoğan	wurde	zum
Held	der	Araber,	weil	er	Israel	die	Stirn	bot.

Hieß	es	noch	vor	Kurzem,	dass	Israel	ein	»Terrorstaat«	sei,	der	die	Palästinenser	unterdrücke,	hat	man	sich	nun	auf	eine
»Normalisierung«	der	Beziehung	geeinigt.	Als	die	ersten	Nachrichten	über	die	Annäherung	veröffentlicht	wurden,
beschwerte	sich	die	islamistische	IHH	öffentlich	und	erinnerte	an	die	Toten.	Präsident	Erdoğan	disziplinierte	postwendend:
»Habt	ihr	mich	gefragt,	als	ihr	damals	losgefahren	seid?«

Tatsache	ist:	Von	der	Hamas	war	offiziell	wenig	Kritik	an	der	Wiederannäherung	der	Türkei	an	Israel	zu	hören.	Erdoğan
unterrichtete	Hamas-Chef	Meschal	persönlich	über	den	Stand	der	Verhandlungen.	Und	anders	als	manche	deutsche
Kommentatoren	haben	viele	Israelis	gar	kein	Problem	damit,	dass	die	Türkei	die	Hamas	unterstützt.	Im	Gegenteil,	Israel	habe
mit	einer	befreundeten	Türkei	jetzt	einen	»zusätzlichen	Vermittlungskanal	Richtung	Hamas-Regierung«	im	Gazastreifen
gewonnen,	schrieb	die	Zeitung	Ha’aretz.	Heißt:	Wir	können	nicht	mit	denen	reden	–	aber	die	Türken	könnten	es	für	uns.	Dass
dies	kein	naiver	Wunsch	ist,	zeigt	der	Fall	des	2006	von	der	Hamas	entführten	Soldaten	Gilad	Schalit,	für	dessen	Freilassung
sich	Erdoğan	lange	eingesetzt	hat.

Fazit:	Die	Türkei	mag	eine	»Aktionsplattform«	für	alle	möglichen	Gruppen	sein,	aber	sie	ist	auch	eine	Dialogplattform,	auf
der	Verbindungen	und	Gespräche	mit	unappetitlichen	Akteuren	möglich	sind,	die	man	im	Westen	nicht	unbedingt	gern
empfängt.	Das	ist	genau	die	Rolle,	in	der	Erdoğans	Partei	AKP	die	Türkei	in	der	Welt	immer	sehen	wollte:	der	große
Vermittler	in	der	Region.	Für	den	Westen	ein	unverzichtbarer	Mediator,	für	die	Region	ein	fortschrittlicheres	muslimisches
Land,	zu	dem	die	Nachbarn	aufsehen	können.	Unbekannt	ist:	ob	die	Türkei	diese	Rolle	wird	erfüllen	können.

Der	Feind	meines	Feindes	ist	–	mal	Freund,	mal	Feind



Das	Ziel
Die	Türkei	und	Deutschland	sind	sich	einig:	Der	syrische	Diktator	Baschar	al-Assad	muss	verschwinden,	damit	anhaltender
Frieden	im	Land	möglich	wird.

Die	Widersprüche
Während	Deutschland	den	kurdischen	Widerstand	gegen	Assad	und	gegen	den	IS	stärkt,	führt	Erdoğan	Krieg	gegen	die
Kurden.	Zwar	stuft	auch	die	Bundesrepublik	die	kurdische	PKK	als	Terrorgruppe	ein,	sie	liefert	aber	den	irakischen	Kurden
(Peschmerga)	Waffen	und	Ausbilder.

Die	Verwicklungen
Indem	Erdoğan	die	Kurden	bekämpft,	bekämpft	er	den	Feind	seines	Feindes.	Und	indem	die	Bundesrepublik	die	Peschmerga
unterstützt,	unterstützt	sie	indirekt	das	Ziel	der	verbotenen	PKK:	einen	eigenen	Kurdenstaat	–	den	Erdoğan	unter	allen
Umständen	vermeiden	will.	Würde	er	hingegen	mit	den	Kurden	Frieden	schließen,	gewönne	er	etwas:	einen	Puffer	zwischen
der	Türkei	und	dem	IS.

Die	Absurdität
Erdoğan	unterstützt	Dschihadisten,	die	mal	gegen,	mal	für	den	IS	kämpfen.



Außenpolitik

Treffen	sich	zwei	Autokraten
Recep	Tayyip	Erdoğan	und	Wladimir	Putin	sind	plötzlich	Freunde	–	aber	nicht	auf	Augenhöhe.
VON	ALICE	BOTA,	MICHAEL	THUMANN,	ÖZLEM	TOPCU
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Der	erste	Anruf,	der	Tayyip	Erdoğan	nach	dem	Putschversuch	erreichte,	kam	aus	Moskau.	Wladimir	Putin	sprach	der	Türkei
sein	Beileid	aus.	Er	versicherte	dem	türkischen	Präsidenten,	Russland	lehne	Gewalt	ab.	Das	Erste,	was	Erdoğan	in	den	Tagen
nach	dem	15.	Juli	aus	Washington	hörte,	war	eine	indirekte	Warnung.	Außenminister	John	Kerry	sorgte	sich	um	die
Verhaftungswelle	und	sagte,	dass	eine	Nato-Mitgliedschaft	den	Respekt	vor	demokratischen	Prinzipien	voraussetze.

Erdoğans	erster	Staatsbesuch	nach	dem	gescheiterten	Putsch	wird	ihn	nicht	nach	Washington	oder	Berlin	führen,	sondern	zu
Präsident	Putin.	Schon	seit	Monaten	sucht	er	die	Nähe	zu	den	Russen.	Mit	den	USA	hat	sich	die	türkische	Regierung	in	einem
Streit	um	die	Auslieferung	des	Predigers	Fethullah	Gülen	verkeilt,	dessen	Bewegung	sie	als	Drahtzieher	hinter	dem
Putschversuch	vermutet.	Auch	mit	Deutschland	und	mit	der	EU	liegt	Ankara	in	einer	Dauerfehde.	Die	türkische	Westbindung
droht	zu	brechen.	Und	Präsident	Erdoğan	sucht	sich	nun	ausgerechnet	Putin	als	Partner.

Beide	sind	aus	ärmlichen	Verhältnissen	aufgestiegen.	Beide	haben	die	Härte	der	Hinterhöfe	kennengelernt,	wo	du	gerissen
oder	kräftig,	am	besten	aber	kräftig	und	gerissen	sein	musst.	Beide	sind	Aufsteiger,	die	sich	durchgesetzt	haben	in	dem
Bewusstsein,	niemals	Schwäche	zeigen	zu	dürfen.	Beide	bewiesen	sich	im	Sport.	Putin	war	erfolgreich	in	Judo	und	Sambo,
Erdoğan	schlug	sich	eifrig	im	Fußball.	Beide	bauten	fast	zeitgleich	ein	Machtsystem	auf,	dessen	Zentrum	sie	selbst	sind.
»Personalisierte	Regime«	nennt	der	russische	Politologe	Fjodor	Lukjanow	das.

Gleichwohl	gibt	es	einen	entscheidenden	Unterschied	zwischen	den	beiden.	Putin	war	immer	Teil,	Erdoğan	aber	ein	Gegner
des	Systems.	Putins	Karriere	begann	beim	sowjetischen	KGB	und	führte	ihn	bis	an	die	Spitze	des	russischen
Inlandsgeheimdienstes	FSB,	bis	er	1999	von	Boris	Jelzin	zum	Thronfolger	ernannt	wurde.	Erdoğan	hingegen	politisierte	sich
als	Widersacher	des	etablierten	Systems.	Er	saß	für	seine	Ansichten	im	Gefängnis,	bevor	er	in	freien	Wahlen	an	die	Macht
kam.	Der	eine	war	Parvenü,	der	andere	Paria.	Putin	war	Geheimdienstoffizier,	Erdoğan	Geheimdienstopfer.	Dem	einen	flog
die	Macht	wie	selbstverständlich	zu,	der	andere	musste	ständig	um	sie	ringen.	Vielleicht	erklärt	das,	warum	Wladimir	Putin
kühl-berechnend	wirkt	und	Erdoğan	hitzig-impulsiv.	Warum	der	eine	ein	gewiefter	Taktiker	ist,	der	andere	ein	mitunter
kopfloser	Improvisator.	Die	gemeinsame	Klammer	ist	ihr	unbedingtes	Streben	nach	Macht	und	die	Angst,	sie	zu	verlieren.
Für	die	Macht	sind	beide	bereit,	Grenzen	zu	überschreiten.	Auch	unter	Partnern.	Am	24.	November	vergangenen	Jahres
schossen	die	Türken	einen	russischen	Kampfjet	nahe	der	syrischen	Grenze	ab.

Warum	wendet	sich	Erdoğan	nun	ausgerechnet	dem	Mann	zu,	der	die	Türkei	danach	mit	Sanktionen	bestrafte	und	vor	der
ganzen	Welt	demütigte?	Nach	dem	Abschuss	des	Jets	klagten	die	Türken,	das	Flugzeug	habe	türkischen	Luftraum	verletzt.
Russland	sei	ein	Messer	in	den	Rücken	gerammt	worden,	fand	Putin.	Der	Abschuss	war	ein	Rückfall	in	die	traditionell
schlechten	Beziehungen	zwischen	Russland	und	der	Türkei.	Die	beiden	Länder	führten	zwischen	dem	16.	und	20.	Jahrhundert
mehr	als	ein	Dutzend	Kriege	gegeneinander.	Heute	streiten	sie	um	Syrien,	das	Russland	als	sein	weltpolitisches
Manövrierfeld	betrachtet,	während	die	Türkei	es	als	seinen	Vorgarten	ansieht.	Die	Russen	stützen	den	Diktator	Baschar	al-
Assad,	die	Türken	hatten	von	Anfang	des	Bürgerkrieges	an	ein	Ziel:	Assad	muss	weg.

Im	Dezember	2015	strafte	der	russische	Präsident	die	Türken	mit	Sanktionen,	die	Einfuhr	von	Trauben	und	Orangen,



Brokkoli	und	Blumenkohl	wurde	verboten.	Russische	Touristen	durften	nicht	mehr	mit	Charterflügen	in	die	Türkei	reisen.
Türkische	Restaurants	in	Moskau	wurden	geschlossen,	Geschäftsmänner	festgenommen,	türkisch-russische	Investitionen
gestoppt.	Jahre	der	guten	Kooperation	zwischen	Russland	und	der	Türkei	waren	wie	weggeblasen	–	und	die	Türken	litten
stärker	darunter.	Erdoğan,	der	politische	Muskelmann,	hatte	seinen	Meister	gefunden.	Und	er	wusste	darum.

Deshalb	zeigte	Tayyip	Erdoğan	im	rhetorischen	Kräftemessen	mit	Putin	ein	für	ihn	untypisches	Bemühen	um	Deeskalation.
Er	verweigerte	zwar	eine	Entschuldigung.	Doch	er	rechtfertigte	sich	gegenüber	dem	»sehr	geehrten	Herrn	Putin«	damit,	dass
man	die	russischen	Piloten	»fünfmal	in	zehn	Minuten«	gewarnt	habe,	als	sie	den	türkischen	Luftraum	verletzt	hätten.	Erdoğan
bereute	den	Abschuss:	Die	meisten	Urlauber	an	den	Mittelmeerstränden	stammen	aus	Russland,	nach	dem	Jet-Abschuss
brachen	die	Buchungen	fast	komplett	weg.	Das	türkische	Gas	kommt	zu	60	Prozent	aus	Russland.	Die	Türkei	geriet	immer
weiter	in	die	Isolation:	Kriegszustand	mit	Syrien,	Feindschaft	mit	Ägypten	und	Russland,	Familienzoff	mit	dem	Westen.	Und
dann	die	Terroranschläge	in	Ankara	und	in	Istanbul,	zunächst	mitten	im	touristischen	Zentrum	der	Stadt,	später	am	größten
Flughafen	des	Landes.	Plötzlich	ganz	allein	dazustehen	hat	sogar	bei	Erdoğan	Ängste	geschürt.

Wladimir	Putin	aber	wartete	in	aller	Ruhe	ab.	Nach	sieben	Monaten	lenkte	Erdoğan	ein	und	schrieb	einen
Entschuldigungsbrief	–	zwar	nicht	an	den	Präsidenten,	sondern	gesichtswahrend	an	die	Familie	des	getöteten	Piloten.	Die
Hastigkeit	der	Versöhnung	hat	dennoch	viele	verwundert.	Sofort	erklärte	Moskau,	Charterflüge	dürften	wieder	in	die	Türkei
fliegen,	obwohl	kurz	zuvor	ein	Terroranschlag	auf	den	Flughafen	von	Istanbul	verübt	worden	war.	Und	auch	das	Embargo
gegen	Obst	und	Gemüse	wurde	postwendend	aufgehoben.

Für	die	Russen	könnte	die	Situation	nicht	besser	sein.	Sie	bekommen,	was	sie	wollen,	ohne	nachgeben	zu	müssen.	Erdoğan	ist
derjenige,	der	öffentlich	eingestand,	sich	verrannt	zu	haben.	Nun	zeigen	sich	die	russischen	Eliten	voller	Verständnis	und
stützen	Erdoğan,	der	in	ihren	Augen	bis	eben	noch	ein	unberechenbarer	Diktator	war.	Die	Türken	wiederum	sind	dafür
dankbar	wie	ein	Verdurstender	für	ein	Glas	Wasser.

Wenn	Erdoğan	jetzt	Putin	besucht,	dürfte	es	Kooperationsverträge	hageln.	Die	beiden	Präsidenten	werden	die	strategische
Partnerschaft	beschwören,	die	guten	türkischen	Lebensmittel	loben,	die	nun	wieder	in	russischen	Supermärkten	liegen,	die
Touristen,	die	an	die	türkischen	Strände	zurückkehren.	Das	Handelsvolumen,	in	den	ersten	fünf	Monaten	2016	um	über	40
Prozent	eingebrochen,	soll	wieder	wachsen.	Die	Russen	können	nun	das	Atomkraftwerk	im	erdbebengefährdeten	Akkuyu	an
der	Mittelmeerküste	weiterbauen.	Seit	dem	Versöhnungsbrief	Erdoğans	spekulieren	hohe	Gazprom-Vertreter	über	eine
Neuauflage	der	Turkish-Stream-Pipeline,	die	von	Russland	über	die	Türkei	nach	Südosteuropa	führen	soll.	Türkische	und
russische	Geheimdienste	werden	Informationen	austauschen,	um	Anschläge	kaukasischer	und	zentralasiatischer	Terroristen
wie	am	Istanbuler	Flughafen	zu	verhindern.	Und	um	Erdoğan	einen	Gefallen	zu	tun,	wendet	sich	der	Kreml	vielleicht	auch
von	den	syrischen	Kurden	ab,	die	er	(wie	die	USA	auch)	bislang	unterstützt	hat.

Wenn	Putin	Erdoğan	in	St.	Petersburg	fürstlich	empfängt,	dürften	sie	sich	vor	allem	in	einer	Sache	einig	sein:	in	ihrem	Zorn
auf	den	Westen.	Erdoğan	wird	sich	erregen,	dass	Obama	ihn	nach	dem	Putschversuch	zu	spät	anrief	und	dass	der	Westen	die
neue	Heldenerzählung	der	Türkei	nicht	teile,	der	zufolge	sich	das	Volk	gegen	die	Panzer	stellte	und	die	Demokratie	rettete.	Er
wird	sich	über	europäische	Lektionen	in	Sachen	Rechtsstaat	ereifern	und	darüber,	dass	er	nicht	in	Köln	per	Videoübertragung
zu	den	Demonstranten	sprechen	durfte.	Die	Deutschen	sind	seit	der	Böhmermann-Affäre	und	der	Armenien-Resolution	des
Bundestages,	die	den	Genozid	Genozid	nannte,	ohnehin	seine	Lieblingsgegner.	Und	er	wird	Putin	erzählen,	dass	die	USA	zu
den	Drahtziehern	des	Putschversuches	gehörten.	Putin	wird	kräftig	zustimmen.	Denn	nach	seiner	Meinung	verfolgt
Washington	regime	change	allerorten.	Haben	die	Amerikaner	nicht	schon	die	Maidan-Umstürze	in	der	Ukraine	2004	und
2014	entfesselt?	Haben	sie	nicht	2012	in	den	Moskauer	Bolotnaja-Protesten	gegen	Putin	die	Strippen	gezogen?	Erdoğan	und
Putin	eint	das	Gefühl,	vom	Westen	ausgegrenzt	und	nicht	mit	Respekt	behandelt	zu	werden.



Die	gefühlte	Ausgrenzung	brachte	beide	Länder	schon	2008	zusammen.	Damals	fanden	sie	nach	dem	russischen
Georgienkrieg	und	dem	Erlahmen	der	türkischen	EU-Beitrittsverhandlungen	zueinander	–	allerdings	gleichberechtigt.	Doch
diesmal	hat	Erdoğan	klein	beigegeben.	Die	russisch-türkische	Partnerschaft	wird	neu	austariert.	Putin	bestimmt	die
Bedingungen,	Erdoğan	mag	folgen	oder	nicht.	Das	sieht	man	etwa	in	Syrien,	wo	die	Russen	nach	wie	vor	Erdoğans
Verbündete	bekämpfen	und	zugleich	seine	Feinde,	die	syrischen	Kurden,	die	die	türkische	Regierung	als	verlängerten	Arm
der	PKK	betrachtet,	unterstützen.	Doch	sollte	sich	die	Türkei	vollständig	mit	der	EU	überwerfen,	werden	die	Russen	ihr
sicherlich	Zutritt	zur	Eurasischen	Wirtschaftsunion	anbieten,	so	wie	Kasachstan	oder	Armenien.	Die	Türken	würden	dann
wohl	russische	Waffen	kaufen	und	vielleicht	sogar	die	Nato	verlassen.	Doch	ein	ebenbürtiger	Partner	–	das	werden	sie	nie.

Zu	ihrer	Wesensverwandtschaft	gehört	eben	auch:	Sie	lassen	andere	gern	spüren,	wenn	sie	oben	sind.	Dort	ist	nun	Putin.
Erdoğan	hat	für	derlei	Erniedrigungen	ein	feines	Sensorium,	und	deshalb	könnten	aus	den	Möchtegernfreunden	auch	schnell
wieder	Feinde	werden.



Außenpolitik

Großer	Schnauzer
Viele	glauben,	der	türkische	Präsident	könne	sich	mittlerweile	alles	erlauben.	Aber	was	hat	Recep	Tayyip	Erdoğan
wirklich	gegen	Angela	Merkel	in	der	Hand?
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So	klingen	Eroberer,	aber	keine	Staatsgäste.	»Wenn	sie	mich	nicht	durch	die	Tür	lassen,	werde	ich	die	ganze	Welt	aufwiegeln.
Wenn	ich	will,	komme	ich.«	Sagt	Tayyip	Erdoğan,	Präsident	der	türkischen	Republik,	über	seine	Reisepläne	nach
Deutschland	und	wirft	der	Bundesregierung	»Nazi-Methoden«	vor.	Seine	Regierung	sperrt	Journalisten	weg,	unterdrückt
Versammlungen	und	die	freie	Meinungsäußerung.	Aber	genau	die	beansprucht	er	für	sich,	in	Deutschland.	»Geht’s	noch?«,
finden	viele	hierzulande	und	erwarten	eine	angemessen	harte	Reaktion	aus	Berlin.

Doch	je	lauter	die	Türken	werden,	desto	leiser	treten	die	Deutschen	auf.	Die	handelnden	Personen	in	der	deutschen	Türkei-
Politik	sitzen	derzeit	in	den	Rathäusern	von	Gaggenau,	Frechen	oder	Hamburg-Wilhelmsburg,	wo	türkische	Politiker	nicht
auftreten	konnten.	Wenn	die	Türken	»Nazis«	sagen,	antworten	die	deutschen	Bürgermeister:	»Parkplätze«	oder
»Feuerlöscher«.	Doch	kann	fehlender	Brandschutz	deutliche,	harte	Worte	der	Kanzlerin	ersetzen?	Die	gängige	Antwort	auf
diese	Frage	lautet:	Die	Bundesregierung	hat	sich	mit	dem	EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen	von	dem	»Despoten«	abhängig
gemacht,	und	wenn	sie	ihn	reizt,	dann	schickt	er	die	Flüchtlinge	übers	Meer	Richtung	Europa.	Und	das	im	Superwahljahr
2017.

Stimmt	das?	Sind	wir	so	erpressbar?	Und	wenn	ja,	womit?

Mit	dem	Flüchtlingsabkommen	jedenfalls	nicht	so	sehr,	wie	es	den	Anschein	haben	mag.	Was	hat	Erdoğan	nicht	schon
gewütet	und	gedroht:	Das	Flüchtlingsabkommen	würde	er	kündigen	und	Europa	mit	Flüchtlingen	überschwemmen.	Getan	hat
er	bisher:	nichts.	Und	dafür	hat	er	einen	guten	Grund.	Denn	sowohl	die	Bundesregierung	als	auch	die	Regierung	in	Ankara
wissen,	dass	2017	nicht	2015	ist	und	dass	sich	die	Flüchtlingskrise	nicht	mal	eben	neu	auflegen	lässt.	Viel	hat	sich	in	der
Zwischenzeit	getan.	Das	Flüchtlingsabkommen	mit	Ankara	ist	nur	ein	Teil	der	Schranken,	mit	denen	sich	die	EU	gegen	einen
neuen	Marsch	schützt.	Die	Grenzen	in	Südosteuropa	sind	heute	viel	schwerer	zu	überwinden	als	2015.	Die	Balkanroute	ist
nicht	zu,	aber	sie	würde	sich	sofort	schließen,	wenn	es	einen	Massenandrang	gäbe.	Dann	könnte	sich	ein	Desaster	wie	im
nordgriechischen	Grenzort	Idomeni	wiederholen,	aber	viel	mehr	nicht.	Die	Türkei	hat	mittlerweile	selbst	eine	Mauer	gegen
syrische	Flüchtlinge	gebaut,	über	die	man	in	Europa	gar	nicht	so	unglücklich	ist.	Berlin	hält	sich	formal	wieder	an	das
Dublin-Abkommen,	nach	dem	es	jeden	Asylbewerber	zurückschicken	kann,	der	aus	einem	sicheren	Drittland	kommt.	Für
Erdoğan	hingegen	hat	das	Abkommen	einen	großen	Vorteil:	Er	bekommt	Geld	für	Flüchtlingsprojekte,	das	den	knappen
türkischen	Haushalt	entlastet.

Es	gibt	allerdings	Themen,	die	Ankara	eher	als	Hebel	benutzen	könnte.	Etwa	die	Türkeistämmigen	in	Deutschland.	Die
Bundesregierung	sorgt	sich	über	mögliche	Konflikte	zwischen	Erdoğan-Anhängern	und	-Gegnern,	wütende	Demonstrationen
und	Gegendemonstrationen	von	Türkeistämmigen,	deren	Freunde	oder	Familienmitglieder	in	der	Türkei	unter	Repressionen
leiden.	Was	würde	es	für	das	Zusammenleben	in	Deutschland	bedeuten,	wenn	die	Ablehnung	des	Präsidenten	nur	als	eine
weitere	Ablehnung	von	ihnen,	seinen	Anhängern,	und	als	eine	weitere	Demütigung	am	Ende	einer	Reihe	von	Demütigungen
empfunden	wird?	Was,	wenn	der	eine	oder	andere	Fan	die	teilweise	sehr	martialische	Rhetorik	des	Präsidenten	oder	seiner



Regierungsmitglieder	allzu	wörtlich	nimmt	und	überall	nur	noch	Feinde	sieht?	Dann	jedenfalls	werden	fehlende	Parkplätze
oder	Rauchmelder	nicht	mehr	als	Lösung	herhalten	können.

Die	Mehrheit	der	Türkeistämmigen	ist	konservativ,	fromm	und	nationalistisch	eingestellt.	Besonders	Angela	Merkel	hat	lange
mit	der	Türkei	und	den	Türkeistämmigen	gefremdelt	und	nicht	den	richtigen	Ton	gefunden,	diese	Menschen	anzusprechen.
Die	Säkularen	muss	sie	weniger	überzeugen.	Für	Merkel	waren	sie	einfach	kein	Thema,	für	Erdoğan	aber	von	Anfang	an.	Er
gab	vor	allem	den	Frommen	die	Würde	zurück,	hier	wie	drüben,	zumindest	empfinden	sie	es	so.	Er	steht	aufrecht,	gegen	den
Rest	der	Welt,	der	keine	starke	Türkei	will,	während	man	in	Almanya	der	ewig	rückständige	Türke	ist.	Und	auch	jetzt	ist	hier
und	dort	die	Angst	in	Zwischentönen	zu	hören:	Was,	wenn	Erdoğan	die	Leute	auf	die	Straße	schickt?	So	als	wären	»sie«
barbarische	Horden.	Der	Orientale	ohne	Impulskontrolle.	Und	der	»Reis«	(Oberhaupt,	wie	Tayyip	Erdoğan	auch	genannt
wird)	ist	einer	von	ihnen,	der	schlimmste.	Er	redet	wie	sie,	ist	in	Armut	aufgewachsen	wie	sie,	hat	sich	ganz	nach	oben
gekämpft,	gegen	die	alten	Eliten,	und	ihnen	etwas	von	seinem	Erfolg	abgegeben.	Das	ist	die	Heldenstory,	die	trotz	1000-
Zimmer-Palast	in	Ankara	immer	noch	funktioniert.

Die	Bundeskanzlerin	kann	das	kaum	aufholen.	Es	war	bittere	Ironie,	dass	Merkel	die	Türkeistämmigen	erstmals	als	»ihre
Bundeskanzlerin«	ansprach,	als	es	um	die	deutsch-türkische	Katastrophe	ging:	die	Morde	des	rechtsextremistischen	NSU.	Sie
teilte	den	Schmerz	der	Angehörigen	der	Opfer;	die	meisten	von	ihnen	waren	türkischstämmig.	Sie	bat	um	Verzeihung,
versprach	Aufklärung	und	verlangte	Respekt	für	die	türkischen	Migranten.	Nach	der	Sarrazin-Debatte,	bei	der	sie	zwischen
»Multikulti	ist	gescheitert«	und	»das	Buch	ist	nicht	hilfreich«	mäanderte	(der	ehemalige	Berliner	Finanzsenator	und
Sozialdemokrat	Thilo	Sarrazin	hatte	2010	das	umstrittene	Buch	Deutschland	schafft	sich	ab	geschrieben),	hatte	Merkel	eine
Form	gefunden,	wenn	auch	im	Moment	der	Tragödie.	Mittlerweile	jedoch	misstrauen	vor	allem	viele	Erdoğan-Anhänger	dem
Aufklärungsversprechen,	dafür	sorgen	türkische	Politiker	schon.	Aber	mittlerweile	kennt	die	Bundeskanzlerin	ihre
Deutschtürken	auch	so	gut,	dass	ihr	klar	sein	dürfte:	Je	härter	sie	gegen	den	Reis	koffert,	desto	stärker	werden	sich	seine
Anhänger	ihm	zu-	und	von	Deutschland	abwenden.

Die	Deutschtürken	sind	also	durchaus	ein	Faktor	in	dieser	Eskalation,	ein	Deutschtürke	besonders:	der	Journalist	Deniz
Yücel,	der	seit	bald	vier	Wochen	inhaftiert	ist.	Er	ist	jetzt	Chefsache,	seit	Erdoğan	und	regierungsnahe	Propagandamedien	ihn
sich	persönlich	vornehmen.	Die	regierungsnahen	Türken	verbitten	sich	regelmäßig	Kritik	an	den	Mängeln	des	Rechtsstaats
und	weisen	trotzig	darauf	hin,	dass	die	Justiz	unabhängig	sei.	Nur,	wie	unabhängig	kann	sie	sein,	wenn	das	Staatsoberhaupt
sagt:	»Dieser	Mann	ist	ein	Terrorist,	er	ist	kein	Journalist«?	Bei	jedem	Schritt,	den	die	deutsche	Seite	in	diesem	Fall	tut,	muss
sie	daran	denken,	dass	er	Auswirkungen	auf	seine	Haftbedingungen	und	sein	Verfahren	haben	könnte.	Tut	sie	zu	viel,	könnte
es	ihm	schaden;	tut	sie	zu	wenig,	greift	wieder	trotzig	die	Erzählung	von	der	Erpressbarkeit	wegen	der	Flüchtlinge.

Eine	Drohung	Tayyip	Erdoğans	beunruhigt	Berlin	genauso	wie	Türken,	die	an	Europa	hängen:	die	Wendung	nach	Osten.	Von
deutschen	Politikern	ist	oft	zu	hören:	»Wir	möchten	nicht,	dass	Erdoğan	sich	Putin	oder	Xi	Jinping	in	die	Arme	wirft.«
Erdoğan	weiß	das	und	spielt	deshalb	mit	der	Möglichkeit.	Er	will	russische	Raketenabwehrsysteme	kaufen	und	fliegt	Mitte
März	zu	Putin	nach	Moskau.	Er	droht	den	Amerikanern	und	Europäern	damit,	ihnen	den	Zugang	zur	Flughafenbasis	Incirlik
im	Kampf	gegen	den	Terrorismus	zu	versperren.	In	Syrien	kämpfen	türkische	Truppen	mit	amerikanischer	Hilfe	–	und	mit
russischer.	Erdoğan	geht	mit	dem,	der	sich	anbietet.

Und	doch	hat	er	seine	oft	angedrohte	Wende	nach	Osten	bisher	nicht	wahrgemacht.	Weil	die	Russen	mit	ihm	und	–	zu	seinem
Ärger	–	mit	den	syrischen	Kurden	flirten.	Weil	Russland	und	China	nur	Einflussmächte,	aber	keine	Schutzmächte	sein
wollen.	Weil	die	Türkei	zwar	die	Nato	verlassen	kann,	aber	im	Osten	kein	Bündnis	auf	sie	wartet.	Und	so	erschöpften	sich
Erdoğans	Drohungen	bisher	in	Worten	–	die	Bundeswehr	steht	immer	noch	in	Incirlik.	Außerdem	wollen	die	Türken	trotz
aller	antideutschen	oder	antieuropäischen	Rhetorik	nicht	ohne	Not	den	Fuß	von	der	Schwelle	zur	EU	ziehen.



Welche	Hebel	aber	hat	die	Bundesregierung,	und	warum	setzt	sie	diese	nicht	ein?	Die	Deutschen	sind	viel	stärker,	als	sie	nach
außen	zugeben.	Im	Auswärtigen	Amt	wissen	Diplomaten	sehr	genau,	welche	wirtschaftliche	Macht	sie	mit	den
Reisewarnungen	auf	der	Internetseite	ausüben	könnten.	Dort	wird	vor	Reisen	nach	Syrien,	Irak,	Somalia	dringend	gewarnt,
sogar	eine	Teilreisewarnung	für	Japan	findet	man.	Über	die	Türkei	derzeit:	kein	Wort.	Trotz	Anschlägen	und	Kriegszustand
im	Südosten	des	Landes.	Doch	schon	ein	spitz	formulierter	Nebensatz	des	Auswärtigen	Amts	könnte	dem	jetzt	bereits	stark
angeschlagenen	türkischen	Tourismus	weiter	schwer	schaden.	Deutsche	Reiseveranstalter	würden	die	Türkei	aus	dem
Angebot	nehmen,	Versicherungen	keine	Deckung	mehr	bieten.	Berlin	könnte	auch	die	von	Ankara	herbeigesehnte
Erweiterung	der	europäisch-türkischen	Zollunion	auf	Dienstleistungen	und	bestimmte	Lebensmittel	torpedieren.	Ohne
Deutschland	keine	Erweiterung,	welche	die	Türkei	in	der	wirtschaftlichen	Krise	dringend	braucht.

Wie	knapp	die	Türkei	bei	Kasse	ist,	merkten	die	Deutschen	im	Februar,	als	sowohl	der	türkische	Vizepremier	Șimşek	wie
auch	der	türkische	Ministerpräsident	Yildirim	in	Berlin	um	Tourismusförderung	und	Wirtschaftshilfen	nachfragten.	Das
wahre	Kräfteverhältnis	verhält	sich	umgekehrt	zur	Lautstärke.	Deutschland	ist	der	wichtigste	Exportmarkt	der	Türkei.	Die
Türkei	steht	auf	Platz	14	bei	den	deutschen	Ausfuhren.

Die	Bundesregierung	hat	also	einige	Instrumente	im	Arsenal,	aber	sie	weiß	auch,	dass	es	nicht	klug	wäre,	damit	im	Erdoğan-
Stil	öffentlich	zu	drohen.	In	Deutschland	könnte	nämlich	der	öffentliche	Druck	wachsen,	die	Instrumente	einzusetzen,	mit
unabsehbarem	Schaden	für	beide	Seiten.	Bei	Erdoğan	fragt	niemand	frech	nach,	warum	er	seine	vollmundigen	Drohungen
nicht	wahr	macht.	In	Deutschland	würden	Journalisten	sofort	die	Glaubwürdigkeitslücke	anprangern.

Das	ist	der	Unterschied	zwischen	Erdoğan	und	Merkel:	Der	eine	zieht	seine	Kraft	aus	wilden	Drohungen.	Die	andere	sucht
ihre	Stärke	beim	Deeskalieren.	Erdoğan	möchte	Merkel	dazu	bringen,	ein	Einreiseverbot	auszusprechen.	Das	wünscht	sich
auch	die	deutsche	Schluss-mit-der-Türkei-Fraktion,	vor	allem	am	rechten	und	linken	Rand,	von	wo	aus	alles	ganz	einfach
erscheint.	Käme	es	dazu,	könnte	Erdoğan	seinen	angekündigten	»großen	Aufstand«	proben	und	seine	Wählerschaft	gegen
Deutschland	mobilisieren.	Eine	Falle	für	Merkel.

Es	gibt	ein	Mittel,	wie	man	sie	umgeht.	Man	könnte	es	die	Donbass-Methode	nennen.	Rückblende	in	die	Ukraine	2014:	Als
Putin	seine	Truppen	in	den	ostukrainischen	Donbass	marschieren	ließ,	riefen	US-Politiker	laut	nach	Waffen	für	die	Ukrainer.
Der	große	Krieg	wäre	die	Folge	gewesen,	den	Putin	gewonnen	hätte,	weil	nur	er	zur	weiteren	Eskalation	bereit	war.	Merkel
aber	fing	an	zu	reden,	unermüdlich.	In	den	Minsker	Verhandlungen	wurden	die	Kriegsparteien	chloroformiert	und	der
Konflikt	eingedämmt.

Genauso	scheint	Merkel	jetzt	mit	Erdoğan	umzugehen:	den	Angriffen	ausweichen,	ruhig	erwidern,	aber	nicht	mit	gleicher
Münze	heimzahlen.

Dabei	hofft	sie,	dass	Erdoğans	taktische	Aggressionen	irgendwann	erlahmen,	spätestens	nach	dem	Referendum	im	April.	Das
könnte	passieren,	vor	allem	wenn	er	gewinnt.	Vielleicht	verliert	er	aber	auch	und	schlägt	noch	ärger	um	sich.	Dann	hätte	die
Methode	Merkel	versagt.
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Am	Dienstag,	unmittelbar	vor	seiner	Abreise	nach	China,	erschreckte	Tayyip	Erdoğan	noch	mal	eben	die	Weltöffentlichkeit.
»Unmöglich«	sei	es	geworden,	sagte	der	türkische	Präsident	auf	einer	Pressekonferenz,	den	Friedensprozess	mit	der
kurdischen	PKK	fortzusetzen.	Kurz	vorher	hatte	seine	Luftwaffe	kurdische	Stellungen	im	Nordirak	angegriffen,	ja	sogar	im
syrischen	Kobane	–	ausgerechnet	in	jener	Stadt	also,	aus	der	die	Kurden	unter	dem	Beifall	der	Weltöffentlichkeit	die
Terrortruppen	des	»Islamischen	Staats«	(IS)	verjagt	hatten.

Erdoğans	Vorstoß	war	wohlkalkuliert.	Zur	gleichen	Zeit	trat	der	Nato-Rat	zu	einer	von	der	Türkei	einberufenen	Sitzung
zusammen,	um	dem	Land	politische	Rückendeckung	im	Kampf	gegen	den	IS	zu	geben.	Über	die	jüngsten	Luftangriffe	auf	die
Kurden	im	Irak	und	in	Syrien	hingegen	verlor	das	Militärbündnis	kein	offizielles	Wort.	Sie	werden	also	geduldet.	Auch	wenn
zuvor	einige	Bündnispartner	wie	Deutschland	zur	Mäßigung	geraten	hatten.

Der	2013	mit	der	PKK	vereinbarte	Waffenstillstand	ist	damit	zerrissen.	Und	die	Türkei	hat	sich	in	die	paradoxe	Situation
begeben,	sowohl	den	IS	als	auch	dessen	härtesten	Gegner	zu	bekämpfen	–	die	PKK	sowie	ihr	syrisches	Pendant,	die	PYD.

Die	syrischen	Kurden	hatten	in	den	vergangenen	Monaten	zusammen	mit	Rebellen	der	Freien	Syrischen	Armee	dem	IS
dermaßen	zugesetzt,	dass	bereits	über	eine	mögliche	Rückeroberung	von	Rakka	spekuliert	wurde,	der	faktischen	Hauptstadt
des	Kalifats.	Vorausgesetzt,	die	kurdisch-arabische	Koalition	würde	ausreichend	von	den	USA	und	der	Türkei	unterstützt.
Seitdem	Ankara	mit	amerikanischem	Einverständnis	kurdische	Stellungen	beschießt,	ist	es	damit	erst	einmal	aus.

Die	raue	Kriegswirklichkeit	wird	erweisen,	wie	unhaltbar	die	türkische	Position	auf	Dauer	ist.	Denn	wer	soll	die	von	Ankara
und	Washington	angestrebte	»IS-freie	Zone«	erobern	und	halten,	wenn	nicht	die	Kurden?	Mit	Kampfflugzeugen	allein	geht
das	nicht,	Bodentruppen	wiederum	wollen	weder	die	USA	noch	die	Türkei	nach	Syrien	entsenden;	die	groß	angekündigte
moderate	Rebellentruppe	schließlich,	die	unter	den	Fittichen	des	Pentagon	irgendwann	gegen	das	Kalifat	marschieren	soll,
besteht	bislang	bloß	aus	60	Mann.

Vor	den	jüngsten	türkischen	Attacken	auf	die	kurdischen	Stellungen	gab	es	durchaus	Hoffnung	auf	ein	Umdenken	in	Ankara.
Vor	allem	nach	dem	Selbstmordattentat	vom	20.	Juli.	Ihm	fielen	in	der	Grenzstadt	Suruç	32	Anhänger	einer	sozialistischen
Jugendbewegung	zum	Opfer,	die	in	der	syrischen	Stadt	Kobane	beim	Wiederaufbau	helfen	wollten.	Es	war	der	erste	Anschlag
in	der	Türkei,	den	die	Regierung	dem	IS	anlastete.	Nun	reihte	sie	sich	–	nach	langem	Zögern,	viel	internationaler	Kritik	und
Spekulationen	darüber,	ob	sie	die	Augen	vor	dem	IS	im	eigenen	Land	verschließe,	ja	ihn	gar	unterstütze	–	in	das	Bündnis
gegen	die	Dschihadisten	ein.	Endlich	griffen	türkische	Luftwaffe	und	Artillerie	syrische	IS-Stellungen	an,	endlich	gestattete
Ankara	der	US-Luftwaffe,	von	der	Basis	Incirlik	aus	Angriffe	gegen	den	IS	zu	fliegen.

Damit	ist	die	Türkei	Teil	der	Anti-IS-Koalition	geworden.	Und	schwächt	sie	doch	zugleich,	indem	sie	gegen	die	Kurden
kämpft.	Wie	um	alles	in	der	Welt	kommt	dieses	Paradox	zustande?	Die	Antwort	ist	bitter:	aus	Gründen	der	Innenpolitik.

Über	sein	Motiv	hatte	Erdoğan	schon	einmal	Auskunft	gegeben:	»Wir	werden	es	niemals	zulassen,	dass	an	unserer	Grenze	im



Süden,	im	Norden	Syriens,	ein	kurdischer	Staat	gegründet	wird.	Koste	es,	was	es	wolle.«	So	kommentierte	das
Staatsoberhaupt	vor	vier	Wochen	den	Erfolg	kurdischer	Einheiten,	die	–	von	der	US-Luftwaffe	unterstützt	–	den	IS	aus	der
syrischen	Stadt	Tal	Abjad	verdrängt	hatten.

Erdoğans	Äußerung	brachte	auf	den	Punkt,	wie	seine	Regierung	über	die	Veränderungen	in	der	Region	denkt.	Während	der
Bürgerkrieg	Syrien	zerfleischte,	gelang	es	den	Kurden	in	dessen	Norden	im	Winter	2013/14	nämlich,	ein	großes	Gebiet	unter
ihre	Kontrolle	zu	bringen.	Sie	nannten	es	»Rojava«	und	etablierten	dort	eine	Selbstverwaltung,	an	der	alle	ethnischen
Gruppen	teilhaben	sollten.	Ausgerechnet	die	Kurden,	diese	ewigen	Verlierer	im	Nahen	Osten,	als	einziges	großes	Volk	in	der
Zeit	der	Staatengründungen	1919	bis	1932	leer	ausgegangen	und	über	lange	Zeit	hinweg	unterdrückt,	hatten	auf	einmal	ein
Stück	der	Landkarte	neu	gezeichnet.	Von	nun	an	galt	Rojava,	das	aus	den	Kantonen	Afrin,	Kobane	und	Cizre	besteht,	als	das
sicherste	Gebiet	im	Kriegsland	Syrien.

Bis	der	IS	nach	Kobane	vorrückte.	Im	Herbst	2014	schaute	die	ganze	Welt	wochenlang	auf	diese	kleine	Stadt,	deren	Namen
vorher	wohl	die	wenigsten	jemals	gehört	hatten,	und	verfolgte	den	Kampf	der	Kurden	gegen	den	IS.

Besonders	eine	Hauptstadt	schaute	aufmerksam	hin,	als	sich	abzeichnete,	dass	die	Kurden	dem	IS	standhalten	würden.	Wenn
den	Regierungsvertretern	in	Ankara	nicht	vorher	schon	angesichts	der	einen	oder	anderen	Flagge	in	kurdischen	Farben	oder
mit	dem	Konterfei	des	PKK-Führers	Abdullah	Öcalan	an	der	syrisch-türkischen	Grenze	mulmig	wurde,	dann	spätestens	jetzt.
Denn	so	sah	es	nun	aus:	Die	Kurden	waren	die	Helden,	Kobane	war	ihr	Symbol	und	die	türkische	Regierung	mit	all	ihren
Panzern	an	der	Grenze	nur	ein	untätiger	Zuschauer	ohne	Plan.

Womöglich	hatte	die	Regierung	darauf	gehofft,	dass	die	militanten	Islamisten	und	Kurden	einander	neutralisierten.	Die
Kurden	halten	die	Islamisten	von	der	türkischen	Grenze	fern,	die	Islamisten	dämmen	die	kurdischen	Autonomiebestrebungen
in	Rojava	ein	–	so	war	wohl	das	Kalkül.	Nur	ging	es	nicht	auf.	Stattdessen	wurden	die	Kurden	stark	und	stärker,	und	der	IS
trug	den	Krieg	mit	dem	Anschlag	von	Suruç	auf	türkisches	Territorium.	Anstatt	auf	beiden	Spielfeldern	zu	gewinnen,	verlor
Ankara	auf	beiden	gleichzeitig.

Auf	Kobane	folgte	Tal	Abjad.	Mit	der	Eroberung	dieser	Grenzstadt	war	das	ewig	staatenlose	Volk	der	Kurden	dem	schon
deutlich	näher	gekommen,	was	»kurdischer	Korridor«	genannt	wird:	ein	Streifen	vom	äußersten	Nordosten	Syriens	westwärts
hinunter	zum	Mittelmeer.	Nach	der	Einnahme	Tal	Abjads	war	ein	großes	Loch	dieses	Korridors	gestopft.

In	Ankara	wuchs	die	Nervosität.	Diese	Kurden	schienen	unaufhaltsam	zu	sein.	Und	das	nach	der	Wahl	im	Juni,	bei	der
erstmals	die	prokurdische	Partei	HDP	ins	türkische	Parlament	gewählt	wurde	–	mit	dem	Versprechen,	nicht	nur	die	Interessen
der	Kurden	zu	vertreten,	sondern	eine	demokratische	Partei	für	die	gesamte	Türkei	zu	sein.	Noch	dazu	eine	Partei,	die
Erdoğans	Wunsch	entgegentritt,	ein	Präsidialsystem	zu	errichten,	das	ihm	als	Staatsoberhaupt	mehr	Macht	zusprechen	würde.

Natürlich	machte	sich	die	HDP	sofort	stark	für	Kobane	und	die	Sache	der	Kurden	in	Syrien.	Zugleich	versprach	sie,	alles
dafür	zu	tun,	dass	der	in	der	Türkei	populäre	Friedensprozess	zwischen	der	türkischen	Regierung	und	den	Kurden	fortgesetzt
werde.	Etwas	perplex	sprach	der	Staatspräsident	jetzt	davon,	dass	es	gar	kein	Kurdenproblem	gebe.

Die	Kurden	waren	stark	geworden,	nicht	nur	in	Syrien,	nicht	nur	vor	den	Augen	der	Weltöffentlichkeit,	sondern	auch	im
Inneren	der	Türkei.	Sie	waren	mit	der	HDP,	diesem	Zusammenschluss	kurdischer	und	linker	türkischer	Gruppen,	auch	für
Nichtkurden	wählbar	geworden	und	hatten	Anteil	daran,	dass	Erdoğans	Regierungspartei	AKP	zehn	Prozentpunkte	verlor	–
was	eine	Sensation	war,	hatte	die	AKP	doch	zuvor	ihren	Stimmenanteil	von	Wahl	zu	Wahl	immer	nur	gesteigert.	Solche
Demütigung	wird	nicht	vergessen.

Und	Erdoğans	Partei	hat	ein	Mittel	in	der	Hand,	das	sie	nun	wieder	hervorholt:	die	Nähe	der	HDP	zur	PKK.	Es	ist	kein



Geheimnis,	dass	da	eine	Beziehung	besteht.	Über	die	PKK	sagte	der	HDP-Chef	Selahattin	Demirtaş	vor	Kurzem	in	einem
Interview	mit	der	ZEIT:	»Das	ist	die	politische	Bewegung,	aus	der	ich	komme.«	So	viel	unerschrockene	Offenheit	ist	keine
Selbstverständlichkeit	in	der	Türkei.	Denn	dass	die	HDP	nicht	nur	als	parlamentarisches	Pendant	der	PKK,	sondern	auch	als
ein	Motor	der	Integration	der	Kurdenbewegung	in	der	türkischen	Politik	verstanden	werden	kann,	erschließt	sich	nicht
unbedingt	jenen,	die	in	diesem	Konflikt	nur	Freund	oder	Feind	kennen.

Am	vergangenen	Dienstag	brachte	Erdoğan	die	Aufhebung	der	Immunität	von	HDP-Abgeordneten	wegen	ihrer	PKK-Nähe
ins	Spiel.	Sein	Premierminister	Davutoğlu	forderte	von	der	HDP,	sie	müsse	sich	endlich	entscheiden:	zwischen	Gewalt	und
Frieden.	Nun	stimmt	es	zwar,	dass	es	der	HDP	nicht	gelingt,	sich	selbstkritisch	mit	ihrer	PKK-Nähe	auseinanderzusetzen.
Dennoch	enthält	die	Regierungspropaganda	einen	gewissen	Widerspruch,	um	nicht	zu	sagen	Heuchelei:	Denn	just	mithilfe
der	HDP	hat	die	Regierung	seit	drei	Jahren	mit	dem	PKK-Anführer	Abdullah	Öcalan	über	eine	Lösung	des	Konflikts
verhandelt.	Die	prokurdische	Partei	fungierte	als	Vermittler	und	durfte	regelmäßig	eine	Delegation	zum	Kurdenführer	auf	die
Gefängnisinsel	İmralı	schicken.	Es	gab	gemeinsame	Pressekonferenzen	mit	Regierungsvertretern,	auf	denen	Verlautbarungen
des	Staatsfeindes	Öcalan	verlesen	wurden.

Ihn	in	die	Verhandlungen	einzubeziehen	war	damals	eine	kluge	und	mutige	Entscheidung	der	Regierung,	denn	ohne	Öcalan
ist	dieser	schon	30	Jahre	währende	Konflikt,	der	40	000	Menschenleben	forderte,	nicht	zu	lösen.	Doch	offenbar	sind	der
Regierung	die	Kurden	zuletzt	zu	stark	geworden.	Seit	geraumer	Zeit	klagt	die	HDP-Verhandlungsdelegation,	dass	sie	nicht
mehr	zu	Öcalan	vorgelassen	werde.

Stattdessen	schießt	sich	die	Regierungspartei	auf	die	HDP	ein.	Wieder	ist,	wie	schon	am	Wahlabend,	von	Neuwahlen	die
Rede.	Der	Grund	liegt	auf	der	Hand:	Indem	der	Staat	einen	klaren	Frontverlauf	herstellt,	könnte	er	den	Punktgewinn	der	HDP
wieder	zunichtemachen.	Zwar	will	die	türkische	Gesellschaft	den	Friedensprozess	mit	den	Kurden	–	sollte	sich	aber	eine
Regierung	dazu	entschließen,	gegen	die	bewaffnete	PKK-Truppe	vorzugehen,	kann	sie	gleichwohl	sicher	sein,	von	weiten
Teilen	der	Bevölkerung	unterstützt	zu	werden.	Diesen	Feind	kennt	man	schließlich	seit	30	Jahren	allzu	gut,	anders	als	den	IS,
den	man	kaum	begreifen	kann.	Der	Kurdenkonflikt	ist	konkret,	seinetwegen	durchlebt	jede	Mutter,	jeder	Vater	schlaflose
Nächte,	wenn	der	Sohn	den	Wehrdienst	absolvieren	muss	und	dabei	womöglich	im	Osten	bei	Anti-Terror-Operationen
eingesetzt	wird.

Eine	entschlossene	Regierung,	stark	und	autoritär,	die	für	die	nationale	Sicherheit	kämpft:	Da	gehen	die	meisten	Türken	mit,
ob	Anhänger	der	AKP	oder	nicht.	Zumal	die	andere	Seite	ebenfalls	in	die	alten	Reflexe	zurückfällt.	Darauf	deuten	neuerliche
Hinrichtungen	von	Polizisten	hin,	Anschläge	auf	türkische	Soldaten,	Entführungen,	Wegelagerei.	Zu	einigen	dieser
Verbrechen	bekennt	sich	die	PKK,	zu	anderen	nicht.

Zwischen	diesen	Fronten	wird	die	HDP	zerrieben.	Die	AKP	verlangt	von	ihr,	die	PKK	zu	entwaffnen	–	was	nicht	einmal	die
zweitgrößte	Nato-Armee	in	30	Jahren	Konflikt	geschafft	hat.	Er	könne	den	lieben	langen	Tag	von	Entwaffnung	reden,	sagte
der	HDP-Chef	Demirtaş	kürzlich,	aber	entschieden	werde	das	von	Öcalan.	Prompt	protestierte	das	PKK-Hauptquartier	gegen
derlei	Einmischungen.

Indem	sich	die	Regierung	und	die	PKK	wieder	in	diesen	Konflikt	stürzen,	begeben	sie	sich	einer	historischen	Chance.	Denn
wen	gäbe	es	sonst	derzeit	als	Partner	der	Türken	außer	ihrem	wohlbekannten	Gegenspieler?	Die	meisten	Länder	in	der
Region	kommen	dafür	nicht	infrage.	Andererseits	ist	die	Türkei	wahrlich	stark	genug,	um	mit	den	Kurden	als	Bündnis-	und
Geschäftspartnern	umzugehen.	Beispiel	Nordirak:	Dort	hat	sich	de	facto	ein	Kurdenstaat	gebildet,	und	die	türkische	Nation
besteht	immer	noch.	Er	gefährdet	sie	nicht.	Im	Gegenteil,	sie	braucht	ihn	für	den	Kampf	gegen	den	IS.

Klug	wäre	es,	ginge	die	Türkei	jetzt	auf	die	politische	Partei	der	Kurden	zu.	Das	würde	deren	gemäßigte	Strömung	stärken.



Und	irgendwann	könnte	der	militärische	Arm	der	PKK	überflüssig	werden,	der	momentan	so	viel	Zulauf	haben	soll	wie	lange
nicht	mehr.	Eine	solche	Kurdenpolitik	wäre	im	recht	verstandenen	Interesse	der	Türkei.

Umso	wichtiger,	ihr	das	mit	Nachdruck	zu	sagen,	und	zwar	so,	dass	auch	die	türkische	Öffentlichkeit	es	hört.	Gewiss,	die
Aufgabe	der	Nato	war	das	nicht,	die	musste	Solidarität	zeigen.	Aber	dass	die	in	der	Nato	verbreitete	Kritik	am	harten
antikurdischen	Kurs	Erdoğans	ins	informelle	Beiprogramm	rutschte,	war	keine	diplomatische	Glanzleistung.	Schließlich	sind
alle	Mitgliedsstaaten	am	Niederringen	des	IS	interessiert.
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miterlebt	haben	(u.a.	von	Klaus	Harpprecht	und	von	den	ehemaligen	ZEIT-Chefredakteuren	und	-Herausgebern	Marion
Gräfin	Dönhoff	und	Theo	Sommer).	

Dieses	E-Book	ist	die	digitale	Version	der	allerersten	ZEIT	GESCHICHTE-Ausgabe,	die	2005	anlässlich	des	60.	Jahrestags
des	Kriegsendes	erschienen	ist.	Auch	10	Jahre	später	ist	sein	Inhalt	noch	immer	aktuell.	Beindruckend	sind	vor	allem	die
zahlreichen	Zeitzeugen-Erinnerungen.	Ein	Grund	für	uns,	diese	längst	vergriffene	Ausgabe	noch	einmal	zu	veröffentlichen.
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Terroranschläge	im	Namen	Allahs	und	massenhaft	nach	Europa	geflüchtete	Muslime	schüren	in	Deutschland	Angst	vor	dem
Islam.	Manche	sehen	in	ihm	eine	von	Grund	auf	gewaltsame	Glaubensrichtung,	die	nicht	in	die	westliche	Kultur	integriert
werden	kann.	Auf	der	anderen	Seite	beteuern	Muslime	und	Nicht-Muslime,	dass	die	Terroristen	nichts	mit	dem	Islam	gemein
haben	und	die	Religion	missbrauchen.

Friedfertiger	Glaube	oder	Quelle	blutiger	Gewalt	–	wo	steht	der	Islam?	Siebzehn	ausgewählte	Artikel	und	Interviews	aus	der
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und	was	dieser	Ideologie	entgegengesetzt	werden	muss,	berichten	über	die	innerislamischen	Debatten,	üben	Kritik	an	der
aktuellen	Lesart	des	Korans,	und	fragen	immer	wieder:	(Wie)	ist	der	Islam	reformierbar?

Erhalten	Sie	einen	Überblick	über	eine	oft	missverstandene	Religion	und	lesen	Sie,	was	sich	aus	muslimischer	Sicht	im	Islam
ändern	muss,	um	weiteren	Terror	zu	verhindern.
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